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29 Das Geſetz zur Durchführung des Vierjahresplaus vom 
= Okt. 1936 hat den Reichskommiſſar für die Preisbildung 
En Preisfeſtſetzung und überwachung für Güter und Lei⸗ 
5 jeder Art beſtellt, insbeſondere für alle Bedürfniſſe 
ER täglichen Lebens, für die laudwirtſchaftliche, gewerbliche 
m Möuftrielfe Erzeugung, für den Verkehr mit Gütern und 
* jeder Art und für ſonſtige Entgelte. Auf Grund 
193 im dieſem Geſetz erteilten Ermächtigung iſt am 26. Nov. 
36 die VO. über das Verbot von Preiserhöhungen ergangen. 
ed find Preiserhöhungen für alle oben erwähnten Güter 
Tai Leiſtungen mit Rückwirkung vom 18. Okt. 1936 verboten. 
arte) die PreisſtopVD. für alle Güter, d. h. für alle Waren 
und iſt in allen Bevölkerungskreiſen bekannt. Die Erzeuger 
en Verbraucher haben ſich inſoweit auf die PreisſtopVO. 
nn ei. Dagegen iſt bisher nicht allgemein bekannt, in 
reg Umfang auch alle Leiſtungen der Preisftop®D. unter⸗ 


wird Was im einzelnen unter Leiſtungen zu verſtehen iſt, 
ſpri im Geſetz nicht näher geſagt. Der Begriff Leiſtung ent⸗ 
Irak hier ſicherlich nicht dem umfaſſenderen im §241 BGB., 
wehr bedeutet „Leiſtung“ im Sinn der Preisſtop VO. alles 
Als was im Gegenſatz zu den Gütern, alſo den Waren ſteht. 
ſolche Leiſtung kommt in Frage alles, was Gegenſtand 
zer, Werkverträgen fein kann, insbeſondere die Güter⸗ und 
Sein enbeförberung, ferner Mieten und Pachten, kulturelle 
(ungen, z. B. Theater, Konzerte, Zeitungsanzeigen, Dar⸗ 
Hen u. a. m. 
2 Außer den Leiſtungen find in 8 1 Preisſtop VO. noch be⸗ 
dier ers alle ſonſtigen Entgelte erwähnt. Unter „Entgelte“ ſind 
grif alle Gegenleiſtungen zu verſtehen, die nicht unter den Be⸗ 
au Preis fallen. Der Ausdruck Entgelte ift hier in einem 
dort n Sinne zu verſtehen als etwa in 8 160 RVO. Während 
Neb als Entgelt in erſter Linie Gehalt und Lohn ſowie alle 
Prettbezüge bezeichnet werden, bedeutet Entgelt im Sinne der 
ober bildung alles das, was eine Gegenleiſtung für eine Ware 
ſolch eine Leiſtung iſt. Die wichtigſten Fälle der Entgelte ſind 
Leist Gegenleiſtungen, welche im Austauſch gegen eine andere 
fein ag erfolgen. Sei es, daß beide Leiſtungen durch gegen⸗ 
Leif Vertrag verſprochen werden, ſei es, daß die Gegen⸗ 
er Rach Bedingung für die Leiſtung iſt. Das Entgelt iſt in 
aus tegel ein Vermögensvorteil, durch welchen die Zuwendung 
geglichen werden ſoll. 
Si Inter ſolche Entgelte fallen beiſpielsweiſe die Verſiche⸗ 
vaten prämien, Beiträge zu Vereinen, Körperſchaften des pri⸗ 
—— und öffentlichen Rechts, auch der Partei und ihren 
it es ganifationen, Gebühren, Kurtaxen uſw. Im einzelnen 
Falle nicht leicht, den Kreis genau abzugrenzen. In jedem 
Zett aber das Entgelt eine Gegenleiſtung voraus. 
hälter aſich fallen unter die Entgelte auch Löhne und Ge⸗ 
nicht 5 Indeſſen unterliegen gerade dieſe wichtigen Entgelte 
e Einwirkung des Reichskommiſſars für die Preis⸗ 
geſeglich Gemäß 81 des Gef. v. 29. Okt. 1936 bleiben die 
der hen Vorſchriften über die Überwachung und Geſtaltung 
öhne und Gehälter, im beſonderen die Vorſchriften des 


Arb OG., unberührt. Es iſt nicht zu verkennen, daß dieſe Aus⸗ 
nahmebeſtimmung einen weſentlichen Teil der Preisgeſtaltung 
anderen Stellen überträgt. Es iſt deshalb Vorſorge getroffen, 
daß im Falle von Gehaltserhöhungen engſte Fühlung mit den 
Preisbildungsſtellen genommen wird. 

Nicht unter die Entgelte fallen weiter die Steuern. 
Steuern ſind einmalige oder laufende Geldleiſtungen, die nicht 
eine Gegenleiſtung für eine beſondere Leiſtung darſtellen 
(51 RAbgO.). Dies gilt ohne Einſchräukung für die direkten 
Steuern, und zwar ſowohl für ſtaatliche als für kommunale 
Steuern. Grundſätzlich gilt dies auch für indirekte Gemeinde⸗ 
ſteuern. Da dieſe jedoch, inſoweit fie Verbrauchsſteuern find 
(Gemeindebierſteuer, Gemeindegetränkeſteuer, Vergnügungs⸗ 
ſteuer), auf den Verbraucher abgewälzt zu werden pflegen, 
kann ihre Erhöhung Einfluß auf die Preisgeſtaltung haben. 
Deshalb hat ſich der Preiskommfſſar inſoweit eine Mitwirkung 
vorbehalten. 

Nicht unter die Steuern fallen dagegen die Gebühren und 
Beiträge. Sie ſind ihrem Weſen nach Entgelte für beſondere 
Leiſtungen oder beſondere Vorteile und unterliegen daher der 
VO. über das Verbot von Preiserhöhungen. Anträge auf 
Einführung oder Erhöhung von Gebühren und Beiträgen ſind 
daher den zuſtändigen Preisbildungsſtellen zur Entſcheidung 
vorzulegen. Das Verbot der Preiserhöhung gilt namentlich 
auch für die Entgelte, die die Gemeinden als Träger von 
Verſorgungsbetrieben fordern, und zwar gleichgültig, ob das 
Entgelt auf privatrechtlicher (Preis) oder auf öffentlich⸗recht⸗ 
licher Grundlage (Gebühr) geſchuldet wird. 

Hinſichtlich der oben genannten Leiſtungen und Entgelte 
ſind gemäß 8 2 des Geſ. v. 29. Okt. 1936 alle bisher anderen 
oberſten Reichsbehörden auf dem Gebiete der Genehmigung, 
Feſtſetzung, Überwachung oder Bildung von Preiſen und Ent⸗ 
gelten zugewieſenen Aufgaben und Befugniſſe auf den Reichs⸗ 
kommiſſar für die Preisbildung übergegangen. Er iſt daher 
für alle dieſe Aufgaben zuſtändig. Alle ohne ſeine Mitwirkung 
ergehenden Anordnungen ſind mithin ungeſetzlich. Da indeſſen 
die Preisregelung allein in vielen Fällen nicht aus dem ge⸗ 
ſamten Kreis der damit zuſammenhängenden wirtſchaftlichen 
Vorgänge herausgeriſſen werden kann, iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daß alle Maßnahmen des Reichskommiſſars für die Preis- 
bildung in engſter Fühlungnahme mit denjenigen oberſten 
Reichsbehörden erfolgen, denen bisher die betreffenden Auf⸗ 
gaben und Befugniſſe zugewieſen waren. . 

Es bedarf keiner näheren Begründung, daß die Preis⸗ 
überwachung und Preisbildung auf dem Gebiete der Leiſtungen 
und Entgelte genau die gleiche Bedeutung hat wie auf dem 
Gebiet der Güter und Waren. Ebenſo wie dem Kaufmann ver⸗ 
boten wird, ſeine Preiſe für ſeine Erzeugniſſe zu erhöhen, muß 
er davor bewahrt werden, daß andere Stellen ihre Entgelte 
erhöhen. Für den einzelnen Volksgenoſſen iſt es genau fo 
drückend, wenn er für ſeine Kleidung oder ſeine Lebensmittel 
höhere Preiſe zahlen muß, wie wenn etwa ſeine Miete oder 
ſeine Verſicherungsprämie erhöht wird. Aus dieſem Grunde 
hat der Reichskommiſſar für die Preisbildung auch der Be⸗ 
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arbeitung der Entgelte ſowie der Preisbildung für Leitungen 
jeder Art ſeine beſondere Aufmerkſamkeit gewidmet. Im ein⸗ 
zelnen unterliegen der Preisüberwachung insbeſondere fol⸗ 
gende Gebiete: 


I. Verkehr 

a) Frachten. 

Von entſcheidendem Einfluß auf die Warenpreiſe ſind die 
Frachten. Es muß daher mit allen Mitteln dahin geſtrebt 
werden, jede Art von Frachterhöhung zu vermeiden. Das Be⸗ 
ſtreben des Reichskommiſſars für die Preisbildung geht weiter 
dahin, nach Möglichkeit eine Herabſetzung der Transportkoſten 
zu erreichen. Dies gilt ſowohl hinſichtlich der Eiſenbahnfrachten 
wie auch hinſichtlich der Schiffsfrachten. Allerdings ſind die 
Schiffsfrachten und Paſſagen gemäß IV der 1. AV. v. 30. Nov. 
1936 vorläufig von der PreisſtopVO. ausgenommen. Hierbei 
ſei bemerkt, daß ſich die Einſchränkung im 2. Halbſatz „die 
auf zwiſchenſtaatlichen Verträgen beruhen“ nicht auf die 
Schiffsfrachten und Paſſagen beziehen und daß unter die 
Schiffsfrachten ſowohl die See⸗ und Binnenſchiffsfrachten fallen. 
Das bedeutet aber nicht, daß ihre Überwachung der Zuſtändig⸗ 
keit des Reichskommiſſars für die Preisbildung entzogen iſt. 
Vielmehr hat der Reichskommiſſar für die Preisbildung überall 
da eingegriffen, wo eine unbillige Erhöhung der Schiffsfrachten 
erfolgt iſt. Endlich unterliegen der Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
kommiſſars für die Preisbildung auch die Beförderungsentgelte 
im gewerblichen Güterkraftfahrzeugverkehr und im Fuhrverkehr. 

b) Perſonenverkehr. 

Auch die Beförderungsſätze des Perſonenverkehrs dürfen 
über den Stand vom 18. Okt. 1936 nicht erhöht werden. Für 
denjenigen, der auf die Benutzung von Beförderungsmitteln 
angewieſen iſt, bedeutet eine auch noch ſo geringe Erhöhung 
der Fahrpreiſe eine erhebliche Belaſtung, die nach Möglichkeit 
vermieden werden muß. Auch bei dem Perſonenverkehr mit 
Kraftfahrzeugen iſt der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
beſtrebt, eine Erhöhung der Beförderungsſätze zu vermeiden. 
Allerdings hat die Erhöhung der Mineralölſteuer ſowie die 
Einführung der Beförderungsſteuer preiserhöhend gewirkt. 
Aus grundſätzlichen Erwägungen hat indeſſen der Reichs⸗ 
kommiſſar für die Preisbildung ſich nicht damit einverſtanden 
erklärt, daß dieſe Steuer generell auf die Abnehmer abgewälzt 
werden darf, vielmehr hat der Unternehmer nach Möglichkeit 
durch Einſparung an anderer Stelle eine Ermäßigung ſo weit 
durchzuführen, daß ſie in der Wirkung die durch die Steuer 
notwendige Preiserhöhung ausgleicht. Nur da, wo es zur 
Aufrechterhaltung der Wirtſchaftlichkeit des Betriebes unbedingt 
notwendig iſt, find die Unternehmer ermächtigt, Tarif⸗ 
erhöhungen vorzunehmen, die ſich aber ſtets im Rahmen der 
tatſächlich zu zahlenden Steuern halten müſſen. 

c) Spedition und Lagerei. 

Auch für die Sätze der Spediteure und Lagerhalter ſowie 
die der anderen Hilfsgewerbe des Verkehrs iſt der Reichs⸗ 
kommiſſar für die Preisbildung zuſtändig. Auch ſie unterliegen 
der PreisſtopV O. und dürfen in keiner Weiſe ihre Tarife und 
ſonſtigen Bedingungen erhöhen bzw. verändern. Solche Ver⸗ 
handlungen haben insbeſondere ſtattgefunden mit den Spe⸗ 
diteuren in Hamburg, Bremen und Stettin. 


II. Mieten und Pachten 


Ein wichtiges Gebiet der Leiſtungen und Entgelte iſt die 
Miet⸗ und Pachtpreisbildung. Die Miete iſt lebensnotwendig 
für jeden Volksgenoſſen, ſie bildet einen erheblichen Beſtand⸗ 
teil der Aufwendungen, die jeder einzelne zu machen hat. Aus 
dieſem Grund hat der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
gerade dieſem Gebiet von vornherein feine beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit zugewandt. Bereits in der 1. AusfVO. find in 
Abſ. III Sonderbeſtimmungen für die Miete getroffen. Zweck 
dieſer Vorſchriften iſt auf der einen Seite, unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der bisherigen Beſtimmungen das Mietniveau vom 
18. Okt. 1936 auf jeden Fall beſtehen zu laſſen, andererſeits 
beſondere Härten für den Hauseigentümer zu vermeiden. Für 
die bisher dem R Mieth. noch unterliegenden Wohnungen ſind 
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die bisherigen Leiſtungen des AMiet®., die ſich bewährt haben, 
aufrechterhalten. Mit Rückſicht auf den noch immer herrſchen⸗ 
den Wohnungsmangel genügten die Vorſchriften dieſes Ge 
ſetzes indeſſen nicht. Aus dieſem Grunde iſt beſtimmt, daß die 
PreisſtopVO. auch auf alle übrigen Wohnungen und Geſchäfts⸗ 
räume Anwendung zu finden hat. Um indeſſen unnötige Härten 
zu vermeiden, iſt vorgeſehen, daß unter beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen ſolche Mieten, die erheblich unter dem normalen 
Mietniveau liegen, heraufgeſetzt werden können. Vorausſetzung 
hierfür iſt eine im Einzelfall zu erteilende Ausnahmegenehmi⸗ 
gung gemäß 8 3 PreisſtopVO. Dem Wunſche einzelner Stellen, 
inſoweit eine generelle Genehmigung zur Heraufſetzung zu 
erteilen, konnte aus grundſätzlichen Erwägungen nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden. Darüber hinaus erſchien es erforderlich, eine 
Reihe von Einzelbeſtimmungen zu erlaſſen, auf die im ein⸗ 
zelnen hier nicht eingegangen werden kann. Wegen der Be 
deutung der Mietpreisbildung iſt in kürzeſter Zeit mit einer 
eingehenden Neuregelung zu rechnen. 


III. Verſicherungen 

Daß auch die Verſicherungen, und zwar ſowohl die Sozial 
verſicherungen wie auch die privaten und öffentlich- rechtlichen 
Verſicherungen, unter die PreisſtopVO. fallen, kann keinem 
Zweifel unterliegen. Die Sozialverſicherung belaſtet den ein 
zelnen Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht unerheblich. s 
muß daher auch hier jede Beitragserhöhung vermieden werden. 
Das gleiche gilt von allen privaten und öffentlich- rechtlichen 
Verſicherungen, ſei es auf dem Gebiet der Kranken⸗, Haſt⸗ 
pflicht⸗, Feuer⸗ oder ſonſtigen Verſicherung. Wenn auch der 
Abſchluß einer Verſicherung nicht völlig vergleichbar iſt mit 
dem Kauf einer Ware, ſo kann gleichwohl das allgemeine 
Preisniveau durch Erhöhung von Verſicherungsprämien er⸗ 
heblich verändert werden. Allerdings iſt die Frage, ob eine 
wirkliche Erhöhung vorliegt, oder ob der erhöhten Prämie 
eine geſteigerte Leiſtung entſpricht, nicht immer leicht zu ent⸗ 
ſcheiden. Nur dann, wenn eine wirkliche Preiserhöhung vor⸗ 
liegt, wird ein Eingreifen des Reichskommiſſars für die Preis⸗ 
bildung erforderlich. Sowohl auf dem Gebiet der Sozial 
verſicherung als auf dem Gebiet der Privatverſicherung be⸗ 
ſtehen überdies feit langem Behörden, denen eine Aufſicht und. 
eine Kontrolle über die Verſicherungen übertragen ſind. Es 
bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß mit dieſen Behörden 
für alle etwa in Frage kommenden Preiserhöhungen ein Det 
trauensvolles Zuſammenarbeiten erforderlich iſt. Da inbejjen 
die Tätigkeit dieſer Behörden auch von anderen Geſichts 
punkten aus beſtimmt wird, iſt es nicht möglich, ihnen allein 
die Befugnis des Reichskommiſſars für die Preisbildung 8" 
übertragen. Es iſt alſo ausdrücklich feſtzuſtellen, daß die dieſe; 
Behörden geſetzlich übertragenen Aufſichtsrechte ſelbſtverſtäne⸗ 
lich nicht fortgefallen find; die Aufſicht iſt aber durch 115 
Geſ. v. 29. Okt. 1936 und die VO. v. 26. Nov. 1936 daht! 
ergänzt, daß bei Beitragserhöhungen und bei Leiſtungsherab 
ſezungen — dieſe find nach § 1 Abſ. 2 der VO. über dae 
Verbot von Preiserhöhungen v. 26. Nov. 1936 ebenfalls es 
Preiserhöhung anzuſehen — neben der Zuſtimmung der Au 
ſichtsbehörden auch eine Genehmigung des Reichskommiſſegg 
für die Preisbildung erforderlich iſt. Nach dem 18. Okt. 1% 0 
eingetretene Prämien⸗ und Beitragserhöhungen ſind hiernd 
auch dann ungeſetzlich und nichtig, wenn zwar die Genen 
gung der Aufjichtsbehörde erteilt iſt, aber eine Zuſtimmung 
des Reichskommiſſars für die Preisbildung nicht vorliegt. 1 

Es iſt das ernſteſte Beſtreben des Preiskommiſſars, 15 
Übereinſtimmung mit anderen zuſtändigen oberſten Reg 
behörden einen Weg zu finden, der es vermeidet, daß ee 
fcheidung exit nach endloſem Inſtanzenzug von der Auffall!! Ri 
einer Reihe ftaatlicher Stellen abhängig gemacht wird; it 
muß vielmehr unbedingt angeſtrebt werden, die Gefahr 3° 
licher Verzögerung zu vermeiden. 1 

Im Zusammenhang mit den Verſicherungsfragen m 0 
die Gebühren der Arzte, Apotheker und Pflegeanſtalten. Es 
hier wird ſtändig eine Kontrolle ſeitens des Reichskommiſſar⸗ 
für die Preisbildung ausgeübt, um eine Erhöhung der lts⸗ 
laſtungen der Krankenkaſſen und damit des einzelnen Vol! 
genoſſen zu verhindern. 
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IV. Bank⸗ und Börſenweſen 

5 Zu den Entgelten, die der Überwachung und Geſtaltung 
es Reichskommiſſars für die Preisbildung unterliegen, ge- 
nen auch die Entgelte für Kapitalnutzung, alfo Zinſen und 
Mootfionen, ebenſo die als Entgelte für Leiſtungen im Kredit⸗ 
erkehr berechneten Proviſionen und Gebühren. In der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Volkswirtſchaft iſt die von der liberaliſtiſchen 
Untſchaftstheorie der Zinspolitik zugewieſene Aufgabe, den 
„ang der Geld⸗ und Kreditmenge innerhalb der Volks⸗ 
Alſchaft zu beſtimmen und dadurch indirekt auf die Preis⸗ 
gestaltung einzuwirken, völlig in den Hintergrund getreten. 
Inſolgedeſſen hat der Zinsſatz gegenwartig in Deutſchland 
4 wiegend die Bedeutung eines Koſtenfaktors. Wirtſchafts⸗ 
Politijch erſtrebenswert iſt alſo ein möglichſt niedriger Zins⸗ 
uß. Nachdem die überhöhten Zinsſätze in den letzten Jahren 
Be eine Reihe wohlberechneter Maßnahmen der Reichs⸗ 
Mierung und der Reichsbank auf ein wirtſchaftlich tragbares 
eo geſenkt wurden, iſt ihre Bedeutung für die Unkoſten⸗ 
fü unn im allgemeinen weſentlich zurückgegangen. Dadurch 
Bo die dem Reichskommiſſar für die Preisbildung auf dem 
„ebiete der Kreditkoſten obliegenden Aufgaben beträchtlich er⸗ 
htert worden. Hinzu kommt, daß große Teilgebiete des 
2 5 und Kapitalmarkts bereits anderen ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
Bhürden unterſtellt ſind, und daß in weitem Umfang geſetzliche 
orſchriften über die Berechnung von Zinſen und Proviſionen 
aſſen worden ſind. Soweit ſich im Bereich des organiſierten 
3 und Kapitalmarktes für den Reichskommiſſar für die 
deisbildung Veranlaſſung bietet, preisgeſtaltend einzugreifen, 
* dies im Einvernehmen mit den in Betracht kommen⸗ 
en Aufſichtsbehörden tun. 

V. Leiſtungen und Entgelte auf kulturellem 

Gebiet 

ing; Der Bereich der „kulturellen Leiſtungen“ erſtreckt ſich 
bie beſondere auf alle Leiſtungen und Entgelte auf dem Ge⸗ 
a des Theater⸗, Film⸗, Muſik⸗, Rundfunk-, Preſſe⸗ und 
, üchereiweſens, ſowie der Muſeen. Es gehören ſomit hierzu 
8 die Leihgebühren für Notenmaterialien für Opern⸗ und 
er ettenaufführungen. Das gleiche gilt für die Filmverleih⸗ 
11 ühren. Ebenſo bedürfen Erhöhungen der Lizenzgebühren 
8 Aufführungsrechte in Konzerten, im Rundfunk oder bei 
n eren öffentlichen muſikaliſchen Veranſtaltungen der Ge⸗ 
für nigung auf Grund der PreisſtopVO. Auch die Lizenzen 
d Patente z. B. bei Rundfunkgeräten fallen hierunter. Für 


ber „Serbraucher‘ iſt in dieſem Rahmen die Regelung der 


Tre en Theatern, Kinos, Varietebühnen, Mufeen uſw. ge- 
en Eintrittspreiſe von befonderer Bedeutung. Auf dem 
9 des Preſſeweſens nehmen vor allem die Bezugs⸗ und 
Raseigenpreiſe der Zeitungen und Zeitſchriften einen weiten 
n ein. Bezüglich des Büchereiweſens ſeien die Gebühren 
Leihbüchereien und Leſezirkel erwähnt. 
Ursor er früheren, durch einen ungeſunden Wettbewerb ver⸗ 
ſachten Vielgeſtaltigkeit und Willkür der Preisbildung auf 


dem Gebiete des kulturellen Lebens iſt im weſentlichen bereits 
durch die Bemühungen der einzelnen der Reichskulturkammer 
angeſchloſſenen Sonderkammern ein Ende gemacht worden. 
Die Theater⸗, Film⸗, Muſik⸗, Rundfunk⸗, Preſſe⸗ und Schrift⸗ 
tumskammer ſowie die Kammer für die bildenden Künſte haben 
auf Grund der ſtraffen organiſatoriſchen Zuſammenfaſſung 
ihrer Mitglieder für eine volkswirtſchaftlich wünſchenswerte 
und einheitliche Preisgeſtaltung, ſoweit dieſe in Dingen der 
Kultur überhaupt möglich iſt, wertvolle Arbeit leiſten können. 
Bei der Erledigung der dem Reichskommiſſar für die Preis⸗ 
bildung geſtellten Aufgaben ſind deshalb die einzelnen Kultur⸗ 
kammern einſchl. des Propagandaminiſteriums, dem ſie unter⸗ 
ſtehen, die gegebenen Mitarbeiter. Vor allem wird dieſe Mit⸗ 
arbeit von Wert fein, wenn Umgehungen der PreisſtopVO. zu 
verhindern ſind, die zuweilen in der Weiſe verſucht werden, 
daß man ohne vorherige Zuſtimmung der Preisbildungsſtellen 
oder des Reichskommiſſars vorgenommene Preiserhöhungen 
damit begründet, es handele ſich um eine neue Leiſtung, auf 
die die PreisſtopV O. nicht anzuwenden ſei und für die vor 
dem 18. Okt. 1936 ein vergleichbarer Preis nicht beſtanden 
habe. Es iſt nicht zu verkennen, daß für kulturelle, künſtleriſche 
Leiſtungen die Feſtſetzung eines „Preiſes (Entgeltes)“ gewiſſe 
Schwierigkeiten bereitet. Gleichwohl laſſen ſich aber auch hier⸗ 
für, wie bereits die Erfahrung gelehrt hat, allgemeine Richt⸗ 
linien, Anhaltspunkte und Vergleichsſätze finden. 


VI. Beiträge 

Ein wichtiges Gebiet der Entgelte ſind endlich die Bei⸗ 
träge. Es iſt nicht zu verkennen, daß das Bruttoeinkommen 
jedes Volksgenoſſen, abgeſehen von Steuern und Verſiche⸗ 
rungen, ſehr belaſtet wird durch Abzüge für Berufsverbände, 
Parteiorganiſationen und deren Gliederungen. Jede Erhöhung 
dieſer Beiträge würde zu einer Verringerung des Nettoeinkom⸗ 
mens führen. Die Überwachung dieſer Beiträge iſt daher eine 
der Hauptaufgaben des Reichssommiſſars für die Preisbildung. 
Eine Senkung der Beiträge würde zu einer Erhöhung des 
Nettoeinkommens führen. Es unterliegt daher ernſteſter Prü⸗ 
fung, ob inſoweit eine Entlaſtung der einzelnen Volksgenoſſen 
erfolgen kann. 

Außer dieſen Beiträgen, die den einzelnen unmittelbar 
treffen, unterliegen der Aufſicht auch die Beiträge öffentlicher 
Körperſchaften, z. B. Beiträge der Handelskammern, der Über⸗ 
wachungsſtellen, des Reichsfremdenverkehrsverbandes. Auch 
hier muß jede Erhöhung möglichſt vermieden werden, da 
andernfalls die davon betroffenen Kreiſe oder Gemeinden mit 
1 auch ihrerſeits eine Erhöhung ihrer Einnahmen fordern 
würden. 

Zuſammenfaſſend ergibt ſich alſo, daß die Preisbildung 
und Preisüberwachung auf dem Gebiet der Leiſtungen und 
Entgelte von gleicher Wichtigkeit iſt als die auf dem Gebiet 
des Güterverkehrs. Nur wenn alle Vorgänge der Wirtſchaft 
erfaßt werden, iſt die ſchwierige und mühevolle Aufgabe des 
Reichskommiſſars für die Preisbildung zu löſen. 


Neue Durchführungsvorſchriften zum Arbeitsordnungsgeſetz 


Von Dr. Günther Schelp, Regierungsaſſeſſor im Reichs⸗ und Preußiſchen Arbeitsminiſterium 


befinden Gegenſatz zu den meiſten anderen Rechtsgebieten 
mäß. et ſich das Arbeitsrecht, das erſt auf eine verhältnis⸗ 
der 8 kurze Geſchichte zurückblicken kann, noch mitten in 
b. on utwicklung. Dieſe Entwicklung iſt durch das Arb Oc. 
age „Jan. 1934 (RGS Bl. I, 45) auf eine neue Grund⸗ 
richt. geſtellt und in andere Bahnen gelenkt worden. Mehr 
62 a, 9°tweifend als Einzelheiten regelnd hat das Arb Oc. 
le en der neuen Weltanſchauung im Arbeitsrecht 
nungeert.. Durch eine Reihe von Durchführungsverord⸗ 
im Jen hat deshalb dieſes arbeitsrechtliche Grundgeſetz bereits 
eiben zelnen ergänzt und ausgeſtaltet werden müſſen. In der 

en dieſer Durchführungsverordnungen ſtellt die am 5. Mai 
1 erlaſſene 17. DurchfVO. zum Arb OGG. (RGBl. I, 581) 
{ae weiteren wichtigen Abſchnitt dar. Sie füllt Lücken der 
rigen geſetzlichen Regelung aus, die ſich in der Praxis ge⸗ 


zeigt haben. Insbeſondere wird die Beratung im Vertrauens⸗ 
rat in den Fällen geregelt, in denen ein ſtellvertretender 
Betriebsführer beſtellt iſt (a). Weiter wird der Schutz der 
Vertrauensmänner durch Vorſchriften gegen die Verſetzung in 
andere Betriebe weiter ausgebaut (b). Schließlich wird der 
Unternehmensbeirat ausgeſtaltet und die Möglichkeit eines 
Gruppenbeirats geſchaffen (c). Die letzten beiden Artikel der 
VO. regeln die Anwendung der Vorſchriften im öffentlichen 
Dienſt und beſtimmen das Erforderliche für ihr Inkrafttreten (d). 
a) Beratung des Vertrauensrates 

In grundſätzlicher Abweichung von dem früheren Be⸗ 
triebsrat, der in den Betrieben einſeitig die Intereſſen der 
Arbeitnehmer vertrat, hat der Vertrauensrat als Organ der 
Betriebsgemeinſchaft gemeinſam mit dem Betriebsführer alle 
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ſozialen Maßnahmen zu beraten. Insbeſondere liegt ihm die 
Beratung über die Verbeſſerung der Arbeitsleiſtung, die Ge⸗ 
ſtaltung und Durchführung der allgemeinen Arbeitsbedingungen, 
die Durchführung und Verbeſſerung des Betriebsſchutzes uſw. 
ob. Die Leitung des Vertrauensrates ſteht dem Führer des 
Betriebes zu. Er ſoll ſich durch die Beratung im Vertrauens⸗ 
rat von der Meinung der Gefolgſchaft zu einzelnen ſozialen 
Maßnahmen unterrichten und danach ſeine Eutſcheidung treffen. 
Darin liegt das Weſen und der Wert der Einrichtung des Ver⸗ 
trauensrates. 

Soweit der Führer des Betriebes ſelbſt den Vertrauens⸗ 
rat leitet, iſt die Gewähr dafür gegeben, daß die Perſon, die 
die Entſcheidung trifft, vorher auch von der Auffaſſung der 
Gefolgſchaft dazu erfährt. In vielen Fällen iſt dieſer Zweck 
des Vertrauensrates jedoch dann nicht erfüllt worden, wenn 
der Unternehmer nicht ſelbſt Betriebsführer iſt, ſondern einen 
Stellvertreter beſtellt hat. 

Nach 83 ArbOG. kann vom Unternehmer oder bei juriſti⸗ 
ſchen Perſonen und Perſonengeſamtheiten von den geſetzlichen 
Vertretern eine an der Betriebsleitung verantwortlich beteiligte 
Perſon mit der Stellvertretung in der Führung des Betriebes 
betraut werden. Ein Stellvertreter muß nach dem Geſetz be- 
ſtellt werden, wenn der Unternehmer oder die geſetzlichen Ver⸗ 
treter der juriſtiſchen Perſon den Betrieb nicht ſelbſt leiten. 
Seiner rechtlichen Stellung nach wird der Stellvertreter ge⸗ 
wöhnlich ein Angeſtellter des Unternehmens ſein. Da der 
Unternehmer ſich in einer Reihe von Fällen aus teils beacht⸗ 
lichen Gründen nicht hat entſchließen können, in vollem 
Umfang die Entſcheidungsfreiheit auf einen derartigen Stell⸗ 
vertreter zu übertragen, iſt es vorgekommen, daß der Stell⸗ 
vertreter in beſtimmten ſozialen Fragen an Weiſungen des 
Unternehmers gebunden worden iſt. Nach außen tritt der 
Stellvertreter unter dieſen Umſtänden zwar ſelbſtändig han⸗ 
delnd auf, im Innenverhältnis wird und muß er ſich jedoch 
nach dem Willen des Unternehmers richten, da er ſonſt Gefahr 
laufen würde, daß ſein Anſtellungsverhältnis gelöſt wird. 

Wird in einem derartigen Betriebe, deſſen Leiter ein 
Stellvertreter iſt und der an Weiſungen des Unternehmers 
gebunden iſt, nach 86 Abſ. 2 Arb OG eine ſoziale Maßnahme 
beraten, ſo wird zwar der Stellvertreter von der Auffaſſung 
der Gefolgſchaft unterrichtet werden; an einer Einflußmöglich⸗ 
keit der Vertrauensmänner auf die eigentlich entſcheidende 
Stelle, die die Weiſungen gegeben hat, fehlt es jedoch, da die 
Vertrauensmänner ihre Anregungen und Ratſchläge letzten 
Endes nur an eine Perſon geben, die ſelbſt keinen weſentlichen 
Einfluß auf die Entſcheidung hat. Dem hilft die 17. DurchfVO. 
zum ArbOG. ab. 

Erklärt der ſtellvertretende Betriebsführer in der Ver⸗ 
trauensratsſitzung, daß er in beſtimmten Fragen an Wei⸗ 
ſungen des Unternehmers gebunden ſei oder er ſich erſt Wei⸗ 
fungen holen wolle, dann können die Vertrauensmänner nach 
81 der BD. verlangen, daß auch eine Unterrichtung des 
Unternehmers über ihre Auffaſſung erfolgt. 

Auf welchem Wege gewöhnlich dem Unternehmer die Auf⸗ 
faſſung des Vertrauensrates zu beſtimmten ſozialpolitiſchen 
Maßnahmen zur Kenntnis zu bringen iſt, läßt die VO. offen. 
Es iſt den Beteiligten grundſätzlich überlaſſen, eine geeignete 
Form dafür zu finden. Nicht ausgeſchloſſen iſt es, daß die 
Unterrichtung des Unternehmers durch den ſtellvertretenden 
Betriebsführer ſelbſt erfolgen kann. Häuſiger wird die Auf⸗ 
faſſung der Gefolgſchaft dadurch zur Kenntnis des Unter⸗ 
nehmers gebracht werden, daß eine Niederſchrift von der Ver⸗ 
trauensratsſitzung gefertigt wird, die von dem ſtellvertretenden 
Betriebsführer und den Vertrauensmännern unterſchrieben und 
dem Unternehmer zugeleitet wird. Es können auch ein oder 
mehrere Vertrauensmänner abgeordnet werden, die zuſammen 
mit dem ſtellvertretenden Betriebsführer oder allein den Unter⸗ 
nehmer mündlich über die Stellungnahme des Vertrauensrates 
zu unterrichten haben. 125 

Kommt zwiſchen den Beteiligten über die Art der Unter⸗ 
richtung keine Einigkeit zuſtande oder hält der Reichstreuhänder 
der Arbeit von ſich aus die gewählte Form der Mitteilung 
an den Unternehmer nicht für ausreichend, dann kann er im 
Einzelfall eine Anordnung darüber treffen, die gewährleiſtet, 


daß der Unternehmer in einer geeigneten Weiſe von der Auf“ 
faſſung des Vertrauensrates Kenntnis erhält. 

Unter beſonderen Umſtänden kann der Reichstreuhänder 
der Arbeit nach § 1 Abi. 1 der VO. auch beſtimmen, daß der 
Unternehmer oder die ſonſt für die Weiſung berufenen Per 
ſonen ſelbſt an der Beratung des Vertrauens rates 
teilnehmen. Eine ſolche Anordnung wird der Reichs“ 
treuhänder der Arbeit erlaſſen, wenn eine andere Art der 
Unterrichtung des Unternehmers keine Ausſicht auf Erfolg 
verſpricht oder ſonſtige Gründe dafür ſprechen. Er wird dabet 
prüfen, ob der Gegenſtand der Beratung beſonders wichtig it 
oder ob im Vertrauensrat nur nebengeordnete Maßnahmen 
beſprochen werden ſollen. Außerdem wird er berückſichtigen, 
ob der Aufwand des Unternehmers an Zeit und Geld für die 
Teilnahme an der Beratung des Vertrauens rates beſonders 
groß iſt oder ob feine Gegenwart bei der Beratung kein merke 
bares Opfer für ihn erfordert. Bei dieſen Erwägungen wir 
der Reichstreuhänder der Arbeit ſchließlich auch in Betracht 
ziehen können, ob er die Bindung des ſtellvertretenden Be⸗ 
triebsführers an Weiſungen im Einzelfall nach pflichtgemäßem 
Ermeſſen für berechtigt hält oder nicht (vgl. Steinmann: 
DArbgi. 1937, 166). Laſſen ſich für die bindenden Weiſungen 
an den ſtellvertretenden Betriebsführer keine oder doch nur 
wenig ſtichhaltige Gründe anführen, dann wird der Reichs“ 
treuhänder der Arbeit eher zu einer Anordnung neigen, die 
den Unternehmer zur Teilnahme an der Vertrauensratsſitzung 
verpflichtet als ſonſt. 

Nach dem Wortlaut der VO. kann eine derartige An“ 
ordnung des Reichstreuhänders der Arbeit jedoch immer uur 
einen Einzelfall betreffen. Es iſt nicht zuläſſig, daß der Reichs 
treuhänder der Arbeit allgemein Anweiſungen für die Unter“ 
richtung des Unternehmers trifft, die für eine Reihe von Dr 
trieben feines Bezirks oder ſogar für das gefamte Wirtſchafts⸗ 
gebiet gelten ſollen. 

Iſt eine beſtimmte Anordnung über die Anhörung des Ver⸗ 
trauensrates für den Unternehmer nach 81 der 17. Durchf. 
zum Arb Oc. von dem Reichstreuhänder erlaſſen worden, 
dann muß ihr unter allen Umſtänden Folge geleiſtet werden. 
Handelt der Unternehmer einer derartigen Anordnung, die 
allerdings ſchriftlich erfolgt ſein muß, zuwider und erſcheint 
er z. B. nicht zur Beratung des Vertrauensrates, wie es 
vom Reichstreuhänder der Arbeit angeordnet worden iſt, dann 
kann gegen ihn ein ſoziales Ehrengerichtsverfahren nach 
Abſ. 1 Ziff. 3 ArbOG. eingeleitet werden. Nach dieſer Vok⸗ 
ſchrift des ArbOG. wird beſtraft, wer ſchriftlichen Anorb 
nungen des Reichstreuhänders der Arbeit hartnäckig zuwider 
handelt. Ob eine hartnäckige Zuwiderhandlung gegeben 
iſt, wird im Einzelfall beſonders zu prüfen ſein. 


b) Erweiterter Schutz der Vertrauensmänner 


Damit die Vertrauensmänner zum Wohle der Geſolgſcha 
und des geſamten Betriebes tätig ſein können und ihr u 
fo führen, wie fie es vor ihrem Gewiſſen verantworten können 
müſſen ſie davor geſchützt werden, daß ihnen auf Grund ihre 
Amtsausübung Nachteile zugefügt werden. Nach § 14 Ab. 
ArbOG. iſt deshalb die Kündigung des Arbeitsverhältniſſe! 
eines Vertrauensmannes für unzuläſſig erklärt worden, . 
denn, daß fie infolge Stillegung des Betriebes oder einer 9 
triebsabteilung erforderlich wird oder aus einem Grunde | 5 
folgt, der zur Kündigung des Arbeitsverhältniſſes ohne ee 
haltung einer Kündigungsfriſt berechtigt. Auf dieſe Weiße 0 
der einzelne Vertrauensmann davor bewahrt, daß ihm = 0 
eine willkürliche Kündigung ſein Amt genommen wird. —5 
8 2 der neu erlaſſenen DurchfVO. ſorgt nun weiter dan 
daß der Vertrauensmann auch nicht durch Verſetzung in ein“ 
anderen Betrieb ſein Amt verliert. Mit dem Ausſcheiden a 
dem Betriebe würde nämlich fein Amt als Vertrauensman 
zum Erlöſchen kommen. t de 

In vielen Fällen wird die Verſetzung eines Vertrauen 
mannes in einen anderen Betrieb ſchon daran ſcheitern, je 
die Einſtellung des betreffenden Gefolgſchaftsmitgliedes 5 
für einen beſtimmten Betrieb des Unternehmens erfolgt nr 
und eine Verſetzung ohne Kündigung deshalb nicht möglich, 14 
Da der Vertrauensmann gegen eine Kündigung durch 8 
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45 1 ArboOch. geſchützt iſt, bedarf es für dieſe Fälle keiner 
ſonderen Schutzvorſchriften. Es iſt aber auch nicht ſelten, 
aß der Vertrauensmann für das Geſamtunternehmen ein⸗ 

gestellt iſt oder er ſich mit der Verſetzung in einen anderen 
etrieb des Unternehmens von vornherein einverſtanden er⸗ 
art hat. Unter dieſen Umſtänden konnte bisher von unſozialen 
iternehmern die Verſetzung dazu benutzt werden, um un⸗ 

a amen Vertrauensmännern ihr Amt zu nehmen. Hier greifen 

die neuen Schutzbeſtimmungen ein. Die Verſetzung eines 
ertrauensmannes iſt danach an die Zuſtimmung des Reichs⸗ 
reuhänders der Arbeit gebunden. 

100 Nicht immer braucht jedoch die Verſetzung mit dem Ziele 
erfolgen, dem Vertrauensmann ſein Amt zu nehmen. Auch 

zwingende betriebliche Gründe können im Einzelfall eine Ver⸗ 
bung dringend erfordern. Unter dieſen Umſtänden wird der 

zueichstreuhänder der Arbeit in der Regel ſeine Zuſtimmung 
ur Verſetzung nicht verſagen. 

N, Keiner Zuſtimmung bedarf es nach der VO., wenn die 

werſetzung mit dem Willen des Vertrauens- 

hann nes erfolgt. Hier wird es ſich gewöhnlich um Fälle 

Anden, in denen mit der Verſetzung eine Beförderung des 
treffenden Gefolgſchaftsmitgliedes verbunden iſt oder dem 

r efolgſchaftsmitglied im anderen Betrieb eine Stellung zu 

unleren Bedingungen angeboten wird. Für dieſe Fälle er- 
nigen ſich beſondere Schutzvorſchriften. 


0) Unternehmensbeirat und Gruppenbeirat 


Den umfangreichſten Teil der neu erlaſſenen Durchf. 
kun ArbOch. nehmen die Vorſchriften über den Unternehmens⸗ 
Arft ein. Der Unternehmensbeirat ſelbſt iſt bereits im 
. vorgeſehen. Er iſt nach $17 Arb OG. zu bilden, 
en ih mehrere wirtſchaftlich oder techniſch gleichartige 
90 nach dem Betriebszweck zuſammengehörige Betriebe in 
= Hand eines Unternehmers befinden und hat den Unter⸗ 
all et in ſozialen Angelegenheiten zu beraten. Wer im Einzel⸗ 
Ge Mitglied des Unternehmensbeirats ſein kann, wie die 
hat fung der Mitglieder des Unternehmensbeirats zu erfolgen 

wann der Unternehmensbeirat zuſammentreten ſoll, über 
läßt © Gegenftände er zu beraten hat und ähnliche Fragen, 
bend das Arb och. dabei offen. Das mag ſeinen Grund darin 
. daß das Geſetz bewußt von dem einzelnen Betrieb aus⸗ 
ht und den Vertrauensrat in den Vordergrund ſtellt. Eine 


5 ſtarke Verſchiebung des Schwergewichts von dem Ver⸗ 
ſolltensrat in den Unternehmensbeirat durch deſſen Ausbau 


EBEN bermieden werden. So ift es erklärlich, daß die Vor⸗ 
925 über den Unternehmensbeirat im ArbOG. allgemein 
* ten worden find und keine Einzelregelungen enthalten. 
nis pr der Praxis hat ſich jedoch immer mehr das Bedürf- 
wirt krausgeſtellt, in größeren Unternehmen nicht nur in 
Ver ſchaftlichen, ſondern auch in ſozialen Fragen eine größere 
Dur atheitlichung durchzuführen. Dem trägt die neu erlaſſene 
' PD. Rechnung. Wird danach zugelaffen, daß von einem 
nehmeehmer künftig ſoziale Fragen für das geſamte Unter⸗ 
einher N oder für eine Reihe von Betrieben des Unternehmens 
5 zeitlich entſchieden werden, dann muß auch dafür geſorgt 
einzeſ daß ein beratendes Organ, dem Vertrauensrat des 
tri nen Betriebes ähnlich, an die Seite des Unternehmers 
hr die es geſetzlich im einzelnen ausgeſtaltet wird. Dieſe 
ee Ausgeſtaltung des Unternehmensbeirats im einzelnen 
AB ealigen Vorſchriften find nunmehr in der 17. DrhfXD. 
11 Arb Och. enthalten. Daß trotz der Ausgeſtaltung des 
trau mehmensbeirats die Betriebsgemeinſchaft und der Ver⸗ 
beitamsrat auch weiterhin die eigentliche Grundlage des Ar⸗ 
erk, lebens bleiben foll, laſſen auch die neuen Vorſchriften 
rkennen. 
dann Wer Mitglied des Unternehmensbeirats ſein 
beira iſt in §3 der VD. klargeſtellt. In den Unternehmens⸗ 
zelne zunen danach nur Vertrauensmän ner der ein- 
geſchlo Betriebe des Unternehmens berufen werden. Aus⸗ 
lung oſſen iſt, daß Leiter einzelner Vertrauensräte die Stel⸗ 
0 von Unternehmensbeiratsmitgfiedern bekommen. Ebenſo⸗ 
betrigt, önnen Gefolgſchaftsangehörige aus fogenannten Klein⸗ 
zahl — des Unternehmens, d. h. ſolchen, deren Gefolgſchafts⸗ 
r 20 liegt, zu Mitgliedern des Unternehmensbeirats 


rden, 


beſtellt werden. Allerdings wird nicht ausgeſchloſſen ſein, daß 
in beſonderen Fällen die Leiter einzelner Betriebe des Unter⸗ 
nehmens oder auch Gefolgſchaftsangehörige von Kleinbetrieben 
zu Beratungen des Unternehmensbeirats zugezogen werden 
und ſie ſich dort äußern. Die eigentliche Stellung von Mit⸗ 
gliedern des Unternehmensbeirats können ſie jedoch in keinem 
Falle bekommen. Das bedeutet vor allem, daß ihre Stimmen 
bei einer etwaigen Abſtimmung im Unternehmensbeirat nicht 
mitgezählt werden (vgl. hierzu die folgenden Ausführungen zu 
86 der VO.) 

Über die Auswahl der Vertrauensmänner, die Mitglieder 
des Unternehmensbeirats werden ſollen, aus den einzelnen 
Betrieben beſtanden bisher im ArbOG. keine Vorſchriften. 
Es war in das Belieben des Unternehmers geſtellt, wen er 
in den Unternehmensbeirat berufen wollte. Jetzt iſt dafür 
geſorgt, daß auch die Gefolgſchaft bei der Auswahl in gewiſſem 
Umfange beteiligt iſt. Die Berufung der Mitglieder 
des Unternehmensbeirats erfolgt nicht mehr allein 
durch den Führer des Unternehmens, ſondern im Einvernehmen 
mit dem Betriebsobmann der D A., der für den Sitz der Ver⸗ 
waltung des Unternehmens beſtellt iſt. Da in der Regel der 
Schwerpunkt des Unternehmens dort liegt, wo die Zentralſtelle, 
die Verwaltung, ihren Sitz hat, ſieht die VO. den für dieſe 
Stelle beſtimmten Betriebsobmann der DAF. zur Mitwirkung 
bei der Berufung vor. 

Wenn es auch ſelten vorkommen wird, ſind jedoch Fälle 
denkbar, in denen es an einem Betriebsobmann der 
DAF. am Sitz der Verwaltung des Unternehmens fehlt. 
Auch hier muß eine Berufung von Mitgliedern des Unter⸗ 
nehmensbeirats erfolgen. Es wird anzunehmen ſein, daß unter 
dieſen beſonderen Umſtänden ausnahmsweiſe die Berufung der 
Mitglieder des Unternehmensbeirats allein von dem Führer 
des Unternehmens vorgenommen werden kann. Für eine Be⸗ 
rufung durch den Reichstreuhänder der Arbeit, wie ſie für 
die im folgenden Abſatz zu behandelnden Fälle vorgeſehen iſt, 
gibt die VO. keinen Anhalt. 

Kommt zwiſchen dem Unternehmer und dem zuſtändigen 
Betriebsobmann der DAF. über die einzelnen Perſonen, die 
Mitglieder des Unternehmensbeirats werden ſollen, keine 
Einigung zuſtande, dann hat nach 83 der VO. der Reichs⸗ 
treuhänder der Arbeit die Berufung vor- 
zunehmen. Gewöhnlich wird er ſich vorher die Vorſchläge 
unterbreiten laſſen, die der Führer des Unternehmens zu 
machen hat, und ſich außerdem von dem Betriebsobmann der 
DAS. mitteilen laſſen, welche Perſonen er für geeignet hält. 
Danach wird er nach pflihtmäßigem Ermeſſen feine Entſchei⸗ 
dung zu treffen haben. 

Nach der Faſſung des § 3 der VO. kann der Reichs⸗ 
treuhänder der Arbeit in den Fällen, in denen kein Ein⸗ 
vernehmen zwiſchen dem Unternehmer und dem Betriebs⸗ 
obmann der DAß. zuſtande kommt, die Mitglieder des Unter⸗ 
nehmensbeirats nicht nur berufen, ſondern die Berufung muß 
durch ihn erfolgen, wenn die Vorausſetzungen für die Bildung 
des Unternehmensbeirats überhaupt vorliegen (817 Arb OG.). 
Inſoweit unterſcheidet ſich dieſe Vorſchrift von der Beſtim⸗ 
mung über die Berufung von Vertrauensratsmitgliedern durch 
den Reichstreuhänder der Arbeit. Während es bei dem Ver⸗ 
trauensrat in das Ermeſſen des Reichstreuhänders der Arbeit 
geſtellt iſt, ob er ſich überhaupt zu einer Berufung von Ver⸗ 
trauensmännern entſchließen will (89 Abſ. 2 ArbOG.), iſt 
die Berufung von Unternehmensbeiratsmitgliedern in jedem 
Falle durch den Reichstreuhänder der Arbeit vorzunehmen, 
wenn ſich der Unternehmer und der Betriebsobmann der DAF. 
nicht einigen können. Die VD. lehnt ſich damit an 817 
Arb o an, in dem vorgeſchrieben iſt, daß bei Vorliegen der 
Vorausſetzungen für einen Unternehmensbeirat in jedem Falle 
der Unternehmensbeirat gebildet werden muß. 

Die Berufung der Mitglieder des Unternehmensbeirats 
hat nach 8 3 Abſ. 2 der VO. im Einzelfall durch den Reichs⸗ 
treuhänder der Arbeit zu erfolgen, zu deſſen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet der Sitz der Verwaltung des Unter⸗ 
nehmens gehört. Danach kommt es weder darauf an, in 


welchem Treuhänderbezirk die Mehrzahl der Betriebe des Unter⸗ 
nehmens liegen, noch in welchem Wirtſchaftsgebiet die größten 
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Betriebe des Unternehmens ihren Sitz haben, ſondern es iſt 
allein entſcheidend, wo ſich die Zentrale des Unternehmens 
befindet. . 

Bei der Auswahl der Unternehmensbeiratsmitglieder ſoll, 
gleichgültig, ob ſie durch den Unternehmer im Einvernehmen 
mit dem Betriebsobmann der DAF. oder dem zuſtändigen 
Reichstreuhänder der Arbeit erfolgt iſt, die Bedeutung der ein⸗ 
zelnen Betriebe, ihre Verſchiedenartigkeit und die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Gefolgſchaft berückſichtigt werden. Nur dann iſt 
die Gewähr dafür gegeben, daß der Unternehmensbeirat auch 
wirklich ein wahres Spiegelbild des geſamten Unternehmens 
iſt. Das muß der Fall ſein, wenn einſeitige Unterrichtungen 
des Unternehmers vermieden und in allen Fällen eine dem 
Wohle des geſamten Unternehmens dienende Beratung ſtatt⸗ 
finden ſoll. 

Die Zahl der Mitglieder des Unternehmens⸗ 
beirats iſt in der VO. auf höchſtens 10 feſtgeſetzt. Wie bei 
der Begrenzung der Zahl der Vertrauensmänner iſt auch hier 
der Gedanke entſcheidend, daß ein zahlenmäßig allzu großer 
Unternehmensbeirat leicht in ſeiner Handlungsfähigkeit ge⸗ 
hemmt iſt. 

Mit der Zahl 10 iſt eine Höchſtziffer gegeben. Wieviel 
Internehmensbeiratsmitglieder im Einzelfalle beſtimmt wer⸗ 
den ſollen, iſt nicht wie bei dem Vertrauensrat von der Zahl 
der Gefolgſchaftsmitglieder des geſamten Unternehmens ab⸗ 
hängig gemacht worden. Bei der Verſchiedenartigkeit der Unter⸗ 
nehmen im Aufbau und in der Gliederung würde ſich die 
Feſtlegung eines beſtimmten Verhältniſſes zwiſchen der Zahl 
der Gefolgſchaftsmitglieder und der Anzahl der Unternehmens⸗ 
beiratsmitglieder nicht empfehlen. Es bleibt dem Unternehmer 
überlaſſen, zu beſtimmen, wieviel Mitglieder des Unter⸗ 
nehmensbeirats er für ſein Unternehmen für erforderlich hält. 
Steht die von ihm feſtgeſetzte Zahl der Unternehmensbeirats⸗ 
mitglieder im offenbaren Mißverhältnis zu der Größe des 
Unternehmens — beruft alſo etwa ein Großunternehmer bei 
einer großen Anzahl von verſchiedenartigen und örtlich aus⸗ 
einanderliegenden Betrieben nur 2 Unternehmensbeiratsmit⸗ 
glieder —, dann wird der Reichstreuhänder der Arbeit ein⸗ 
greifen können. Wenn es auch in der BD. nicht ausdrücklich 
ausgeſprochen iſt, wird dem Reichstreuhänder der Arbeit in 
entſprechender Anwendung von 8 19 Abſ. 1 Ziff. 1 ArbOG. 
ein allgemeines Überwachungsrecht auch hinſichtlich des Unter⸗ 
nehmensbeirats zuzubilligen ſein, wie er es im Falle des Ver⸗ 
trauensrates hat. Darauf wird er einen ſolchen Eingriff ſtützen 
können. 

Auf die Einberufung des Unternehmensbeirats fin⸗ 
den nach § 4 der VO. die Vorſchriften des § 12 ArbO®. ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Wie der Vertrauensrat, ſo iſt auch 
der Unternehmensbeirat nach Bedarf vom Führer des Betriebs 
einzuberufen. Von der Anordnung eines periodiſchen Zu⸗ 
ſammentritts iſt aus den gleichen Gründen abgeſehen wie 
bei dem Vertrauensrat. Eine Vorſchrift über eine beſtimmte 
Mindeſtzahl von Einberufungen des Unternehmensbeirats iſt 
ebenfalls nicht vorgeſehen. Sie würde leicht in Unternehmen, 
deren Beirat jetzt ſchon öfterer tagt, zu der Auffaſſung führen, 
daß die im Geſetz vorgeſehene Mindeſtzahl des Zuſammentritts 
auch in allen Fällen ausreichend ſei. 

Wie bei dem Vertrauensrat beſteht jedoch eine Ver⸗ 
pflichtung zur Einberufung des Unternehmensbeirats 
für den Unternehmer dann, wenn die Hälfte der Mitglieder 
des Unternehmens es verlangt. Kommt in dieſen Fällen der 
Unternehmer dieſem Verlangen nicht nach, ſo kann er vom 
Reichstreuhänder der Arbeit angewieſen werden, den Unter⸗ 
nehmensbeirat einzuberufen. Hier wird gleichfalls 819 Abſ. 1 
Ziff. 1 Arb Ocz. entſprechend anzuwenden fein. Fügt ſich der 
Unternehmer einer ſolchen ſchriftlichen Anordnung des Reichs⸗ 
treuhänders der Arbeit nicht, dann wird es, wie im gleichen 
Fall bei dem Vertrauensrat, zu einem ſozialen Ehrengerichts⸗ 
verfahren gegen ihn nach 8 36 Abſ. 1 Ziff. 3 Arb Oc. kommen 
können. Ein ſelbſtändiges Recht des Reichstreuhänders der 
Arbeit, den Unternehmensbeirat an Stelle des Unternehmers 
einzuberufen, beſteht jedoch nicht (vgl. Mansfeld, Pohl, 
Steinmann, Krauſe zu 8 12). 

Neben 812 ArbOG. wird in 84 der BD. auch der 8 14 
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ArbOch. für Mitglieder des Unternehmensbeirats als ent⸗ 
ſprechend anwendbar erklärt. Für die Mitglieder des Unter⸗ 
nehmensbeirats finden danach dieſelben Vorſchriften über das 
Erlöſchen ihres Amtes Anwendung, wie für die Ver⸗ 
trauensmänner. Das Amt als Mitglied des Unternehmens“ 
beirats erliſcht danach in erſter Linie mit der freiwilligen 
Amtsniederlegung durch den betreffenden Vertrauensmann. 
Weiter erliſcht es mit dem Ausſcheiden aus dem Unternehmen 
oder dem einzelnen Betriebe. Das letztere führt gleichfalls zum 
Verluſt des Amtes als Unternehmensbeiratsmitglied, weil mit 
jedem Ausſcheiden aus dem Betriebe — auch bei Verſetzung 
des Betreffenden in einen anderen Betrieb des gleichen Unter⸗ 
nehmens — der Verluſt des Amtes als Vertrauensratsmitglied 
verbunden iſt, was Vorausſetzung für die Mitgliedſchaft im 
Unternehmensbeirat iſt. Außerdem geht das Amt als Mitglied 
des Unternehmensbeirats bei berechtigter Kündigung verloren 
Schließlich it an die Verhängung der in § 14 Abſ. 3 Arb OG. 
aufgezählten Strafen der Verluſt der Amter als Mitglied bes 
Vertrauensrates und des Unternehmensbeirats geknüpft. 

Der Reichstreuhänder der Arbeit kaun nach den Vor⸗ 
ſchriften des $ 4 der VO. auch ein Mitglied bes Unter? 
nehmensbeirats wegen fachlicher oder perſönlicher um 
geeignetheit abberufen. Dabei ſteht die Möglichkeit ber 
Abberufung als Mitglied des Unternehmensbeirats neben der 
der Abberufung als Vertrauensmann. Mit der Abberufung 
als Vertrauensmann erliſcht regelmäßig auch das Amt als 
Mitglied des Unternehmensbeirats. Die Abberufung als Unter“ 
nehmensbeiratsmitglied führt jedoch nicht notwendig das er 
Löschen des Amtes als Vertrauensmann herbei. Das iſt darin 
begründet, daß ein Gefolgſchaftsmitglied als Vertrauensmann 
des einzelnen Betriebes durchaus geeignet fein kann, währen 
ihm für die Tätigkeit eines Unternehmensbeirats der ni“ 
wendige Überblick, der zu dieſer Amtsführung gehört, fehlt. 

Welcher Reichstreuhänder der Arbeit das 
Recht hat, die Einberufung des Unternehmensbeirats zu ver 
langen und ein Unternehmensbeiratsmitglied abzuberufen, i 
in der VO. nicht beſonders geſagt. Es wird nicht zweifelha 
ſein, daß dazu der Neichstreuhänder der Arbeit berufen iſt. in 
deſſen Wirtſchaftsgebiet der Sitz des Unternehmens liegt. Dies 
wird aus den Vorſchriften der 88 3 und 6 der VD. entnommen 
werden können. Es 

Wie das Amt des Vertrauensmannes, fo iſt auch ba 
Amt des Unternehmensbeiratsmitgliedes ein Ehrenamt 
für deſſen Wahrnehmung kein Entgelt gewährt wird. Auch 
ohne daß in den Vorſchriften der neu erlaſſenen VO. eto 
darüber beſtimmt iſt, wird den Mitgliedern des Unternehmens 
beirats in entſprechender Anwendung des 813 Arb OG. gleich 
falls der Lohn für die ausfallende Arbeitszeit 0 
zahlen ſein. Außerdem hat der Unternehmer die notwendigen 
Einrichtungen und Geſchäftsbedürfniſſe für ein 
ordnungsgemäße Erfüllung der dem Unternehmensbeirat vb 
liegenden Aufgaben zur Verfügung zu ſtellen. Auch die 1 
die Wahrnehmung des Amtes eines Unternehmensbetrar 2 
mitgliedes notwendig werdenden Aufwendungen find d. 5 
dem Unternehmer zu erſtatten. Das wird für die Mitglicbe 
des Unternehmensbeirats beſonders deswegen wichtig jein, IE: 
für fie oft eine weite Reiſe von dem Sitz ihres Betriebes 5. 
zu der Verwaltungsſtelle des Unternehmens erforderlich 17 
wenn ſie an der Tagung des Unternehmensbeirats teilnehme 
müſſen. 2 
62255 es im 8 13 ArbG. für den Vertrauensrat er 
geſchrieben ift, fo hat auch der Unternehmer den Mitglied 
des Unternehmensbeirats die zur Erfüllung ihrer Aufgas“ 
notwendigen Auskünfte zu erteilen. — 

Streitigkeiten über die Geſchäftsbedürfniſſ“ n 
Unternehmensbeirats, die Auskunftspflicht, die Erſtattung der 
Aufwendungen und Zeitverſäumnis hat der Reichstreuhale⸗ ih 
der Arbeit zu ſchlichten, in deſſen Wirtſchaftsgebiet der der 
der Verwaltung des Unternehmens liegt. Im Rahmen 
bereits erwähnten Überwachungsbefugniſſe hat er in derart x 
Streitfällen zunächſt auf eine gütliche Verſtändigung ler- 
zuwirken und nötigenfalls eine Entſcheidung zu treffen. Ver⸗ 
dings wird durch dieſe Entſcheidung ebenſo wie bei dem f 5 
trauensrat nicht über einen privatrechtlichen Anſpruch 
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ſchieden und ein vollſtreckbares Urteil erſetzt (vgl. Mans⸗ 
eld, Pohl, Steinmann, Krauſe zu § 13 Anm. 7); 
18 den Regelfällen wird jedoch trotz Fehlens der Vollſtreckbar⸗ 
r eine ſolche von der Autorität des Reichstreuhänders der 
rbeit getragene Entſcheidung genügen, um Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten endgültig zu beſeitigen. 
m Von beſonderer Bedeutung für die Ausgeſtaltung des 
zuternehmensbeirats find die Vorſchriften des 85 der VO., 
une von der Beratung des Unternehmensbeirats handeln. 
um zu vermeiden, daß ſoziale Maßnahmen gleichzeitig im 
nternehmensbeirat und im Vertrauensrat beraten werden 
79 Streit über die Zuſtändigkeitsverteilung entſteht, iſt in 
er VO. beſtimmt, was der Beratung des Unternehmensbeirats 
baterliegt und was zur Zuſtändigkeit des Vertrauensrats ge⸗ 
Jort. Betreffen die ſozialen Maßnahmen nur den einzelnen 
Jetrieb, dann hat die Beratung im Vertrauensrat zu erfolgen. 
ur wenn eine Entſcheidung für alle oder mehrere Be⸗ 
tebe des Unternehmens getroffen werden ſoll, dann iſt die 
1 über dieſe Maßnahmen im Unternehmensbeirat vor⸗ 
men. 
„, Um ſolche einheitlichen Entſcheidungen für das geſamte 
unternehmen oder mehrere Betriebe des Unternehmens herbei⸗ 
zuführen, kann der Unternehmer nach den Vorſchriften der 
neuerlaſſenen VO. dem Leiter des einzelnen Betriebes erklären, 
bes er ſich die Entſcheidung in beſtimmten Fragen vor⸗ 
dealten will. Inſoweit kann er die Entſcheidungsbefugnis 
er einzelnen Betriebsleiter einſchränken. Durch den Vorbehalt 
770 ausgeſchloſſen, daß in den betreffenden Betrieben, auf 
15 ſich der Vorbehalt bezieht, von den ſtellvertretenden Be⸗ 
ſche führern in den vorbehaltenen Fragen eine eigene Ent⸗ 
cheibung getroffen werden kann. 
818 Für einen einzelnen Betrieb iſt ein derartiger Vorbehalt 
len Unternehmers nach der BO. nicht zulaſſig. Möglich ift 
woch daß der Unternehmer in dieſem Falle den ſtellvertreten⸗ 
in Betriebsführer im Innenverhältnis in beſtinmten Fragen 
= feine Weiſungen bindet. Dann greift hinſichtlich der Be⸗ 
1 ung des Vertrauensrats aber das bei 8 1 der VO. be⸗ 
ſprochene Verfahren ein. 
küngt; ür alle oder mehrere Betriebe des Unternehmens kann 
lasaltig auch eine gemeinſame Betriebsordnung er⸗ 
nen werden (§ 6 der VO.) Die Beſtimmungen dieſer gemein⸗ 
1 Betriebsordnung ſind für alle von ihr erfaßten Arbeits⸗ 
rhältniſſe als Mindeſtbedingungen rechtsverbindlich. Die 
s nen Wirkungen einer Betriebsordnung hat dieſe gemeinfame 
15 bntebsordnung allerdings nur in den Betrieben des Unter⸗ 
zwintens, für die nach dem ArbOG. eine Betriebsordnung 
5 ngend vorgeſchrieben iſt, d. h. für Betriebe mit mindeſtens 
rbeitern und Angeſtellten (826 Arb OG.). Wird die Gel⸗ 
er gemeinſamen Betriebsordnung auf die ſogenannten 
2 etriebe des Unternehmens erſtreckt, dann haben ihre 
ſondebriften für dieſe nicht die Wirkung von Rechtsnormen, 
Ain ern können nur im Wege der Parteivereinbarung wirk⸗ 
Kal aden (vgl. Steinmann in Arbeitsrechtskartei von 
lee, Karte v. 14. Mai 1937). 
ſt „Soweit eine gemeinſame Betriebsordnung erlaſſen worden 
aber zit Nie an Stelle der Einzelbetriebsordnung. Es bleibt 
gänz die Möglichkeit offen, daß für den Einzelbetrieb Er⸗ 
eſon . sbeſtimmungen aufgenommen werden, die nach ſeinen 
ſein deren Verhältniſſen geboten ſind. Um rechtswirkſam zu 
dürfen ſich dieſe Ergänzungen jedoch nicht in Widerſpruch 
en Vorſchriften der gemeinſamen Betriebsordnung ſetzen. 
gem un Bußen (527 Abſ. 1 Ziff 4 Arb och.) in einer 
fein uſamen Betriebsordnung vorgeſehen find, kann fraglich 
ber wem dieſe im Einzelfall zu verhängen ſind und ob 
erates rtrauensrat oder der Unternehmensbeirat über fie zu 
DR et. Es wird als zweckmäßig und auch dem Sinne der 
Born. ten der VO. entſprechend anzuſehen ſein, wenn die 
betreffe gung der Bußen im Einzelfall von dem Führer des 
Ver ffenden Betriebes erfolgt und die Beratung darüber im 
krauensrat ſtattfindet. 
beirats ſonders wichtig iſt, daß die Mehrheit des Unternehmens⸗ 
916 ah der VO. in entſprechender Anwendung des 
bb. den Reichstreuhänder der Arbeit 
en kann, wenn die Auffaſſung beſteht, daß die Ente 
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ſcheidung des Unternehmers über die Geſtaltung der all- 
gemeinen Arbeitsbedingungen für alle oder mehrere Betriebe 
nicht mit den wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſen des 
Unternehmens oder der betreffenden Betriebe im Einklang ſteht. 
Bisher war dieſes Recht dem Unternehmensbeirat verſagt. Auf 
die Anrufung des Reichstreuhänders der Arbeit durch die 
Mehrzahl der Unternehmensbeiratsmitglieder findet § 15 der 
2. DurchfVO. zum ArbO®. v. 10. März 1934 (RGS Bl. I, 187), 
die neben 8 16 Arb Oc. die Anrufung des Reichstreuhänders 
der Arbeit bei dem Vertrauensrat im einzelnen regelt, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Praktiſch iſt durch das Anrufungsrecht dem Reichstreu⸗ 
händer der Arbeit vor allem die Möglichkeit gegeben, auf die 
für alle oder mehrere Betriebe des Unternehmens erlaſſene 
gemeinſame Betriebsordnung Einfluß zu 
nehmen. Hält der Reichstreuhänder der Arbeit die Be⸗ 
ſchwerde der Mehrheit der Unternehmensbeiratsmitglieder für 
berechtigt, ſo kann er die gemeinſame Betriebsordnung 3. B. 
abändern, ſie für einzelne Betriebe aufheben oder von ſich 
aus eine gänzlich neue gemeinſame Betriebsordnung an Stelle 
der alten ſetzen. 

Zuſtändig für die Entſcheidung in dieſem Be- 
ſchwerdeverfahren iſt der Reichstreuhänder der Arbeit, 
in deſſen Wirtſchaftsgebiet der Sitz des Unternehmens liegt. 
Der NUM. kann jedoch einem anderen Reichstreuhänder der 
Arbeit die Entſcheidung über die Beſchwerde übertragen, wenn 
ihm das nach den Beſonderheiten des Einzelfalles erforderlich 
erſcheint (z. B. wenn die Schwierigkeiten vor allem in Be⸗ 
trieben aufgetreten ſind, die im Bezirk eines anderen Reichs⸗ 
treuhänders der Arbeit als dem, in deſſen Wirtſchaftsgebiet 
die Verwaltung des Unternehmens ihren Sitz hat, liegen). 

Dem beſonderen Aufbau einzelner Unternehmen trägt 87 
der VO. Rechnung, durch den der Gruppenbeirat neu 
eingeführt wird. Beſonders in der Schwerinduſtrie des Ruhr⸗ 
gebietes kommt es vor, daß die Betriebe eines Unternehmens 
in Gruppen eingeteilt und die einzelnen Gruppen unter der 
Führung eines Gruppenleiters zuſammengefaßt find. Hier kann 
ſich gleichfalls das Bedürfnis ergeben, innerhalb der Gruppen 
einheitliche ſoziale Maßnahmen zu treffen. Wenn das der Fall 
iſt und der Gruppenleiter eine einheitliche Regelung für alle 
oder mehrere Betriebe der Gruppe treffen will, dann muß eben⸗ 
falls ein Organ vorhanden ſein, das den Gruppenleiter be⸗ 
raten kann. Der für den Sitz der Gruppenleitung zuſtändige 
Reichstreuhänder der Arbeit kann dazu die Bildung eines 
Gruppenbeirats anordnen. Der Gruppenbeirat hat dann die 
Maßnahmen zu beraten, in denen ſich der Gruppenleiter die 
Entſcheidung für alle oder mehrere Betriebe der Gruppen vor⸗ 
behalten hat. Auf den Gruppenbeirat finden die Vorſchriften 
über den Unternehmensbeirat entſprechende Anwendung. 


d) Offentlicher Dienſt und Schlußvorſchriften 


Im Art. IV der VO., der von der Anwendung der neu⸗ 
erlaſſenen Vorſchriften im öffentlichen Dienſt handelt, wird 
der Verſetzungsſchutz gleichfalls für Vertrauensmänner öffent⸗ 
licher Verwaltungen und Betriebe im Sinne des Geſetzes zur 
Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Be⸗ 
trieben v. 23. März 1934 (RGBl. I, 320) eingeführt. Die Zu⸗ 
ſtimmung für die Verſetzung von Vertrauensmännern hat der 
Sondertreuhänder für den öffentlichen Dienſt zu geben, ſoweit 
ein ſolcher vorhanden iſt. Da im Geſetz zur Ordnung der 
Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben ein Unter⸗ 
nehmensbeirat nicht vorgefehen iſt, erübrigen ſich hier aus⸗ 
geſtaltende Vorſchriften darüber. N 5 

Nach den Schlußvorſchriften der BO. treten die Beſtim⸗ 
mungen über die Beratung des Vertrauensrates und den er⸗ 
weiterten Schutz der Vertrauensmänner mit dem Tage der 
Verkündung der VO. in Kraft. Von dem gleichen Zeitpunkt 
ab haben die Maßnahmen zur Durchführung der Vorſchriften 
über die Ausgeſtaltung des Unternehmens⸗ und Gruppenbeirats 
Geltung, d. h. es wird unverzüglich von den Unternehmern und 
Gruppenleitern das Erforderliche für die Bildung des Unter⸗ 
nehmensbeirats, bzw. des Gruppenbeirats zu veranlaſſen ſein. 
Am 1. Juli d. J. ſollen die ſonſt über den Unternehmensbeirat 
und Gruppenbeirat vorgeſehenen Beſtimmungen in Kraft treten. 
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Geſamthands⸗Geteiligungen (Erbengemeinfhaft und eheliche 
Gütergemeinſchaft) bei der Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 


Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Randebrock, Münſter 


Iſt an einer Kapitalgeſellſchaft, die nach den Vorſchriften 
des Ummwandl®. v. 5. Juli 1934 und den dazu ergangenen 
Durchführungsbeſtimmungen umgewandelt werden ſoll, eine 
Erbengemeinſchaft beteiligt, ſei es, daß ein Teil oder ſämt⸗ 
liche Aktien, bzw. Geſchäftsanteile zum ungeteilten Nachlaß 
gehören, ſo erhebt ſich die Frage, ob die Erben ſich vor der 
Beſchlußfaſſung über die Umwandlung zunächſt in Anſehung 
der Aktien (Geſchäftsanteile) auseinanderſetzen müſſen. 

In Betracht kommt hier nur die Umwandlung gemäß 
88 — übertragung des Vermögens auf die Erbengemeinſchaft 
als den alleinigen, bzw. den Hauptgeſellſchafter — und die 


Umwandlung gemäß 88 If. — Übertragung des Vermögens 


auf eine zu errichtende Perſonalgeſellſchaft —. 

Hierzu iſt zu bemerken: 

1. Eine Erbengemeinſchaft iſt kein Alleingeſellſchafter (vgl. 
Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, 3. Aufl., ©. 2 
Anm. 7 zu 88 UmmwandlG., wo auch mit Recht darauf hin⸗ 
gewieſen wird, daß die Umwandlung in eine Erbengemein⸗ 
ſchaft vom Geſetz nicht zugelaſſen iſt; ferner Böttcher⸗ 
Meilicke, 2. Aufl., Anm. W2 zu § 1 Umwandlöh.). 

Die Umwandlung gemäß 88 des Gef. ſcheidet danach aus. 

2. Die Umwandlung kann ferner auch nicht gemäß 88 9ff. 
in der Weiſe erfolgen, daß die Erbengemeinſchaft als ſolche 
an der zu errichtenden OHG. oder Kommej. als Geſell⸗ 
ſchafter beteiligt wird (vgl. die zutreffenden Ausführungen bei 
Criſolli-Groſchuff-Kaemmel, 3. Aufl., Anm. 1 u. 5, 
S. 117 u. 121, zu 89 UmwandlG.). 


3. Dagegen kaun die Umwandlung gemäß $$ ff. Um⸗ 
wandl®. derart erfolgen, daß alle an der Erbengemeinſchaft 
beteiligten Perſonen Geſellſchafter der durch Beſchluß der 
Generalverſammlung (Geſellſchafterverſammlung) der Kapital- 
geſellſchaft zu errichtenden Perſonalgeſellſchaft werden und zu⸗ 
gleich die Übertragung des Vermögens der Kapitalgeſellſchaft 
auf die neuerrichtete Perſonalgeſellſchaft beſchloſſen wird. Daß 
die zur Erbengemeinſchaft gehörenden einzelnen Miterben und 
nicht die Erbengemeinſchaft als ſolche Geſellſchafter der 
Kapitalgeſellſchaft ſind, kaun nicht zweifelhaft ſein (vgl. 
den Wortlaut des 818 GmbH., § 225 HGB. und, als arg. 
e contrario, die vorher zitierte zutreffende Anmerkung bei 
Groſchuff, wonach die Erbengemeinſchaft kein „Alleingeſell⸗ 
ſchafter“ iſt). 

Dabei iſt es — entgegen der anſcheinend son Groſchuff, 
Anm. 7 zu 88 Umwandl sh., vertretenen Anſicht — auch nicht 
erforderlich, daß die Erben ſich vor der Umwandlung über 
ihre Beteiligung an der Kapitalgeſellſchaft auseinanderſetzen, 
wobei dann ja die 88 179 Abſ. 1, 222224 HGB., 88 15, 17, 
5 Abſ. 1 u. 3 Gmbh. zu beachten wären. 

Der materielle Inhalt des Umwandlungsbeſchluſſes ent⸗ 
hält nämlich keinerlei Rechtsvorgänge, die die Erbengemein⸗ 
ſchaft mit den Stimmen der ihr in ungeteilter Rechtsgemein⸗ 
ſchaft gehörenden Aktien (Geſchäftsanteile) zu beſchließen ge⸗ 
hindert wäre. 

Der Beſchluß hat — notwendig, vgl. §9 UmwandlGG. — 
zum Gegenſtand: 


a) die Errichtung einer Perſonalgeſellſchaft, an der — im Regel⸗ 
fall — alle Geſellſchafter der Kapitalgeſellſchaft, alſo auch 
alle Teilhaber der „Erbengemeinſchaft“ beteiligt ſind, 

b) die Übertragung des Vermögens der Kapitalgeſellſchaft auf 
die neuerrichtete Perſonalgeſellſchaft. 

Gemäß § 18 GmbHG., § 225 HGB. können die Miterben 

ihr Stimmrecht zwar nur gemeinſchaftlich, bzw. durch einen 

gemeinſchaftlichen Vertreter ausüben. Weder dieſe noch irgend⸗ 
eine andere geſetzliche Beſtimmung hindert aber die Zuftim- 


u 


mung der Erbengemeinfchaft zu einem Beſchluß, der die Er 
richtung einer Perſonalgeſellſchaft unter Beteiligung der ein 
zelnen Erben als Geſellſchafter zum Inhalt hat, und das 
gleiche gilt für die damit untrennbar verbundene Beſchluß⸗ 
faſſung betreffend die Übertragung des Vermögens der Kapital 
geſellſchaft auf die Perſonalgeſellſchaft (vgl. Bergmann! 
JW. 1937, 1272, der den gleichen Standpunkt vertritt). 

Die Auseinanderſetzung der Erbengemeinſchaft hinſichtlich 
ihrer Beteiligung an der Kapitalgeſellſchaft (die mit der Cin 
tragung des Umwandlungsbeſchluſſes in das Handelsregiſter 
erliſcht, vgl. § 4 Satz 2 UmwandlG., RG. v. 29. Jan. 1934, 
Höchſtüigtſpr. 1937 Nr. 648) erfolgt hier dadurch, daß jeder 
Miterbe ſelbſtäudiger Geſellſchafter der neuerrichteten Per“ 
ſonalgeſellſchaft wird, und zwar mit einer unmittelbaren 
Beteiligung leinſchließlich der Anſprüche auf den Gewin l 
anteil und das Auseinanderſetzungsguthaben) an dem von 
der Kapitalgeſellſchaft übertragenen Vermögen dieſer neuen 
Geſellſchaft. Daß dieſe Beteiligung während der Dauer det 
Geſellſchaft rechneriſch nicht beſtimmt iſt, insbeſondere nicht 
durch die „fiktiven Ziffern“ der gegebenenfalls feſtgeſetzten 
Kapitalanteile dargeſtellt wird (vgl. Eriſolli⸗Groſchuff 
Kaemmel, 3. Aufl., S. 140, Anm. 24 zu $ 10), ändert 
daran nichts. 


Abſchließend iſt danach feſtzuſtellen, daß bei Beteiligung 
einer Erbengemeinſchaft an der umzuwandelnden Kapitalgeſell 
ſchaft die vorherige Auseinanderſetzung nicht erforderte 
iſt. Sie erfolgt vielmehr unmittelbar durch die Rechtsvorgänge, 
die den Inhalt des Umwandlungsbeſchluſſes bilden. 

Eine ähnliche Rechtslage wie bei der Beteiligung einer 
Erbengemeinſchaft an der umzuwandelnden Kapitalgeſellſchaft 
ergibt ſich, wenn Aktien oder Geſchäftsanteile zum gütet⸗ 
gemeinſchaftlichen Vermögen von Ehegatten gehören. Hier if 
folgendes zu beachten: 


Eine Umwandlung derart, daß die geſamthänderiſche 
Gütergemeinſchaft als ſolche an der neuerrichteten Perſona “ 
geſellſchaft beteiligt iſt oder das Vermögen auf die Güter 
gemeinschaft als Allein⸗ bzw. Hauptgeſellſchafterin 8 8 
UmwandlG.) übertragen wird, iſt unzuläſſig (vgl. die en 
ſprechenden Ausführungen hinſichtlich der Erbeng emeinſchaſt 
und weiter Böttcher⸗Meilicke, 2. Aufl., S. 66 u. 200 

Geſellſchafter der Kapitalgeſellſchaft ſind die in ungeteil⸗ 
ter Rechtsgemeinſchaft Berechtigten, d. h. beide Ehegatten. 
Beide Ehegatten müſſen alſo gemäß $ 9 Umwand! 
— lediglich dieſe Umwandlungsart kommt in Frage = 
der zu errichtenden Perſonalgeſellſchaft als Geſellſchafter 1 
teiligt werden. Auch hier iſt es aber nicht erforderlich, Da 
die Ehegatten ſich vor der Umwandlung — unter Beachtung 
der 88 179 Abſ. 1, 222-224 HGB., 88 15, 17, 5 Abſ. 1 122 
GmbHs. über ihre gütergemeinſchaſtliche Beteiligung PT 
einanderſetzen und die ihnen hierbei zufallenden Anteile a 
Ehevertrag 8 1440 Abſ. 2 VOL. — für Vorbehaltsgut 
klären. * 

Gemäß 81443 BGB. unterliegt das Geſamtgut der Ver 
waltung des Mannes. Er hat mithin — die Vorſchriften en 
§ 225 HGB., 8 18 GmbHG. beſchranken die ehemännliche 930 
waltungsbefugnis nicht, vgl. Baumbach, Gmb.., 19° 5 
Anm. 1 zu § 18 — grundſätzlich die alleinige Befugni“ en 
Ausübung des Stimmrechts der zum gütergemeinſchaftlichz 
Vermögen gehörenden Aktien (Geſchäftsanteile). Adel 
kann der Ehemann die Frau durch Verwaltungshandlun 2 
Dritten gegenüber perſönlich nicht verpflichten (8 1443 Adi. 
BGB.). fn 

Nun muß aber der Umwandlungsbeſchluß notwendig zu 
Inhalt haben: 
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7 die Errichtung einer Perſonalgeſellſchaft, an der die Frau 
als Geſellſchafterin beteiligt wird, 
die Übertragung des Vermögens der Kapitalgeſellſchaft (ein⸗ 
ſchließlich der Schulden — § 4 Umwandlc F. —) auf die 
N Perſonalgeſellſchaft. 
Die Umwandlung begründet alſo zwingend perſönliche Ver⸗ 
dauchtungen der Frau in ihrer Eigenſchaft als Geſellſchafterin 
r neuerrichteten Perſonalgeſellſchaft. Da nun der Mann 
lic feiner Befugnis zur Verwaltung des gütergemeinſchaft⸗ 
beben Vermögens die Frau perſönlich Dritten gegenüber nicht 
erpflichten kann, bedarf die Wirkſamkeit ſeiner Zuſtimmung 
zum Umwandlungsbeſchluſſe der Zuſtimmung (Genehmigung) 
er Frau. Möglich iſt auch eine entſprechende Bevollmächti⸗ 
dend des Ehemannes durch die Frau (vgl. Staudinger, 
9. Aufl., Anm. 5e a zu 81443 BGB.). 
N Der demgemäß gefaßte Umwandlungsbeſchluß umfaßt 
er in feinen rechtlichen Folgen zugleich auch die Aus⸗ 
ſchanderſezung der Ehegatten hinſichtlich ihrer gütergemein⸗ 
Daftlichen Beteiligung an der Kapitalgeſellſchaft, die ja mit 
nt Eintragung in das Handelsregiſter erliſcht. Die mit 
jedteln des Geſamtgutes geſchaffene unmittelbare Beteiligung 
1 es Ehegatten an der neuerrichteten Perſonalgeſellſchaft ge⸗ 
gört nämlich nicht zum Geſamtgut, ſondern iſt, wie ſich aus 
31439 BGB. ergibt, Sondergut jedes Ehegatten. 
fr Gemäß § 1439 BGB. ſind vom Geſamtgut Gegenſtände 
ben geſchloſſen, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen wer⸗ 
den können. Dazu gehört — SS 717, 719 BGB. — auch der 
Anteil an einer OHG. oder KommcGeſ. (vgl. RG. 146, 282 
JW. 1935, 10858). 
Durch dieſe Beſtimmung werden aber die Ehegatten nicht 


gehindert, mit den zum Geſamtgut gehörenden Mitteln Gegen⸗ 


ſtände der bezeichneten Art zu erwerben. Der Ehemann kann 
ſich z. B. perſönlich an einer OHG. oder an einer KommGeſ. 
beteiligen und die von ihm zu leiſtende Einlage dem Geſamt⸗ 
gut entnehmen. 

In gleicher Weiſe kann er ſeine Ehefrau mit deren Zu⸗ 
ſtimmung oder Vollmacht an einer OHG. oder KommGeſ. be⸗ 
teiligen. Die fraglichen Geſellſchaftsanteile werden dann kraft 
Geſetzes, nämlich auf Grund des § 1439 BGB., Sonder⸗ 
gut. Eines Ehevertrages zwiſchen den Ehegatten, wie er bei 
der Schaffung von Vorbehaltsgut erfordert wird (§ 1440 Abſ. 2 
BGB.), bedarf es hierzu nicht, da die Sondergutseigenſchaft 
der im § 1439 BGB. genannten Gegenſtände lediglich auf 
der rechtlichen Natur dieſer Gegenſtände beruht. M. a. W.: 
Sondergut wird nicht durch Ehevertrag, ſondern durch den 
tatſächlichen Erwerb von Gegenſtänden der im § 1439 BGB. 
bezeichneten Gegenſtände aus Mitteln des Geſamtgutes ge⸗ 
ſchaffen (vgl. hierzu die einen Fall der fortgeſetzten weſtfäliſchen 
Gütergemeinſchaft betreffende Entſcheidung des LG. Siegen 
v. 1. Aug. 1935, 3 0 257/34, abgedr. bei Nieſert, „Aus 
dem weſtfäliſchen Güterrecht“, Verlag Holterdorf, Oelde i. W., 
Heft 6 S. 55ff.). 

Dabei ſei noch bemerkt, daß die Nutzungen des Sonder⸗ 
gutes beider Ehegatten zum Geſamtgut gehören, und daß ins⸗ 
beſondere auch das aus der geſellſchaftlichen Beteiligung ſich 
ergebende Auseinanderſetzungsguthaben in das Geſamtgut fällt 
(RG. 146, 283 JW. 1935, 1085 8). 

Die evtl. Ausgleichung zwiſchen Geſamtgut und Sonder⸗ 
gut beſtimmt ſich nach 8 1539 BGB. (ngl. Staudinger, 
9. Aufl., Anm. 3g zu § 1439 BGB.). 4 

Das hier Geſagte gilt grundſätzlich auch für die weſt⸗ 
fäliſche Gütergemeinſchaft (vgl. die oben zitierte Entſcheidung 
des LG. Siegen) 


Der einzelhandelsſchutzrechtliche Begriff der verkaufsſtelle 


Von Dr. Kurt Röhl, Berlin 


I. Allgemeines 


1. Die an den Begriff „Verkaufsſtelle“ anknüpfenden 
genehmigungspflichtigen Tatbeſtände 


De Durch das Einzelhandel Sch.) werden 
ni Ihiedene Tatbeſtände unter einen Ge⸗ 
1 migungszwang'?) geſtellt. Zu dieſen genehmi⸗ 
(Ang spflichtigen Tatbeſtänden gehören die Neuerrichtung 
5 7 8 2 Abſ. 1 Einzelhandel Schch.) die Übernahme (Axt. I 
bf Jef, 1 Einzelhandelchch), die Verlegung (Art. I 8 2 
f 2 Einzelhandel SchG.), die Erweiterung (Art. 1 $ 3 
J 4 Einzelhandel Sch 6), die Firmierungsänderung (Art. I 
(Ar Ziff. 2 Einzelhandel Sch.) und die Sortimentsänderung 
rt. 1 8 3 Ziff. 3 und 4). 
1 


Ein 2 Mit Einzelhandelsſchutzgeſetz wird das Geſet zum Schutze des 
90 Handels v. 12. Mai 1933 (Pl. I, 1933, 262) bezeichnet. Dieſes 
Geſeß iſt ſeit ſeinem Erlaß fünfmal geändert worden, ſo durch die 
008 v. 15. Juli 1933 (RGBl. I, 1933, 493), v. 25. Okt. 1933 
13 l. I, 1933, 779), v. 27. Juni 1934 (RG Bl. I, 1934, 523), v. 
1935 5. 1934 (RGGBl. I, 1934, 1241) und v. 9. Mai 1935 (RG Bl. I, 
95 4 589). Das EinzelhandelSH®. war und blieb ein Rahmengeſetz, 


8 durch eine Durchführungsverordnung praktiſche Bedeutung er⸗ 
1945 An die Stelle der erſtmalig erlaſſenen DurchfVO. v. 13. Mai 


1933 (RG Bl. I, 1933, 267), die durch die Anderungs BO. v. 28. Nov. 
wurd (Nl. I, 1933, 1013) geandert und daraufhin neu gefaßt 
Under (RG Bl. I, 1933, 1014), trat die jetzt noch geltende und bisher 
1 Durchf VO. v. 23. Juli 1934 (RGBl. I, 1934, 726). 
Durchſtz as Einzelhandel Schch. ſpricht von Verboten. Dem Sinn der 
dorſteht O., die Ausnahmen von dieſen Verboten in beſtimmten Fällen 
NOT: und auch dem Bedeutungspoandel des Einzelhandelsſchutzrechts 
eech iſt es heute angebrachter, von einem Genehmigungszwang zu 
die . „Die Erteilung der Ausnahmebewilligung iſt heute die Regel, 
Wirkſamkeit des Verbotes dagegen die Ausnahme. 


Die Neuerrichtung und die Übernahme von 
Verkaufsſtellen find ſchlechthin genehmigungspflichtig s). Eine 
genehmigungspflichtige Verlegung liegt dann nicht vor, 
wenn eine Verkaufsſtelle unter Aufgabe der bisherigen Ver⸗ 
kaufsräume innerhalb desſelben Gemeindebezirks (bzw. — bei 
verſchiedenen Großſtädten — innerhalb eines beſtimmten Ge⸗ 
meindebezirksteils!)) in andere Räume verlegt wird, ſofern 
die Verkaufsſtelle in den bisherigen Räumen von dem In⸗ 
haber mindeſtens ein Jahr betrieben worden iſt und die neuen 
Verkaufsräume nicht mehr als 25 qm größer als die bis⸗ 


2) Art. I 8 2 Abſ. 1 Einzelhandel Schc§. i. d. Faſſ. durch Art. I 
Ziff. 1a des Gef. v. 13. Dez. 1934. Ausnahmen vom grundfäßlichen 
Errichtungsverbot ſollen nur zugelaſſen werden, wenn für den Unter⸗ 
nehmer oder die für die Leitung des Unternehmens in Ausſicht ge⸗ 
nommene Perſon die für den Betrieb der Verkaufsſtelle erforderliche 
Sachkunde nachgewieſen wird und keine Tatſachen vorliegen, aus denen 
ſich der Mangel der erforderlichen perſönlichen Zuverlaſſigkeit ergibt 
(Ziff. 1 DurchfVO.). Die Zulaſſung einer derartigen Ausnahme kann 
auch bei Vorliegen der in Ziff. 1 geforderten Vorausſetzungen verſagt 
werden, wenn die Errichtung der beabſichtigten Verkaufsſtelle in der 
in Ausſicht genommenen Gegend zu einer außergewöhnlichen Über⸗ 
ſetzung innerhalb des gleichen Handelszweiges führen würde (Ziff. II 
Durchf O.). Für die Errichtung eines Warenhauſes, Kleinpreisgeſchäftes, 
Serienpreisgeſchäftes oder eines anderen durch die beſondere Art der 
Preisſtellung gekennzeichneten Geſchäftes oder einer Verkaufsſtelle eines 
mehrere Verkaufsſtellen betreibenden Unternehmens — alſo für die Er⸗ 
richtung eines Einzelhandelsgroßbetriebes — darf eine Ausnahme nur 
dann zugelaſſen werden, wenn außer den in Ziff. I DurchfVO. ge⸗ 
forderten Vorausetzungen ein Bedürfnis für die Errichtung einer 
ſolchen Verkaufsſtelle nachgewieſen wird (Ziff. III DurchfVO.). 

4) Nach Art. I 8 2 Abſ. 2 Satz 2 Einzelhandel Schch. können die 
oberſten Landesbehörden beſtimmen, daß auch Teile des Gemeinde⸗ 
bezirks als Gemeindebezirk im Sinne des Satzes 1 der gleichen Vor⸗ 
ſchriſt gelten. Vgl. die Aufſtellung bei Röhl, „Die Verlegung von 
Einzelhaudelsverkaufsſtellen“: RVerwBl. 1937, 332. 
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herigen ſind ). Eine genehmigungspflichtige Erweiterung 
(die nur räumlich zu verſtehen iſt, da die branchenmäßige 
Erweiterung unter den Begriff der Sortimentsänderung fällt) 
liegt bei Erweiterung einer Verkaufsſtelle durch bisher nicht 
dazu benutzte Verkaufsräume vor, ſofern die Erweiterung den 
beim Inkrafttreten des Einzelhandel Sch.) vorhandenen Ver⸗ 
kaufsraum um mehr als 25 qm überfteigt”). Als genehmi⸗ 
gungspflichtige Firmierungsänderung gilt nach dem 
Einzelhandel Sch. eine Anderung in der Bezeichnung der 
Verkaufsſtelle auf Geſchäftsſchildern, Anſchlagen in⸗ oder 
außerhalb der Verkaufsräume, auf Geſchäftspapieren, Werbe⸗ 
ſchriften und in Ankündigungen, wenn durch die geänderte 
Bezeichnung auf eine beſondere Art der Preisſtellung oder 
auf den Bezug von Waren von einem beſtimmten Einkaufs⸗ 
unternehmen hingewieſen wirds). Eine nach dem Einzel handel⸗ 
Sch. ſelbſt genehmigungspflichtige Sortimentsände⸗ 
rung liegt vor bei Ausdehnung des Verkaufs auf Lebens⸗ 
und Genußmittel in Verkaufsſtellen, in denen ausſchließlich 
oder überwiegend andere Waren zum Verkauf feilgehalten 
werden ), ſowie bei Ausdehnung des Verkaufs auf Arznei⸗ 
mittel in Verkaufsſtellen, in denen ausſchließlich oder über⸗ 
wiegend andere Waren zum Verkauf feilgehalten werden 10). 
Nach einem Runderlaß des RWi M. liegt eine genehmigungs⸗ 
pflichtige Neuerrichtung (eigentlich: Sortimentsänderung .)) 


5) Art. I 8 2 Abf. 2 Satz 1 Einzelhandel Sch. i. d. Faſſ. durch 
Art. 1 Ziff. 2 des Geſ. v. 27. Juli 1934 und Art. I Ziff. 1 b des 
Geſ. v. 13. Dez. 1934. Auf die Zulaſſung von Ausnahmen des Ver⸗ 
bots ſolcher Verlegungen, bei denen die Verkaufsſtelle in den bis⸗ 
herigen Räumen von dem Inhaber nicht mindeſtens ein Jahr be⸗ 
trieben worden iſt oder bei denen die neuen Verkaufsräume mehr 
als ein Zehntel (jetzt: mehr als 25 qm) größer als die bisherigen 
ſind, finden nur die Beſtimmungen der Ziff. II und III der Durchf⸗ 
VO. (ſiehe Fußnote 3) Anwendung (Ziff. IV DurchfVO.). 
6) Das Einzelhandel Schcß. iſt gemäß feinem Art. III am 
14. Juli 1933, dem Tage nach der Verkündung, in Kraft getreten. 
7) Art. I 8 3 Ziff. 1 Einzelhandel Sch. i. d. Faſſ. durch Art. I 
Ziff. 2 des Geſ. v. 13. Dez. 1934. Auf die Zulaſſung von Aus⸗ 
nahmen von dem Erweiterungsverbot finden die Beſtimmungen der 
Ziff. I bis III (ſiehe Fußnote 3) keine Anwendung, ſofern die räum⸗ 
liche Erweiterung nicht mehr als ein Viertel des beim Inkrafttreten 
des Einzelhandel Schcs. vorhandenen Verkaufsraumes beträgt und 
der neue Verkaufsraum in unmittelbarem Zuſammenhang mit den 
bisherigen Verkaufsräumen ſteht (Ziff. Va Satz 1 DurchfVO.). Er⸗ 
ſtreckt ſich die räumliche Erweiterung auf mehr als ein Viertel dieſes 
Verkaufsraumes oder ſteht der neue Verkaufsraum mit den bisherigen 
Verkaufsräumen nicht in unmittelbarem Zuſammenhang, ſo finden 
nur die Ziff. II und III Anwendung (Ziff. Va Satz 2 DurchfV O.). 
8) Art. 183 Ziff. 4 a. F. (Ziff. 2 n. F.) Einzelhandel SchG. 
Ausnahmen von dieſem Verbot ſollen in einer Gemeinde mit weniger 
als 30 000 Einwohnern überhaupt nicht, in einer Gemeinde mit mehr 
als 30 000 Einwohnern nur dann zugelaſſen werden, wenn ſich aus 
der Lage der Verkaufsſtelle, der Art, Lage und Entfernung der 
vorhandenen ſonſtigen Verkaufsſtellen, der ſozialen Schichtung und 
Dichtigkeit der Bevölkerung ein Bedürfnis für die beabſichtigte 
Anderung ergibt (Ziff. Vb Durchf.). Handelt es ſich aber um 
eine Anderung in der Bezeichnung, die durch die Mitgliedſchaft bei 
einer ausſchließlich dem gewerblichen Mittelſtand dienende Einkaufs⸗ 
oder Warenbezugsgenoſſenſchaft begründet wird, dann iſt die Aus⸗ 
nahme in der Regel zuzulaſſen (Ziff. Ve DurchfVO.). 
9) Art. I 8 3 Ziff. 5 a. F. (Ziff. 3 n. F.) Einzelhandel Sch. 
Von dem Verbot ſoll nur dann eine Ausnahme zugelaſſen werden, 
wenn durch die beſondere Lage der Verkaufsſtelle ein Bedürfnis für 
den Verkauf von Lebensmitteln nachgewieſen wird (Ziff. Vd Durchf⸗ 


VO. ). 

0 Art. 183 Ziff. 6 a. F. (Ziff. 4 n. F.) Einzelhandel Schch. 
Über Anträge, von dieſem Verbot eine Ausnahme zuzulaſſen, iſt zur 
Zeit unter entſprechender Anwendung der Beſtimmung der Ziff. V d 
DurchfVO. (ſiehe Fußnote 9) und nach Anhörung des zuſtändigen 
Amtsarztes zu entſcheiden; ein Bedürfnis für die Ausdehnung des 
Verkaufs auf Arzneimittel iſt nur dann als nachgewieſen anzuſehen, 
wenn es von dem zuſtändigen Amtsarzt bejaht wird (Ziff. 7 des 
Rdcrl. v. 11. März 1935 [M BliV. 1935 Sp. 560]). 

11) Zweifellos iſt auch die Sortimentsänderung in anderen als 
in den in den Fußnoten 9 und 10 genannten Fällen einzelhandels⸗ 
ſchutzrechtserheblich. Dies gilt zum mindeſten für die Sortiments⸗ 
erweiterung. Das Einzelhandel Sch. ſelbſt und auch die Durchf VO. 
laſſen dieſen Tatbeſtand frei. In den Runderlaſſen des Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſters, insbeſ. in dem v. 10. Jan. 1936, erſcheint die Sor⸗ 
timentsänderung als eine Sonderform der Neuerrichtung; es wird 


auch dann vor, wenn Waren hinzugenommen werden, die im 
Verhältnis zu den bisher geführten Waren völlig artjrem? 
ſind und in keinem inneren Zuſammenhang mit den bisher 
geführten Waren ſtehen 12). 


2. Kreis der vom Einzelhandelsſchutzgeſetz erfaßten 
Verkaufsſtellen 


Die vorher genannten Beſtimmungen beziehen ſich nach 
dem Wortlaut des Einzelhandel Sch. (fo in Art. 1 8 2 Abi. 1) 
auf „Verkaufsſtellen, in denen Waren zum Ver- 
kauf feilgehalten werden“. Dieſe Vorſchrift läßt an 
ſich eine Beſchränkung des fachlichen Geltungsbereiches des 
Einzelhandel SchGG. auf den Einzelhandel nicht zu. In Ver⸗ 
bindung mit dem Titel des Geſetzes („Geſetz zum Schutze des 
Einzelhandels“) und insbeſondere mit dem Vorſpruch zum 
Einzelhandel Sch GG. 13) tft es jedoch eindeutig, daß ſich die Ge 
nehmigungspflicht ausſchließlich auf den Einzelhandel bezieht. 

Zum Einzelhandel gehören ausdrücklich auch die Ber“ 
kaufsſtellen der Konſumvereine und der Werk- 
konſumanſtalten. Die Erwähnung dieſer beſonderen 
Einzelhandelsverkaufsſtellen in Art. I § 4 Einzelhandel Sche⸗. 
kann nur klarlegende Bedeutung haben. Dem Genehmigung?“ 
zwang werden alſo — nach der Abſicht des Geſetzgebers 
nicht nur die offenen, ſondern auch diejenigen Verkaufsſtellen 
erſchloſſen, die nur einem beſchränkten Perſonenkreiſe zugang“ 
lich find. Dieſe Vorſchrift kann aber nicht fo verſtanden were 
den, daß von den nichtoffenen Verkaufsſtellen nur die 9 
noſſenſchaftlichen und betrieblichen Einzel handelsverkaufsſtellen 
in den ſachlichen Geltungsbereich des Einzelhandel Sch. fal⸗ 
len, während die anderen nichtoffenen Verkaufsſtellen des 
Einzelhandels ausgenommen bleiben ſollen 14). i 

Ausgenommen find aber — auf Grund ausdrücklicher 
geſetzlicher Regelung (Art. I 8 6 Einzelhandel Sch.) — das 
Feilhalten von Waren auf öffentlichen Wegen, 
Straßen und Plätzen, das Feilhalten von 
Waren im Gewerbebetrieb im Umherziehen, 
im Marktverkehr und auf Ausſtellungen. Unter 
Marktverkehr fällt hier nur der öffentliche Marktverkehr, 69 5 
nach anderer Vorſchrift ſchon einer behördlichen Aufſicht under“ 
ſteht 15). Private Marftveranftaltungen unter 
fallen in ihrer Geſamtheit dem Einzelhandel Sch.; ausge 
nommen find aber nach geltendem Recht die einzelnen Stand 
auf ſolchen privaten Marktveranſtaltungen 16). Bei Gemein? 


unterſtellt, daß eine neue Verkaufsſtelle (für die neue Ware) in 5 
bisherigen Verkaufsſtelle errichtet wird. Hiergegen vgl. Röhl, 27 
Sortimentsänderung nach dem Einzelhandelsſchutzgeſetz“ im Archi 
für Wettbewerbsrecht“, Septemberheft 1936. 
12) Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters V 26 152/35 vom 
10. Jan. 1936 (MBI Wi. 1936, 18). Vgl. dazu Michel, „Grune. 
fragen des Einzelhandelsſchutzes“ im MBlWi. 1936, 31; vol. Ze 
dazu die kritiſchen Bemerkungen zum Erlaß v. 10. Jau. 1936, die 
Haars in ſeinem Aufſatz „Das Einzelhandelsſchutzgeſetz und 37 
Ausdehnung des Verkaufs auf eine ‚artfremde Ware“ (JW. 1 
37). . 
13) Der Vorſpruch hat folgenden Wortlaut: „Die Reicheregen 
rung hat zur Abwehr der dem Einzelhandel aus der gegenwärtige 
wirtſchaftlichen Not drohenden Gefahren und zur Sicherung des ber⸗ 
ſtandes der mittelſtändiſchen Betriebe des Einzelhandels als Ir 
gangsmaßregel das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit de 
kündet wird.“ 5 
14) Vgl. Schulze, „Zwei Streitfragen aus der Praxis 900 
Einzelhandelsſchutzgeſetzes“ (RVerwBl. 1936, 733). Müllenb A 
it anderer Anſicht; nach ihm ſollen vom fachlichen Geltungsbe nnd 
des Einzelhandelsſchutzgeſetzes auch die landwirtſchaftlichen Abſaß * 
Bezugsgenoſſenſchaften ausgenommen fein („Fragen zum EI 
handelsſchutzgeſetz“ in Rog N. 1937, 148). £ 
15) Der Marktverkehr unterliegt den Vorſchriften der I 
(Titel IV [88 64—71]), insbeſ. der Marktpolizei nach 8 60 
GewO. 
16) Runderlaß des Reichswirtſchaftsminiſters v. 16. Dez.. 
(MIR. 1934 Sp. 46) Ziff. 51 3 Satz 5; vgl. von Levebe 


Zim 
„Die Tätigkeit der Beſchwerde⸗Juſtanz bei der Durchführung des kam 


zelhandelsſchutzgeſetzes in Groß- Berlin“ (,Wirtſchaftablatt der der 
duſtrie⸗- und Handelskammer zu Berlin“ 1935, 1215); vgl. 


8 ahrg. 1937 Heft 26] 


1a ftskaufhäuſern verhält es ſich ebenſo; das Ge⸗ 
meinſchaftskaufhaus als Ganzes unterliegt den Vorſchriften 
es Einzelhandel Schch., während die Abteilungen oder Stände 
usgenommen ſind “). 
5 lusgenommen find auch diejenigen Verkaufsſtellen unter⸗ 
daltenden Betriebe, die einer Sonderregelung unterworfen 
MB. Dazu gehören zweifelsfrei die GEinheiksprei 3g e⸗ 
5 te, die ſchon vor Erlaß des Einzelhandel Sch. einem 
eiberdies ſtrengerem) Konzeſſionszwang unterlagen 18). Milch⸗ 
N nzelhandelsgefd äftel®) und der Kleinhandel 
nit Branntwein) ſollen ebenfalls ausgenommen fein. 
dagegen unterliegen ohne jeden Zweifel die Betriebe des 
erchsnährſtandeinzelhandelse) und des Kul⸗ 
— 5 uteinzelhandels trotz der reichsnährſtand⸗ bzw. 
zulturkammerrechtlichen Zulaſſungsbeſchränkungen dem Einzel⸗ 
Vadelsſchuzrecht 22), Ausgenommen iſt ferner durch die Durchf⸗ 
>. der Treibſtoffeinzelhandel (Tankſtellen) 2). 
Demnach fallen — von den geſetzlichen Ausnahmen 
abgeſehen — unter das Einzelhandel Sch G. alle 
Werkaufsſtellen des Einzelhandels, in denen 
m Aren zum Verkauf feilgehalten werden. 
ann eine Verkaufsſtelle, wann Einzelhandel, wann eine 
0 are, wann ein Feilhalten vorliegen, ſoll im nächſten Ab⸗ 
chnitt gezeigt werden. 


II. Die einzelnen Merkmale 
des einzelhandelsſchutzrechtlichen Begriffes 
„Einzelhandelsverkaufsſtelle“ 
1. Das Begriffsmerkmal „Verkaufsſtelle“ 


NES muß überhaupt eine Verkaufsſtelle vorhanden ſein. 
dicht eine derartige Verkaufsvorrichtung, ſo findet ſchon aus 
lem Grunde auf den fraglichen Betrieb das Einzelhandel⸗ 
1. G. keine Anwendung. Der Begriff „Verkaufsſtelle“ zerfällt 
die beiden Unterbegriffe „Verkauf“ und „Stelle“. 


a) Die „Verkauf“sſtelle 


a Eine „Verkauf“sſtelle liegt einwandfrei bei E we 

ren, Lagerplätzen, Auslieferungslagern 
rd Ausſtellungsräumen nicht vor 24). Dies gilt 

—— 

die keitiſchen Bemerkungen von Duda, „Grenzen des Anwendungs⸗ 

dust des Einzelhandelsſchutzgeſetzes!“ („Wirtſchaftsblatt der In⸗ 
krie und Handelskammer zu Berlin“ 1934, 1605). 

Mar, Runderlaß des Reichswirtſchaftsminiſters v. 16. Dez. 1933 
IN. 1934 Sp. 46) Ziff. 51 3 Saß 5. 5 
eführ ) Das durch 8 1 des III. Teils der VO. v. 9. März 1932 ein⸗ 
Rune Verbot der Errichtung, Erweiterung und Verlegung von 
under, eisgefchäften gilt jetzt (gemäß Art. IS 1 Einzelhandel Sch.) 

tet. 
14 8 Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters V 23708/35 vom 
ſich “ob, 1935: das Einzelhandel Schcz. gilt nur inſoweit, als es 
5 51 die Errichtung von Filialgeſchäften und um die Aulaffung 
ander eſchüften handelt, die außer Milch und Milcherzeugniſſen noch 
lun ie Waren fuhren. Vgl. auch Gerſching, „Die Erlaubnisertei⸗ 
9 N den Einzelhandel mit Milch“ (RVerwBl. 1937, 336). 
hältni. Vgl. Oeſterle, „Die Einzelhandelsſperre in ihrem Ver⸗ 
909). zu anderen Errichtungsbeſchränkungen“ (RVerwBl. 1935, 
zum gl. ferner Rother, „Das Gaſtſtättengeſetz und das Geſetz 
zuube des Einzelhandels“ (RVerwBl. 1936, 585). 
betriebe Hier ſind insbeſondere zu erwähnen die Einzelhandels⸗ 
des z, der Viehwirtſchaft und der Getreidewirtſchaft; vgl. Ziff. 13 
i Fußnote 22 genannten Erlaſſes. 
1409 % gl. Ziff. I des Erlaſſes des Reichswirtſchaftsminiſters V 
and 6 b. 10. Juli 1936 („ Wirtſchaftsblatt der Induſtrie⸗ und 
250 Amer zu Berlin“ 1936, 1065). 
der Su., Ziff. VI der Durchf. zum Einzelhandel Schch. i. Verb. m. 
des „ordnung des Reichswirtſchaftsminiſters über Beſchränkung 
Nr. f ankſtellennetzes v. 24. Juli 1934 („Deutſcher Reichsanzeiger“ 
über u 1934) und der Anordnung des Reichswirtſchaftsminiſters 
ſtellen die, Verlängerung der Anordnung über Beſchränkung des Tank⸗ 
* nee und ihre Einführung im Saarland v. 19. Juni 1935 
ſeloſtguſcher Reichsanzeiger“ Nr. 143, 1935). Dieſe Anordnungen führen 
24 ble Genehmigungspflichttatbeſtände ein. 
v. 16 J. Heinig, „Das Einzelhandelsſchugzgeſetz“ 1936, 142; Rderl. 
„Dez. 1933 Ziff. BIG Abſ. 1 Saß 2 (NBli. 1934 Sp. 46). 
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aber nur, wenn ſie ausſchließlich dem Lagern von Waren 
oder deren Ausſtellung dienen. Es darf alſo in ihnen kein 
Einzelverkauf ſtattfinden. Selbſt gelegentliche Abgabe von 
Waren an den letzten Verbraucher macht aus ihnen eine 
„Verkauf“sſtelle. Dies gilt auch für geringfügige Einzelhan⸗ 
delsumſätze 28). Aber auch in den Fällen des verſteckten Einzel» 
verkaufs wird aus dem Lager⸗ oder Ausſtellungsraum ein 
Verkaufsraum, der dann der Genehmigungspflicht nach dem 
Einzelhandel SchG. unterliegt. Daß die Genehmigungsfreiheit 
der Auslieferungslager gerade vielfach zu Umgehungsver⸗ 
ſuchen geführt hat, iſt bekannt 26). So richten häufig Verſand⸗ 
geſchäfte Auslieferungslager ein, von denen aus Verſand⸗ 
kunden beliefert werden. Eine „regelrechte“ Verkaufsſtelle 
liegt dann vor, wenn „die Kunden ohne vorherige Beſtellung 
bei der Verſandfirma ſofort gegen Barzahlung im Ausliefe⸗ 
rungslager die Ware kaufen und mitnehmen können, aber 
auch dann, wenn die Entgegennahme der Beſtellungen und der 
Zahlung ſtatt der an anderem Orte gelegenen Verſandzentrale 
dem Leiter des Auslieferungslagers übertragen iſt“ 22). Wird 
mit dem Ausſtellungsraum ein Verkauf an den letzten 
Verbraucher verbunden, ſo liegt nicht mehr ein reiner — 
aus dem fachlichen Geltungsbereich des Einzelhandel Sch. 
fallender — Ausſtellungsraum, ſondern bereits ein Verkaufs⸗ 
raum vor. Wird neben dem eigentlichen Ausſtellungsraum 
oder Lagerraum (Lagerplatz) eine beſondere Verkaufsſtelle 
errichtet, ſo gilt nur dieſe als „Verkauf“sſtelle, während die 
anderen, feinen Verkaufszwecken dienenden Räume nicht vom 
Einzelhandel Sch. erfaßt werden. Vorausſetzung iſt aber, daß 
der Zweckcharakter der Nichtverkaufsräume ſtreng gewahrt 
wird 28), 
b) Verkaufs, ſtelle“ 


Verkaufs, ſtelle“ ift jeder Ort, auf dem ſich Verkäufe ab» 
ſpielen ſollen. Die Lage und Beſchaffenheit der Verkaufs⸗ 
„elle ſind ohne Bedeutung se). Auch die Betriebsform iſt 
ohne Einfluß 30). Von der Genehmigungspflicht werden ſomit 
ohne Unterſchied erfaßt: Warenhäuſer wie Keller⸗ 
läden, Etagengeſchäfte, Ladengeſchäfte, Hof⸗ 
geſchäfte (öz. B. für den Verkauf von Brennſtoffen), feſte 
Kiosken). Bei Warenhäuſern und auch bei Gemein- 
ſchaftskaufhäuſern ſowie bei privaten Markt⸗ 
veranſtaltungen bilden die einzelnen Verkaufsſtände 
keine ſelbſtändigen Verkaufs, ſtellen“; vielmehr gelten dieſe 
Betriebsformen in ihrer Ganzheit als eine einheitliche Ver⸗ 
kaufsſtelle 2e). Die Verwaltungspraxis rechnet zu den Ver⸗ 
kaufsſtellen auch verſchloſſene Wohnungen, zu denen 
nur auf Lauten Eintritt gewährt wird ss), ferner die beſonders 
in den Berliner Geſchäftsgegenden bekannten Hausflur⸗ 
Läden). Auch ein Stall kann eine Verkaufsſtelle fein, 
denn es genüge „vollkommen für den Begriff einer Verkaufs⸗ 
ſtelle, wenn die Waren in einem Stalle zur ſofortigen Abgabe 


>) Mauve, „Einige häufige Verſuche der Umgehung des 
Einzelhandelsſchutzgeſetzes und ihre Behandlung“ („Wirtſchaftsblatt 
der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin“ 1936, 1552); vgl. 
auch „Wirtſchaftsblatt der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin“ 
1936, 1124 unter „Einzelhandelstätigkeit von Großhandelsunter⸗ 
nehmen“. 

26) Bol, Mauve (wie Fußnote 25). 

27) Vgl. Mauve (ſiehe Fußnote 25). 

25) Werden Räume gemietet, die über die zugelaſſene Ausdeh⸗ 
nung hinausgehen, ſo muß der zu Verkaufszwecken unbenutzte übrige 
Raum vom Verkaufsraum getrennt werden. Trennung „durch Vor⸗ 
hang oder verſchiebbare Regale“ genügt als Nachweis der Nicht⸗ 
benutzung des Reſtraumes nicht; das „mindeſte, was unbedingt ver⸗ 
langt werden muß, iſt eine Trennwand, die den geſtatteten Ver⸗ 
kaufsraum von dem darüber hinausgehenden abtrennt“ (von Le⸗ 
vetzow, fiehe Fußnote 16). k 

29), RdErl. v. 16. Dez. 1933 Kıff. BI2 Satz 4 (MBliV. 1934 
Sp. 46). 

I) eee Fußnote 24) S. 25. 

50 9 0 1933 Ziff. BI2 Satz 4 (MEHR. 1934 
Sp. 46); vgl. auch Geyer (Fußnote 44). 

32) Stehe die Fußnoten 16 und 17. 

33) Oeſterle, „Das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels“ 
(JW. 1933, 1502). g 

34) Vgl. von Levetzow (Fußnote 16). 
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gewerbsmäßig in Form des Einzelhandels — alſo nicht etwa 
an Wiederverkäufer — bereitgehalten werden“ 25). Tankſtel⸗ 
hen find Einzelhandelsverkaufsſtellen 3%); ſie unterliegen nur 
nicht dem Einzelhandel Schch., ſondern der Gnehmigungspflicht 
nach beſonderer — auf Grund des Zwangskartellc ß. vom 
15. Juli 1933 erlaſſener — Anordnung des RWiM.s7). 

Auch Automaten (mechaniſche Einrichtungen zum 
ſelbſttätigen Verkauf von Waren]) find Verkaufsſtellen ““), 
ihrer Natur nach ſogar typiſche „Einzelhandel“sverkaufs⸗ 
ſtellen. Sogar die von einem Großhändler aufgeſtellten 
Heimautomaten ſind mit Recht als unter die einzel⸗ 
handelsſchutzrechtliche Genehmigungspflicht fallend von der 
Rechtſprechung betrachtet worden zo). 

Auch Bahnhofsverkaufsſtellen unterliegen dem 
Einzelhandel Sch. 0). 


2. Das Begriffsmerkmal „Einzelhandel“ 
a) Der Haupteinzelhandel 


Daß nur Einzelhandelsverkaufsſtellen unter das Einzel⸗ 
handel Sch. fallen, ergibt ſich — wie bereits ausgeführt 
wurde — aus der Bezeichnung des Geſetzes und aus dem 
Vorſpruch zum Einzelhandel Sch., aus dem der Geſetzes⸗ 
zweck, der für ſeine Auslegung entſcheidend iſt, klar erkenn⸗ 
bar iſt. 

Einzelhandel iſt jede gewerbsmäßige Betätigung, die auf 
den Abſatz an Verbraucher gerichtet iſt. „Einzel handel“sver⸗ 
kaufsſtellen ſind ſolche Verkaufsſtellen, in denen ein Einzel⸗ 
verkauf von Waren an den letzten Verbraucher ſtattfindet 
(Duda )) bzw. ſolche Räume, die dem Publikum zum Kauf 
von Waren im Kleinverkehr offenſtehen (Oeſter le 42)) bzw. 
Verkaufsſtellen, in denen die Waren unmittelbar an das ver⸗ 
brauchende Publikum verkauft werden (Steffens )) bzw. 
Verkaufsſtellen, die dem Abſatz von Waren an Dritte in 
Form des Einzelhandels dienen, wobei die Waren zur ſo⸗ 
fortigen Abgabe vorhanden ſein müſſen, der Abſatz gewerbs⸗ 
mäßig erfolgen und die Verkaufsſtelle jedem Kaufliebhaber 
zugänglich fein muß (Geyer “)) bzw. alle Räume, in denen 
Waren gewerbsmäßig zum Verkauf an den letzten Verbraucher 
feilgehalten werden und die zu dieſem Zweck jedem Kauf⸗ 
luſtigen zugänglich ind (Schmidt)). Nach Heinig ) 
iſt die Verkaufsſtelle zu definieren als die Gewährung der 
Gelegenheit durch Einrichtungen jedweder Art für den letzten 
Verbraucher zum Einkauf verkaufsgegenwärtiger Ware. Im 
Grunde ſagen alle Begriffsbeſtimmungen das gleiche, wenn 
man davon abſieht, daß Geyer und Schmidt ausdrücklich 
ihre Definition auf die offenen Verkaufsſtellen des Einzel⸗ 
handels beſchränken. 

Einzelhandel und Kleinhandel ſind im Siune des 
Einzelhandel Sch. das gleiche. 

Demgemäß werden vom Einzelhandel Sch. alle die⸗ 
jenigen Betriebe nicht erfaßt, die andere als Einzelhandels⸗ 
aufgaben zu erfüllen haben. Alle Betriebe, die Leiſtungen er⸗ 
bringen (Wäſchereien z. B.) oder Waren im Großhandel ab⸗ 
ſetzen, ſtehen außerhalb des Einzelhandelsſonderrechts. Groß⸗ 
handelsverkaufsſtellen find ſoſche Verkaufsſtellen, die aus⸗ 


35) Vgl. Geyer, „Das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels“ 
(RVerwäbl. 1936, 1068). 
36) RdErl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. B12 Satz 4 (MBli. 1934 


p. 46). 

37) Siehe Fußnote 23. 

38) Daß jedem zugängliche Automaten Verkaufsſtellen im Sinne 
des Einzelhandel Sch. find, iſt unbeſtritten; hinſichtlich nicht jedem 
zugänglicher Automaten vgl. Schulze (Fußnote 14). 

39) OLG. Dresden 21 Ws 73/35 v. 6. März 1935 (JW. 1935, 

88). 

40) RdErl. v. 
Sp. 46). 

41) Vgl. feinen in Fußnote 16 genannten Aufſfatz. 

42) Vgl. feinen in Fußnote 33 genannten Aufſaß. 

43) „Geſetz zum Schutze des Einzelhandels“ 1935, 4. 

44) „Der Schutz des Einzelhandels“ im RVerwBl. 1936, 587. 

45) Schmidt, „Der Warenautomat“ (RArbBl. 1936 Teil II 
S. 390). 

46) Siehe Fußnote 24. 
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ſchließlich dem Abſatz an Wiederverkäufer dienen und deshalb 
zum Großhandel zu zählen ſind *). Zum Abſatz im Groß 
handel zählt aber nur der Abſatz an Wiederverkäufer, nicht 
aber der Abſatz an Großabnehmer, die die Waren 
„verbrauchen“ und daher Verbraucher ſind; hierbei ſpielt es 
keine Rolle, ob die Waren im gewerblichen Betriebe oder im 
Privathaushalt verbraucht werden s). 


b) Der Nebeneinzelhandel 
a) Grund ſätzliche Regelung 


Eine Einzelhandelsverkaufsſtelle liegt grundſätzlich aber 
auch dann vor, wenn in einem Unternehmen, das Groß⸗ 
handel betreibt oder das gewerbliche Leiſtungen darbietet — 
d. h. alſo: in einem nichteinzelhändleriſchen Unternehmen 
an den letzten Verbraucher Waren verkauft werden. Ein ſolcher 
Betrieb iſt nicht mehr reiner Großhandelsbetrieb, ſondern en 
Doppelbetrieb, der einerſeits aus einer Großhandelsverkauf>“ 
ſtelle und andererſeits aus einer Einzelhandelsverkaufsſtelle 
beſteht. Gleichgültig iſt hierbei, ob eine räumliche Trennung 
zwiſchen den beiden Betriebsabteilungen vorgenommen iſt oder 
nicht. Gleichgültig iſt dabei, ob der Anteil des Einzelhandels 
umſatzes am Geſamtumſatz verſchwindend gering iſt, da es auf 
den Umſatzanteil in gar keinem Falle ankommt s). Mit der 
Einzel handelsverkaufsſtelle unterliegt der Geſamtbetrieb den 
einzelhandelsſchutzrechtlichen Vorſchriften; dieſe erſtrecken ſich 
aber nur auf jenen Teil, der dem Abſatz an den letzten Ber 
braucher gewidmet iſt so). 


6) Ausnahmen 


Von dem Grundſatz, daß einzelhändleriſche Umſäze in 
einem nichteinzelhändleriſchen Betriebe eine Einzelhandels“ 
verkaufsſtelle im Sinne des Einzelhandel SchG. begründen, 
gibt es zwei Ausnahmen. Dieſe Ausnahmen ergeben ſich zwar 
nicht aus dem Geſetz, auch nicht aus der DurchfVO., ſondern 
aus einem Runderlaß des RWiM. Diefe Ausnahmen ſind 


aa) der ſogenaunte hilfsbetriebliche Einzelhandel, d. h. ein⸗ 
zelhändleriſche Verkaufsſtellen als Hilfsbetriebe nicht⸗ 
einzelhändleriſcher Unternehmen, 


bb) der ſogenannte Zubehöreinzelhandel, d. h. einzelhänd⸗ 
leriſche Verkaufsſtellen im üblichen Rahmen des DU 
behörgeſchäfts nichteinzelhändleriſcher Unternehmen: 
ich faſſe dieſe Betriebe unter dem Begriff „Nichteinzelhandels⸗ 
betriebe mit Verkaufsſtellenprivileg“ zuſammen dt). Das Pr. 
vileg beſteht darin, daß fie wirtſchaftlich Einzelhandel betret 
ben und trotzdem vom ſachlichen Geltungsbereich des Einzel’ 
handel Sch. ausgenommen find. 


aa) Hilfsbetrieblicher Einzelhandel 


liegt vor bei Verkaufsſtellen, die als Hilfsbetriebe eines 
anderen Unternehmens, z. B. eines handwerklichen oder la fle 
wirtſchaftlichen Betriebes, angeſehen werden müſſen, weil 15 
dem Verkauf der in dem Hauptbetrieb hergeſtellten ode 
gewonnenen Waren dienen und in unmittelbarem räumlichen 
Zuſammenhang mit dem Hauptbetrieb ſtehen 52), 1 

Als ſelbſthergeſtellte Waren dürften hierbei nicht uu 
ſolche Waren anzuſehen ſein, deren geſamte Herſtellung aus 


47) RdErl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. B11 Abſ. 1 Satz 2 (MGi. 
1934 Sp. 46). 1 

48) Vgl. Geyer (Fußnote 44); a. A. Müllenbuſch (Ou 
note 14). * 

10 Hinſichtlich der einzelhandelsſchutzrechtlichen Bedeutung eine 
geringfügigen Einzelhandelsumſatzes in Ausftelfungsräumen ſie 
Mauve (Fußnote 25). . großen 

50) Wird z. B. ein Teil der bisher für den Abſatz im a 
verwendeten Räume für den Einzelhandelsabſatz benutzt, TO Nr 
darin eine räumliche Erweiterung, die unter beſtimmten Voran 
ſetzungen (ſiehe Fußnote 7) die Genehmigungspflicht nach Art. 13 
Ziff. 1 Einzelhandel Schch. auslöſt. 3 

51) Vgl. Röhl, „Die Verlegung von Einzelhandelsverkauß 
ſtellen“ im Nerv Bl. 1937, 314—319, 331—335. 

52) RbGrl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. B11 Abſ. 1 Satz 3 
1934 Sp. 46). 


M NIV. 
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ſchleedlich in dem betreffenden Hauptbetrieb vorgenommen 
17. 7 it, ſondern auch ſolche Waren, bei denen die hand⸗ 
red iche Tätigkeit ſich auf die Weiterverarbeitung von Halb⸗ 
m aten beſchränkt, z. B. Bearbeitung von Hutformen in 
kabmachereien 53). Dagegen wird eine Verarbeitung, die ledig⸗ 
der verkaufsfertigen Herrichtung der Waren dient, nicht 
„reits als deren Herſtellung anzuerkennen fein’). Soweit 
meer z. B. der Inhaber eines Fleiſcherladens feine hand⸗ 
zerkliche Tätigkeit darauf beſchränkt, von einem Fleiſchgroß⸗ 
t fertig geſchlachtet bezogene Tiere für den Fleiſchver⸗ 
u an den Verbraucher zu zerlegen, und auch die zum Ver⸗ 
— gelangenden Wurſtwaren nicht überwiegend ſelbſt her⸗ 
felt ſondern von anderen Unternehmen fertig bezieht, be⸗ 
iu hen nach der Auffaſſung des RWiM. keine Bedenken, einen 
in ‘hen Betrieb als Verkaufsſtelle im Sinne des Einzelhandels⸗ 
hut rechts zu behandeln s). Bei der Entſcheidung dieſer Fra⸗ 
925 oll jedoch im allgemeinen innerhalb eines Gemeinde⸗ 
airks für die gleiche Branche eine einheitliche Handhabung 
Ste Einzelhandel Sch. angeſtrebt und in Zweifelsfällen die 
tellungnahme der beteiligten Berufsvertretungen weitmög⸗ 
berückſichtigt werden 5%), 
. Werden aber in einer an ſich als Hilfsbetrieb eines 
nderen Unternehmens eingerichteten Verkaufsſtelle außer den 
ver Branche dieſes Betriebes entſprechenden, ganz oder über⸗ 
5, Ind aus dem Hauptbetriebe ſtammenden Waren auch 
anchefremde Waren feilgehalten, ſo entfällt das Privileg; 
<. gt dann eine Verkaufsſtelle im Sinne des Einzelhandel⸗ 
Sch. vor 57). 


bb) Zubehörgeſchäftlicher Einzelhandel 


behörden den Verkaufsſtellen im üblichen Rahmen des Zu⸗ 
Rani Häſts nichteinzelhändleriſcher Unternehmen rechnet der 
aa) Unternehmungen, die hauptſächlich der Vornahme 
gewerblicher Leiſtungen dienen und bei denen der Waren⸗ 
verkauf nicht über den üblichen Rahmen eines Zubehör⸗ 
geſchäfts hinausgeht, z. B. Friſeurgeſchäfte, Reparaturwerk⸗ 
Mütter s, Daß eine Autoreparaturwerkſtatt dadurch, daß 
darin gelegentlich Zubehörteile verkauft werden, noch nicht 
zu einer Verkaufsſtelle im Sinne des Einzelhandel SchG. 
wird, entſchied auch das SächſO VG. s). 
. 66) Speiſehauswirtſchaften und Trinkhallen, ſolange in 
otefen nur ſolche Waren jeilgehalten werden, die nach den 
* Anſchauungen des Verkehrs zur Befriedigung der Gäſte 
— en 


193 „ Rderl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. B11 Abſ. 2 Satz 1 (MER. 
34 Sp. 46 


199, 9 Rderl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. BIL Abſ. 2 Satz 2 (MER. 
"M Sp. 46). 

1994 Nderl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. BIL Abf. 2 Satz 3 (MER. 
mini =p. 46). Dieſe Auffaſſung ſoll ſpäter vom Reichswirtſchafts⸗ 
ab iſter aufgegeben worden fein. Nach dem bei Heinig (Fußnote 24) 
dei d ruckten Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters v. 4. Dez. 1935 
16 x unter Ziff. II wie folgt: In B11 Abſ. 2 meines RdErl. vom 
des Git 1933 hatte ich ausgeführk, daß als Verkaufsſtellen im Sinne 
denen inzelhandel SchG. auch ſolche Fleiſcherläden zu gelten haben, in 
fertig der Inhaber ſich darauf beſchränkt, von einem Fleiſchgroßmarkt 
B geſchlachtet bezogene Tiere für den Fleiſchverkauf an den Ver⸗ 
die Sher zu zerlegen. Da das Zerlegen von geſchlachteten Tieren und 
des Herrichtung des Fleiſches für den Kauf als weſentliche Verrichtung 
Seren leiſcherhandwerks auch Prüfungsfächer bei der handwerklichen 
dungten⸗ und Meiſterprüfung find, bin ich, ſchon damit Überfchnei- 
Aufben mit den Beſtimmungen der Dritten VO. über den vorläufigen 
e des deutſchen Handwerks v. 18. Jan. 1935 vermieden werden, 
mein uffaſſung, daß es ſich empfiehlt, künftig in Abweichung von 
erti em vorerwähnten Runderlaß dieſe Fleiſchverkaufsſtellen, in denen 
Verl. geſchlachtet bezogene Tiere zerlegt und das Fleiſch für den 
die No hergerichtet wird, als Handwerksbetriebe anzusehen, auf die 

berſchriften des Einzelhandel Schch. keine Anwendung finden. 


0 


1934 S9. al v. 16. Dez. 1933 Ziff. BTL Abſ. 2 Saß 4 (MBli. 

Sp. 400 RdeErl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. 31 1 Abſ. 4 (MBliV. 1934 

1934 EL. v. 16. Dez. 1933 Ziff. BI 1 Abſ. 3 Sat 1 (MVliV. 
). 

) Entſcheidung 92 L v. 26. Oft. 1994 (RVerwel. 1935, 401). 
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erforderlich und daher als zum Schankwirtſchaftsgewerbe 
gehörig anzuſehen ſind so). 

) Andere gewerbliche Betriebe, ſoweit ein Verkauf 
beſtimmter Waren üblicherweiſe mit ihnen verbunden iſt, 
ſofern der Verkauf ſeiner Bedeutung nach hinter dem übri⸗ 
gen Betriebe zurückbleibt und ſich auf die Kunden des 
Hauptbetriebes in der Weiſe beſchränkt, daß die Verkaufs⸗ 
anlage nicht jedermann zugänglich iſt; der in Verbindung 
mit der Vermietung von Garagen betriebene Reifenhandel 
und Verkauf von Treibſtoff in einer mit den Garagen 
räumlich verbundenen Tankſtelle dürfte — nach der Auf⸗ 
faſſung des RWiM. — die Umſätze aus der Vermietung 
der Unterſtellplätze erheblich überſteigen und daher unter die 
Sperrvorſchriften des Einzelhandel Sch. fallen st). 

Werden aber über den Rahmen eines Zubehörgeſchäfts 
hinaus auch Waren zum Verkauf bereit gehalten, die mit den 
gewerblichen Leiſtungen des Betriebes in keiner unmittelbaren 
Verbindung ſtehen (z. B. Verkauf von Gold⸗ und Silber⸗ 
waren in Uhrmachergeſchäften oder von Tabakwaren in Fri⸗ 
ſeurläden), ſo entfällt das Privileg; es liegt dann eine Ver⸗ 
kaufsſtelle im Sinne des Einzelhandel Schch. vor se). 5 


3. Das Begriffsmerkmal „Waren“ 


Nur Verkaufsſtellen, in denen „Waren“ zum Verkauf 
feilgehalten werden, find vom Einzelhandel Sch. erfaßt. 
Waren ſind bewegliche Sachen, die in der Regel Gegenſtand 
des Handelsverkehrs ſind. 

Da vom Warenbegriff nur bewegliche Sachen er⸗ 
faßt werden, die unbeweglichen alſo ausſcheiden, erſtreckt ſich 
das Einzelhandel ch h. nicht auf den Handel mit Im⸗ 
mobilien 68). 

Wertpapiere und Geld gehören nicht zu den 
Waren, jo daß auch Bank- und Geldwechſelgeſchäfte außerhalb 
des Einzelhandel Sch. ſtehen 54). Dafür unterſtehen die Kre⸗ 
ditinſtitute den beſonderen Genehmigungspflichten nach dem 
Geſetz über das Kreditweſen v. 5. Dez. 1934 65). 

Da nur der Warenvertrieb erfaßt wird, ſcheiden auch die 
ſogenannten Polyphoto⸗ und Photomatonläden, die photo⸗ 
graphiſchen Ateliers überhaupt, ferner die Wäſchereien, Fär⸗ 
bereien u. ä. Betriebe aus, da es ſich hier um die Erbringung 
gewerblicher Leiſtungen handelt se). 

belebende Tiere, insbeſondere Pferde, Rinder, 
Schweine, als Ware im Sinne des Einzelhandel Sch. anzu⸗ 
ſehen ſind und ob demgemäß der Handel mit ſolchen Tieren 
Einzelhandel im Sinne des Einzelhandel Sch. darſtellt, iſt 
verneint worden 87), 


4. Das Begriffsmerkmal „Verkauf“ 


Entſcheidend iſt nach dem Wortlaut des Einzelhandel⸗ 
Schl., daß in den Verkaufsſtellen Waren zum „Verkauf“ 
feilgehalten werden. 

Werden die Waren nur zur Werbung feilgehalten, 
alſo nur zur Schau ausgeſtellt, ohne daß damit eine Ver⸗ 
kaufsabſicht verbunden iſt, ſo liegt keine Verkaufsſtelle im 
Sinne des Einzelhandel Sch. vor. Die Tatſache, daß die 
Zurſchauſtellung letztendlich nur zum Zwecke des Verkaufs er⸗ 
folgt, iſt hierbei unbeachtlich. Erforderlich iſt, daß der Ver⸗ 


6%) Rdckrl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. BI 1 Abſ. 3 Satz 2 (MER. 
1934 Sp. 46). ö 

61) RdErl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. B 1 Abſ. 3 Satz 3 (MBli V. 
1934 Sp. 46). 

19 RdErl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. BI 1 Abſ. 4 (MBliV. 1934 
Sp. 46). 

) Vgl. Heinig (Fußnote 24) S. 24. 

) Vgl. Oeſterle (Fußnote 33). 5 

65) Zum Gef. v. 5. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1934, 1203) ergingen 
folgende Durchführungs⸗ und Ergänzungs O.: I. VO. v. 9. Febr. 
1935 (RG Bl. J, 1935, 205), II. VO. v. 27. Juli 1935 (RGBl. I, 
1935, 1050), III. VO. v. 30. Juni 1936 (RGBl. I, 1936, 540), 
ſowie das And. v. 13. Dez. 1935 (RGBl. I, 1935, 1456). 

66) Vgl. von Levetzow (Fußnote 16) und das (allerdings 
arbeitszeitrechtliche) Schreiben des Reichsarbeitsminiſters IIIa 1837 
v. 20. Jan. 1937 (R Arb Bl. III, 1937, 36). 

67) Vgl. Geyer (Fußnote 35). 
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kauf unmittelbar ſtattfinden kann. Es muß ſich alſo um einen 
„Handkauf“, um einen „Verkauf über den Ladentiſch“ 
handeln. Allerdings darf dieſer Begriff nicht überſpannt aus⸗ 
gelegt werden. Ein derartiger Handkauf liegt auch dann noch 
im Sinne des Cinzelhandel Sch. vor, wenn der Käufer die 
Ware nach dem Kauf beim Verkäufer liegen läßt, um ſie ſich 
zuſenden zu laſſen oder um ſie zu einem ſpäteren Zeitpunkte 
abzuholen. Anders iſt dagegen die Sachlage zu beurteilen, 
wenn ſich die Kaufhandlung bis auf die Mitgabe der ge⸗ 
kauften Waren in gebräuchlicher Form abſpielt (d. h. wenn 
alle anderen Vorausſetzungen für die Annahme einer Einzel⸗ 
handelsverkaufsſtelle vorliegen) und nur die Mitgabe dadurch 
erſetzt wird, daß die gekaufte Ware zu einem vom Käufer be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt (angeblich: kundendienſtlich) ins Haus ge⸗ 
ſchickt oder durch die Poſt überſandt wird; in dieſem Falle 
dürfte ein unechtes Verſandgeſchäft vorliegen, in deſſen Er⸗ 
richtung eine Umgehung der Genehmigungspflicht zu erblicken 
iſt, die nicht rechtsbeſtändig fein. kann 68). Ahnlich liegt der 
Fall, wenn (3. B.) ein Landwirt, der den Erforderniſſen 
einer Ausnahmegenehmigung nicht entſpricht und der den 
Brothandel betreiben will, nachweiſen kann, daß er nur be⸗ 
ſtelltes Brot, beſtellte Backwaren, beſtelltes Mehl uſw. ab⸗ 
gibt se); an ſich iſt eine derartige Geſchäftsgründung leinzel⸗ 
handelsſchutz) rechtlich nicht angreifbar. Ahnlich liegt auch der 
vom Sächſ o VG. entſchiedene Fall, nach dem in dem Unter- 
halten eines Teppichlagers und einer Teppichſchau zum Zwecke 
des Verkaufs an Verbraucher — auch bei räumlicher Tren⸗ 
nung beider Stellen — das Unterhalten einer Verkaufsſtelle 
im Sinne des Einzelhandel Schch. geſehen werden kann boa). 

Das Weſen des Verkaufs iſt der Übergang des 
Eigentums an der Ware. Findet ein ſolcher Eigentums⸗ 
übergang gar nicht ſtatt — wie z. B. bei der Leihe oder 
Miete —, ſo liegt ein Verkauf überhaupt nicht vor; dem⸗ 
gemäß iſt auch eine Verkaufsſtelle nicht gegeben. Leihbüche⸗ 
reien und Leſezirkelunternehmen fallen alſo nicht in den ſach⸗ 
lichen Geltungsbereich des Einzelhandel Sch. 0); hierbei it 
aber zu beachten, daß die den Einzelkammern der Reichs⸗ 
kulturkammer angeſchloſſenen Leihbüchereien (Keichs⸗ 
ſchrifttumskammer) 11) und die Leſezirkelunternehmen 
(Reichspreſſekammer) 12) einem Sonderrecht unterliegen, das 
für Neugründungen die Genehmigungspflicht vorſieht. Auch 
die Zeitungs⸗ und Zeitſchriften⸗Einzelhan⸗ 
delsbetriebe unterliegen noch einer Sondergenehmigungs⸗ 
pflicht e). 


68) Vgl. Mauve (Fußnote 25). 

69) Vgl. Geyer (Fußnote 44). 

sda) SächſOVG. 50 1 v. 18. Juni 1936 (JW. 1937, 432). Hier 
heißt es: Zwar geht gewöhnlich im Einzelhandel der Verkauf fo 
vor ſich, daß der Vertragsabſchluß auch an der Stelle erfolgt, wo die 
Ware zum Zwecke des Verkaufes bereitgehalten und vorgezeigt wird. 
Verlegt aber jemand abſichtlich den Kaufvertragsabſchluß jeweils an 
eine andere Stelle als die, wo er die Ware vorzeigt und über den 
Kauf verhandelt, ſo tut er dies offenbar zu dem Zwecke, um zu ver⸗ 
hüten, daß ſein Geſchäftsbetrieb unter das Verbot des Einzelhandels⸗ 
ſchutzgeſetzes falle. 

20) Vgl. von Levetzow (ſiehe Fußnote 16). 

71) Vgl. die Siebente Anordnung des Präſidenten der Reichs⸗ 
ſchrifttumskammer zum Schutze des Leihbüchereigewerbes v. 17. März 
1936 (Völkiſcher Beobachter v. 26. März 1936). Die Sperrfriſt iſt 
durch die VIII. Anordnung v. 27. April 1937 („Börſenblatt für den 
Baden Buchhandel“ Nr. 98, 1937) bis zum 30. Sept. 1939 ver⸗ 
ängert. 

72) Vgl. die Anordnung des Präſidenten der Reichspreſſe⸗ 
kammer über Neugründung von Leſezirkelunternehmungen v. 28. Juni 
1935 (Völkiſcher Beobachter v. 28. Juni 1935) mit Verlängerungs⸗ 
anordnungen. 

78) Vgl. die Anordnung des Präſidenten der Reichspreſſekammer 
über Neugründung von Unternehmen des Zeitungs⸗ und Zeitſchriften⸗ 
Einzelhandels v. 28. Juni 1935 (Völkiſcher Beobachter v. 30. Juni 
1935) mit Verlängerungsanordnungen. 

72) 78) Während der Drucklegung ergingen die Verufsſchutz⸗ 
anordnung für den werbenden Zeitſchriftenhandel, den Leſezirkel, den 
Zeitungs⸗ und Zeitſchriften⸗Großvertrieb, den Bahnhofsbuchhandel 
v. 21. April 1937 („Völkiſcher Beobachter“ Nr. 111 v. 21. April 
1937 S. 7) und die Berufsſchutzanordnung für den Zeitungs⸗ und 
Zeitſchriften⸗Einzelhandel v. 21. April 1937 (ebenda). 


Zum Weſen des Verkaufs gehört ferner, daß die Ware 
gegen Geld erworben wird. Erfolgt ein Austauſch von 
Ware gegen Ware, fo liegt ein Tauſch vor. Tauſchge“ 
ſchäfte fallen nach dem klaren Wortlaut des Einzelhandel“ 
SH®. nicht unter die einzelhandelsſchutzrechtliche Genehmi⸗ 
gungspflicht. Dieſe Annahme wird durch das vom RWi M. 
genannte Beiſpiel der Umtauſchſtellen für Radiogeräte er 
härtet 75). 


5. Das Begriffsmerkmal „Feilhalten“ 


Die Genehmigungspflicht trifft nur auf ſolche Einzel 
handelsverkaufsſtellen, in denen Waren zum Verkauf „fei 
gehalten“ werden s). Der Begriff des Feilhaltens erfordert 
daß die Waren — für das kaufende Publikum ſichtbar oder 
unſichtbar — verkaufsgegenwärtig vorhanden find, alſo 2 
dem Verkaufsraum oder in einem in unmittelbarem räum⸗ 
lichen Zuſammenhang ſtehenden Ausſtellungs⸗ oder Lager“ 
raum zur Übergabe an den Käufer bereit gehalten werden * 
Ein Feilhalten von Waren liegt dementſprechend nicht vos, 
wenn lediglich Muſter vorhanden find, nach denen jeweils 
im Einzelfalle Beſtellungen aufgegeben werden”). Die A 
gabe beſtellter Ware iſt ebenfalls nicht Feilhalten im 
Sinne des Einzel handelsſchutzrechts 7s). Von einem Feilhalten 
kann ferner nicht bei Verſandgeſchäften geſprochen 
werden, fo daß dieſe nicht in den fachlichen Geltungsbe rend! 
des Einzelhandel Sch. fallen 76); einer beſonderen Gene 
gungspflicht unterliegen die Textilverſandgeſchä fte 
nach einer auf Grund des ZwangskartellG. erlaſſenen Anord⸗ 
nung des RWiM. so) und die Reiſe⸗ und Verſandbuch“ 
handlungen nach einer Anordnung des Präfideuten der 
Reichsſchrifttumskammer 8%). Ein Feilhalten iſt auch bei den“ 
jenigen Betrieben nicht gegeben, die lediglich aus — von ge 
gebenenfalls vorhandenen Lagerräumlichkeiten getrennten 
Büro⸗ oder Kontorräumen beſtehen, die der Entgegennahme 
von Beſtellungen dienen; hierunter fallen die Kohlen 
kontore s1), die Umtauſchſtellen (etwa für Radioartikel), die 
Vermittlungen über den An⸗ und Verkauf von Kraftwagen 
vom Büro oder von der Wohnung aus 82); das oft genannte 
Beifpiel der Annahmeſtellen von Färbereien se) ſcheidet ſchon 
deswegen aus, weil es ſich hier nicht um einen Warenver⸗ 
kauf, ſondern um die Entgegennahme von Beſtellungen au 
gewerbliche Leiſtung handelt. 


Zum Begriff des Feilhaltens gehört es nicht, „daß ein 
förmliches Anbieten mit ausdrücklicher Aufforderung Mat“ 
findet, es genügt, daß die Verkäuflichkeit der Ware den 
Publikum auf irgendeine den Umſtänden entſprechende Weiſe 
erkennbar gemacht iſt“ 84). 


E aid ME v. 16. De. 1938 gf. B12 Cap 3 (MliV. 193 
p. 46). 
15) RdErl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. B12 Saß 1 arm. 198“ 


Sp. 46). 1 

76) Rdörl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. BI2 Saß 2 (MER. 19 
Sp. 46). 

77) Vgl. Duda (ſiehe Fußnote 16). 

78) Vgl. Geyer (ſiehe Fußnote 35). 

79) Vgl. Duda (ſiehe Fußnote 16). * 

80) Vgl. die Anordnung des Reichswirtſchaftsminiſters 2 
das Verbot der Errichtung und Erweiterung von Tertilverſan 
geſchäften v. 4. Juli 1934 („Deutſcher Reichsanzeiger“ Nr. 158, * 

e 


Zur Zeit laufen Beſtrebungen, die geſamten Verſandgeſchäft 

Genehmigungszwang zu unterwerfen. nd 
son) Pgl. die Anordnung betr. Gründungsſperre für Reiſe . 0 

Verſandbuchhandlungen v. 22. Okt. 1936 („Völkiſcher Beobach 


v. 22. Okt. 1936). = 
81) RdErl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. B12 Satz 3 (MEER: 1: 
Sp. 46); vgl. ferner Geyer (ſiehe Fußnote 44). 
82) Vgl. von Levetzow (ſiehe Fußnote 16). 1094 


86) RdErl. v. 16. Dez. 1933 Ziff. B12 Satz 3 (MBliV. 
Sp. 46); vgl. ferner Heinig (ſiehe Fußnote 24) S. 24 und Ge 
(ſiehe Fußnote 44). 

84) Vgl. Geyer (ſiehe Fußnote 44). 


her 


, Jahrg. 1937 Heft 26] 
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Die Fuſtändigkeit der Finsſenkungsſtelle bei der Einwendung des vergleichs 


Von Richter Dr. Hermann Vogel, Hamburg 


— Das Geſetz über Hypothekenzinſen v. 2. Juli 1936 (58 .) 
engl feinen Geltungsbereich ſelbſt dadurch, daß es im 83 
eſtimmte Gruppen von Forderungen und Grundſchulden aus 
au Kreis der vom Geſetz betroffenen Forderungen heraus⸗ 
el. Nach dieſer Vorſchrift werden von dem 986. nicht 
Riß die Forderungen und Grundſchulden, die auf einem 
nigchtsgeſchäft beruhen, bei dem eine langfriſtige Bodenbeleihung 
Ut beabſichtigt geweſen iſt, die zur Deckung von im Aus⸗ 
5 aufgenommenen Anleihen dienen, deren Zinſen bereits 
ya Grund beſtimmter Vorſchriften ermäßigt worden ſind, die 
10 705 ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Unternehmen zuſtehen, die 
[ Rahmen ihrer geſetzlichen oder ſatzungsmäßigen Aufgabe 
zagfriſtigen Kredit gewähren, ſowie Forderungen und Grund⸗ 
dernden des Reiches, der Länder, Gemeinden und Gemeinde⸗ 
eibände. Über dieſe im §3 HG. aufgezählten Fälle hinaus 
I noch als weitere Möglichkeiten zu beachten, daß bereits 
iſt reinen Antrag auf Zinsſenkung rechtskräftig entſchieden 
(terung über die zukünftige Zinsbemeſſung ſtattgefunden hat 
gehle, „Komm. zum HZG.“, Anm. 7b zu 85, S. 61; 
Sreithaupt: JW. 1936, 2021). 
fa Bei der Anwendung des HZ®. find Zweifel darüber ent- 
danden, wem die Prüfung der Frage, ob ein die Nichtanwen⸗ 
8 des HG. rechtfertigender Ausnahmefall vorliegt, zu⸗ 
gaht, der Zinsſenkungsſtelle oder dem ordentlichen Gericht. 
„0 die Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts angenommen, 
as Verfahren vor der Zinsſenkungsſtelle auszuſetzen 
5 ni r Antragſteller — zweckmäßigerweiſe unter Setzung einer 
A zur Klagerhebung — auf den ordentlichen Rechtsweg zu 
f een. Zur Begründung dieſer Handhabung, die nach Er⸗ 
eg in der Praxis wirklich geübt wird, wird darauf hin⸗ 
en, daß die Entſcheidung, ob das HZG. Anwendung 
ſei en könne, eine Frage nach der Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
Ge Hierüber zu befinden, ſei aber Aufgabe des ordentlichen 
richts (§ 17 GG.). 
Dieſe Auffaſſung iſt offenbar beeinflußt von der im Auf⸗ 
hs ungsverfahren herausgebildeten Übung, die Zuſtändigkeit 
0 Stelle der freiwilligen Gerichtsbarkeit nur dort zu bejahen, 
gel dieſes in enger Wortinterpretation aus dem Geſetz heraus⸗ 
der len, werden kann :). In dem Aufwertungsverfahren hat in 
59 Fällen, in denen die Entſtehung des Anſpruchs beſtritten 
fi r das Erlöſchen des Anſpruchs behauptet wird, das ordent⸗ 
Gericht über dieſe Einwendungen zu entſcheiden. Wird 
Her die Nichtigkeit der Hypothekenbeſtellung geltend gemacht 
U beſteht Streit darüber, ob die Forderung erlaſſen oder 
ſcheidnät iſt, ſo iſt das ordentliche Gericht zuſtändig. Die Ent⸗ 
nicht ung über derartige rein bürgerlich-rechtliche Fragen ſoll 
betr deshalb, weil fie zufällig einen aufzuwertenden Anſpruch 
nen, dem ordentlichen Gericht entzogen werden (Quaſ⸗ 
beski, „AufwGd.“, 4. Aufl. 1927, S. 469; Schlegel⸗ 
Die Ter⸗Harmening, „Aufwch.“, 5. Aufl. 1927, S. 481). 
zu, Frage, ob die Aufwertungsſtelle oder das ordentliche Gericht 
käfſiardig iſt, wird durch das Geſetz als eine Frage der Zu⸗ 
5 des Rechtsweges angeſehen (Quaſſowski S. 478). 
Vd entſprechende Regelung gilt für das Verfahren nach der 
und des Reichspräſidenten über die Fälligkeit von Hypotheken 
Ha Grundſchulden v. 11. Nov. 1932 (Schlegelberger⸗ 
i den ing, „Das Hypothekenmoratorium“, 1932, Anm. 1 
GG zu § 3). Zur Begründung iſt ausdrücklich auf §8 17 
hingewieſen worden. 
ie Prüfung in dem Zinsſenkungsverfahren muß ſich 
en erſter Linie auf folgende Fragen erſtrecken: Wollte der 
enge cher bei Erlaß des Geſetzes v. 2. Juli 1936 in ähnlich 
195 r Weiſe wie in der Aufwertungspraxis lediglich Einzel⸗ 
bean aus dem Zinsgebiet durch Überweiſung an ein Sonder⸗ 
Jahren regeln, oder wollte er der Zinsſenkungsſtelle ganz 


wert 


alſo in 


tändi.) Im Auftvertungsverfahren beruhte die Einſchräukung der Zu⸗ 
gkeit auf der ausdrücklichen Regelung in §§ 69, 71 Aufivß. 
D. S. 


und daß nach dem Inkrafttreten des HRG. eine Ver⸗ 


allgemein die Ordnung und Regelung des Zinsſatzes im Real⸗ 
kreditverfahren übertragen? 

Bei der Beantwortung iſt vor allem zu beachten, daß das 
Geſetz über die Zinsſenkung nach dem nationalen Umbruch 
erlaſſen iſt, während das Aufwertungsverfahren vor demſelben 
geſetzlich geregelt worden iſt. Vor 1933 waren für die Rege⸗ 
lung derartiger Fragen im Rechtsleben aber in erſter Linie 
zwei Grundgedanken maßgebend, nämlich der Satz von der 
Trennung der Gewalten und weiter der Gedanke vom Schutz 
der ſubjektiven Rechte des einzelnen. Beide Rechtsſätze werden 
in ihrer Bedeutung in der Gegenwart weſentlich geringer ein⸗ 
geſchätzt. Jetzt wird weniger der Schutz des einzelnen gegen 
unzuläſſige Eingriffe in ſeine Rechtsſphäre in den Vorder⸗ 
grund der Betrachtungen gerückt, als vielmehr die Ordnung der 
Lebensgrundlage der Gemeinſchaft ſelbſt. Die Beachtung dieſes 
Grundſatzes iſt jetzt Aufgabe ſämtlicher Organe der Juſtiz. Hier⸗ 
durch iſt aber die Unterſcheidung zwiſchen dem „ordentlichen 
Verfahren“ und dem Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
weſentlich abgeſchwächt und verwiſcht worden. Einen Beweis 
hierfür erbringt die weſentlich ſtärkere Betonung des Verfahrens 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit in den neueren Geſetzen. 

Weiter iſt bei der Beurteilung der Frage, in welchem Um⸗ 
fange die Zinsſenkungsſtelle tätig werden darf, der Zweck des 
Geſetzes zu berückſichtigen. Das Geſetz v. 2. Juli 1936 iſt das 
Ergebnis und der Schlußſtein der verſchiedenen Maßnahmen 
der Reichsregierung zur Zurückführung des Zinsfußes auf ein 
wirtſchaftlich tragbares Maß. Es ſoll dazu dienen, Lücken, die 
die bisherigen Zinsmaßnahmen auf dem Gebiet des Realkredits 
gelaſſen hatten, zu ſchließen (Breithaupt: JW. 1936, 
2021; Riehle, „Einleitung zum Zinsſenkungsgeſetz“ S. 4ff.). 
In der amtlichen Erläuterung, des Geſetzes v. 2. Juli 1936 
(DJ. 1936, 1033) wird ausdrücklich zunächſt ein Überblick über 
die bisherigen Maßnahmen zur Ermäßigung der Zinſen auf 
dem Kapitalmarkt gegeben und dann ausgeführt, daß die bis⸗ 
her nicht erfaßten Hypothekengläubiger der freien Hand der 
ſonſt ſchon allgemein durchgeführten Zinsſenkung angepaßt 
werden müßten. Aus allen dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß 
der Geſetzgeber keine engherzige Regelung von Einzelfragen 
durch das HG. hat vornehmen wollen, ſondern daß ihm viel⸗ 
mehr daran gelegen war, eine endgültige und umfaſſende An⸗ 
paſſung der Zinsſätze von Hypotheken in der freien Hand an 
die ſchon geſenkten Sätze der Kreditinſtitute zu erreichen. Die 
Regelung, daß der Hauptweg, um dieſes Ziel zu erreichen, in der 
Herbeiführung einer freiwilligen Einigung erblickt wird, zeigt 
weiter die Stellungnahme des Geſetzgebers, daß er dem Richter 
der Zinsſenkungsſtelle völlig freie Hand laſſen wollte, in welcher 
Weiſe dieſer unter Berückſichtigung der Sonderumſtände eines 
jeden Einzelfalles das angeſtrebte Ziel, nämlich einen ange⸗ 
meſſenen Zinsſatz, erreicht. Dieſer Abſicht des Geſetzgebers würde 
es widerſprechen, wenn dem Richter zwar bei dem Einigungs⸗ 
verſuch die Möglichkeit, alle in Betracht kommenden Punkte 
zu erörtern und abzuwägen, gegeben würde, ihm jedoch verſagt 
würde, wenn er von ſich aus gemäß 82 Abſ. 2 den Zinsſatz 
feſtſetzt, Fragen wie die einer vorherigen Einigung zu prüfen. 

Auch der Wortlaut des Geſetzes zwingt nicht zu einer 
anderen Auffaſſung. . 

Es iſt daher davon auszugehen, daß der Geſetzgeber bei 
dem Erlaß des Zinsſenkungsgeſetzes anders als bei der Rege⸗ 
lung des Aufwertungsverfahrens und des Verfahrens über das 
Hypothekenmoratorium beabſichtigt hat, die geſamten Fragen, 
die für eine Zinsſenkung in Betracht kommen können, der Prü⸗ 
fung durch die Zinsſenkungsſtelle zugänglich zu machen. Zu dieſen 
Fragen gehört auch die Prüfung, ob eine der Ausnahmen des 
83 oder ein wirkſam gewordener Vergleich nach dem Inkraft⸗ 
treten des Zinsſenkungsgeſetzes geſchloſſen worden iſt. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung rechtfertigt gleichzeitig die Auffaſſung, daß der Geſetz⸗ 
geber hinſichtlich der Zulaſſigkett des Rechtsweges für dieſe 
Fragen eine Regelung dahin getroffen hat, daß dieſe Fragen 
im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu klären ſind. 
Für die Anwendung des § 17 GVG. iſt daher kein Raum. 
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Aufſäße 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die Feſtſtellung der deviſenrechtlichen In⸗ und Ausländereigenſchaft 


Von Regierungsaſſeſſor Hans Seeliger, Berlin 


I. Grundlagen 


Im Deviſenrecht ſpielt der Begriff der deviſenrechtlichen 
In⸗ und Ausländereigenſchaft einer Perſon eine bedeutende 
Rolle. Inländer im Sinne der Deviſengeſetzgebung ſind Per⸗ 
ſonen, die im Inland, Ausländer ſind Perſonen, die im Aus⸗ 
land ihren Wohnſitz, gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ort 
der Leitung haben (86 Abſ. 6 Dev®.). Die Frage der In⸗ 
oder Ausländereigenſchaft einer Perſon iſt maßgebend für die 
Genehmigungsbedürftigkeit der von oder mit dieſer Perſon vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfte. Da dieſe Eigenſchaft aus tatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Gründen oft nicht leicht zu beurteilen iſt, 
und ſich im Rechtsverkehr ein Bedürfnis dafür herausſtellte, 
dieſe Frage einheitlich entſcheiden zu können, wurde durch § 10 
der 8. DurchfVO. v. 17. April 1934 zur DevVO. 1932 die 
Möglichkeit eröffnet, daß die Reichsſtelle für Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung und die Deviſenſtellen mit bindender Wirkung feſt⸗ 
ſtellen können, ob eine Perſon Inländer oder Ausländer iſt. 
Dieſe Beſtimmung wurde bei der Neufaſſung der Deviſen⸗ 
vorſchriften in §6 Abſ. 6 Dev. v. 4. Febr. 1935 übernommen. 

II. Zuſtändigkeit 

Zur Entſcheidung iſt in erſter Reihe die Deviſenſtelle be⸗ 
rufen. Die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung als die der 
Deviſenſtelle vorgeſetzte Behörde entſcheidet ſelbſt nur aus⸗ 
nahmsweiſe in beſonders wichtigen oder zweifelhaften Fällen, 
oder auf die gegen die Entſcheidung der Deviſenſtelle zuläſſige 
formloſe Verwaltungsbeſchwerde. Für die bindende Feſt⸗ 
ſtellung nach § 6 Abſ. 6 Dev. find die erwähnten Stellen 
ausſchließlich zuſtändig. Solange eine ſolche nicht vorliegt, ſind 
andere Stellen, insbeſondere die Gerichte, nicht gehindert, von 
ſich aus die deviſenrechtliche Eigenſchaft einer Perſon zu prüfen 
und zu entſcheiden. Ein Recht der Parteien, die Ausſetzung 
des Rechtsſtreits zwecks Herbeiführung einer Entſcheidung der 
Deviſenſtelle zu verlangen, beſteht nicht. §S 39 Dev. findet 
hierbei keine Anwendung, da er nicht dem Gericht die Ent⸗ 
ſcheidung über die Frage der Genehmigungsbedürftigkeit eines 
Geſchäfts abnehmen, ſondern nur verhindern ſoll, daß ein 
Urteil ergeht, bevor die erforderliche Genehmigung erteilt oder 
verſagt iſt. Freilich kann das Prozeßgericht von ſich aus 
oder auf Anregung der Parteien zur Herbeiführung einer Ent⸗ 
ſcheidung der Deviſenſtelle nach §6 Abſ. 6 Dev®. den Rechts⸗ 
ſtreit ausſetzen, wenn es dies für wünſchenswert hält (8 148 
ZPO.). Wird in einem Strafverfahren die deviſenrechtliche 
Eigenſchaft einer Perſon zweifelhaft, ſollen die Deviſenſtellen 
einen etwa an ſie gerichteten Feſtſtellungsantrag nach inner⸗ 
dienſtlichen Anweiſungen (Runderlaß Nr. 164/35 NSt Bl. 
1935, 1118) ablehnen, weil im Strafverfahren das Gericht 
aus den ihm unterbreiteten Tatſachen ſelbſt feſtſtellen ſoll, ob 
der Täter bei der Begehung einer Deviſenzuwiderhandlung 
deviſenrechtlich Inländer oder Ausländer war. Dem Gericht die 
Entſcheidung über ein Straftatbeſtandsmerkmal abzunehmen, 
beſteht keine zwingende Veranlaſſung. 

Die örtliche Zuſtändigkeit richtet ſich nach den allgemeinen 
Vorſchriften in 8 2 Abſ. 3 Dev®. und in I 16 ff. der Richt⸗ 
linien. Danach iſt die Deviſenſtelle zuſtändig, in deren Bezirk 
derjenige, deſſen Eigenſchaft feſtgeſtellt werden ſoll, ſeinen 
Wohnſitz, gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ort der Leitung 
hat. Für Perſonen, die ihren Wohnſitz uf. im Auslande ge⸗ 
nommen haben, iſt die Deviſenſtelle des letzten inländiſchen 
Wohnſitzes, Aufenthaltsorts, Sitzes oder Ortes der Leitung 
zuſtändig (116 Abſ. 2 Ri.). Falls auch derartige Beziehungs⸗ 
punkte bei einer Perſon nicht beſtehen, dürfte diejenige Deviſen⸗ 
ſtelle zuſtändig ſein, in deren Bezirk ſich ein Vermögenſtück 
der betreffenden Perſon, beiſpielsweiſe ein Konto bei einer 
Bank oder ein Grundſtück, befindet (1 16 Abſ. 1 Ni.). 


III. Vorausſetzung und Inhalt der Feſtſtellung 


1. Vorausſetzung für das Tätigwerden der Deviſenſtelle 
iſt, daß ein rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung beſteht. 


Dieſes wird in der Regel zu verneinen ſein, wenn keinerlei 
Zweifel über die In⸗ oder Ausländereigenſchaft obwalten 
können. Die Feſtſtellung kann auf Antrag der Perſon ſelbſt 
oder eines an der Feſtſtellung rechtlich intereſſierten Dritten, 
3 B. der kontoführenden Bank, erfolgen. Möglich iſt auch eine 
Feſtſtellung von Amts wegen. Hierfür kann z. B. dann eln 
Bedürfnis beſtehen, wenn bei einer Deviſenſtelle zahlreiche 
Anträge vorliegen, die die Angelegenheiten einer Perſon be⸗ 
treffen und einheitlich entſchieden werden müſſen. 

2. In dem Feſtſtellungsbeſcheid der Deviſenſtelle ſollen 
die Tatſachen und Unterlagen aufgeführt werden, die der Ent“ 
ſcheidung zugrunde gelegen haben. Ferner ſoll angegeben 
werden, für welchen Zeitpunkt die Feſtſtellung getroffen wird 
(Runderlaß Nr. 30/34 = NStBL. 1934, 46 7). 

In der Regel erfolgt die Feſtſtellung für den Zeitpunkt 


der Entſcheidung. Jedoch iſt auch eine Feſtſtellung für einen 


früheren Zeitpunkt möglich. Dies war früher zweifelhaft. 
Hartenſtein („DevNotR.“, Anm. 48 zu 86) ſchloß aus 
dem Geſetzeswortlaut („Inländer oder Ausländer iſt“), daß 
die Feſtſtellung für einen beſtimmten Zeitpunkt der Vergangen⸗ 
heit nicht zuläſſig ſei. Dieſe Zweifel beſtehen ſeit der Entſchel⸗ 
dung des RG.: NOS. 69, 257 (— JW. 1935, 2432 mit 31° 
ſtimmender Anm von Hartenſtein) nicht mehr. Das RG. 
hat in dieſer Entſcheidung ausgeſprochen, daß gegen die Wirk⸗ 
ſamkeit einer Feſtſtellung für die zurückliegende Zeit leine 
Bedenken erhoben werden können. Dieſer Auffaſſung hat 110 
die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung im Runderlaß 
Nr. 164/35 — RStBL. 1935, 1118 angeſchloſſen. In der Tat 
entſpricht dieſe Auslegung der Vorſchrift einem praktiſchen 
Bedürfnis. Aber nicht nur für einen beſtimmten Zeit punkt, 
ſondern auch für einen beſtimmten Zeitraum der Vergangen 
heit iſt eine Feſtſtellung zuläſſig. Dies beſtätigen die Entſchel“ 
dungen des NG.: RGSSt. 69, 257 ( ZW. 1935, 2432) und 
JW. 1937, 133948, denen ſolche Feſtſtellungsbeſcheide zu 
grunde lagen, die auf eine Zeitſpanne abgeſtellt waren. Eine 
Feſtſtellung für einen zukünftigen Zeitpunkt oder Heil 
raum verbietet ſich aus der Natur der Sache, da die für ie 
Beurteilung der In⸗ oder Ausländereigenſchaft maßgebenden 
Tatſachen ſich nicht vorausbeſtimmen laſſen. 


IV. Aufhebung der Feſtſtellung y 
Ein Bedürfnis für die Aufhebung der Feſtſtellungsentſchei 
dung kann dann beſtehen, wenn die tatſächlichen Umſtände, pi 
der Feſtſtellung zugrunde lagen, ſich ändern. In dieſem Falle 
dient die Aufhebung allerdings nur der Klarſtellung, da due 
Feſtſtellung, wie noch auszuführen ſein wird, eine bindend. 
Wirkung für die nach ihrem Erlaß liegende Zeit ohnehin nis 
hat. Die Aufhebung, mag ſie durch die Deviſenſtelle oder rr 
Beſchwerdewege durch die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaß 
tung erfolgen, kann ferner geboten ſein, wenn die Eutſchel 
dung auf Grund falſcher rechtlicher Beurteilung getroffen 55 
Ein beſonderes Bedürfnis für die Aufhebung iſt aber a 
gegeben, weun fich ſpäterhin herausſtellt, daß die Deviſenſte 1 
die Feſtſtellung unter Zugrundelegung unrichtiger Tatſache 
getroffen hat. Auf⸗ 
Wenn hiernach ein Bedürfnis für die nachträgliche N 
hebung anerkannt werden muß, fo iſt damit noch nicht ri 
Frage ihrer Zuläſſigkeit beantwortet. Dieſe richtet ſich ie 
den allgemeinen Grundſätzen des Verwaltungsrechts über 9 
Widerruflichkeit von Verwaltungsakten. Eine Verwaltung. 
verfügung, die nach den einſchlägigen Beſtimmungen nicht ". 
Rechtskraft erwächſt, kann nach allgemeiner Auffaſſung 10 
lange zurückgenommen werden, als nicht ein Dritter auf Gru 4 
dieſer Verfügung ein ſchutzwürdiges ſubjektives Recht ene 
hat (vgl. NL. 106, 145 — JW. 1923, 752). Die OF 
nehmigungs verfügung einer Devifenftelle, zu der nder 
Vergleich zu ziehen hier naheliegt, kann nach herrſchen 
Anſicht (ogl. Kch.: IW. 1932, 20431; Harten 
„Dev Notgt.“, Anm. 7 zu 88) zurückgenommen werden, b 
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5 ihr Gebrauch gemacht iſt. Wenn jedoch das genehmigte 
echtsgeſchäft abgeſchloſſen iſt, fo iſt der Widerruf nicht mehr 
möglich, es ſei denn, daß die Genehmigung erſchlichen oder 
ſonſt in unlauterer Weiſe erlangt iſt. Dieſe Grundſätze laſſen 
uch auf die Feſtſlellungsentſcheidung nach § 6 Abi. 6 
6. nicht ohne weiteres übertragen. Bei der Genehmigungs⸗ 
zrfügung iſt unſchwer zu ermitteln, ob ſie bereits ausgenutzt 
hr Der Feſtſtellungsbeſcheid wirkt dagegen viel weiter; ift 
0 erſt einmal einer oder mehreren Perſonen bekanntgegeben, 
l beſteht die Möglichkeit, daß die Adreſſaten, aber auch andere 
im Vertrauen auf den Beſcheid eine Vielzahl von Geſchäften 
ohne Genehmigung vornehmen, die im Falle der objektiven Un⸗ 
Gcktigkeit des Beſcheids einer Genehmigung bedürften. Dieſer 
Gedankengang müßte, folgerichtig fortgeſetzt, dazu führen, daß 
die Aufhebung einer Feſtſtellungsentſcheidung überhaupt un⸗ 
möglich iſt, wenn ſie aus dem Geſchäftsgang der Deviſenſtelle 
an die Offentlichkeit gelangt iſt. Daß dieſes Ergebnis nicht 
Gchtig ſein kann, liegt auf der Hand. Bei einer ausgenutzten 
denehmigungsverfügung mag die Unwiderruflichkeit in Kauf 
denommen werden, weil ſie nur ein einzelnes Rechtsgeſchäft 
“a Eine unrichtige bindende Feſtſtellung dagegen mit ihren 
3 weitergehenden Folgen beſtehen zu laſſen, erſcheint im 
Futereſſe der Rechtsſicherheit nicht angängig, aber auch recht⸗ 
uch nicht zwingend geboten. Die für das allgemeine Ver⸗ 
zaaltungsrecht aufgeſtellten, oben erwähnten Grundſätze über 
ie Unwiderruflichkeit eines Verwaltungsaktes beruhen auf dem 
N „Anlen des Vertrauensſchutzes. Nun it nicht zu verkennen, 
Fi auch derjenige, der auf Grund des Feſtſtellungsbeſcheids 
ber die deviſenrechtliche Eigenſchaft einer Perſon ein Geſchäft 
aogeſchloſſen und dadurch Rechte erworben hat, einen gewiſſen 
Dertrauensſchutz verdient. Das nötigt jedoch nicht zu der 
Folgerung, daß die rückwirkende Aufhebung einer unter fal⸗ 
ſchen Vorausſetzungen getroffenen Feſtſtellungsentſcheidung un⸗ 
zuläſſig fer. Wie noch bei der Beſprechung der Bindungs⸗ 
irlung der Feſtſtellung auszuführen iſt, wird der gutgläubige 
zieſchäftsgegner ſowohl in zivil⸗ wie in ſtrafrechtlicher Be⸗ 
gung ohnehin auch dann geſchützt, wenn die Feſtſtellung mit 
ückwirkender Kraft beſeitigt wird. Iſt alſo dieſer Vertrauens⸗ 
= 8 durch die beſonderen Beſtimmungen des Deviſenrechts 
Den hrfeiftet, fo entfällt jeder zwingende Grund, die Auf⸗ 
ebung der Feſtſtellungsentſcheidung für unzuläſſig zu erklären. 
V. Wirkung der Feſtſtellung 
tref Die Wirkung der Feſtſtellung geht dahin, daß die be⸗ 
fofſende Perſon im geſamten Rechtsverkehr als deviſenrecht⸗ 
acher In⸗ bzw. Ausländer anzuſehen iſt. Wie ſich aus dem 
ſbeſſammenhang und aus der Verwendung des Wortes „feſt⸗ 
tant im Geſetz ergibt, kommt der Entſcheidung keine Ge⸗ 
altungswirkung, ſondern nur eine Feſtſtellungswirkung zu. 
Tie betreffende Perſon wird nicht durch die Entſcheidung zum 
Ne oder Ausländer, ſondern ſie gilt unwiderleglich als In⸗ 
dw. Ausländer. 
Die Feſtſtellung iſt nach dem Geſetz bindend. 

Entz Die Bindung wird nur durch eine ordnungsmäßige 
Nu ſcheidung erzeugt. Regelmäßig ergeht die Entſcheidung in 
Bern eines Beſcheides an den Antragſteller oder die fonftigen 
bei eiligten. Das Erfordernis der Schriftlichkeit iſt, anders als 
en Genehmigungsbeſcheid nach $8 Dev®., nicht aus⸗ 
Sich ausgeſprochen, ergibt ſich aber aus der Natur ber 
ee Es muß alſo zum wenigſten in den Akten der Deviſen⸗ 
a eine ordnungsmäßige, in ſich abgeſchloſſene Verfügung 
N Datum und Unterſchrift eines zeichnungsberechtigten Be⸗ 
Minen vorhanden ſein. Daß die Feſtſtellungsentſcheidung zur 
fan kſamkeit eines Zugehens an einen Beteiligten bedürfte, iſt 
auße vorgeſchrieben. Mängel, die die Entſcheidung nicht nach 
ein en hin als fehlerhaft erkennen laſſen (4. B. die Unterſchrift 
7 nicht entſcheidungsbefugten Perſon), machen aber die 
alſcheidung nicht nichtig (ogl. näher Hatſchek, „Ver⸗ 
5 hungsrecht“, 5./6. Aufl., S. 96/97). Ebenſo zieht die Nicht⸗ 
Reich ung von innerdienſtlichen Verwaltungsanweiſungen der 
keit 9sſtelle für Deviſenbewirtſchaftung nicht die Unpirkſam⸗ 
Nicder Entſcheidung einer Deviſenſtelle nach ſich. So iſt die 
unchtangabe der Tatſachen, auf die ſich die Entſcheidung ſtützt, 
ſchädlich. Wirkſam iſt auch eine Feſtſtellung, die entgegen 


der Anordnung in Runderlaß 164/35 = RStBl. 1935, 1118 
zur Einleitung oder Durchführung eines Strafverfahrens er⸗ 
laſſen iſt (RGSt. 69, 257 JW. 1935, 2432 5). Eine Ent⸗ 
ſcheidung, bei der die Angabe des Feſtſtellungszeitpunkts fehlt, 
wird dahin auszulegen ſein, daß die Feſtſtellung für das Datum 
der Entſcheidung getroffen iſt. Der Mangel der örtlichen Un⸗ 
zuſtändigkeit einer Deviſenſtelle hat ebenfalls keine Unwirk⸗ 
ſamkeit zur Folge, da es dem auf den Beſtand der Entſchei⸗ 
dung Vertrauenden nicht zugemutet werden kann, die rechtlich 
oft verwickelte Frage der örtlichen Zuſtändigkeit von ſich aus 
nachzuprüfen (f. dazu auch Hatſchek a. a. O.). Sollten in⸗ 
folge falſcher Entſcheidung über die örtliche Zuſtändigkeit ent⸗ 
gegenſtehende Entſcheidungen zweier Deviſenſtellen ergehen, ſo 
kann dadurch geholfen werden, daß die unzuſtändige Deviſen⸗ 
ſtelle ihren Beſcheid zurücknimmt, was nach den obigen Aus⸗ 
führungen für zuläſſig zu erachten iſt. 

Die Bindung wird nur erzeugt durch eine Feſtſtellung 
i. S. des $6 Abſ. 6 DevG. Daher iſt zu fordern, daß die Ent⸗ 
ſcheidung die Worte „mit bindender Wirkung“, oder wenigſtens 
eine Bezugnahme auf 86 Dev. (§ 10 der 8. DurchfVO. vom 
17. April 1934) enthält. Außert ſich die Deviſenſtelle anläß⸗ 
lich der Entſcheidung auf einen Genehmigungsantrag über die 
deviſenrechtliche Eigenſchaft einer Perſon, oder gibt ſie als 
Nebenkläger im gerichtlichen Strafverfahren (8 50 Dev.) 
gegenüber dem Gericht oder der Staatsanwaltſchaft eine Stel⸗ 
lungnahme darüber ab, ſo führt dies naturgemäß eine Bin⸗ 
dung i. S. des § 6 Dev. nicht herbei. 


2. Die Bindung wirkt gegenüber jedermann, insbeſondere 
gegenüber derjenigen Perſon, die als Inländer oder Aus⸗ 
länder feſtgeſtellt iſt. Von beſonderer Bedeutung iſt dieſe Bin⸗ 
dung im Bankverkehr und im Grundſtücksgeſchäft. Auch gegen⸗ 
über Behörden iſt die Entſcheidung der Deviſenſtelle bindend. 
Zu beachten iſt, daß die Entſcheidung nur die deviſenrechtliche 
Eigenſchaft einer Perſon betrifft. Hinſichtlich der ſteuerlichen 
Anerkennung eines Wohnſitzes gewöhnlichen Aufenthalts, Sitzes 
oder Orts der Leitung ſind die Finanzbehörden vollkommen 
unbeeinträchtigt. Die Gerichte ſind, ſolange eine Feſtſtellung 
der Deviſenſtelle nicht vorliegt, frei in der Entſcheidung. Iſt 
aber eine bindende Eulſcheidung der Deviſenſtelle oder Reichs⸗ 
ſtelle ergangen, fo iſt die Nachprüfung dieſer Frage dem Gericht 
entzogen. 

Für die Zivilgerichte war dieſe Wirkung ſeit dem Beſtehen 
der Vorſchrift anerkaunt. Der Prozeßrichter wie der Richter 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind weder genötigt noch in 
der Lage, von ſich aus die deviſenrechtliche Eigenſchaft einer 
Perſon nachzuprüfen, wenn die Deviſenſtelle entſchieden hat. 
In einem ſcheinbaren Widerſpruch zu §6 Abſ. 6 Dev. ſteht 
die Beſtimmung in III 11 der Richtlinien. Danach iſt es für 
die Deviſenſtelle bindend, wenn eine Behörde der ſtreitigen 
oder freiwilligen Gerichtsbarkeit entgegen der Auffaſſung der 
Deviſenſtelle eine Handlung für genehmigungsbedürftig hält. 
Dieſer Widerſpruch löſt ſich, wenn man dem Sinn der letzt⸗ 
genannten Beſtimmung nachgeht. Vor Einfügung dieſer Vor⸗ 
ſchrift in das Geſetz beſtand die Gefahr, daß ein Kläger kein 
Urteil erlangen konnte, weil das Gericht eine beſtimmte für 
die Klage erhebliche Rechtshandlung für genehmigungsbedürftig 
anſah und den Kläger an die Deviſenſtelle verwies, während 
die Deviſenſtelle die Genehmigungsbedürftigkeit verneinte und 
die Erteilung einer Genehmigung ablehnte (vgl. KG.: JW. 
1932, 1975, welches ſchon vor Schaffung der Ri. III 11 im 
Sinne dieſer Beſtimmung entfchied). Die Beſtimmung in Ri. 
III I1 iſt lediglich die Beſtätigung des allgemeinen Rechts⸗ 
gedankens, daß die Auslegung und Anwendung der Geſetze, 
die bei der Entſcheidung bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten zur 
Anwendung kommen, Sache der zuſtändigen Gerichte iſt. Dem⸗ 
gegenüber iſt § 6 Abſ. 6 Devch. eine Sonderbeſtimmung, die 
der allgemeinen durch Ri. III 11 beſtätigten Rechtsübung vor⸗ 
geht. Handelt es ſich alſo um die Frage der deviſenrechtlichen 
In⸗ oder Ausländereigenſchaft, jo iſt die Entſcheidung der 
Deviſenſtelle der Entſchließung des Gerichts zugrunde zu legen. 
Hält das Gericht darüber hinaus aus anderen Gründen eine 
beſtimmte Handlung für genehmigungsbedürftig, jo behält es 
bei der allgemeinen Regelung der Ri. III 11 ſein Bewenden. 
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Ob auch die Strafgerichte die bindende Entſcheidung der 
Deviſenſtelle ohne eigene Nachprüfung hinnehmen konnten und 
mußten, war bis zu der bereits erwähnten Entſcheidung des 
RG.: RGSt. 69, 257 ( JW. 1935, 2432°) ſtreitig. Das 
RG. hat ſich für die Bindung des Strafrichters entſchieden 
und dieſe Auffaſſung auch neuerdings wieder vertreten (RG. : 
JW. 1937, 1339 40). 

3. Die Bindung an die Entſcheidung der Deviſenſtelle hat 
bei einem Beſcheid, der objektiv richtig iſt, nur die Bedeutung, 
daß eine Nachprüfung ſeitens dritter Stellen, insbeſondere 
ſeitens des Gerichts, überflüſſig wird. Zweifelhaft iſt aber der 
Fall, wenn die Deviſenſtelle offenſichtlich falſche Tatſachen 
ihrer Entſcheidung zugrunde gelegt hat. Hier könnten gewiſſe 
Gründe dafür ſprechen, den Beteiligten inſoweit ein eigenes 
Prüfungs⸗ und Entſcheidungsrecht zu geben. Allein dies würde 
ſowohl dem Wortlaut wie dem Sinn des Geſetzes widerſprechen, 
welches der Feſtſtellung durch die Deviſenſtelle aus Gründen 
der Rechtsſicherheit die bindende Wirkung verliehen hat. 


Bejaht man die bindende Wirkung einer objektiv unrich⸗ 
tigen Entſcheidung der Deviſenſtelle, ſo muß dieſe Bindung 
grundſätzlich auch zugunſten oder zuungunſten desjenigen 
wirken, der die Unrichtigkeit kannte oder die Feſtſtellung ſogar 
erſchlichen oder durch ſonſtige unlautere Mittel herbeigeführt 
hat. Es ſei hierbei darauf hingewieſen, daß die Erſchleichung 
einer derartigen Feſtſtellung gemäß § 43 Abſ. 2 Dev. be⸗ 
ſtraft werden kann. Sache der Deviſenſtelle iſt es in ſolchem 
Falle, den unrichtigen Beſcheid mit rückwirkender Kraft wieder 
aufzuheben. Daß dies zuläſſig iſt, wurde bereits ausgeführt. 
Die Aufhebung einer bindenden Feſtſtellung mit rückwirkender 
Kraft hat zur Folge, daß die Gerichte nunmehr von ſich aus 
prüfen und entſcheiden können, ob die betreffende Perſon 
deviſenrechtlich Inländer oder Ausländer iſt. Fällt dieſe Prü⸗ 
fung anders als die frühere Entſcheidung der Deviſenſtelle 
aus, ſo können trotzdem daraus keine Unbilligkeiten entſtehen. 
In ſtrafrechtlicher Beziehung ſind dritte Perſonen, die auf 
die Gültigkeit der von der Deviſenſtelle getroffenen Entſchei⸗ 
dung vertrauten, durch § 44 Abſ. 1 Dev. geſchützt. In zivil⸗ 
rechtlicher Beziehung greift 838 DevG. ein. Hiernach kann 
die durch eine etwaige Ausländereigenſchaft eines Beteiligten 
hervorgerufene Nichtigkeit eines Geſchäfts nicht zum Nachteil 
von Perſonen geltend gemacht werden, die den die Nichtigkeit 
des Geſchäfts begründenden Sachverhalt beim Abſchluß des 
Geſchäfts nicht kannten. Wer dagegen die Unrichtigkeit der 
Feſtſtellungsgrundlagen kannte und den Beſcheid der Deviſen⸗ 
ſtelle in unredlicher Weiſe auszunutzen willens war, kann ſich 
auf dieſe Schutzbeſtimmungen nicht berufen. Ihn in ſtrafrecht⸗ 
licher oder zivilrechtlicher Hinſicht zu ſchützen, beſteht aber 
auch kein begründeter Anlaß. 

4. Die Bindung an die Entſcheidung der Deviſenſtelle 
wirkt nur für den Zeitpunkt oder für den Zeitraum, für den 


Die ſogenannte „Tätige Reue” im 


A. 
Von Rechtsanwalt Dr. Bengs, Köln 


Das Beſtreben des beratenden Anwalts, Ordnung und 
Klarheit in die ſteuerlichen Verhältniſſe ſeines Klienten zu 
bringen, ſtößt häufig auf Widerſtände, welche in Unklarheiten 
oder Verfehlungen des Pflichtigen in der Vergangenheit wur⸗ 
zeln. Beſtehen dieſe auch vielfach „nur“ darin, daß ſteuerlich 
zweifelhaft liegende Fälle nicht oder nur unvollſtändig dem 
Finanzamt mitgeteilt, zu niedrige Schätzungen hingenommen 
wurden o. ä., fo genügt ein fo verurſachtes ſchlechtes Gewiſſen 
und die Angſt vor einem Strafverfahren doch, auch die an⸗ 
geſtrebte Bereinigung für die Zukunft zu verhindern. Die 
Rückkehr zur Steuerehrlichkeit erleichtert in ſolchen Fällen die 
bedeutſame Vorſchrift des § 410 (früher 8 374) RAbgO., deren 
Inhalt vielfach nicht bekannt iſt. 8 410 RAbgdO. lautet: 


die Entſcheidung ergangen iſt. Stellt die Deviſenſtelle am 
1. Febr. 1936 eine Perſon für den gegenwärtigen Zeitpunkt 
als Ausländer feſt, ſo gilt dieſe für dieſen Zeitpunkt als Aus⸗ 
länder. Ebenſo iſt es, wenn die Entſcheidung für einen früheren 
Zeitpunkt erfolgt. Stellt die Deviſenſtelle am 1. Febr. 1936 
feſt, daß eine Perſon ſeit dem 1. Okt. 1935 Ausländer iſt, ſo 
gilt ſie für die Zeit vom 1. Okt. 1935 bis zum 1. Febr. 1936 
unwiderleglich als Ausländer. Dagegen kommt dem Feſt⸗ 
ſtellungsentſcheid eine Wirkung für die Zeit nach feinem Erlaß 
nicht zu. An ſich ſollte allerdings die Feſtſtellungsentſcheidung 
die Unſicherheit über die deviſenrechtliche Behandlung einer 
Perſon nicht nur für die Gegenwart, ſondern auch für die 
Zukunft beſeitigen. Es wurde aber bereits ausgeführt, daß 
eine Feſtſtellung für die Zukunft aus logiſchen Gründen nicht 
möglich iſt. Aus den gleichen Gründen iſt es auch unmöglich, 
die Fortdauer der Bindung bei einem auf die Gegenwart ab- 
geſtellten Entſcheid anzunehmen. Es würde ſich ſofort die 
Frage aufdrängen, wie lange dieſe Wirkung beſtehen ſollte. 
Die Löſung, daß die Feſtſtellung bis zu ihrer Aufhebung bin⸗ 
dend fortwirkt, iſt nicht denkbar, denn die Deviſenſtelle iſt pral⸗ 
tiſch nicht in der Lage, durch eine dauernde Überwachung und 
Nachprüfung der tatſächlichen Verhältniſſe ihre Feſtſtellungs⸗ 
beſcheide mit dieſen in Einklang zu bringen. Wollte man da⸗ 
gegen den Beſcheid ſo lange für bindend erachten, wie die ihm 
zugrunde gelegten Tatſachen fortbeſtehen, ſo würde dies zu 
der Folge völliger Unwirkſamkeit von Anfang an führen, wenn 
die dem Beſcheid zugrunde gelegten Umſtände niemals in dieſer 
Form beſtanden haben. Im übrigen würde es nicht mit dem 
Weſen der bindenden Feſtſtellung in Einklang zu bringen ſein, 
wenn die Prüfung des Fortbeſtehens der dem Beſcheid zu 
grunde gelegten Tatſachen in die Hand jedes einzelnen Be⸗ 
teiligten gelegt wäre. Es beſteht daher über den Zeitpunkt, für 
den die Feſtſtellung erfolgte, hinaus, weder eine Bindung noch 
überhaupt eine Vermutung dafür, daß die Feſtſtellung bis zu 
ihrem Widerruf fortbeſteht (vgl. Hartenftein, „DevNotR.“, 
Anm. 48 zu $ 6). Hat infolgedeſſen jemand mit einer für den 
1. Febr. 1936 als Inländer feſtgeſtellten Perſon am 1. März 
oder am 1. Jan. 1936 ein Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen, ſo it 
weder der Prozeßrichter noch der Strafrichter bei der Be 
urteilung des abgeſchloſſenen Geſchäfts an die vor bzw. nach 
dem Geſchäft erfolgte Feſtſtellung der Deviſenſtelle gebunden. 
Hiermit ſteht die Entſcheidung des RG.: JW. 1937, 13399 
nicht in Widerſpruch, denn dort war durch Entſcheidung de! 
Deviſenſtelle, wie ſich allerdings aus dem abgedruckten Teil 
des Urteils nicht ergibt, im Jahre 1934 feſtgeſtellt, daß die 
betreffende Perſon feit, nicht am 1. Jan. 1932 Deviſen⸗ 
ausländer war. Die bindende Wirkung von Feſtſtellungsentſchei⸗ 
dungen der Deviſenſtellen und der Reichsſtelle für Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung wird daher von beſonders weitreichender BC 
deutung nur in den Fallen ſein, in denen die Feſtſtellung auf 
einen Zeitraum abgeſtellt iſt. 


Steuerſtrafrecht ($ 410 RAbg®.) 


„() Wer in den Fällen der 88 396, 402, 407 bis 409, 
bevor er angezeigt oder eine Unterfuhung gegen ihn ein 
geleitet iſt (8 441 Abſ. 2), unrichtige oder unvollſtändige Au 
gaben bei der Steuerbehörde, ohne dazu durch eine unmittel“ 
bare Gefahr der Entdeckung veranlaßt worden zu fein, ib 
richtigt oder ergänzt oder unterlaſſene Angaben nachholt, blei 5 
inſoweit ſtraffrei. Sind in den Fällen der 88 596, 407 Steuer- 
verkürzungen bereits eingetreten oder Steuervorteile gewähr 
oder belaſſen, jo tritt die Straffreiheit nur ein, wenn de 
Täter die Summe, die er ſchuldet, nach ihrer Feſtſetzung inne. 
halb der ihm beſtimmten Friſt entrichtet; das gleiche gilt in 
Falle des § 402. Ber 

(2) Wird die im 8 117 vorgeſchriebene Anzeige rechtaett? 
und ordnungsgemäß erftattet, ſo werden diejenigen, welche br? 
dort bezeichneten Erklärungen abzugeben unterlaſſen oder 1 
richtig oder unvollſtändig abgegeben haben, dieſerhalb M 
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ſtrafrechtlich verfolgt, es ſei denn, daß vorher Strafanzeige 
5 ſie erſtattet oder eine Unterſuchung eingeleitet wor⸗ 
I 
Die Vorſchrift ſchafft die Möglichkeit, unter Vermeidung 
eines Steuerſtrafverfahrens Straffreiheit für die wichtigſten 
Oteuerdelikte zu erlangen. Von beſonderer Bedeutung iſt die 
zewährung von Straffreiheit für die Vergehen der Steuer⸗ 
hinterziehung (8 396 RAbgd.) und der fahrläſſigen Steuer⸗ 
erkürzung (§ 402 RAbgO.). Von den weiter in § 410 an⸗ 
geführten Delikten beſtraft 8 407 die Anlegung und das 
zanterhalten von Konten unter falſcher Bezeichnung, § 408 
Verſtöße gegen die Verpflichtung der Banken und Sparkaſſen, 
5 egitimation der Kunden bei Anlegung eines Kontos zu 
prüfen. Schließlich erſtreckt ſich die Straffreiheit nach § 410 
auf Verſtöße gegen die Mitteilungspflicht des Vorſtands oder 
der Geſchäftsführer von Unternehmen gegen die ihnen auf- 
erlegten Auskunftspflichten, ſowie auf Verſtöße gegen die 
Anzeigepflicht, welche Vermögensverwalter, Treuhänder oder 
Geſamtnachfolger im Vermögen hinſichtlich der ihnen anver⸗ 
„auten Vermögen zu erfüllen haben (88 408, 409 i. Verb. m. 
88 185, 187, 117 RAbgd.). 
Das ſachliche Anwendungsgebiet der Vorſchrift 
bes 8 410 iſt trotz der Hervorhebung der einzelnen Straf⸗ 
katbeſtände, auf welche ſich 8 410 erſtreckt, nicht immer klar. 
% Für das Gebiet des Steuerſtrafrechts ergibt ſich aus der 
Kufzählung der einzelnen Delikte in § 410 das Verbot einer 
ſtelsdehnung auf andere, in der RAbgO. unter Strafe ge⸗ 
tellte Tatbeſtände. So find Steuerhehlerei (8 403) und Fäl- 
Dung von Steuerzeichen ($ 405) nicht genannt und daher der 
twirkung von Straffreiheit nach § 410 nicht zugänglich. Auch 
ben die nach der Abgabenordnung zuläffigen Ordnungs⸗ 
beafen ($ 413) durch tätige Reue nicht berührt. Zuwider⸗ 
handlungen gegen andere als Steuergeſetze, mögen dieſe auch 
ganz oder teilweiſe fiskaliſchen Charakter haben, werden von 
§ 410 ebenfalls nicht erfaßt. Das gilt z. B. für Verſtöße 
gegen Deviſenbeſtimmungen (BayObs G. v. 2. Juli 1934: 
St Bl. 1935, 327) oder Verſtöße gegen die Beſtimmungen 
er Monopolgeſetze. Int übrigen gilt § 410 RAID. wie das 
eſamte Steuerſtrafrecht für alle Steuerzuwiderhandlungen 
ohne Rückſicht darauf, in welchem Geſetz die Steuerzuwider⸗ 
gandlung unter Strafe geſtellt iſt und ob es ſich um Reichs⸗, 
Lemeinde⸗ oder Kirchenſteuern handelt. Zolldelikte find gemäß 
8 396 Abſ. 6 auch dann als Steuerzuwiderhandlungen an⸗ 
fußeben, wenn ſie ſich auf die Ausfuhr, Einfuhr oder Durch⸗ 
ihr verbotener Waren beziehen. 
05 In der Vergangenheit gewann eine beſondere Bedeutung 
for Frage, ob bei Verftößen gegen die 2. St Amn O. Straf⸗ 
3 gemäß S 410 erwirkt werden könne. Dieſe Amneſtie⸗ 
für ddnung ſchuf unter gewiſſen Vorausſetzungen Straffreiheit 
= die Nichtangabe von Vermögenswerten, falls die Angabe 
— zum 26. Okt. 1931 erfolgte; die Unterlaſſung auch nach 
em Zeitpunkt wurde in § 15 mit beſonders ſchweren 
bütrafen bedroht. Das RG. hat ſich in mehreren Entſchei⸗ 
auf gen (u. a. RGSt. 69, 93 = JW. 1935, 163012 m. Anm.) 
zuſ den Standpunkt geſtellt, daß die in 8 15 feſtgelegte be⸗ 
dere Strafbarkeit (u. U. Zuchthaus!) der Beſonderheit des 
fit ikts entſpricht, das keine einfache Steuerzuwiderhandlung 
1, hierzu val auch RG. v. 8. Sept 1936: JW. 1936, 3467), 
ern. die Beſtrafung nicht durch eine nach dem 26. Okt. 1931 
m. gende Anzeige unter Berufung auf § 410 RAbgO. ver⸗ 
on werden kann. Der NFD. vertrat in einem ausführlich 
den undeten Gutachten v. 23. Jan. 1933 (JW. 1933, 1233) 
2 gegenteiligen Standpunkt, aus der grundſätzlichen Er⸗ 
ae heraus, daß SALORAGGD. als ſtrafmilderndes Geſetz 
lei sdehnend anzuwenden ſei. Die Frage hat dadurch ihre Er⸗ 
An gung gefunden, daß 8 22 DurchfVO. zum VolksverrG. die 
. vendung des § 410 RAbgoO. auch auf die Verheimlichung 
n ermögenswerten uneingeſchränkt vorſchrieb (RGSt. 70, 3 
ff 1936, 9926; Criſolli: JW. 1935, 1630). Die Be⸗ 
dun mung der Durchf VO. iſt allerdings in einigen Entſchei⸗ 
193951 des RG. nicht ſofort beachtet worden (ſo RG.: JW. 
35, 1630). 
15 Aus dem damaligen Gegenſatz zwiſchen der Auffaſſung 
beiden höchſten Gerichte verdient feſtgehalten zu werden, 
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daß die Möglichkeit einer analogen Anwendung des $ 410 
RAbgdO. auf Steuerzuwiderhandlungen, welche in anderen Ge⸗ 
ſetzen als der NAD. unter Strafe geſtellt ſind, vom NFH. 
grundſätzlich bejaht worden iſt. Dem iſt zuzuſtimmen. Soweit 
daher für nicht in der RABgD. geregelte Steuerſtraftaten die 
Anwendung des § 410 ausgeſchloſſen werden ſoll, bedarf es 
beſonderer geſetzlicher Beſtimmung. Ein ſolcher Ausſchluß iſt 
beiſpielsweiſe erfolgt für die Verbrechen und Vergehen gegen 
das VolksverrG. (88 21, 22 DurchfVO. zum VolksverrG.). 

Die übliche, wenn auch nicht zutreffende Bezeichnung des 
Inhalts des 8 410 als „tätiger Reue“ weiſt auf die 
Parallelvorſchrift in den Beſtimmungen des allgemeinen Teiles 
des StGB. hin. Als tätige Reue wird dort der Fall des 
3 46 Ziff. 2 StGB. bezeichnet. Hiernach bleibt der Verſuch 
einer ſtrafbaren Handlung als ſolcher ſtraflos, wenn der Täter 
„zu einer Zeit, zu welcher die Handlung noch nicht entdeckt 
war, den Eintritt des zur Vollendung des Verbrechens oder 
Vergehens gehörigen Erfolges durch eigene Tätigkeit abgewen⸗ 
det hat“ (ſog. Rücktritt vom beendeten Verſuch). Daneben 
billigt 8 46 Nr. 1 StGB. dem Täter Strafloſigkeit im Falle 
des nicht beendeten Verſuchs zu, wenn er „die Ausführung 
der beabſichtigten Handlung aufgegeben hat, ohne daß er an 
dieſer Ausführung durch Umſtände gehindert worden iſt, welche 
von ſeinem Willen unabhängig waren.“ 

Ein erſter Vergleich des 8 410 RAbgdo. mit den be⸗ 
kannten Beſtimmungen über den Rücktritt von Verſuch zeigt 
grundſätzliche Unterſchiede. § 410 RAbgoO. gewährt Straf⸗ 
freiheit auch nach Vollendung des Steuerdelikts. Auf der 
anderen Seite verlangt er mehr vom Täter als 8 46 StGB. 
Dieſer muß nicht nur ſeine fehlerhaften oder unterlaſſenen Er⸗ 
klärungen berichtigt, ſondern auch den geſchuldeten Steuer⸗ 
betrag friſtgemäß nach Neufeſtſetzung durch die Steuerbehörde 
gezahlt haben. Es wird alſo volle Wiedergutmachung des be⸗ 
gangenen Unrechts einſchließlich nunmehr pünktlicher Zahlung, 
nicht nur die Beſeitigung der früheren Unehrlichkeit, verlangt. 
Die friſtgemäße Nachzahlung der geſchuldeten Steuern iſt 
objektive Vorausſetzung der Straflofigkeit. Darin offenbart 
fi) der beſondere Zweck der Beſtimmung des $ 410: Neben 
den in 8 46 SGB. vorherrſchenden kriminalpolitiſchen Zweck, 
dem Täter vor Vollendung der Tat die Umkehr zu erleichtern 
und die Vollendung des ſtrafbaren Erfolges zu verhindern, 
tritt in 8 410 RAbgO. der finanzpolitiſche Zweck. Die 
Gleichheit der Beſteuerung ſoll wiederhergeſtellt und die Ver⸗ 
kürzung der Einnahmen der Steuerbehörde ausgeglichen wer⸗ 
den. Wird dieſer fiskaliſche Erfolg nicht herbeigeführt, gleich⸗ 
gültig, aus welchen Gründen dies nicht geſchieht, jo iſt die 
Straffreiheit verwirkt. Alsdann iſt es auch gleichgültig, aus 
welcher inneren Einſtellung heraus der Täter gehandelt hat, 
und ob trotz ſeines ehrlichen Bemühens vielleicht die Nach⸗ 
zahlung infolge von Umſtänden unterblieben iſt, welche außer⸗ 
halb ſeiner Einwirkungsmöglichkeit liegen. 

Die Vorausſezungen des § 410 RAID. find ob⸗ 
jektiver und ſubjektiver Natur. Die objektiven Vorausſetzun⸗ 
gen ſind teils poſitiver Art inſofern, als ſie ein beſtimmtes 
Handeln des Täters verlangen, teils ſind ſie negativer Art 
inſofern, als beim Vorliegen gewiſſer Umſtände die Erwirkung 
der Straffreiheit ausgeſchloſſen iſt. 

Zu den objektiven Vorausſetzungen gehört zunächſt 
poſitiv die Berichtigung, Ergänzung oder Nach⸗ 
holung der bisher gar nicht, unrichtig oder unvollſtändig 
gemachten Angaben. Dieſe Berichtigung kann durch den Täter 
ſelbſt oder ſeinen Vertreter erfolgen. 

Beim Handeln des Bevollmächtigten iſt es zweifelhaft 
geworden, ob dadurch auch dann Straffreiheit erwirkt wird, 
wenn dieſer aus eigenem Antriebe zur Berichtigung ſchreitet, 
ohne beſonders beauftragt zu ſein. Da der Zweck des § 410 
RAbgO. die Wiederherſtellung der Gleichheit der Beſteuerung 
iſt, es daher auch nicht auf die innere Einſtellung des Täters 
ankommt, wenn dieſer ſelbſt berichtigt, muß auch das Han⸗ 
deln des Bevollmächtigten dem Täter zugute kommen, ſofern 
dieſer durch die nachfolgende Zahlung der nachveranlagten 
Steuern fein Einverſtändnis mit dieſem Handeln zum Aus⸗ 
druck bringt. Das RG. iſt gleicher Auffaſſung nur im Falle 
fahrläſſiger Zuwiderhandlungen (RGSt. 64, 76), während es 
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bei vorſätzlich begangenen Delikten einen Auftrag an den Be⸗ 
vollmächtigten verlangt, der nach der Straftat und gerade 
mit Rückſicht auf ſie erteilt ſei, weil der Täter „dem geſetz⸗ 
geberiſchen Gedanken der fog. tätigen Reue durch eigenes 
Handeln nach der Tat gerecht werden müſſe“ (RGSt. 56, 
387). Dem kann nicht gefolgt werden, da, wie noch zu zeigen 
fein wird, § 410 auf die innere Geſinnung des Täters, 
aus der er handelt, grundſätzlich nicht abſtellt, auch die Be⸗ 
tätigung eines reuigen Verhaltens, gerade im Gegenſatz zu 
§ 46 StGB., nicht vorausſetzt. 

Die Berichtigung muß bei der Steuerbehörde er⸗ 
folgen, das iſt grundſätzlich die Behörde, welche die Ver⸗ 
anlagung des Pflichtigen vorgenommen hat oder bei unter⸗ 
bliebener Veranlagung vorzunehmen hatte. Das Erfordernis 
darf nicht zu eng ausgelegt werden. Eine Berichtigung bei 
einer ſachlich oder örtlich nicht zuſtändigen Behörde genügt, 
wenn dieſe im Bezirk der an ſich zuſtändigen Behörde ihren 
Sitz hat und zur Erfüllung gleichartiger Aufgaben wie dieſe 
berufen iſt, ſo daß im üblichen Geſchäftsverkehr mit einer 
Weiterleitung an die zuſtändige Behörde gerechnet werden 
muß. Zu einer ſolchen Weiterleitung iſt die angegangene Be⸗ 
hörde als verpflichtet anzuſehen (RGSt. 61, 119). 

Von Bedeutung iſt in vielen Fällen des § 410 der ge⸗ 
naue Zeitpunkt, in welchem die Berichtigung bei der Be⸗ 
hörde eingegangen iſt. Als Eingangszeitpunkt gilt, falls die 
Anzeige bei einer unzuſtändigen Behörde eingegangen iſt, der 
Zeitpunkt, in welchem bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgang 
die Weiterleitung der Anzeige bis zur zuſtändigen Behörde 
durchgeführt iſt. Hierbei eingetretene ordnungswidrige Ver⸗ 
zögerungen gehen ebenſo wie eine unterlaſſene Weiterleitung 
in ſolchen Fällen nicht zu Laſten des Steuerpflichtigen. Im 
übrigen ſpielen aber Verſchuldensmomente keine Rolle, wenn 
die Berichtigung nicht rechtzeitig bei der Behörde eingeht. Es 
iſt Sache des Täters, für rechtzeitigen Eingang Sorge zu 
tragen (RGSt. 61, 11). Auch ein Verſchulden eines Ver⸗ 
treters entlaſtet ihn nicht (RG. v. 23. Sept. 1924 bei Mro⸗ 
zek, Nr. 3 zu § 374 a. F.; RGSt. 58, 85). 

Inhaltlich müſſen die Angaben ſo genau und erſchöp⸗ 
fend ſein, daß die Steuerbehörde auf Grund der Berichtigung 
die Neu- oder Nachveranlagung vornehmen kann (RGSt. 59, 
118; 70, 3 = JW. 1936, 9926). Es genügt alſo nicht etwa 
ein Hinweis darauf, daß frühere Erklärungen im ganzen oder 
in einzelnen Punkten unrichtig oder unvollſtändig ſeien, viel⸗ 
mehr muß der geſamte, der Neu- oder Nachveranlagung von 
Steuern zugrunde liegende Tatbeſtand erſchöpfend dargeſtellt 
ſein. Der Angabe einer förmlichen Steuererklärung unter Be⸗ 
nutzung der vorgeſchriebenen Formulare bedarf es bei Vor⸗ 
nahme der Berichtigung zwar nicht, inſoweit kann die Auf⸗ 
forderung des Finanzamtes abgewartet werden. Es genügt 
aber nicht, das Finanzamt lediglich zu weiteren Ermittlungen 
zu veranlaſſen. 

Weiteres objektives Erfordernis, falls Steuerverkürzun⸗ 
gen bereits eingetreten oder Steuervorteile gewährt oder be⸗ 
laſſen wurden, iſt die Entrichtung der geſchuldeten 
Summe nach ihrer Feſtſetzung innerhalb der beſtimmten 
Friſt. Es entſteht alſo mit der Berichtigungsanzeige des Täters 
für dieſen zunächſt nur eine Anwartſchaft auf Straffreiheit, 
die ſich erſt dann in ein Recht auf Straffreiheit umwandelt, 
wenn friſtgemäße Zahlung nach erfolgter Feſtſetzung erfolgt. 
Die Anwartſchaft hat die Bedeutung, daß nach dem Eingang 
der Anzeige und vor der Feſtſetzung und Zahlung die Er⸗ 
wirkung der Straffreiheit nicht mehr durch Einleitung einer 
Unterſuchung ſeitens des Finanzamts oder in ſonſtiger Weiſe 
vereitelt werden kann (ROSE. 63, 307). Häufig iſt der Fall, 
daß Steuern ohne vorherige Feſtſetzung vom Pflichtigen zu 
entrichten ſind, z. B. bei den geſchuldeten Vorauszahlungen 
für Einkommen⸗ und Umſatzſteuer. Auch wenn ſolche Vor⸗ 
anmeldungen falſch oder gar nicht abgegeben und infolgedeſſen 
auch geſchuldete Vorauszahlungen unterblieben ſind, braucht 
die Nachholung dieſer Zahlungen nicht ſofort mit der Anzeige 
zu erfolgen, vielmehr bedarf es immer noch zunächſt der Feſt⸗ 
ſetzung der geſchuldeten Summe und einer neuen Friſtſetzung 
durch die Steuerbehörde (RGSt. 63, 306). Die Zahlung ſelbſt 
braucht nicht notwendigerweiſe durch den Berichtigenden zu 


erfolgen; Zahlung durch einen Geſamtſchuldner genügt (RG. 
v. 23. Sept. 1924 bei Mrozek, Nr. 2 zu § 374 a. E.). Ja 
auch Zahlung durch jeden Dritten für Rechnung des Steuer⸗ 
ſchuldners muß genügen, da es ſich ja nicht um Zahlung einer 
Strafe handelt, vielmehr um die friſtgemäße Begleichung der 
Steuerſchuld, die dem fiskaliſchen Zweck des § 410 genügt. 

Als negative Merkmale, alſo ſolche, welche einer Straf⸗ 
freiheit objektiv entgegenſtehen, zählt das Geſetz die Ein⸗ 
leitung einer Unterſuchung auf, ſowie die Erſtattung einer 
Anzeige. 

Das erſte Merkmal der Einleitung einer Unter” 
ſuchung gegen den Pflichtigen begegnet inſofern regelmäßig 
keiner Schwierigkeit, als gemäß $ 441 Abſ. 2 die Einleitung 
der Unterſuchung aktenkundig zu machen iſt. Dieſer Akten⸗ 
vermerk des Finanzamtes muß die Merkmale der Straftat, auf 
welche ſich die Unterſuchung richtet, ſowie den genauen Zeit, 
punkt der Einleitung enthalten (vgl. im einzelnen Meg ow, 
„Das Steuerſtrafverfahren“, Schriftenreihe der JW. 1930 
Nr. 1 S. 17). Es genügt alſo nicht ein allgemeiner Vermerk 
des Inhalts, daß gegen den Pflichtigen K. ein Verfahren 
wegen Steuerhinterziehung eingeleitet werde. Wenn auch im 
einzelnen die Merkmale der Straftat noch nicht ſo aufgezählt 
zu werden brauchen, wie dies etwa im Strafprozeß für die 
Anklageſchrift der Staatsanwaltſchaft vorgeſchrieben iſt, ſo 
muß doch verlangt werden, daß die Steuerart und der Steuer⸗ 
tatbeſtand ſo weit abgegrenzt werden, daß das Ziel der Unter⸗ 
ſuchung ebenſo feſtſteht wie der Rahmen des als ſtrafbar 
angeſehenen Verhaltens des Steuerpflichtigen. Der Unter⸗ 
ſuchungsvermerk ſchließt nur dann die Strafbefreiung nach 
§ 410 aus, wenn eine Unterſuchung auch tatſächlich eingeleitet 
iſt. Im übrigen kann dem Vermerk nur der Wert eines Be⸗ 
weismerkmals zugebilligt werden (RGSt. 56, 342; 68, 9 
[105] JW. 1934, 1503 2 m. Anm.). Doch find wegen § 441 
Abſ. 2 an den Nachweis, daß eine beſtimmte Unterſuchung trotz 
fehlenden Vermerks ſchon eingeleitet ſei, beſonders ſtrenge An 
forderungen zu ſtellen. Ermittlungen allgemeiner Art, wie 
Auftrag zu einer Reviſion oder Betriebsprüfung beim Steuer- 
pflichtigen, Rückfragen bei anderen Behörden o. ä. reichen 
keinesfalls aus, die Einleitung der Unterſuchung nachzuweiſen. 
Denn dieſe Maßnahmen dienen zunächſt der Steuerermittlung 
und brauchen nicht die Verfolgung wegen einer beſtimmtenm 
Straftat zu bezwecken. Der Sinn der Vorſchrift des 8 44l 
Abſ. 2 über den Unterſuchungsvermerk iſt aber gerade der, 
den Zeitpunkt der Überleitung des Ermittlungs- in das Straf 
verfahren genau feſtzulegen. Mit dieſem Augenblick ändert ſich 
die Stellung des Pflichtigen grundlegend, auch abgeſehen von 
der Bedeutung für § 410 (RG.: JW. 1936, 516 m. Anm. 
Megow). Während der Pflichtige im Steuerermittlungd” 
verfahren durch Auskunftserteilung und in ſonſtiger Welſe 
an der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken hat, fällt 
dieſe Verpflichtung mit dem Augenblick fort, in dem er Be 
ſchuldigter in einem eingeleiteten Strafverfahren iſt. 

Die Anwendung des 8 410 iſt weiter ausgeſchloſſen, 
wenn eine Anzeige gegen den Täter erſtattet iſt. Auch von 
dieſer Anzeige muß, ähnlich wie bei der Einleitung der Unter“ 
ſuchung, verlangt werden, daß ſie den Tatbeſtand hinreichend 
abgrenzt, in welchem die Steuerzuwiderhandlung erblickt wird, 
Im Gegenſatz zu dem Aktenvermerk iſt allerdings nicht zu 
verlangen, daß auch die Steuerart bezeichnet wird, deren Auf 
kommen verkürzt ſein ſoll. Es muß vielmehr genügen, wenn 
in der Anzeige der Tatbeſtand oder der Verdacht eines Straſ 
tatbeſtandes zum Zwecke der Einleitung eines Strafverfahren? 
ſo umgrenzt angegeben wird, daß die Behörde die Art der 
hinterzogenen Steuer feſtſtellen und die Ermittlungen im Hin 
blick auf das Ziel der Aufdeckung beſtimmter Steuerverfeh⸗ 
lungen einleiten kann. Die Anzeige muß alſo den gleichen er 
forderniſſen entſprechen wie eine Strafanzeige im Sinne der 
88 158, 163 StPO. (RGSt. 57, 132). So wird es genügen, 
wenn in einer Anzeige darauf hingewieſen wird, daß Ein 
kommen aus einer beſtimmten Tätigkeit bisher nicht deklariert, 
oder ein bei der Vermögenſteuer nicht angegebenes Guthaben 
bei einer Bank vorhanden, oder ein ſonſtiger der Vermögen, 
ſteuer unterliegender Gegenſtand nicht angegeben ſei. Nicht 
aber wird es genügen, wenn in einer Anzeige lediglich be 
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Dauptet wird, Herr X. führe die Bücher zwecks Täuſchung der 
Steuerbehörde falſch, ohne daß angegeben wird, worauf ſich 
t e angeblichen Falſchbuchungen erſtrecken; oder wenn behaup⸗ 
et wird, Herr X. ſchmuggele, ohne daß angegeben wird, welche 
Sare unverzollt eingeführt, oder in welcher Weiſe der 
muggel ausgeübt wird. 
8 ‚Die Anzeige kann von Privatperſonen oder von einer 
Dehörde ausgehen. Sie muß jedoch erſtattet ſein mit dem 
iele der Einleitung eines Strafverfahrens. Hinweiſe einer 
f ehörde, welche lediglich zu dem Zwecke erfolgen, ein Steuer⸗ 
tmittlungsverfahren neu aufzurollen oder zu fördern oder 
eine Berichtigungsveranlagung zu veranlaſſen, reichen nicht 
aus (RGSSt. 68, 233 — IW. 1934, 2158 0 m. Anm.). Als 
Oeiſpiel ſei der Fall genannt, daß die Körperſchaftſteuerſtelle 
eine verdeckte Gewinnausſchüttung der Geſellſchaft in früheren 
Jahren aufdeckt und nach Veranlagung zur Körperſchaftſteuer 
5 Belegenheitsfinanzämtern der Geſellſchafter Mitteilung 
on der Nachveranlagung macht. Eine ſolche Mitteilung hat 
zunächſt lediglich die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
zwecks nachträglicher Steuerfeſtſtellung bei den Geſellſchaftern 
zum Ziele. Zum Ausſchluß einer Straffreiheit nach § 410 
En eine ſolche Anzeige nur führen, wenn fie die Einleitung 
ines Strafverfahrens anregte, vielleicht unter Bezugnahme 
auf ein bei der Körperſchaftſteuerſtelle eingeleitetes Verfahren 
gegen den Vorſtand der Kapitalgeſellſchaft. 
; Beſondere Bedeutung erlangen in der Praxis die Fälle, 
n denen eine Betriebsprüfung Steuervergehen aufdeckt. Der⸗ 
artige Betriebsprüfungen gewinnen als Mittel der ſteuerlichen 
merkwachung zunehmende Bedeutung. Feſtſtellungen im Rah⸗ 
a er normalen Betriebsprüfung haben nicht den Sinn 
* „Anzeige“ des Betriebsprüfers zum Zwecke der Ein⸗ 
eitung eines Strafverfahrens. Auch nach Aufdeckung ſteuer⸗ 
Reer Verfehlungen durch den Betriebsprüfer wäre alſo „tätige 
neue“ des verantwortlichen Betriebsführers noch möglich, fo- 
ik nicht das Finanzamt auf Grund dieſer Feſtſtellungen 
1 0 Unterſuchung eingeleitet hat, oder aber der Prüfer ſelbſt 
beiden der Schwere des Falles eine „Anzeige“ erſtattet, d. h. 
der Steuerbehörde die ſtrafrechtliche Verfolgung angeregt 
dat; meiſt wird es jedoch in ſolchen Fällen für die Berichti⸗ 
gung aus dem Grunde zu ſpät ſein, weil eine „unmittelbare 
efahr einer Entdeckung“ vorliegt. Hierzu folgendes: 
in 8 410 verlangt ſubjektiv freiwilliges Handeln des Täters 
6 dem Sinne, daß er nicht durch eine unmittelbare 
Re efahr der Entdeckung veranlaßt ſein darf. Erfah⸗ 
ungsgemäß bereitet die Abgrenzung dieſes Tatbeſtandsmerk⸗ 
als in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten. Die reichs⸗ 
zerichtliche Rechtſprechung hatte zu dieſem Erfordernis ver⸗ 
zaltnismäßig ſelten Stellung zu nehmen, da die Würdigung 
bieſes Tatbeſtandsmerkmals Frage der tatrichterlichen Wür⸗ 
een (RG.: NSLBL. 1933, 1045) und Reviſionsangriffen 
ur in beſchränktem Umfang zugänglich ift. 
8 Die Veranlaſſung des Täters durch eine unmittelbare 
uhr der Entdeckung fest zunächſt voraus, daß eine ſolche 
belahr tatſächlich und nicht nur in feiner Einbildung 
io liegt. Glaubt der Täter lediglich, er ſei entdeckt oder 
zen Vergehen fei nicht zu verheimlichen, und erſtattet darauf⸗ 
* die Selbſtanzeige i. S. des $ 410 RAbgO., ohne daß bis⸗ 
45 beim Finanzamt eine Unterſuchung eingeleitet oder An⸗ 
deige erſtattet iſt oder unmittelbare zur Entdeckung führende 
ſreiattlungshandlungen eingeleitet ſind, ſo hat er die Straf⸗ 
t nicht verwirkt. Hierin liegt ein bemerkenswerter Gegeu⸗ 
8 gegenüber § 46 StGB., der Freiwilligkeit des Täters 
„ofen fordert, als dieſer aus eigenem Entſchluß zu einer 
Heit zurückgetreten fein muß, wo nach feiner Auffaſſung die 
Vollendung des Delikts noch möglich war. 
= Andererſeits muß die unmittelbare Gefahr der Entdeckung 
älter veranlaßt haben. Hat das Finanzamt von ſich 
— Verdacht geſchöpft und beiſpielsweiſe eine Unterſuchung 
Bete Steuerfalles etwa durch Anordnung einer beſonderen 
bie riebsprüfung angeordnet, ohne daß der Steuerpflichtige 
3 wußte, und wird dann die Selbſtanzeige erſtattet, jo kann 
es traffreiheit erwirkt werden. Das Vorhandenſein auch 
5 unmittelbaren Gefahr der Entdeckung, ja die Entdeckung 
ſelbſt ſchadet alſo als ſolche dem Täter nicht, ſolange er nichts 


aus 


davon weiß, und auch das Finanzamt eine förmliche Unter⸗ 
ſuchung nicht eingeleitet hat. 

Bei Abgrenzung des Erforderniſſes, ob eine unmittel⸗ 
bare Gefahr der Entdeckung vorliegt, iſt zunächſt zu beachten, 
daß nicht jede Gefahr der Entdeckung die Strafbefreiung aus⸗ 
ſchließt. Eine gewiſſe Gefahr der Entdeckung iſt bei jedem 
Steuerdelikt wie bei jeder ſtrafbaren Handlung vorhanden. 
Das gilt bei Steuerdelikten vor allem dann, wenn es ſich um 
Betriebe handelt, welche der üblichen Nachſchau oder Buch⸗ 
und Betriebsprüfung in regelmäßigen Abſtänden unterliegen. 
Auch wenn kurz vor einer erwarteten Betriebsprüfung oder 
Nachſchau die Selbſtanzeige erſtattet wird, kann im allgemei⸗ 
nen nicht von einer unmittelbaren Gefahr der Entdeckung ge⸗ 
ſprochen werden. Denn Nachſchau oder Buch- und Betriebs⸗ 
prüfung gehören zu den normalen Hilfsmitteln des Finanz⸗ 
amtes zur Aufklärung der Steuertatbeſtände und zur Über⸗ 
wachung der Einheitlichkeit der Steuerveranlagungen. Von 
einer unmittelbaren Gefahr der Entdeckung kann aber regel⸗ 
mäßig nicht geſprochen werden, ſolange der Steuertäter von 
nicht mehr als der normalen Tätigkeit des Finanzamtes im 
Rahmen der Steuerermittlung „bedroht“ iſt. Auch eine Auf⸗ 
forderung zum Erſcheinen vor dem Finanzamt zwecks Auf⸗ 
klärung von Vorfällen oder zur näheren Erläuterung von Er⸗ 
klärungen begründet noch nicht eine unmittelbare Gefahr der 
Entdeckung (RGSt. 56, 385), ſolange die nicht nur entfernte 
Möglichkeit beſteht, daß die mit ſolchen Ermittlungen zweifel⸗ 
los vergrößerte Gefahr der Entdeckung vorübergeht. Erſt wenn 
ſich die Ermittlungen auf ganz beſtimmte Vorfälle erſtrecken 
und zu ihrer Aufklärung Schritte eingeleitet worden ſind, 
welche nach dem normalen Verlauf der Dinge in kürzeſter Zeit 
zur Aufdeckung des ſtrafbaren Verhaltens führen, kann von 
einer unmittelbaren Gefahr der Entdeckung geſprochen werden. 
Das wird insbeſondere der Fall ſein, wenn eine Betriebs⸗ 
prüfung zur Aufklärung beſtimmter ſteuerlicher Vorgänge be⸗ 
ſonders angeordnet wird und ein naheliegender Zeitpunkt für 
ſie vorgeſehen iſt. Nur mit dieſer Einſchränkung wird man 
annehmen können, daß die Anordnung einer Betriebsprüfung 
für die Vorgänge, zu deren Aufklärung ſie angeſetzt iſt, die 
unmittelbare Gefahr der Entdeckung ſchafft (KG.: JW. 1934, 
246; RGSt. 61, 116 ſpricht von einer „plötzlichen und un⸗ 
vorbereiteten Bücherreviſion“ bei Erläuterung des Begriffs 
der unmittelbaren Gefahr der Entdeckung). Für die normale, 
bei Großbetrieben in regelmäßigen Zeitabſtänden wieder- 
kehrende Betriebsprüfung gilt dies nicht. Erſt wenn ſie be⸗ 
gonnen hat, und wenn nach der Art der Steuerzuwiderhand⸗ 
lung unwahrſcheinlich iſt, daß dieſe unentdeckt bleibt, wird 
man auch die normale Betriebsprüfung als ausreichend zur 
Herbeiführung der unmittelbaren Gefahr der Entdeckung der 
Steuertat anſehen können. 

Schließlich bedeutet unmittelbare Gefahr der Ent⸗ 
deckung, daß es nicht genügt, wenn ſie nur mittelbar, d. h. 
auf dem Umweg über die Aufdeckung anderer Tatbeſtände zu 
befürchten iſt, die in keinem oder nur loſem Zuſammenhang 
mit der offenbarten Tat ſtehen. Hat beiſpielsweiſe das Finanz⸗ 
amt davon Kenntnis erlangt, daß der Pflichtige Vermögen 
in größerem Umfange beſitzt, als dies bisher deklariert wurde, 
und verlangt es durch Rückfrage Auskunft über die Herkunft 
dieſes Vermögens und darüber, weshalb es nicht zur Ver⸗ 
mögenſteuer angemeldet worden iſt, ſo wird für eine Selbſt⸗ 
anzeige des Pflichtigen im Rahmen des § 410 kein Raum 
mehr ſein, ſoweit es ſich um Hinterziehung oder Gefährdung 
der Vermögenſteuer handelt. Stammt das verheimlichte Ver⸗ 
mögen aus bisher nicht deklariertem Einkommen, und berich⸗ 
tigt nunmehr der Pflichtige auch ſeine früheren Einkommens⸗ 
erklärungen, um weiteren Nachforſchungen nach den Ver⸗ 
mögensquellen vorzubeugen, ſo wird ihm inſoweit Straffrei⸗ 
heit zugebilligt werden müſſen, da für das verheimlichte Ein⸗ 
kommen wohl ſchon die Gefahr der Entdeckung vorlag, ohne 
daß ſie jedoch bisher zu einer unmittelbaren Gefahr 
geworden wäre. 

Die hier erfolgte Aufzählung der Tatbeſtandsmerkmale 
des § 410 iſt insbeſondere in ſubjektiver Hinſicht, worauf 
hingewieſen werden muß, erſchöpfend. Es wird insbeſondere 
beim Täter nicht vorausgeſetzt, daß dieſer aus irgendwelchen 
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moraliſchen oder ethiſchen Erwägungen heraus handelt. Auch 
eine Reue über das bisherige Tun wird nicht verlangt (RGSt. 
61, 117). Gleichgültig iſt es insbeſondere, ob der Täter zur 
Berichtigung ſchreitet lediglich aus dem Grunde, weil er für 
die Zukunft befürchtet, doch entdeckt zu werden oder das Delikt 
nicht vollenden zu können. Das Motiv zum Handeln des 
Täters iſt unerheblich, ſolange er nicht unter dem Druck einer 
unmittelbaren, tatſächlich vorhandenen Gefahr der Entdeckung 
handelt. Darin liegt der weſentliche Unterſchied zwiſchen 8 410 
RAbgoO. und § 46 StGB., ſoweit der innere Tatbeſtand in 
Frage kommt. Aus dieſem Grunde iſt auch die Bezeichnung 
des 8 410 als „Tätige Reue“ unzutreffend und verleitet leicht 
zu falſchen Analogieſchlüſſen. 

846 StGB. ſetzt ſtets ein freiwilliges Handeln des 
Täters voraus, und verſagt die Vergünſtigung der Straffrei⸗ 
heit auch beim Vorliegen der objektiven Vorausſetzungen ſtets 
dann, wenn der Täter unter Zwang oder auch nur eingebil⸗ 
detem Zwang handelt. 

Die Erleichterung für die Erwirkung der Straffrei⸗ 
heit nach § 410 RA bg O. gegenüber den Erforder⸗ 
niſſen des ſtrafbefreienden Rücktritts verlangt 
die Anwendung des 8 410 auch auf alle die Fälle, in welchen 
das Steuerdelikt im Verſuch ſteckengeblieben iſt. (So RGSt. 
56, 385, wo die Auwendbarkeit des $ 374 a. F. ſchlechthin 
bejaht wurde, während RGSt. 57, 313 und 59, 115 Ein⸗ 
ſchränkungen enthalten. Dagegen ähnlich wie hier wieder 
NEE. 62, 362). Denn wer für das vollendete Delikt unter 
beſtimmten Vorausſetzungen Straffreiheit erwirkt, muß auch 
ſtraffrei bleiben, wenn er dieſe Vorausſetzungen erfüllt hat, 
das begangene Delikt aber nicht zur Vollendung gekommen, 
ſondern im Stadium des Verſuchs abgebrochen worden iſt. 

Andererſeits ſind Fälle denkbar, in denen vor Voll⸗ 
endung der Tat vom Täter zwar nicht die Vorausſetzungen 
des § 410 RAbgO. erfüllt werden, in denen aber die Voraus⸗ 
ſetzungen des ſtrafbefreienden Rücktritts erfüllt ſind. Zum Bei⸗ 
ſpiel: Der Steuerpflichtige gibt den Verkaufspreis eines Grund⸗ 
ſtücks im Verkaufsakt bewußt zu niedrig an, läßt den Antrag 
dem Finanzamt zwecks Berechnung der Grunderwerbſteuer 
einreichen, berichtigt aber alsdann vor Anforderung der Steuer 
den Kaufpreis notariell und gegenüber dem Finanzamt. Die 
daraufhin verlangte höhere Steuer kann er nicht bezahlen. 
Für ſolche Fälle iſt der Grundſatz von Bedeutung, daß die 
allgemeinen Strafrechtsbeſtimmungen durch das Steuer⸗ 
ſtrafrecht nicht ausgeſchloſſen werden, vielmehr ergänzend 
heranzuziehen find (8 391 RAbgO.). Wer Straffreiheit nach 
§ 46 für den Verſuch eines Delikts erwirkt, darf ſich darauf 
auch bei Abgabendelikten berufen (RGSt. 57, 314). 

Es erſcheint verfehlt, hier von einer „Geſetzeskonkurrenz“ 
zwiſchen §S 410 RAbgO. und § 46 StGB. zu ſprechen (jo 
Cattien, „Reichsſteuerſtrafrecht“, 1929, S. 47 ff., 238 ff.). 
Zweck und Anwendungsgebiet iſt verſchieden. Wenn nach 8 410 
RAbgO. im Intereſſe der Sicherung des Steueraufkommens 
unter der Bedingung pünktlicher Steuernachzahlung ausnahms⸗ 
weiſe Straffreiheit auch bei vollendeten Delikten zugeſichert 
wird, ſo iſt durch nichts der Schluß gerechtfertigt, daß damit 
die Möglichkeit dem Täter genommen werden ſoll, durch recht⸗ 
zeitigen Rücktritt den Eintritt des ſtrafbaren Erfolges über⸗ 
haupt zu verhindern und ſo Straffreiheit vor Vollendung der 
Tat zu gewinnen. 

Im Ergebnis zeigt alſo ein Vergleich der Beſtimmungen, 
daß bei Vollendung eines Steuerdelikts ebenſo wie beim Vor⸗ 
liegen eines ſtrafbaren Verſuchs 8 410 RAbgO. Auwendung 
zu finden hat. Wenn die Vorausſetzungen des § 410 nicht er⸗ 
füllt ſind, ſo kann ſich der Täter im Falle des beendeten 
wie unbeendeten Verſuchs auch auf eine etwa erwirkte Straf⸗ 
befreiung nach 846 StÖB. berufen. 

Die für Fälle des ſog. qualifizierten Verſuches 
in der Rechtſprechung anerkannten Grundſätze müſſen auch für 
§ 410 RUbgDO. gelten. Wenn der Täter Strafbefreiung nach 
§ 46 StGB. erwirkt, fo erſtreckt ſich dieſe Straffreiheit nur 
auf das nicht zur Vollendung gekommene Delikt. Soweit die 
Verſuchshandlung gleichzeitig den Tatbeſtand eines anderen, 
vollendeten Delikts umfaßt, bleibt inſoweit die Strafbarkeit 
beſtehen. Legt alſo der Steuerpflichtige etwa zwecks Erzielung 
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einer Grund⸗ und Hauszinsſteuerſtundung der Behörde ge⸗ 
fälſchte Mietbeſcheinigungen vor, berichtigt jedoch ſeine An 
gaben vor erfolgter Entſcheidung über ſein Geſuch, ſo erwirkt 
er nach § 46 Ziff. 1 Straffreiheit für das Steuerdelikt, bleibt 
aber wegen vollendeter Urkundenfälſchung ſtrafbar. Iſt die 
Stundung auf Grund falſcher Angaben ſchon erfolgt, ehe die 
Angaben berichtigt werden, und erwirkt der Täter bei frist 
gemäßer Nachzahlung nunmehr Straffreiheit nach 8 410 
RAbgd., jo kann auch fie nicht auf die vollendete Urkunden“ 
fälſchung erſtreckt werden. Inſofern liegen die Verhältniſſe 
hier nicht anders als bei 8 46 StGB. 

Die Wirkung des 8 410 RAbgdo. beſteht in der Zu⸗ 
ſicherung von Straffreiheit „inſoweit“, als der Täter ſeine 
früheren Angaben berichtigt, ergänzt oder nachholt. Iſt dit 
ſpätere Berichtigung unvollſtändig, bezieht fie ſich 
nur auf beſtimmte Jahre, ohne erſchöpfend zu ſein, oder hol 
ſie Erklärungen zwar nach, aber nicht vollſtändig oder nicht 
zutreffend, fo werden die Wirkungen des § 410 dadurch nicht 
ausgeſchloſſen. Jedoch erſtreckt ſich die Straffreiheit alsdann 
nur auf den Teil der ſtrafbaren Steuerzuwiderhandlung, der 
feine erſchöpfende Aufklärung durch die Handlung des Steuer“ 
pflichtigen erhält. Wegen des nicht vollſtändig angegebenen 
Reſtes einer hinterzogenen Steuer bleibt die Strafbarkeit be⸗ 
ſtehen (RG. v. 12. April 1932 bei Mrozek, Nr. 1 zu 8 410). 
Das darf nicht lediglich in dem Sinne berückſichtigt werden, 
daß eine Ermäßigung der Strafe eintritt, welche für die ge⸗ 
ſamte Steuerzuwiderhandlung verhängt wird. Vielmehr ſchei⸗ 
den die vom Täter geoffenbarten Verhältniſſe aus dem ftral” 
baren Tatbeſtand aus. Wenn alſo z. B. bei einer Einkommens⸗ 
erklärung das Einkommen aus einer ſtillen Beteiligung etwa 
in Höhe von 10000 ../ verheimlicht worden, alsdann recht⸗ 
zeitig gemäß § 410 RAbgO. Anzeige erſtattet worden iſt, 19 
iſt inſoweit Straffreiheit erwirkt. Führen die nachträglichen Er⸗ 
mittlungen des Finanzamtes zu dem Ergebnis, daß das ver⸗ 
heimlichte Einkommen anſtatt mit 10 000 AM mit 15 000 AH 
anzuſetzen iſt, etwa weil ein Teil der geltend gemachten Wer⸗ 
bungskoſten nicht anerkannt wird, ſo iſt wegen des in Höhe 
von 5000 AM zu gering deklarierten Einkommens die Be⸗ 
ſtrafung nicht aufgehoben. Wird fie herbeigeführt, jo iſt det 
Tatbeſtand ſo zu beurteilen, als ſei Einkommen von 5000 RM 
nicht deklariert worden. Das Beiſpiel zeigt, wie notwendig 
eine ſorgfältige „Gewiſſenserforſchung“ bei einer Selbſtanzeige 
nach §8 410 RAbgo. iſt, und wie genau und ſorgfältig die 
früheren Angaben ergänzt werden müſſen. Irrtümer gehen 
zu Laſten des Steuerpflichtigen, ohne Rückſicht darauf, ob NE 
verſchuldet ſind oder nicht. Auch auf unſachgemäßes oder 
pflichtwidriges Verhalten des Bevollmächtigten kann ſich der 
Anzeigende dem Finanzamt gegenüber nicht berufen. 

Die Erwirkung der Straffreiheit bedeutet für den Täter 
einen perſönlichen Strafausſchließungsgrund (RGSt. 56, 3855 
JW. 1936, 50; BayObech.: JW. 1934, 2169; Cattien⸗ 
IV zu 8 374 a. F.). Die Befreiung des Haupttäters nach 
8 410 RAbgoO. kommt alſo Teilnehmern nicht ohne weitere? 
zugute. Dieſe müſſen vielmehr für ihre Perſon die Befreiung?“ 
vorausſetzungen des § 410 RAbgd. ſelbſt erfüllen. Auf Be⸗ 
günſtiger und Hehler ift § 410 überhaupt nicht anwendbar 
(RG.: JW. 1936, 50). 


B. 
Von Rechtsanwalt Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


Die Ausführungen von RA. Dr. Bengs möchte ich, wie 
folgt, noch kurz ergänzen: 

1. Die analoge Anwendung des 8 410 NAbgd. iſt zwar 
vom NFH. grundſätzlich bejaht worden (vgl. das Gutachten 
v. 23. Jan. 1933, Gr. S. D 3/32: JW. 1933, 1283 — RE 
1933, 387 ff.). Jedoch iſt eine Unterſtellung der nicht aus 
drücklich in § 410 NAIGO. verzeichneten Straftaten unter 
dieſe Vorſchrift nur möglich en 

a) wenn die Zuwiderhandlungen, wegen deren nach 8 10 

RAbgdO. Straffreiheit bei tätiger Reue ausdrücklich vor 

geſehen iſt, mit den Zuwiderhandlungen, für die = 

tätige Reue nachgeſucht wird, in ihren Tatbeſtände 
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übereinſtimmen oder wenn es ſich um Sondertatbeſtände 

der im § 410 RAbgoO. genannten Straftaten handelt 

(Geſetzeseinheit) oder 

b) wenn der § 410 RAbgO. trotz feiner Aufzählung ent⸗ 
weder von vornherein nicht erſchöpfend gedacht oder 
jedenfalls einer entſprechenden Anwendung fähig iſt. 

Nach der Feſtſtellung des Gutachtens iſt davon auszu⸗ 

Vorn; daß die entſprechende Anwendung von ſtrafrechtlichen 
orichriften und damit des § 410 RAbgdO. dann zuläſſig iſt, 
wenn es ſich um Vorſchriften handelt, die zugunſten des 
Täters wirkſam werden, ſofern Rechtseinheit des Tatbeſtan⸗ 
des vorliegt und wenn die entſprechende Anwendung dem 
Bee der Vorſchrift entſpricht. Das Vorliegen der erſten 
sorausſetzung hat der RF. ganz allgemein bejaht. Die 
Aochtsähnlichkeit des Tatbeſtandes iſt für die entſprechende 
en dberkeit des § 410 RAbgoO. von Fall zu Fall feſtzu⸗ 
g 2. Beim Handeln des Bevollmächtigten zur Erlangung 
ber tätigen Reue empfiehlt es ſich dringend, ſich mit einer 
bieſprechenden Vollmacht verſehen zu laſſen. Der RFH. hat 
. ſoweit ich die Rechtſprechung überſehen kann, noch 
Recht ſich dazu äußern können, ob die Nachſuchung tätiger 
2 bei fahrläſſigen Zuwiderhandlungen durch Bevollmäch⸗ 
igte ohne Sonderauftrag ausreichend iſt. 

3. Die Feſtſtellung der örtlich und ſachlich für die Ent⸗ 
Vgennahme einer Erklärung aus § 410 RAbgO. zuſtändigen 
dehörde muß mit aller Sorgfalt getroffen werden. Das RG. 
„langt (NSS. 61, 120), daß die gegebenenfalls unzu⸗ 
kändigerweiſe angegangene Steuerbehörde zur Erfüllung 
gleichartiger Staatsaufgaben berufen iſt. Ferner bleibt zu be⸗ 


Die Beweisgebühr 


I. 

Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Gerold, Dresden 

5 Im Koſtenfeſtſetzungsverfahren verurſacht die Frage, ob 
ale Beweisgebühr entſteht, wenn das Gericht Akten beigezogen 
Aal, die in der Verhandlung vorgetragen worden find, viele 

reitigkeiten. 

Wird in den Schriftſätzen der Parteien auf den Inhalt 
g Akten Bezug genommen oder wird dem Gericht in anderer 
Aue bekannt, daß Akten ergangen ſind, deren Inhalt für die 
aufklärung des Streitverhältniſſes möglicherweiſe in Frage 
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Attumen köunte, fo wird ein umſichtiger Vorſitzender dieſe 


tten ſtets beiziehen und ſich über ihren Inhalt unterrichten. 
Aus gewiſſenhafter Anwalt wird dann die Akten einſehen, ſich 
erftüge daraus anfertigen und den Inhalt, ſoweit er es für 
forderlich hält, in feinen Schriftſätzen verwerten. 
Schon dadurch entſteht ſowohl für das Gericht als für 
echtsanwälte eine Mehrarbeit, die unter Umſtänden recht 
gebi lich fein kann. Wäre für die Gerichts- und Anwalts⸗ 
10 ühren das Maß der aufgewendeten Arbeit ausſchlaggebend, 
undnüßte ſonach für jede Streitſache, in der Akten beigezogen 
5 durchgearbeitet worden find, eine beſondere Gebühr an⸗ 
geſetzt werden. 
Ni Die Gebührenordnungen kennen aber keine ſolche Gebühr. 
mlelmehr kommt für die Mehrarbeit nur dann eine Gebühr in 
Fracht, wenn durch den Vortrag der Akten über ſtreitige 
Folſachen Beweis erhoben wird. Das hat die unerfreuliche 
F daß der Rechtsanwalt für ſeine Mehrarbeit nur dann 
Der Gebühr erhält, wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter 
ar nach 8 13 Ziff. 4 RAchebO. eine Beweisgebühr entfteht. 
8 20 rechendes gilt für die Beweisgebühr des Gerichts nach 
Ziff. 2 Ga. 
it Erſte Vorausſetzung für die Entſtehung der Beweisgebühr 
ee Akteninhalt in der Verhandlung vorgetragen 
meist it. Dieſer Vortrag wird in der Sitzungsniederſchrift 
Akte ‚richt ausdrücklich feſtgeſtellt. Vielfach wird auch der 
nur ninhalt überhaupt nicht mündlich vorgetragen, ſondern 
als vorgetragen behandelt, indem die Parteien ſich damit 


die 
erhe 


rückſichtigen, daß in dieſem Urteil vom 4. Jan. 1927 die un⸗ 
zuſtändige Behörde das Schreiben an die zuſtändige Behörde 
weitergeleitet hat. Unentſchieden iſt die Beurteilung des Vor⸗ 
gangs geblieben, bei welchem die unzuſtändige Behörde etwa 
das Schreiben an den Antragſteller wegen Unzuſtändigkeit zu⸗ 
rückgibt. Auch hierin kann unter Umſtänden eine ordnungs⸗ 
mäßige ſachliche Behandlung geſehen werden, zumal wenn die 
unzuſtändige Behörde aus der Eingabe ſelbſt nicht mit Sicher⸗ 
heit die zuſtändige Behörde ſelbſt ermitteln konnte. Hierdurch 
könnte ſich, z. B. wenn inzwiſchen ein Strafverfahren ein⸗ 
geleitet wird, die Unanwendbarkeit des § 410 RAbgO. er⸗ 
geben. 

4. Hinſichtlich des Inhalts der Berichtigungen verweiſe 
ich noch auf die Entſcheidung des 3. Sen. des RG. v. 9. Nov. 
1936, 3 D 619/36, mit meiner Anmerkung JW. 1937, 402. 

5. Endlich iſt in dieſem Zuſammenhange auch auf die 
Nacherklärungspflicht des 8 165 RAbgO., eingeführt durch 
das EinfReal StG. v. 1. Dez. 1936, zu verweiſen. „Wenn 
ein Steuerpflichtiger nachträglich, aber vor Ablauf der Steuer⸗ 
verjährungsfriſt erkennt, daß eine Steuererklärung oder eine 
andere Erklärung, die er einer Finanzbehörde abgegeben hat, 
unrichtig oder unvollſtändig iſt und daß die Unrichtigkeit oder 
Unvollſtändigkeit zu einer Verkürzung von Steuereinnahmen 
führen kann, ſo iſt er (ohne daß es einer beſonderen Auf⸗ 
forderung bedarf) verpflichtet, dies unverzüglich der zuſtän⸗ 
digen Finanzbehörde anzuzeigen.“ 

Gemäß 8§ 165 e ift auch auf Grund der ihm hierdurch 
auferlegten Finanzpflicht jeder Steuerpflichtige gezwungen, 
feine Steuererklärungen zu berichtigen, ſelbſt wenn dieſe Be⸗ 
richtigungspflicht einer Selbſtanzeige gleichkommen würde. 


bei Aktenbeiziehung 


einverſtanden erklären, daß das Gericht dasjenige, was es aus 
dem Akteninhalt für ſeine Entſcheidung verwerten will, in der 
Entſcheidung berückſichtigt. Dieſes Einverſtändnis erſetzt den 
ausdrücklichen Vortrag der Akten ſelbſt dann, wenn die Akten 
erſt nach der Schlußverhandlung beigezogen worden ſind, da 
ohne Vortrag der Akteninhalt bei der Entſcheidung nicht ver⸗ 
wertet werden darf. Die Feſtſtellung, daß die Akten vorgetragen 
worden ſind, wird meiſt im Tatbeſtand des Urteils getroffen, 
indem dort angegeben wird, daß gewiſſe Akten vorgelegen 
haben und in der Verhandlung vorgetragen worden ſind. Dabei 
iſt es durchaus nicht ſelten, daß alle Akten, die überhaupt bei⸗ 
gezogen worden ſind, als vorgetragen bezeichnet werden, ſelbſt 
wenn ihr Inhalt nicht für die Entſcheidung erheblich war. 
Meiſt werden aber nur diejenigen Akten als vorgetragen auf⸗ 
geführt, deren Inhalt das Gericht in irgendeiner Hinſicht für 
die Begründung ſeines Urteils verwenden will. 

Gegenüber dieſem formloſen Verfahren, das im Gerichts⸗ 
betrieb die Regel bildet, iſt die Anordnung der Aktenbeiziehung 
durch beſonderen Beweisbeſchluß die Ausnahme. Ergeht ein 
ſolcher Beweisbeſchluß, ſo beſteht kein Zweifel, daß durch die 
Anordnung der Aktenbeiziehung die gerichtliche Beweisgebühr 
und durch den Vortrag des Akteninhalts die Beweisgebühr für 
die Rechtsanwälte entſteht, gleichviel ob ſich dann der Inhalt 
der Akten als für die Entſcheidung erheblich erweiſt oder nicht. 
Iſt aber kein Beweisbeſchluß ergangen, ſo gibt weder die Feſt⸗ 
ſtellung in der Sitzungsniederſchrift noch diejenige im Urteils⸗ 
tatbeſtand, daß die Akten vorgetragen worden ſind, einen An⸗ 
halt für die Beantwortung der Frage, ob der Vortrag der 
Akten zu Beweiszwecken erfolgt iſt. 1 

Zu verneinen iſt die Frage zunächſt in den Fällen, in 
denen ſich aus dem Akteninhalt nichts für den Rechtsſtreit 
Sachdienliches ergeben hat, der Inhalt deshalb auch im 
Urteil nicht verwertet und der Vortrag nur deshalb mit 
feſtgeſtellt worden iſt, weil die Akten aus irgendwelchen 
Gründen einmal beigezogen worden waren. 

Aber auch die Veriveriung des Akteninhalts im Urteil 
nötigt nicht immer zur Bejahung der Frage, da der Vortrag 
des Akteninhalts nicht nur zu Beweiszwecken, ſondern auch 
zur Ergänzung des Parteivorbringens erfolgt ſein kann. 
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Es iſt Sache der Parteien, alle Tatſachen erſchöpfend 
vorzutragen, die für die Beurteilung des zu entſcheidenden 
Lebensvorgangs zur Kenntnis des Gerichts gelangen muüſſen. 
Nicht ſelten haben zwiſchen den Parteien ſchon andere Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten oder Verfahren vor anderen Behörden geſchwebt, 
auf deren Inhalt zur Vereinfachung des Sachvortrags Bezug 
genommen wird. Zieht dann das Gericht zur Erleichterung des 
Sachvortrags die betreffenden Akten bei und läßt es ſich dieſe 
vortragen, ſo iſt das keine Beweisaufnahme, ſondern eine Er⸗ 
gänzung des Parteivortrags, die im Urteil verwertet werden 
kann und muß, ſoweit fie für die Entfcheidung erheblich iſt. 
Es iſt zweckmäßig, wenn das Gericht eine ſolche aus vorgetra⸗ 
genen Akten entnommene Ergänzung des Parteivortrags in 
den Tatbeſtand des Urteils als unſtreitigen Parteivortrag auf⸗ 
nimmt. Nimmt es aber die Ergänzung erſt in die Entſchei⸗ 
dungsgründe auf, ſo wird dadurch und durch daraus gezogene 
Schlüſſe der Aktenvortrag noch nicht zur Beweiserhebung. 
Dieſer Fall wird regelmäßig vorliegen, wenn es ſich um Akten 
über frühere Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den Parteien handelt 
oder um Verfahren vor anderen Behörden, wie z. B. dem 
Grundbuchamt, dem Nachlaßgericht oder dem Vormundſchafts⸗ 
gericht, au denen beide Parteien beteiligt waren. Das wird 
ſelbſt dann zu gelten haben, wenn die Parteien oder eine von 
ihnen den in den früheren Akten niedergelegten, vielleicht ſchon 
jahrelang zurückliegenden Sachverhalt nicht mehr richtig in 
Erinnerung hatte, deshalb eine vom Akteninhalt abweichende 
Darſtellung gegeben, die Gegenpartei dieſe beſtritten hat und 
zum Beweis für die Richtigkeit der Darſtellung auf den Akten⸗ 
inhalt Bezug genommen worden iſt. Denn es wäre nach 8138 
3PO. von Anfang an Pflicht der Partei geweſen, durch Ein⸗ 
ſichtnahme der Akten ihre Erinnerung aufzufriſchen. Zieht das 
Gericht auf Antrag die Akten bei, ſo erleichtert es dadurch nur 
den Parteien die Erfüllung ihrer Wahrheitspflicht. Haben ſich 
nach Vortrag des Akteninhalts die Parteien von der Unrichtig⸗ 
keit ihres bisherigen Vortrags überzeugt und machen ſie nun⸗ 
mehr den Akteninhalt zum Gegenſtand ihres übereinſtimmen⸗ 
den Parteivorbringens, ſo hat ſich eine Beweiserhebung er⸗ 
übrigt, es ift aber nicht über ſtreitige Parteibehauptungen Be⸗ 
weis erhoben worden, weil als Wille der Partei zu unterſtellen 
iſt, daß ſie ihrer Wahrheitspflicht entſprechend von Anfang an 
ihre abweichende Darſtellung nur für den Fall geben wollte, 
daß fie mit dem Akteninhalt übereinſtimmte. Es läßt ſich hier⸗ 
gegen auch nicht einwenden, daß, falls ſich eine Partei nach 
einer Zeugenvernehmung von der Unrichtigkeit ihrer früheren 
Behauptung überzeugt hat, an der Tatſache, daß eine Beweis⸗ 
aufnahme ſtattgefunden habe, nichts geändert werde. Denn 
einmal fehlt es bei der Aktenbeiziehung, wenn kein Beweis⸗ 
beſchluß ergangen iſt, an der bei der Zeugenvernehmung ſtets 
vorliegenden Beweisanordnung. Außerdem iſt die Partei weder 
berechtigt noch verpflichtet, zur Auffriſchung ihrer Erinnerung 
vor ihrem Vortrag Zeugen zu befragen. 

Dagegen liegt eine Beweiserhebung vor, wenn die Gegen⸗ 
partei den Akteninhalt nicht kennt, weil ſie an dem Verfahren 
nicht beteiligt war, ſich deshalb mit Nichtwiſſen erklärt und 
dadurch die ſich auf die Akten berufende Partei zum Beweis 
ihres Vorbringens nötigt (§ 138 Abi. 4 ZPO.), ſowie dann, 
wenn ſie entgegen ihrer Wahrheitspflicht oder wegen anderer 
Beurteilung des Akteninhalts bei ihrer abweichenden Sach⸗ 
darſtellung bleibt. Ferner iſt ſtets Beweisaufnahme anzunehmen, 
wenn aus den Akten Niederſchriften von Zeugenausſagen oder 
Sachverſtändigengutachten über zwiſchen den Parteien trotz 
der früheren Beweisaufnahme ſtreitig gebliebene Tatſachen im 
Parteieinverſtändnis im Wege des Urkundenbeweiſes verwertet 
werden. Dasſelbe gilt dann, wenn die Glaubwürdigkeit eines 
Zeugen oder einer Partei beſtritten und zum Beweiſe der Un⸗ 
glaubwürdigkeit der nicht unſtreitige Inhalt von Strafakten 
oder anderen Akten vorgetragen wird. 

Keine Beweisaufnahme liegt vor, weun die Tatſache der 
Errichtung und der Inhalt von in den vorgetragenen Akten 
enthaltenen Urkunden unſtreitig, dagegen ihre Auslegung ſtrei⸗ 
tig iſt, das Gericht die Akten, in denen ſich die Urkunden, 
z. B. Teſtamente, Hypothekenbeſtellungen, Verträge, befinden, 
beizieht und nunmehr den Urkundeninhalt auslegt. 

Ferner liegt niemals eine Beweisaufnahme vor, wenn 


das Gericht Akten nur deshalb beizieht, um ſich zu unter⸗ 
richten, wie andere Gerichte oder Behörden den gleichen Irre“ 
tigen Sachverhalt oder eine einſchlagende Rechtsfrage beurteilt 
haben. Dann iſt der Sachverhalt derſelbe, wie wenn das Gericht 
aus Erläuterungsbüchern gleiche oder ähnliche Fälle betreffende 
Entſcheidungen ermittelt und dieſe in Zeitſchriften oder Ent“ 
ſcheidungsſammlungen nachlieſt. Nur in ſolchen Fallen wird 
man übrigens von einer Aktenbeiziehung „zur Information 
des Gerichts ſprechen können. 

In allen anderen Fällen handelt es ſich entweder um 
Akteuvortrag, der das Parteivorbringen lediglich erganzen ſoll, 
oder um wirkliche Beweisaufnahmen. Ob der eine oder der 
andere Fall vorliegt und ob daher nach den geltenden Ge⸗ 
bührenbeſtimmungen der Aktenvortrag durch die Prozeßgebühr 
abgegolten wird, weil es ſich nur um Ermittlung von Prozeß 
ſtoff handelt, oder ob eine beſondere Beweisgebühr verdient 
worden iſt, ift, wenn kein ausdrücklicher Beweisbeſchluß ET“ 
gangen iſt, ſchwer zu ermitteln. Verſtändlich iſt der Wunsch 
der Anwälte, den Aktenvortrag möglichſt als Beweisaufnahme 
beurteilt zu ſehen. Jedoch bietet, wie ausgeführt, weder die 
Feſtſtellung des Aktenvortrags noch die Verwertung des Arten“ 
inhalts in den Urteilsgründen einen ficheren Anhalt. Die mit 
der Koſtenfeſtſetzung betrauten Stellen müſſen vielmehr in 
jedem Einzelfall prüfen, ob der Vortrag der Akten zum Be⸗ 
weiſe ſtreitiger Parteibehauptungen erfolgt iſt. Dazu iſt oft 
nicht nur eine genaue Prüfung des geſamten Ulrteilsinhalls, 
ſondern ſogar eine Durchſicht der Parteiſchriftſätze nötig. 

Erleichtern können die Prozeßgerichte dieſe Arbeit dadurch, 
daß fie in jedem Falle, in dem durch Aktenvortrag Bewel 
erhoben werden ſoll, einen Beweisbeſchluß verkünden, dagegen 
durch Aktenvortrag erfolgte Ergänzungen des Parteivortrags 
im Tatbeſtand als unſtreitiges Parteivorbringen aufführen, 
Den Rechtsanwälten iſt zu empfehlen, die Verkündung eines 
Beweisbeſchluſſes zu beantragen. Iſt dies nicht geſchehen, I 
können ſie durch Hinweis auf die Schriftſatzſtellen, in denen 
die ſtreitigen Parteibehauptungen und der Beweisantritt dure 1 
die Bezugnahme auf die Akten ſich findet, ſowie auf den Tel 
der Urteilsgründe, in denen der Akteninhalt zu Beweiszwecken 
gewürdigt wird, zu einer richtigen Beantwortung der Frage 
beitragen. 0 

Vermieden werden konnte der Streit nur durch eine 
Anderung der Gebührenbeſtimmungen, die entweder beſtimmen 
könnte, daß bei Aktenvortrag eine Beweisgebühr nur daun 
entſteht, wenn er durch förmlichen Beweisbeſchluß angeordnel 
worden iſt, oder daß jeder Aktenvortrag, gleichviel zu welchen 
Zwecke, eine beſondere Gebühr begründet. Die mit der Dur 1 
arbeitung der Akten verbundene Arbeit iſt die gleiche, wenn 
fie zur Gewinnung von Prozeßſtoff, wie wenn fie zu Beweis“ 
zwecken erfolgt. Deshalb iſt die Verneinung einer Beweis 
aufnahme für den Anwalt immer ein unerfreuliches Ergebnis, 
und es bleibt nach den geltenden Gebührenbeſtimmungen 
glücklicher Zufall, wenn ſeine Arbeit durch eine beſondere Ge 
bühr entlohnt wird. 


I. 
Von Kammergerichtsrat Dr. Gaedeke, Berlin 


Ich glaube nicht, daß vorſtehende Ausführungen erheblich 
zur grundſätzlichen Klärung der Frage, wann die Benutzung 
von Beiakten eine Beweisaufnahme darſtellt, beitragen. * 
zeigen zwar die verſchiedenen Einzelfälle ſowie die in 7 
Praxis genugſam bekannten Schwierigkeiten auf, ohne 1 
indes zu entwirren. 0 

Wirklich Klarheit gewinnt man vielmehr nur dann, wen 
man einmal von der Tatſache ausgeht, daß die Beiziehung 
von Akten häufig oder ſogar meiſt in ganz neutraler 


Welle 


geſchieht, und ſodann danach forſcht, in welchen Fällen 
fi) aus dieſer neutralen Maßnahme ein ſpezifiſch 
Beweisverfahren entwickelt. 4 
Damit ſcheiden als nichterörterungsbedürftig diezen 
Fälle aus, in denen durch ausdrücklichen Beweisbeſchluß, dent 
von vornherein ausgeſprochen zwecks Beweiſes, Akten er 
werden. Darin liegt eine klare Beweisanordnung im Sinne 
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820 Ziff. 2 GG., die zugleich die ſog. objektive Voraus⸗ 
bung für die Entſtehung der Anwaltsbeweisgebühr aus 813 
if. 4 NAGEHD. bildet. Es braucht diesfalls nur noch die 
lubjektive Vorausſetzung, nämlich Tätigkeit des Anwalts, 
n Dem fo eingeleiteten Beweisaufnahmeverfahren hinzuzutreten. 
D Es bleiben alſo für unſere Erörterung nur diejenigen 
Fälle, in denen die Beiziehung von Akten für ſich allein eine 
prozeſſual noch farbloſe „neutrale“ Maßnahme darſtellt. 

Hier könnte nun das Gericht, wenn es eine Beweis⸗ 
aufnahme durch Verwertung von Teilen der Beiakten für 
lotwendig hält, durch beſonderen Beſchluß dieſe Abſicht an⸗ 
digen und damit die Frage der Beweisaufnahme klar⸗ 
Helfen. Jedermann weiß aber, daß eine ſolche Anordnung nie⸗ 
mals ergeht. Die auf Abkürzung und Vereinfachung bedachte 
Praxis bedient ſich dieſes Weges als zu umſtändlich nicht. 
olglich muß ein Kriterium gefunden werden, um bei Be⸗ 
nutzung des Inhalts von Beiakten die Fälle der Beweis- 
aufnahme von den Fällen der Nichtbeweisaufnahme ſondern 
zu können. Dieſes Kriterium iſt gar nicht beſſer denkbar als 
durch die Herausarbeitung der begrifflichen Gegenſätze 
zwiſchen Benutzung zu Beweis zwecken und Benutzung zu 
anderen Zwecken. Für ſolche anderen Zwecke hat die Praxis 
den Begriff der „Information“ entwickelt. Damit klärt ſich 
die Rechtslage dahin: hie Beweisaufnahme — hie In⸗ 
lor mation als begriffliche Gegenſätze, von denen jedes klar 
and eindeutig die verfahrensrechtliche Geſtaltung charakteriſiert 
NO z. B. Entſch. des Kc. v. 3. April 1937, 20 Wa 63/37: 
IW. 1937, 142018). 

Eigenartigerweiſe wird der Begriff „Information“ viel⸗ 
ſach angefeindet mit der Begründung, weder das Verfahrens⸗ 
noch das Gebührenrecht kenne geſetzestechniſch eine Benutzung 
10 Material „zur Information“. Der Hauptton wird dann 
ielmehr meiſt auf das Benutzen gelegt und die Tatſache 
5 Benutzung ſchlechthin — aber durchaus fälſchlicherweiſe — 
As Beweisaufnahme angeſehen. Das iſt genau fo falſch wie 
enn man in dem Verleſen des genauen Wortlauts eines 
nem Inhalt nach nicht ſtreitigen Briefes, bei dem es aber 
für die Beurteilung auf den Wortlaut ankommt, eine Beweis⸗ 
aufnahme erblicken wollte, weil ja der Inhalt benutzt wird. 
Der Tatſache der Benutzung beſagt vielmehr noch gar nichts. 
Ser Vermerk im Sitzungsprotokoll oder im Urteilstatbeſtand, 
en Beiakten ſeien „zum Gegenſtand der Verhandlung gemacht 
orden“, beweiſt daher, da ein Benutzen von Prozeßmaterial 
Bs nur in der Verhandlung erfolgen kann, indem es „zum 

egenſtand der Verhandlung gemacht“ wird, weder eine 
aufveisaufnahme noch auch läßt nur einen gewiſſen Schluß 
uf eine ſolche zu. 
1 Dieſes ſo ſehr beliebte wie häufige Argument zur Begrün⸗ 
heit des Anſatzes der Anwaltsbeweisgebühr iſt alſo in Wahr⸗ 
Nit überhaupt kein Argument, ſondern läßt nach wie vor die 
Frage völlig offen, zu welchem Zweck die Benutzung er⸗ 
ei iſt. Nur darauf kommt es an. Wir ftehen damit alfo 
meder vor der Alternative: Benutzung zwecks Beweiſes oder 

enutzung zwecks Information? 

Es iſt richtig: geſetzestechniſch gibt es im Prozeß keine 
e dformation“ Tatſächlich gibt es fie aber. Und zwar 
a dieſer Begriff aus dem ſelbſtverſtändlichen Bedürfnis heraus 
ülſtanden, die Nichtbeweis aufnahme eindeutig und 
15 zum Ausdruck zu bringen, d. h. in prägnanter Weiſe den 
Boſifflichen Gegenſatz zur Beweisaufnahme herauszuarbeiten. 
krereisaufnahme iſt ſtets nur eine Maßnahme zur Klärung 
tei. iger Parteibehauptung (oder zur Nachprüfung der Richtig⸗ 

at von Amts wegen zu prüfender Parteibehauptungen, auch 
1 805 ſie nicht beſtritten find). Fehlen dieſe Vorausſetzungen, 
erden Beiakten aber trotzdem zum Gegenftand einer Verhand⸗ 
ug gemacht und fo ihrem Inhalte nach für die Verhandlung 
en Prozeß verwertet, ſo kann es ſich alſo begrifflich und 
verfahrens⸗ und gebührenrechtlich nicht um eine Be⸗ 
P fnahme handeln. Dieſe Art Benutzung wird vielmehr 
gefaßt unter dem Begriff „zur Information“ zuſammen⸗ 


ſe 


damit 
weisau 
ir 


Att Ob dieſe nun bezweckt, das Gericht über eine in anderen 
ſch ergangene Entſcheidung zu „informieren“, oder den an 
dürftigen, unvollſtändigen Parteivortrag in Einzel 


heiten zu ergänzen, mit anderen Worten zum Zwecke der 
Subſtantiierung, iſt rechtlich völlig gleichgültig. Im 
erſteren Falle wird wohl niemand rechtliche Bedenken dagegen 
anführen wollen, daß das Gericht von Amts wegen ſich unter⸗ 
richtet. Im letzteren Falle handelt es ſich, ſtreng genommen, 
regelmäßig gar nicht um eine von Amts wegen entwickelte 
Tatigkeit des Gerichts. Vielmehr ergänzt in Wahrheit die 
Partei mit Hilfe des Inhalts der Beiakten ihren Sach⸗ 
vortrag, und zwar auch dann, wenn de facto ein be⸗ 
ſonderer Vortrag aus den Beiakten nicht erfolgt. Denn 
die Verwertung durch das Gericht iſt ſtets nur möglich, wenn 
der Inhalt vorgetragen iſt oder — im ausdrücklichen Ein⸗ 
verſtändnis aller Prozeßbeteiligten, das aber nicht ausdrück⸗ 
lich erklärt zu werden braucht — als vorgetragen gilt. Zur 
Beiziehung der Akten führt aber immer nur eine Bezug⸗ 
nahme durch eine der Parteien an irgendeine Stelle in irgend⸗ 
welchem Zuſammenhang. Dieſe Bezugnahme wiederum um⸗ 
ſchließt die Bitte an das Gericht, durch Erfordern der ge⸗ 
naunten Akten der Partei die Möglichkeit zu beſchaffen — eine 
andere Möglichkeit ſteht der Partei dafür ja nicht zur Ver⸗ 
fügung — aus dem Inhalt der Beiakten ihren Vortrag zu 
ſubſtantiieren. Analyſiert man ſo den „Werdegang“ der Be⸗ 
nutzung von Beiakten, die nicht zwecks Beweiſes benötigt wer⸗ 
den, dann ſieht man, daß es ebenſo unzutreffend iſt, von einer 
der geſetzlichen Grundlage entbehrenden amtswegigen Tätigkeit 
des Gerichts zu ſprechen wie den ſehr charakteriſtiſchen und 
— richtig verſtanden — prägnanten Ausdruck „zur In⸗ 
formation“ zu beanſtanden. Der KoſtSen. des KG. hat des⸗ 
halb in der oben ſchon erwähnten Entſch. v. 3. April 1937 
(JW. 1937, 1420 is wohl die treffendſte Formulierung für 
den Begriff der Information gefunden, mit welchem in der 
Praxis klargeſtellt wird, „daß die Beiziehung und Benutzung 
von Beiakten in Wahrheit nur der Ergänzung der Subſtan⸗ 
tiierung des Parteivortrages diene, alſo eine Maßnahme 
bildet, mit deren Hilfe im Intereſſe der Ver⸗ 
einfachung des Rechtsſtreits den Parteien die 
an ſich ihnen an Hand der Beiakten obliegende 
Darlegungspflicht erleichtert wird“. Gegen der⸗ 
artige, jahrzehntelang als einfach unentbehrlich geübte Zweck⸗ 
mäßigkeitsmaßnahmen ſollte man heute, wo Vereinfachung, 
Konzentration und Beſchleunigung des Verfahrens zu den 
Grundprinzipien unſeres Verfahrensrechts gehören, kein Wort 
der Bedenken mehr laut werden laſſen. Man ſollte aber ebenſo 
damit aufhören, dieſe Verfahrensmethode abſichtlich oder un⸗ 
abſichtlich mißzuverſtehen und verfahrens- und damit gebühren⸗ 
rechtlich mehr aus ihr herauszuleſen, als ihrer Natur und 
Zweckbeſtimmung nach aus ihr herauszuleſen iſt. 

Andernfalls vergewaltigt man die Begriffe und damit 
— da dieſe ja nur das Verfahren des Gerichts kennzeichnen 
ſollen — das tatſächliche prozeſſuale Geſchehen. Nur die Tat⸗ 
ſächlichkeit des prozeſſualen Geſchehens gibt aber den Maß⸗ 
ſtab für die gebührenrechtliche Beurteilung, erlaubt ſomit die 
Bejahung eines Beweisaufnahmeverfahrens nur da, wo nach⸗ 
weislich Beiakten zwecks Klärung ſtreitiger Parteibehaup⸗ 
tungen oder zur Nachprüfung von Amts wegen zu prüfender 
Tatſachen vom Gericht benutzt worden ſind. 

Danach iſt es ebenſo unzutreffend wie auch an ſich be⸗ 
deutungslos, wenn Gerold — rein willkürlich und entgegen 
der allgemeinen Praxis — den Begriff der Information nur 
auf die Fälle des Sichunterrichtens des Gerichts über Rechts⸗ 
anſichten beſchränken und zwiſchen dieſe Art Information 


und Beweisaufnahme noch einen dritten Begriff der 


Ergänzung des Parteivorbringens ſtellen will. Damit wird 
nichts gewonnen, ſondern nur der klare Gegenſatz zur Be⸗ 
weisaufnahme verwiſcht. } 

Es find nun allerdings auch Fälle denkbar, in denen doch 
von einer wirklichen Beiziehung von Akten von Amts wegen 
geſprochen werden könnte. Dies Verfahren rechtfertigt ſich unter 
dem Geſichtspunkt des 8139 3 O., it alſo demge äß zu 
verſtehen und charafterifiert fi) damit ohne weiteres als be⸗ 
grifflicher Gegenſatz zur Beweisaufnahme, fällt alſo ohne wei⸗ 
teres ebenfalls mit unter die Beiziehung und Benutzung „zur 
Information“. — . 

In welchem Augenblick zunächſt zur Information bei 
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gezogene Beiakten zwecks Beweiſes Verwertung finden, unter⸗ 
liegt beſonderer Feſtſtellung, wie ſie weiter unten erörtert iſt. 

Damit gelangt man allerdings — leider — zu der nicht 
wegzuleugnenden praktiſchen Schwierigkeit der „nachweis⸗ 
lichen“ Benutzung zum Zwecke des Beweiſes. Denn wenn 
weder Sitzungsprotokoll noch Tatbeſtand den Hinweis auf die 
Benutzung zu Beweiszwecken enthalten, kann die Entſcheidung 
darüber nur aus den Gründen der etwa ergangenen Entſchei⸗ 
dung entnommen werden. Und damit iſt ein Moment der 
Unſicherheit gegeben, gegen welches ein einwandfreies Mittel 
bisher nicht gefunden worden iſt. Ich nenne hier drei 
Kategorien von Fällen, in denen ſehr wohl eine Be⸗ 
nutzung der Beiakten zwecks Beweiſes ſtattgefunden haben 
kann, ohne daß indes aus äußeren Anhaltspunkten eine ent⸗ 
ſprechende Feſtſtellung ſich treffen läßt: 

a) die Entſcheidungsgründe gehen auf die ſtreitigen Be⸗ 
hauptungen und deshalb auf die Beiakten nicht ein, weil es 
aus irgendwelchen Gründen für die Entſcheidung darauf 
— jetzt — nicht mehr ankommt, 

b) die fragliche Behauptung wird für die Entſcheidung 
als unſtreitig behandelt, weil nach Vortrag aus den Beiakten 
zwecks Beweiſes die Gegenpartei ihr Beſtreiten aufgegeben hat, 

c) es kommt gar nicht zu einer Entſcheidung, weil z. B. 
die Parteien ſich vergleichen oder die Klage zurückgenommen 
wird, vielleicht gerade auf Grund der durch die Benutzung der 
Beiakten erfolgten Klärung der Sachlage. 

Wie ſoll in dieſen Fallen für die koſtenrechtliche Abwick⸗ 
lung — Koſtenfeſtſetzung, Anſatz der Gerichtskoſten, Feſtſetzung 


Berufsfragen | 


der Armenanwaltskoſten — mit genügender Sicherheit Teil“ 
geſtellt werden, ob beigezogene Beiakten überhaupt benutzt, 
wenn ja, zu welchem Zweck ſie benutzt worden ſind? Es gibt 
ein Mittel: wenn nämlich die Gerichte dies jeweils im 
Sitzungsprotokoll kenntlich machen, eine kleine Mühe, die ſich 
im Intereſſe aller Beteiligten ſehr wohl lohnt. 4 

Leider muß man aber mit der Tatſache rechnen, daß die? 
— man kann jagen in der Mehrzahl der Fälle — nicht ge 
ſchieht. Dann iſt man alſo mehr oder weniger auf Indizien, 
auf die Außerung der Beteiligten, auf den Verlauf des Ver 
fahrens, auf das Vorhandenſein von Beweisanträgen in den 
vorbereitenden Schriftſätzen, kurz auf Momente angewieſen, 
die zwar gewiſſe Schluͤſſe geſtatten, eine abſolut ſiche re 
Beurteilungsgrundlage in aller Regel aber nicht abgeben. 

Faſt überflüſſig zu erwähnen dürfte fein, daß es falſch 
wäre, etwa deshalb, weil es zu einer Verwertung der Nez 
gehabten Beweisaufnahme aus irgendwelchen Gründen nich 
kommt, eine Beweisaufnahme nicht anzuerkennen. Ob ein 
Zeuge vernommen oder eine Urkunde verwertet oder Beiakten 
benutzt ſind, in jedem Falle iſt damit die Beweisaufnahme 
erfolgt und kann deshalb in ihren gebührenrechtlichen Aus⸗ 
wirkungen durch das ſpätere prozeſſuale Schickſal nicht mehr 
berührt werden. Deshalb muß auch der Anſicht von Gerol 
entgegengetreten werden, eine Beweisaufnahme ſei zu ber’ 
neinen, wenn ſich aus dem Akteninhalt nichts Sachdienliche 
ergebe. Das poſitive oder negative Ergebnis einer Beweis 
aufnahme ändert nichts an dem Charakter dieſes Verfahrens“ 
teils als einer Beweisaufnahme. 


| 


Kechtsbetreuung und Armenrecht 


Von Rechtsanwalt Dr. Hawlitzky, Forſt i. L. 


Die Rechtsbetreuung hat der Anwaltſchaft eine Fülle von 
Aufgaben und Arbeit gebracht, die täglich unbemerkt von der 
großen Offentlichkeit in ſtiller und fleißiger Pflichterfüllung 
erledigt werden. Die Hilfe, die die Anwälte den rechtſuchen⸗ 
den Volksgenoſſen gewähren, geht dabei ſehr oft freiwillig 
erheblich ünr die Grenzen hinaus, die für ihre Mitwirkung 
vorgeſehen ſind, was außerhalb des Berufes ſo gut wie un⸗ 
bekannt iſt. Die innere Einſtellung des Anwalts zu der ihm 
anvertrauten Sache veranlaßt ihn häufig, auch dann noch für 
ſie tätig zu ſein, wenn er der Partei die Weiterverfolgung 
ihres Anſpruches ſelbſt überlaſſen könnte. Er opfert gern Zeit 
und Mühe ſowie Arbeit und wendet zugleich erhebliche Koſten⸗ 
beträge auf, ein Berufsidealismus, der von manchen Stellen 
nicht anerkannt wird und auch nicht für möglich gehalten wird. 
Dieſe um der Sache willen geleiſtete Arbeit wird ohne Ausſicht 
auf irgendeine Anerkennung getan, allein das Bewußtſein be⸗ 
friedigt, dem Recht zu dienen und damit Rechtswahrer im 
vollen Sinne des Wortes zu ſein. 

Zu dieſem freiwillig übernommenen Aufgabenkreis gehört 
die Vertretung der armen Partei in dem vom Anwaltszwang 
freien Verfahren vor den Amtsgerichten und bei der Führung 
von Verhandlungen außerhalb der Gerichtstätigkeit, ſo auch⸗ 
bei Rechtsſtreitigkeiten, die im erſten Rechtsgange im Armen⸗ 
recht geführt worden ſind, zu denen die beſonders zeitrauben⸗ 
den Scheidungsprozeſſe in erſter Reihe zählen. Hier übernimmt 
der Anwalt die Führung des Briefwechſels mit dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beim Berufungsgericht, weil er es nicht ver⸗ 
antworten kann, die Partei allein zu laſſen, die nicht in der 
Lage iſt, ſachgemäße Aufklärung dem Anwalt beim Berufungs⸗ 
gericht zu erteilen, auch wenn ſie darauf hingewieſen wird, 
daß ſie derartige Anträge bei den Antragſtellen der Gerichte 
anbringen könnte. 

Der Anwalt weiß, daß er auf eine Entſchädigung dieſer 
Arbeit nicht rechnen kann, nicht einmal ſeine Koſten werden 


gedeckt, er ſetzt bei einer derartigen Tätigkeit erheblich zu. 
Die Unkoſten, die ihm für ſein Büro entſtehen, vermag die 
arme Partei ihm nicht zu erſtatten, eine Beiordnung als Ver 
kehrsanwalt im Armenrecht findet nicht ſtatt, das Erforderm 
dazu wird von den Gerichten regelmäßig verneint. Er 
auch nicht mit einer Vergütung zu rechnen, wenn die arme 
Partei im Rechtsstreit obſiegt, weil der Gegner in der Rege 
ebenfalls nichts beſitzt. Obendrein wird feine Tätigkeit faſt ſtel? 
als nicht erforderlich angeſehen, jo daß die entſtandenen OF 
bühren nicht erſtattungsfähig ſind. Dieſe von zahlreichen d 
wälten beſonders des flachen Landes geleiftete Arbeit it auch 
den Gerichten unbekannt, weil ſie, wie ſchon hervorgehoben u 
nach außenhin nicht in die Erſcheinung tritt. eibt 
Wie ſehr dieſe Mitarbeit des Anwalts verborgen bleib 
zeigt ein Beſchluß des LG. Guben v. 22. April 1937, 5 t 
44/37, in denen es ſich um ein Privatklageverfahren gehand® 
hat, für das der Privatkläger das Armenrecht beantragt hatte, 
das ihm vom AG. abgelehnt worden iſt, weil die Armut a: 
als gegeben angeſehen worden iſt. Die Beſchwerde, die I" 
ihn eingereicht worden iſt, iſt vom LG. mit dem Bemer . 
zurückgewieſen worden, daß er bei den verhältnismäßig 9, 
ringen Koſten bei ſeinem Einkommen in der Lage ſei, die 
ſchüſſe und Koſten zu bezahlen. 
Damit war die ſachliche Entſcheidung gegeben, 
hinaus aber führt der Beſchluß weiter aus: Be 
Es ſoll aber betont werden, daß das LG. in Übereinſtim⸗ 
mung mit dem KG. ſeit langem den Standpunkt vertritt, 2 
ein Privatkläger, der es fich leiſtet, einen Anwalt in Une, 
zu nehmen und zu bezahlen, auch die geringfügigen Gerichts 
koſten bezahlen muß. on 
Hier zeigt ſich die Unkenntnis des Gerichts, das vos 
einem Tatbeſtand ausgeht, der gar nicht gegeben iſt. Wenn . 
ſchon eine derartige Ausführung machen wollte, wäre el Kr, 
nächſt angebracht geweſen feſtzuſtellen, ob und welchen =’ 
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0 der Privatkläger dem von ihm in Anſpruch genommenen 
den alk bezahlt hatte. Es hätte dann erfahren, daß er nicht 
1 geringſten Betrag entrichtet hatte, ſondern daß die An⸗ 
zu egenheit, wie es in zahlreichen anderen ſo gearteten Fallen 
far ift, ohne jede Vergütung übernommen worden iſt. Es 
MM auch nicht anerkannt werden, daß eine derartige Recht⸗ 
Yung ſtändige Übung des KG. iſt. Wer die zahlreichen 
1 Nabe und Abhandlungen des in Koſtenſachen beſonders 
hat getretenen KGR. Dr. Gaedeke in der JW. geleſen 
tät, weiß, daß in ihnen kein ſolcher das Weſen der Anwalts⸗ 
ligkeit nicht zutreffend beurteilender Grundſatz vertreten 
dende Dieſer Standpunkt des Gerichts wird auch nicht von 
bes Juſtizverwaltung geteilt, wie die Allgemeine Verfügung 
De Preußiſchen Miniſters v 22. Febr. 1934 ergibt, die in 
J. 1934, 273 und JW. 1934, 671 abgedruckt iſt. 
In ihr iſt vorgeſehen, daß bei der Auswahl des im 
enrecht beigeordneten Anwalts in erſter Linie auf den 
el der armen Partei Rückſicht zu nehmen iſt. Es heißt 
Lort weiter, daß dieſer Wunſch ſich in vielen Fällen darin 
zeigt, daß die Partei ſchon vorher einen Anwalt zu Rate ge⸗ 
n habe. Daraus iſt zu erſehen, daß hier von vornherein 
Äh der Tätigkeit eines Anwalts gerechnet wird, weil fie ſach⸗ 
a und notwendig iſt. Es heißt dort nicht, daß das Armen⸗ 
5 t in einem ſolchen Falle abzulehnen it, weil die Partei 
ſich leiſten kann, einen Anwalt in Anſpruch zu nehmen. 


Arm 
Go 


Wenn auch in der Verfügung unmittelbar an die Beſtellung 
von Anwälten gedacht iſt, ſo gelten die in ihr enthaltenen 
Richtlinien ebenſo für die Verfahren, in denen eine Vertretung 
durch Anwälte geſetzlich nicht vorgeſchrieben iſt. 

Es muß um ſo mehr begrüßt und gefördert werden, wenn 
Anwälte, die keine Ausſicht haben, auf Grund der beſtehenden 
Vorſchriften im Armenrecht beigeordnet zu werden, für die 
armen Parteien dennoch die zweckmäßigen Vorbereitungen 
übernehmen und ihr die Arbeit leiſten, die der begüterte Volks⸗ 
genoſſe ohne weiteres durch den von ihm in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Auwalt ausführen läßt. Würde der in dem Be⸗ 
ſchluß ausgeſprochene Grundſatz allgemein wirkſam werden, 
ſo würde dies notgedrungen dazu führen, daß die Anwälte 
in Zukunft derartige Geſuche für die arme Partei in deren 
Intereſſe nicht mehr fertigen oder, wenn ſie es dennoch tun, 
dieſe durch die arme Partei unmittelbar einreichen laſſen und 
nicht ſelbſt als Vertreter auftreten, was der Rechtspflege nicht 
dient und ein unerfreulicher Zuſtand iſt. 

Die in dem Beſchluß nach der Sachlage nicht gebotene 
Ausführung muß als unzweckmäßig betrachtet werden und kann 
nicht als Ausdruck der durch den NS. Rechtswahrer⸗Bund. 
verfolgten Gemeinſchaftsarbeit ſämtlicher Rechtswahrer an⸗ 
geſehen werden, die gegenſeitiges Vertrauen, Unterſtützung und 
Hilfe zur Wahrung der allen gemeinſam obliegenden Rechts⸗ 
pflege verlangt. 


— 


Schadensverhütung iſt pflicht 


Un Die bisher von einzelnen Finanzämtern in Frage geitellte 
= undenjleuerfreiheit von Prozeßbürgſchaften dürfte 
unmehr, ſoweit erſichtlich, allſeitig bejaht werden. Die Ur⸗ 
Aundenſteuerfreiheit ergibt ſich aus 88 1, 2 Ge. und 8 4 
SU. 2 UrkStch. 
51 Der Rechtswahrer, der ſich als Mitglied eines Gläu⸗ 
8 . erausſchuſſes betätigt, muß die Vorſchrift des 
u KO. beachten. Die Kaffe des Konkursverwalters iſt 
ez atlich zu prüfen; eine Befreiung von dieſer Pflicht gibt 
Genter gar keinen. Umſtänden. Zuläſſig iſt zwar, daß der 
dockubigerausſchuß ein Mitglied zur Kaſſenprüfung beſtellt, 
3 iſt er dann gehalten, ſich von dieſem Kaſſenprüfer all⸗ 
onatlich Bericht erſtatten zu laſſen. 
be Wer als Zwangsverwalter tätig wird, kann nach 
St. Auffaſſung mancher Gerichte ſich bei der Bearbeitung von 
mit erfragen der Hilfe eines Steuerſachverſtändigen nicht etwa 
x it der Wirkung bedienen, daß die Vergütung an den Steuer⸗ 
oberftändigen aus Mitteln der Zwangsverwaltungsmaſſe zu 
anhlen iſt. Jedenfalls muß vorſichtshalber jeder — und nicht 
1 der berufsmäßige — Zwangsverwalter ſehr ſorgfältig 
Prüfen, ob die Zuziehung eines Sachverſtändigen auch wirklich 
zu rechtfertigen ift. 
. Ein Vormund kann gar nicht ſorgfältig genug ſein; 
ſogenannte „Großzügigkeit“ iſt meiſtens ſchädlich. 
hei Bei Grundſtücksbeleihungen nicht nur Taxen und Ein⸗ 
ats werte berückſichtigen, lieber einmal das Objekt ſelbſt gründ⸗ 
5 anſehen, gegebenenfalls einen Grundſtücksſachverſtändigen 
ziehen und die Rentabilität ſowie etwaige Nentabilitäts- 
erechnungen des Grundſtücks ſelbſt eingehend nachprüfen. 


(Mitgeteilt von der Hauptabteilung Berufsbetreuung.) 


deutſches Recht — volksverbunden 


N Die erſte Juniwoche brachte eine Reihe von großen 
ti eutfamen Kundgebungen und Ereigniſſen allgemein poli⸗ 
Licher und auch rechtspolitiſcher Art, unter denen in erſter 
die der Erſte Mitteldeutſche Rechtswahrertag 
x Magdeburg und Thale (Harz) hervortritt. Die 
gang war ein fichtbarer Ausdruck dafür, daß es der 

ationalſozialismus verſtanden hat, das Recht nicht nur dem 


Aus der Deutſchen Rechtsfront 


Volke dienſtbar zu machen, ſondern es den Volksgenoſſen auch 
wieder unmittelbar nahezubringen und das Intereſſe und Ver⸗ 
ſtändnis des Volkes für ſein eigenes Recht zu wecken. Das 
volksverbundene Recht des Dritten Reiches wendet ſich, wie 
die Großkundgebungen in Magdeburg und Thale und wie 
auch die ſonſtigen Tagungen gezeigt haben, heute an ein Volk, 
das mit großem Verſtändnis an dem rechtspolitiſchen Ge⸗ 
ſchehen der Gegenwart teilnimmt. Denn wirkliches Recht kann 
an dem für die Gemeinſchaft wichtigen Geſchehen der Zeit 
nicht vorbeigehen. Es iſt vielmehr unauflösbar mit ihm ver⸗ 
bunden. So ſtellte der Reichsleiter des Reichsrechtsamtes der 
NSDAP., Reichsminiſter Dr. Frank, feſt, daß die von ihm 
eingeſetzten Amtswalter des Nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
wahrer⸗Bundes im Namen des Führers auf ihren Platz ge⸗ 
ſtellt ſind und die „Brücke zwiſchen der Bewegung und dem 
geſamten deutſchen Rechtsſtand“ bilden. Die nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Rechtswahrer erfüllen, wie der Reichsrechtsführer in 
Thale erklärte, ebenſo wie alle anderen Stände und Berufs⸗ 
ſchichten des deutſchen Volkes ihre Pflicht im Dienſt des 
Führers. 

Vor der Studentinnengruppe der Univerſität Berlin ſprach 
Reichsminiſter Dr. Frank über die Stellung der Frau 
im Rechtswahrerberuf. Er führte dabei aus, daß es 
zwar die natürlichſte Aufgabe der Frau innerhalb der Volks⸗ 
gemeinſchaft ſei, Mutter und Hüterin des deutſchen Familien⸗ 
lebens zu ſein. Das bedeute aber nicht eine Ausſchaltung der 
Frau von Tätigfeitsbereichen, in denen gerade ſie imſtande 
ſei, wertvolle Dienſte für das Volksganze zu leiſten. Inner⸗ 
halb des deutſchen Rechtslebens würden ſich für die Frau 
als Rechtswahrerin mannigfaltige Aufgabengebiete beſonders 
rechtsbetreuender und fürſorgender Art erſchließen. 

In ſeiner Eigenſchaft als Präſident der Akademie für 
Deutſches Recht empfing Reichsminiſter Dr. Frank zwei 
japaniſche Rechtsgelehrte, die ſich zur Zeit auf 
einer Studienreiſe in Deutſchland befinden, um 
die nationalſozialiſtiſchen Rechtseinrichtungen unmittelbar 
kennenzulernen. Bei dieſer Gelegenheit zeigte ſich, daß die 
deutſche Rechtsgeſtaltung in Japan reges Intereſſe erregt, 
und daß dort die Bereitſchaft zur Zuſammenarbeit auf dem 
Gebiete des Rechtes groß iſt. Prof. Niſhimoto an der Kaiſer⸗ 
lichen Univerſität Kioto überreichte dem Reichsrechtsführer 
ſein neueſtes Werk über deutſche Rechtsgeſchichte. 
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Deutſche Rechtswiſſenſchaft. Im Auftrage der Reichs⸗ 
miniſter Ruſt und Dr. Hans Frank herausgegeben von 
Karl Auguſt Eckhardt. Zeitſchrift. II. Band, 2. Heft, 
April 1937. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt, Hamburg. Preis 
jährlich 18 RAM, Einzelheft 5 RM. 

Das Heft enthält 5 Beiträge zur Geſchichte des Juden⸗ 
rechts in Deutſchland, die jedem an dieſem Thema Intereſſier⸗ 
ten dank ihrer Lebendigkeit und wiſſenſchaftlichen Gründlich⸗ 
keit empfohlen werden können. 

Aus dem reichen Inhalt ſeien nachſtehend einige Grund⸗ 
gedanken herausgegriffen, die vor allem den aktuellen Cha⸗ 
rakter der Beiträge unterſtreichen ſollen. 

Profeſſor Herbert Meyer, Göttingen, behandelt das 
jüdiſche Hehlerrecht und weiſt nach, daß die rechtliche und ſitt⸗ 
liche Erniedrigung, die über die Juden kam, nicht aus einem 
religiöſen Gegenſatz herrührt, ſondern ausſchließlich daher, daß 
ſich die Juden ſittlich und rechtlich außerhalb ihres Wirts⸗ 
volkes ſtellten. Die Juden verſtehen es ſchon frühzeitig, ſich ein 
Ausnahmerecht zu erkaufen mit dem Privileg, unter ſich nach 
jüdiſchem Nationalrecht zu leben. Als in Deutſchland an die 
Stelle der Stammesrechte das Territorialrecht trat, wollten 
ſich allein die Juden nicht angleichen, „ſie blieben Landfremde, 
eine eigene Nation auf fremder Erde“. Eines der verhängnis- 
vollen Privilegien der Juden iſt das Hehlerrecht, das uns in 
Deutſchland ſchon früh begegnet, zuerſt in dem Privileg Hein⸗ 
richs IV. für Speyrer Juden von 1090. Danach konnte der 
Jude gefahrlos Diebsgut kaufen und auch zu Pfand nehmen. 
„Meldete ſich der Eigentümer, fo konnte der Jude die Tatſache 
des Erwerbsgeſchäfts und die Höhe ſeiner Auslagen allein auf 
ſeinen Eid nehmen und erhielt ſein Kapital und bei Verpfän⸗ 
dung meiſt auch die Zinſen erſetzt.“ Nach Meinung des Verf. 
hat dieſes Hehlerrecht den Inden ſchließlich ſelbſt geſchadet, 
weil es, „abgeſehen von dem entſittlichenden Einfluß, den es 
auf die Juden ſelbſt ausüben mußte, ihre ſoziale Stellung tief 
herabdrückte, indem es ſie in Gemeinſchaft von Räubern und 
Verbrechern brachte und andererſeits billig Denkende durch 
die bloße Tatſache der Bevorzugung des Juden vor dem 
Chriſten mit Recht empörte.“ Die Berichte und Klagen über 
Juden als Diebshehler riſſen im Laufe der ganzen deutſchen 
Geſchichte nicht ab. „Sie ziehen ſich aus der Zeit Karls des 
Großen bis ins 19. Jahrhundert hin und ſind einer der Haupt⸗ 
gründe für die Gegner der Judenemanzipation geworden.“ 

Zum Thema Wucher und Wucherrecht der Juden im 
Mittelalter äußert ſich Prof. Rudolf Ruth, Frankfurt a. M. 
Verf. ſchildert u. a., wie die Kirche im einzelnen gegen den 
jüdiſchen Wucher Stellung genommen hat und wie ſie ſeitens 
der Juden auch Beachtung ihrer Vorſchriften fand, da letztere 
auf den bei Judenverfolgungen und anderen Gelegenheiten 
wiederholt gewährten päpſtlichen Schutz nicht verzichten konnten. 
Hier verdient eine Bemerkung des Verf. ſtärkſtes Intereſſe: 
Er weiſt u. a. nach, daß für den Judenhaß ſeitens der Be- 
völkerung nicht materielle, ſondern religtöfe Gründe ausſchlag— 
gebend waren und daß ſich in jenen Zeiten die Päpſte immer 
wieder genötigt ſahen, Schutzbullen zugunſten der Juden zu 
erlaffen. An dieſer Stelle zitiert Verf. einen jüdiſchen Schrift- 
ſteller und jagt in einer Anmerkung (S. 120) folgendes: „vgl. 
Kracauer, S. 7/8; geſchürt wurde der Judenhaß bet der chriſt⸗ 
lichen Bevölkerung ſchon vorher durch Gerüchte, daß die Juden 
den ungefähr zur gleichen Zeit Deutſchland ſchwer bedrohen⸗ 
den und die Volksmaſſen ſehr beunruhigenden Mongoleneinfall 
(Anno 1241, Schlacht bei Liegnitz, in der Herzog Heinrich 
der Fromme von Schleſien fiel) durch Lieferung von Waffen 
und Lebensmittel unterſtützten. Nach der Angabe von Kracauer 
(S. 6) und Graetz (Geſchichte der Juden) ſollen ſich im 
Mongolenheer jüdiſche Volksſtämme befunden haben. Kracauer 
bezweifelt jedoch, daß die Juden in Deutſchland hiervon Kennt⸗ 
nis hatten. Auch gibt Kracauer — als jüdiſcher Schriftſteller 
gewiß unverdächtig — ſogar zu, daß die Juden aus dem 
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Mongoleneinfall eine Beſſerung ihrer Lage erhofften und daß 
die freudig erregte Stimmung der jüdiſchen Bevölkerung all“ 
gemein auffiel.“ 

Verf. ſetzt ſich des weiteren mit dem Kreis der Schuldner 
der jüdiſchen Darlehnsgläubiger auseinander, ferner mit der 
Zinshöhe im jüdiſchen Darlehnsgeſchäft, wobei er die uns 3. T 
bekannten, erſtaunlich hohen Sätze nennt (z. B. in der erſten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts für Steiermark in den eingeſehe⸗ 
nen Urkunden meiſt 130%; ſeit dem 15. Jahrhundert geht der 
Zinsfuß erheblich zurück). Ein beſonderes Kapitel dieſer Aus- 
führungen bildet das jüdiſche Pfandleihgeſchäft, bei welchem 
die Juden es auch verſtanden, aus der eigentümlichen Stellung 
des deutſchen Pfandrechts (das ein Verfallpfand war), durch 
entſprechend niedrige Beleihung Vorteile für ſich heraus- 
zuſchlagen. Eine beſondere Vorzugsſtellung erhielten die Juden 
aus ihrem talmudiſchen Hehlerprinzip. Es wird ihnen hie! 
allgemein das Recht zugeſtanden, die Sache nur gegen rind 
des von ihnen gezahlten Kaufpreiſes bzw. der darauf geliehe” 
nen Summe dem beftohlenen Eigentümer herauszugeben. „Stel 
durfte der Jude mit ſeinem Eid den redlichen Erwerb und die 
Höhe der darauf gezahlten und geliehenen Summe bekräſ⸗ 
tigen. Wollte alſo der Eigentümer zu ſeiner verlorenen Sache 
kommen, ſo mußte er den jüdiſchen, aber nicht den chriſtlichen 
Beſitzer ſchadlos halten. Dieſer Rechtszuſtand entſpricht wort⸗ 
wörtlich dem Talmud.“ Schon ſeit dem erſten Judenprivileg 
(ſiehe oben) findet ſich das jüdiſche Hehlerrecht als geradezil 
feſtſtehender Beſtandteil in allen fpäteren Judenordnungen un 
geht in faſt alle deutſchen Rechtsordnungen über. In einem 
Zitat wird darauf aufmerkſam gemacht, daß z. B. auch das 
franzöſiſche Recht den Juden die gleichen Vergünſtigungen fett 
dem 12. Jahrhundert gewährt; Peter von Clugny beſchwert 
ſich bei dem König von Frankreich über dieſes „wahrhaft 
teufliſche Vorrecht der Juden“. Das jüdiſche Geldhandels⸗ 
monopol ſetzte allein die jüdiſchen Händler in die Lage, das 
allmählich immer mehr auftretende Kreditbedürfnis zu befrie? 
digen. Der Typ des Hofjuden, der ſich unentbehrlich zu machen 
weiß, wird immer gefährlicher. Eine Folgeerſcheinung dieſes 
Zuſtandes war u. a. die pfandweiſe Überlaſſung von Amtern 
und ſonſtigen Staatseinkünften, die dem Juden unmittelbare 
Herrſchaft über die chriſtliche und andersraſſige Bevölkerung 
verſchafften. Schließlich ſtellt Verf. noch feſt, daß es den zahl“ 
reichen jüdiſchen Schriftſtellern gelungen ſei, den jüdiſchen 
Geldhändlern die Rolle des ausgefaugten, grauſam verfolgten, 
willkürlich geraubten, gemiedenen und verachteten Volkes zu 
zuſchieben. Er ſtellt feſt, daß die Dinge hier auf den Kopf ge 
ſtellt worden ſeien, durch Behauptungen, wie „Das Wucher 
geſchäft iſt den Juden aufgedrängt worden“ uff. Von einer 
Rechtloſigkeit der Juden im Sinne jüdiſcher Schriftſteller zu 
ſprechen, iſt, wie Verf. beweiſt, eine böswillige Fälſchung. 

Über die Stellung des Juden im katholiſchen Kirchenrech 
gibt Prof. Günther Franz, Jena, einen knappen DE 
blick. Er ſtellt feſt, daß die Päpſte ſeit den Tagen Gregors 
die Inden gegen Verfolgungen in Schutz genommen haben 
ihre Synagogen und Friedhöfe ſollten nicht zerſtört, 19° 
Gottesdienſte nicht gehindert werden. Allerdings finden 0 5 
auch Beſtimmungen, die dem Schutz der Chriſtenheit vor in 
Juden galten. So z. B., daß die Chriſten durch Kirchenitral®”. 
gezwungen werden, den jüdiſchen Geldwucher zu boykottienen⸗ 
um das Verbrechen der verdammenswerten fleiſchlichen 5 
miſchung nicht mehr durch Unkenntnis entſchuldigen zu können 
wird beſtimmt, daß die Juden beiderlei Geſchlechts ſich forth 
in allen chriſtlichen Ländern durch ihre Kleidung deutlich von 
Chriſten unterſcheiden ſollen (insbeſondere Judenring, Ju 15 
hut); in keiner Weiſe ſollten ferner die Juden als Beamte AT 


geſtellt werden dürfen, und ſchließlich war es den Juden ve 
boten (durch Beſchluß des XI. ökumeniſchen Konzils im Jen 
1179), chriſtliche Hausangeſtellte in ihrem Haufe zu halten. 


n „ Kinder 
„Auch chriſtliche Hebammen und Ammen durften die Kinde 
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dug Juden nicht pflegen und nähren, chriſtliche Arzte nur im 
Cheitt den Notfall Juden behandeln. Andererſeits war es den 
Apothe, verboten, jüdiſche Arzte hinzuzuziehen, bei jüdiſchen 
Fleischer Medikamente zu beſorgen und ſelbſt bei jüdiſchen 
8 dern zu kaufen. Jede Verbindung zwiſchen Chriſten und 
eden ſollte unterbunden werden, ‚denn die Sitten der Juden 
En mit den unſrigen nicht überein‘ Verf. erklärt am 
Lise mit aller Deutlichkeit, daß die Geſamtheit des katho⸗ 
be Judenrechts zeige, daß die katholiſche Kirche ſeit Jahr⸗ 
br erten Geſetze gegen die Juden erlaſſen hat, die in den 
Retaabbeſtimmungen völlig mit den Raſſegeſetzen des Dritten 
es übereinſtimmen. 
„. Hans⸗Kurt Claußen, Kiel, bringt einen Bei- 
in über den Judeneid. Es würde zu weit führen, die in 
Eid U Langatmigkeit und Grimmigkeit ausführlich dargeſtellten 
ie sformefn und Eideszeremonien auch nur auszugsweiſe 
tederzugeben. Aus den Formeln ergibt ſich jedenfalls, als 
955 wenig glaubhaft der Jude zu allen Zeiten angeſehen 
orden iſt. 
ein Dr. Heinz-Dieter Köhler, Berlin, gibt zum Schluß 
ri e Überſicht zum Thema „Die Juden in Deutſchland“, wobei 
De auch auf die in IW bereits beſprochene Schriftenreihe 
1 Judentum in der Rechtswiſſenſchaft“ hingewieſen und 
zultlich kurz eingegangen wird. 
in „Das hier beſprochene Heft zur Geſchichte des Judentums 
&.utfchland gibt in Verbindung mit der oben genannten 
gachriſtenreihe „Das Judentum in der Rechtswiſſenſchaft“ einen 
ui vorzüglichen Überblick über die hier angeſchnittenen Fragen. 
geber, Berlin 


“an 


O 
. Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen. 
VBeſetzbuch und dem Einführungsgeſetz. 10., neu⸗ 
bearb. Aufl., Band V, Lief. 1: Erbrecht, Einleitung 
Und 8 1922 erläutert von Prof. Dr. G. Boehmer. München 
1937. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier. Preis 12 A. 
N Die Neubearbeitung des Erbrechts des Staudinger- 
Tommentars haben Guſtav Boehmer und Hans Albrecht 
3, er übernommen. Dieſe Neubearbeitung, von der die 
nuderung 1 (bearbeitet von Boehmer) vorliegt, will nicht 
* das geltende Recht darſtellen, ſondern ſie will auch, im 
Sehen der nationalſozialiſtiſchen Rechtserneuerung, in die 
Dune des deutſchen Rechts gewandt ſein. Hierdurch unter 
Redder ſich dieſe Neubearbeitung des Erbrechts weſentlich von 
1 earbeitung des Erbrechts in der 9. Auflage. Einleitend 
0 en die geſamten Grundprobleme des Erbrechts in geſchicht⸗ 
bande rechtsvergleichender und rechtspolitiſcher Überſicht be⸗ 
ee Dieſe einleitende Schau allein ſchon fichert dem Werk 
duubenden Wert auch dann, wenn das Erbrecht des BOB. 
leit eine Neuordnung abgelöſt ſein wirb. Der Stoff ber Cin⸗ 
‚ung iſt in ſechs Kapitel gegliedert, von denen jedoch die 
mbit 2—5 innerlich als Schau der rechtspolitiſchen Grund⸗ 
gen des Erbrechts enger zuſammengehören. Kapitel 1 be⸗ 
"belt „Geſetzestechniſche Stellung des Erbrechts im Syſtem 
Kin bürgerlichen Rechts“, die Kapitel 2—5 vier Grundprobleme 
dur Erbrechts („Erſetzung oder Beſchränkung der Privaterbfolge 
= ein Erbrecht oder Heimfallrecht der öffentlichen Hand“, 
)wWamilienrecht und Teſtierfreiheit“, „Familienerbrecht und 
ſolalügungsfreiheit unter Lebenden“, „Gefährdung des Erb⸗ 
geſchzechts und der Teſtierbeſchränkungen durch Umgehungs⸗ 
lite unter Lebenden“). Ein fünftes Grundproblem „Recht⸗ 
cher Charakter der Erbfolge“ iſt in der von der erſten Liefe⸗ 
Kang miterfaßten Erläuterung zu 31922 BGB. dargeſtellt. 
en 6 „Geſetzestechniſche Gliederung des erbrechtlichen 
Eines leitet in das Erläuterungswerk ſelbſt über. Dieſe 
ſchich tung zeigt die Entwicklungen, welche das Erbrecht ge⸗ 
G5 tlich bis zur Regelung des BGB. erfahren hat, in ihren 
und lagen auf. Sie ſtellt gleichzeitig das Erbrecht kritiſch 
ne techtöpergleichend, lehrbuchartig dar. Sie ſucht die ethiſchen 
Neu wirtſchaftspolitiſchen Gründe zu erſchließen, welche für die 
heit onung des Erbrechts beſtimmend fein werden. Der Viel⸗ 
gege es verarbeiteten Stoffes und der Tiefe ſeiner Bearbeitung 
ber iſt dem Beſprecher ein Eingehen auf Einzelheiten 
ſagt. Zur Anwendung des geltenden Rechts iſt insbeſondere 


auf die SS 25—28 der Einleitung (Fünftes Kapitel „Die Ge⸗ 

fährdung des Erbfolgerechts und der Teſtierbeſchränkungen 

durch Umgehungsgeſchäfte unter Lebenden“) hinzuweiſen. 
RA. Dr. Alfons Roth, Berlin. 


Dozent Dr. jur. habil. Hans Möller: Summen⸗ und 
Einzelſchaden. Beiträge zur Erneuerung der Scha⸗ 
denslehre vom Wirtſchaftsrecht aus (Heft 30 der Ham⸗ 
burger Rechtsſtudien). Hamburg 1937. Verlag Friederichſen, 
de Gruyter & Co. Gmbh. Preis broſch. 9 AM. 

Die Frage, weſſen Schultern mit der Tragung eines ein⸗ 
getretenen Schadens endgültig belaſtet werden ſollen, ſtellt 
die Rechtsordnung bekanntlich vor eines ihrer ſchwierigſten 
Probleme, und auf wenigen Gebieten reagiert gegen un⸗ 
billige oder unzweckmäßige Entſcheidungen des Geſetzes oder 
des Richters das Rechtsgefühl der Betroffenen ſo empfind⸗ 
lich wie auf dem des Schadenserſatzrechtes. Kein Wunder, 
daß die Dogmatik ſich mit dieſer Materie beſonders gern und 
immer von neuem wieder beſchäftigt, und gerade in der 
deutſchen Rechtslehre ſind ſeit einer Reihe von Jahren Ten⸗ 
denzen bemerkbar, das Schadenserſatzrecht, wo es noch allzu 
ſtarre und ſchablonenhafte Zuge aufweiſt, im Sinne einer 
Auflockerung zu reformieren. Auch die vorliegende Schrift 
ſtellt ſich in den Dienſt dieſer Beſtrebungen und ihr Verf. 
iſt um io mehr berufen, ſich an ihnen zu beteiligen, als er 
durch die Schule des Verſicherungsrechtes gegangen iſt, für 
das ja die Begriffe „Schaden“ und „Schadenserſatz“ aktueller 
als für irgendeinen anderen Zweig des Rechtslebens ſind. 
Indem die Gedankenwelt dieſer Disziplin hier für die all⸗ 
gemeinen Probleme des Schadenserſatzrechts dienſtbar ge- 
macht wird, beſtätigt ſich wieder die alte Erfahrung, daß die 
ſtärkſte Befruchtung der allgemeinen Lehren des Zivilrechts 
von den Einzelunterſuchungen aus dem ſich ſtändig erneuern⸗ 
den und erweiternden Gebiet des Wirtſchaftsrechtes ausgeht. 
Was dem Verf. als geeignetes Mittel vorſchwebt für eine 
freiere und beweglichere Ausgeſtaltung des Schadenserſatz⸗ 
rechts, iſt nicht ſo ſehr eine Stärkung der Richtermacht bei der 
Schadensabſchätzung durch irgendeine Generalklauſel, ſei es 
im Sinne einer Abſtufung der Haftung nach Verſchuldens⸗ 
graden, ſei es im Sinne einer Abwägung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe von Schadensurheber und Geſchädigtem. Sondern 
am wichtigſten erſcheint ihm die Auflöſung des einheitlichen 
Schadensbegriffes als einer feſten Endſumme in ſeine ein⸗ 
zelnen Beſtandteile. „Der Schadenserſatzpflichtige hat heute 
jenen vollen Schaden zu erſetzen, den die gemeinrechtliche 
Pandektenwiſſenſchaft auf den Namen Intereſſe getauft hat. 
Es herrſcht ein grauſames Alles⸗oder⸗Nichts⸗Prinzip.“ In 
dieſem Summenſchadensbegriff erſcheint der Schaden „zu 
einem Klumpen geballt“, der die „vielerlei Teile, die er ver⸗ 
einigt“, nicht erkennen läßt. Eine Beſſerung erhofft Verf. 
von einer ſtärkeren Beachtung der einzelnen Elemente, aus 
denen ſich ein Schaden zuſammenſetzt oder möglicherweiſe zu⸗ 
ſammenſetzen kann: Zerſtörung oder Beſchädigung der Be⸗ 
ziehungen einer Perſon zu einem Rechtsgut oder Begründung 
oder Vergrößerung der Beziehungen einer Perſon zu einem 
Rechtsungut; deutlicher ausgedrückt: Beſchädigung oder Ver⸗ 
nichtung von Aktivwerten auf der einen, Belaſtung oder 
Mehrbelaſtung mit Paſſipwerten auf der anderen Seite. Die 
Beziehungen, um die es ſich in der erſten Gruppe handelt, 
find entweder Sachen⸗ oder Forderungsrechte oder Geiſtes⸗ 
produkte oder Anwartſchaften (eutgangener Gewinn!); in die 
zweite Gruppe gehören nicht nur die entfiandenen, ſondern 
auch die ſich möglicherweiſe exit einſtellenden Verbindlichkeiten 
(Haftpflichtverſicherung!). Wie bei der Sachverſicherung nur 
die Vernichtung oder Verminderung des Sachwertes und nicht 
auch ein etwa entgangener Gewinn erſetzt wird, ſo läßt ſich 
der Gedanke, den zu reparierenden Schaden, ſtatt ihn dem 
Endergebnis einer Kauſalreihe gleichzuſetzen, auf einen Teil 
der Schadenselemente zu beſchräuken, auch in anderen Be⸗ 
dürfnisfällen wirkſam verwerten. Das wird vom Verf. mit⸗ 
tels einer Fülle von Material, das er aus der Literatur, 
der Judikatur und der Sondergeſetzgebung des In⸗ und Aus⸗ 
lands beibringt, dargetan. Auf dieſe Einzelausführungen ein⸗ 
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zugehen, iſt im Rahmen dieſer kurzen Beſprechung nicht mög⸗ 
lich. Sie ſind reich an feinen Bemerkungen und beachtlichen 
Anregungen und ſtellen eine zweifelloſe Bereicherung des ſcha⸗ 
denserſatzrechtlichen Schrifttums dar. 

Prof. Dr. Titze, Berlin. 


Zivilprozeßordnung in der vom 1. Jan. 1935 an 
geltenden Faſſung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz, den Ein⸗ 
führungsgeſetzen, der Entlaſtungsverordnung und den wich⸗ 
tigſten Beſtimmungen über den Mobiliarvollſtreckungsſchutz. 
Textausgabe mit Einleitung, kurzen Verweiſungen und 
Sachregiſter. Herausgegeben von Dr. Erich Volkmar, 
Min Dir. im RIM. (Sammlg. Deutſcher Geſetze Bd. 132.) 
Berlin 1937. Weidmannfche Verlagsbuchholg. XVII, 416 ©. 
Preis geb. 3 RM. 

Der Herausgeber hat der Textausgabe eine Einleitung 
vorangeſetzt, die die Bedeutung der ſeit 1933 geſchaffenen Ge⸗ 
ſetzesänderungen darſtellt und eine Reihe von ſehr bemerkens⸗ 
werten Hinweiſen auf die richtige Handhabung des Verfahrens 
enthält. Volkmar tritt vor allem dafür ein, das Verfahren 
nach gründlicher Vorbereitung in einer einzigen Verhandlung 
ſo zu konzentrieren, daß einem ausführlichen erſchöpfenden 
Parteivortrag unmittelbar die Beweiserhebung und dieſer das 
Urteil folgt. Er legt den Gerichten die ſtrengſte Befolgung der 
auf Wiederherſtellung der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme 
abzielenden neuen Vorſchriften nahe. Mit Recht führt er aus, 
daß durch den Geſetzeswortlaut die Verwirklichung der Ziele 
des neuen Geſetzes allein nicht gewährleiſtet werden. 

„Alles hängt vielmehr von den Perſonen ab, die das 
neue Recht handhaben ſollen. Die Reform kann nur gelingen, 
wenn Richter und Anwälte mit derſelben Einmütigkeit, mit 
der ſie ſich auf dem Leipziger Juriſtentage zum Volke be⸗ 
kannten, von dem ernſten Willen durchdrungen ſind, kein 
Opfer zu ſcheuen, um das hohe Ziel eines ſchleunigen lebens⸗ 
vollen Verfahrens, dem das Volk Verſtändnis und Ver⸗ 
trauen entgegenbringen kann, zu erreichen, wenn ſie vor 
allem um dieſes Zieles willen die Unbequemlichkeiten und 
Anfangsſchwierigkeiten, die der Übergang zu einer völlig 
neuen Verfahrensmethode notwendig mit ſich bringt, willig 
auf ſich nehmen.“ 

Die 7. Aufl. berückſichtigt die bis zum 15. März 1937 ein⸗ 
getretenen Geſetzesänderungen einſchließlich der Auswirkungen 
des am 1. Juli 1937 in Kraft tretenden deutſchen Beamten⸗ 
geſetzes. DAS! 


Dr. von Rozycki⸗von Hoewel, AGR. und Leiter des 
Entſchuldungsamts in Magdeburg, und Dr. von Ro⸗ 
zycki, NegR: Das Geſetz zur Regelung der 
landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 
1. Juni 1933 nebſt allen Durchführungsverordnungen und 
Ergänzungsvorſchriften, der Oſthilfeentſchuldung, Pächter⸗ 
entſchuldung, dem Roggenſchuldengeſetz und den Vorſchriften 
über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz. Fünfte 
neubearb. und verm. Aufl. Schneidemühl 1936/37. Verlag 
„Die Grenzwacht“. 5. und 6. Nachtrag. Preis 8 NK 
und 8,50 AM. 

Dieſer Kommentar, den ich ſchon in meinen früheren Be⸗ 
ſprechungen als ſicheren Führer durch das geſamte Entſchul⸗ 
dungsrecht und die damit in Zuſammenhang ſtehenden Rechts⸗ 
gebiete bezeichnet habe, konnte innerhalb eines Zeitraums 
von zwei Jahren fünf jeweils neubearbeitete Auflagen er⸗ 
leben. Er iſt im Sommer 1935 mit der fünften Auflage in 
ſeiner endgültigen Geſtaltung erſchienen (Loſeblattform mit 
Klemmeinband). Die durch Geſetzgebung, Rechtſprechung uſw. 
notwendig werdenden Ergänzungen erſcheinen nach Bedarf in 
Ergänzungslieferungen, ſo daß das Werk durch Auswechſelung 
der veralteten und Einfügen der neuen bzw. neubearbeiteten 
Blätter immer wieder auf den neueſten Stand gebracht wird. 

Es liegen nunmehr der fünfte und ſechſte umfangreiche 
Nachtrag vor, welche ebenfalls die dem geſamten Werk und 
den bisherigen Ergänzungslieferungen eigentümlichen Vor⸗ 
züge, insbeſondere die gewiſſenhafte Kommentierung und die 


vollkommene Verarbeitung der Rechtſprechung (auch noch nicht 
veröffentlichter Entſcheidungen), der miniſteriellen Richtlinien 
und des Schrifttums, genießen. Sie bringen vor allem 5 
überaus wichtige Erläuterung der die Erbhofentſchuldung 
regelnden 8. DurchfVO. v. 20. Juni 1936, ferner den Tel 
der bis zum Beginn des Jahres 1937 ergangenen Geſetz⸗ 
gebung — Oſthilfeſchluß VO. v. 20. Juni 1936, Ausloſungsd. 
v. 27. Okt. 1936, BO. über die Gewährung von Schuldbuch⸗ 
forderungen nach § 65 Schuld ReglG. v. 8. Dez. 1936, VO. 
über die Veräußerung von Entſchuldungsbetrieben v. 6. Jan 
1937 und die neuen geſetzlichen Ergänzungen des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Vollſtreckungsſchutzes und der Binserleichterung 
deren wichtigſte Vorſchriften außerdem eingehend erläutert 
find. Ein ſiebenter Nachtrag mit den ſeit Erſcheinen der hier 
beſprochenen Nachträge erlaſſenen und daher noch nicht auf“ 
genommenen Verordnungen — vor allem der VO. über die 
Behandlung der Mitſchuldner und Bürgen in Schuldenrege“ 
lungsverfahren v. 16. Febr. 1937 und der Ablöfungs Vo. 
b. 27. Febr. 1937 — dürfte bevorſtehen. 
RA. Dr. Eduard Gebhard, Karlsruhe. 


Wichtige Steuerfragen der Praxis. (Band x 
der Schriftenreihe „Betriebswirtſchaft und Steuer.) DA 
ſcher Betriebswirte⸗Verlag GmbH. Berlin 1937. 154 O. 
Preis broſch. 4 N. K. 

Die Schrift enthält 12 Beiträge verſchiedener Verf. üben 
eine Reihe im Vordergrund ſtehender Steuerfragen. Zum Tel 
gehen die Beiträge auf Vorträge zurück, die auf Tagungen 
im Dezember 1936 gehalten worden ſind. Dieſe Anordnung 
des Heftes erklärt es, wenn ſich die einzelnen Aufſätze in 
ihrem Inhalt vielfach überſchneiden und wenn ſich mancherlſt 
Wiederholungen finden. Entſprechend dem Zweck der Schrif 
enthalten die Aufſätze weniger das Ergebnis wiſſenſchaftliche 
Forſchungen oder eine Kritik der bisherigen Forſchung un“ 
Rechtſprechung, als vielmehr eine belehrende Darſtellung für 
den Anfänger und für die Praxis. 

Am wichtigſten ift der Aufſatz über Rechts pflich! 
und Rechtsſchutz im autoritären Steuerrecht 1 
Prof. Bühler (Münſter). Nachdrücklich wiederholt er mit 
Recht (und hoffentlich nicht ohne Erfolg) ſeine alte Forderunt 
nach einer Stärkung der Unabhängigkeit der Finanzgericht“ 
und nach Ausbau der mündlichen Verhandlungen bei die en 
Gerichten. „Nichts ſchadet dem Vertrauen des Publikums 0 
die Gerechtigkeit einer Spruchbehörde mehr, als wenn den 
Pflichtigen das elementarſte Recht, ſich vor feinen Richter! 
auszuſprechen, genommen wird.“ Das bekannte Urteil * 
Rh. über die Behandlung offener Unrichtigkeiten, das 5 
einer erheblichen Lockerung der Rechtskraft von Steuerbeſchel' 
den führt, wird von ihm im Ergebnis gebilligt, er iſt aller 


dings der Meinung, daß dieſes Ergebnis doch wohl richtiger 


im Wege der Geſetzgebung, als im Wege der Rechtſprechung 
erreicht worden wäre. Kurz nimmt er auch zu der in 
letzten Zeit wieder ſtärker hervorgetretenen Tatſache Steltund 
daß die Steuerverwaltung die Rechtſprechung des Rich. nich 
als unbedingt bindend betrachtet. Er erkennt das Recht = 
NFM. zu derartigen Auweiſungen an die Steuerverwaltung 
behörden an, wobei er allerdings nicht zu der Frage Ste lu 
nimmt, daß ja gerade dadurch eine erhebliche Verſchiedenhen 
in der Behandlung der einzelnen Fälle herbeigeführt 1 
weil diejenigen Steuerpflichtigen, die ihre Sache bis * 
R Fp. durchfechten, dabei zu einem günſtigeren Ergebnis 925 
langen können als diejenigen, die ſich mit den Verwaltung? 
anweiſungen abfinden. N. 
In einem Aufſatz über „Betriebswirtſchaftliche Gel, 
verlagerungen und ihre ſteuerliche Behandlung“ berich 
Dr. Geisler über die Rechtſprechung auf dem Gebiet 
Familiengeſellſchaften, der verdeckten Gewinnausſchüttungen 
uſw. Soweit erſichtlich, wird die Rechtſprechung auf diesen 
zum Teil ſehr verwicelten Gebiet vollftändig wiedergegel e. 
Inhaltlich berührt ſich hiermit ſehr nahe der Aufſatz U 
„Gewinnabführung, Treuhandſchaft und Gewinnausſchuß 
von Dr. Schulze⸗Schlutius. Beſonders leſenswer . 
ſeine Gegenüberſtellung der erlaubten und der unerlaubte 
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pale einer Gewinnabführung, insbeſondere im Zuſammen⸗ 
9 . dem Vorhandenſein eines Organverhältniſſes. 
für Fa NRüdficht auf den bevorſtehenden Ablauf der Friſt 
ſchafter ſteuerlich begünſtigte Umwandlung von Kapitalgeſell 
be beanſprucht der Aufſatz von Dr. Meilicke über 
erlich zweckmäßige Kapitalinveſtierung 
etriebsumwandlungen“ erhebliche Beach⸗ 


t n 
5 Mit Recht hebt er allerdings hervor, daß dieſe Um⸗ 
Fäll lung nicht ohne weiteres für ſämtliche vorkommenden 


Sal ° einer Kapitalgeſellſchaft geeignet ift. 
füe Aus dem übrigen Inhalt feien hervorgehoben die Auf- 
ran ot Min Dir. Dr. Hedding über Doppelbeſteuerungs⸗ 
li gen, von Dr. Frank über „Betriebswirtſchaft⸗ 
Sch ä Grundſätze und Grenzen der ſteuerlichen 
in Arad g“ („Man muß fich hüten, in der Schätzung etwa 
e Linie ein beſonderes Mittel finanzpolitiſcher Er⸗ 
ſichtensaſpirationen oder auch wirtſchaftspädagogiſcher Ab⸗ 
1 zu ſehen. Es hieße ſonſt aus einem Ermittlungsver⸗ 
vor h ein latentes Strafverfahren machen.“), der Aufſatz 
4 Wacke über Körperſchaftſteuerfragen der Praxis 
win nlondere wiederum über verdeckte Gewinnverteilung und 
über eſtbeſteuerung) und der Aufſatz von Dr. Mattern 
55 neue Grundſätze im Verwaltungsverfahren (unter be⸗ 
die vor: Hervorhebung der neueren Rechtſprechung ſowie über 
Orlänfige Veranlagung). 
1 Aufſatz von Eich über Abſchreibungs⸗ und 
bilan ertungsausgleich in der Handels- und Steuer⸗ 
gegen nimmt ſehr ſcharf und zuweilen etwas überheblich 
gebrä verſchiedene in der Wirtſchaft durchaus nicht un⸗ 
auchliche Abſchreibungsgrundſätze Stellung. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


= Paul Sattelmacher, OLGRräf. in Naumburg: 
Dericht, Gutachten und Urteil. Eine Anleitung 
1 praktiſche Juriſten im Vorbereitungsdienſt. 15., ver⸗ 
uderte u. ergänzte Aufl. von Daubenſpeck: Referat, 
20 um und Urteil. Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 
8 ©. Preis geb. 7,80 AM. 
Nicht ganz drei Jahre nach dem Erſcheinen der 14. Aufl. 
nunmehr die 15. Aufl. des bekannten Werkes vor. 
Dieſe Auflage iſt mehr als die ſonſt übliche verbeſſerte 
für 8 rchgeſehene frühere Auflage, fie iſt ein ganz neues Werk, 
Das die bisherigen Auflagen nur die Grundlage bilden. 
übe Dr ein Vergleich der Inhaltsüberſicht mit der Inhalts⸗ 
tun dicht der 14. Aufl. zeigt, daß eine grundlegende Umarbei⸗ 
die ſtattgefunden hat. Bisher war dieſes Anleitungsbuch für 
ſchiedraktiſche Richtertätigkeit ſo aufgebaut, daß in drei ver⸗ 
nd nen Abſchnitten jeweils der Bericht, das Rechtsgutachten 


erſtt das Urteil behandelt wurden. In der Neuauflage iſt als 


liegt 


einen größeren Inhalt bringen. 
u begrüßen ift ferner, daß der Verf. von den fünf bei 
beiſpiercerigen Auflagen im Anhang aufgeführten Formular⸗ 
hat ielen nur noch zwei Typenbeiſpiele im Anhang belaſſen 
du und dafür innerhalb der Hauptabſchnitte die Darſtellung 
: marbeitung von Beiſpielen lebendiger und verſtänd⸗ 
Bust geſtaltet hat. Es wird dadurch auch vermieden, daß das 
zur Anfertigung von Arbeiten im Vorbereitungsdienſt 
fie alt benutzt wird, daß der junge Jurift ſich das am 
an n paſſende Formularbeiſpiel für feine Arbeit ausſucht, um 
geh 3 dieſes Schemas ſeine Arbeit aufzubauen. Die Neu⸗ 
org ung zwingt zur gedanklichen Erarbeitung der beſonderen 
5 „fegungen des einzelnen Falles, da der ratſuchende Leſer 
ſonderhelnen Abſchnitt und damit die Begründung der Be⸗ 

i eiten des einzelnen Falles durcharbeiten muß. 

Buch lurch dieſe grundlegende Umarbeitung hat das vorliegende 
noch weiterhin an Wert gewonnen. Es iſt bisher ſchon ſo 


den 


allgemein bekannt — man kann ſagen, daß es in der Bücherei 
eines jeden Volljuriſten zu finden iſt —, daß ein nochmaliges 
Hervorheben der bisherigen Vorzüge nicht notwendig iſt. Ich 
verweiſe inſofern auf meine Beſprechung der 14. Aufl. 
JW. 1934, 2327. 

Die neue Auflage verdient, noch mehr als bisher, das 
Intereſſe aller Rechtswahrer, die ſich mit praktiſcher Richter⸗ 


tätigkeit befaſſen. 
RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 


Dr. Albert Stöckmann, VOR: Der Zwangsver⸗ 
ſteigerungsrichter und ſeine Abteilung (Buch⸗ 
reihe: Deutſches Gerichtsweſen, das Amtsgericht). Berlin 
1937. Deutſcher Rechtsverlag. 110 S. Preis broſch. 2,40 l. 

Der Verf. veranſchaulicht an Hand eines Einzelfalles, 
der durch ſämtliche Stadien durchgeführt wird, das geſamte 

Zwangsverſteigerungsverfahren. Große wiſſenſchaftliche Aus⸗ 

einanderſetzungen über im Zwangsverſteigerungsrecht reichlich 

vorhandene Streitfragen werden vermieden. Sie ſollten und 
konnten im Rahmen des vorliegenden Werkes auch nicht ge⸗ 
geben werden. Der Verf. hat ſich vielmehr darauf beſchränkt, 
die in der Praxis gebräuchlichen Formulare und Verfügungs⸗ 
entwürfe zuſammenzuſtellen und durch kurze Begleitworte 
und Hinweiſe auf Geſetzesbeſtimmungen ihren Sinn und ihre 

Berechtigung und Notwendigkeit zu erklären. Die Erläute⸗ 

rungen ſind ſorgfältig, klar und leicht verſtändlich geſchrieben. 

Neben dem Grundſtücksverſteigerungs⸗ und ⸗verwaltungs⸗ 
recht iſt auch die Zwangsverſteigerung von im Schiffsregiſter 
eingetragenen Schiffen und die Zwangsverſteigerung in be⸗ 
ſonderen Fällen (88 172—184 Zw Verſt(G.) dargeſtellt worden. 

Das Recht der Immobiliarvollſtreckung iſt ein Spezial⸗ 
gebiet, das nicht nur dem jungen Juriſten, der in der Aus⸗ 
bildung ſteht, außerordentliche Schwierigkeiten bereitet. Auch 
dem Praktiker, der nicht gerade regelmäßig mit dieſen Fragen 
zu tun hat, macht es immer wieder Mühe, ſich durch die 

Fährniſſe des Zwangsverſteigerungsrechtes hindurchzufinden. 

Insbeſondere bereitet dies auch deswegen Schwierigkeiten, 

weil das ſtarre und formal ausgerichtete Verfahren, wie es 

ſich aus dem ZwVerſtc̃. von 1897 ergibt, heutigem Rechts⸗ 
denken, das gegenüber der formalen Richtigkeit eines Ergeb⸗ 
niſſes deſſen wirtſchaftliche und moraliſche Berechtigung in 
den Vordergrund der Betrachtung rückt, nicht immer leicht 
faßlich iſt. Dieſem Beſtreben nach wirtſchaftlich angemeſſenen 

Ergebniſſen dienen im Zwangsverſteigerungsrecht beſonders 

die VO. über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvoll⸗ 

ſtreckung v. 26. Mai 1933 und das VollſtrMißbrG. vom 

13. Dez. 1934. Dem in dieſen Beſtimmungen zum Ausdruck 

gelangenden Willen des Geſetzgebers kann der Richter nicht 

durch ein rein ſchriftliches und zeitraubendes Verfahren — 

Auflageverfügung, Erklärung, Gegenerklärung, Beſchluß — 

voll gerecht werden. Das iſt auch von Stöckmann in der 

Einleitung ſeines Werkes unter Hinweis auf die Verfügung 

des RIM. v. 3. Jan. 1935 betr. Aufgaben der Voll⸗ 

ſtreckungsgerichte bei der Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen (DJ. 45) anerkannt worden. In der Arbeit 
ſelbſt hätte der Gedanke, daß in dem Einſtellungsverfahren 
nach § 5 VollſtrMaßn BD. in erſter Linie auf Grund einer 
mündlichen Erörterung gemeinſam mit allen Beteiligten, 
und zwar unter ſorgfältigſter Vorbereitung des Termins 
durch den Richter, gegebenenfalls durch Ausarbeitung eines 
eingehenden Sanierungsplans, entſchieden werden ſollte, ſtär⸗ 
ker betont werden ſollen. Das gleiche gilt für das Verfahren 
nach dem VollſtrMißbrö., das ſeit feinem Erlaß beſonders 
für das Zuſchlagsverfahren eine erhebliche Bedeutung erlangt 
hat. Erſt wenn der Richter ſich in dieſem Verfahren als der 
in mündlicher Ausſprache allen Beteiligten zur Verfügung 
ſtehende Rechtswahrer anſieht, wird er ſeiner Aufgabe voll 

gerecht werden können. 0 

Dieſe Ausführungen erſchienen notwendig. Sie ändern 
nichts an der Auffaſſung, daß das Buch Stöckmanns 
ein willkommenes und geeignetes Mittel zur Unterrichtung 
iſt ſowohl für den Rechtspfleger, den Studenten und Referen⸗ 
dar, als auch für den Zwangsverſteigerungsrichter ſelbſt. 

Richter Dr. Hermann Vogel, Hamburg. 
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Wettbewerb und Wirtſchaftsordnung. Eine öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Unterſuchung über wirtſchaftliches Kampfrecht 
und Freiheit der Wirtſchaft von Dr. iur. Friedrich Weh⸗ 
ner. Hamburg 1936. Paul Evert Verlag. 106 S. Preis 
broſch. 3,80 AM. 

Die Abhandlung beſchäftigt ſich mit dem Wettbewerb als 
Beſtandteil der öffentlichen Ordnung der Wirtſchaft. 

Der Verf. unterzieht den Konkurrenzgedanken einer gründ⸗ 
lichen Würdigung. Er unterteilt ſeine Arbeit in eine Betrach⸗ 
tung unter den Geſichtspunkten der liberalen Wirtſchaft und 
der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaft. Er knüpft eine Überſicht 
über die privatrechtlichen Schutzmöglichkeiten an und ſchließt 
mit einer Überſicht über Führung und Pflege des geſunden 
Wettbewerbes durch Staat und Partei. 

Intereſſant an den Ausführungen iſt der Verſuch, Wett⸗ 
bewerbsleben als privatrechtlichen Tatbeſtand abzugrenzen 
gegenüber der allgemeinen Bedeutung des Konkurrenzgedankens 
in der Wirtſchaft. Bei einer eingehenden Beſchäftigung mit 
den Problemen der wirtſchaftlichen Konkurrenz wird man viel⸗ 
leicht zu dem Ergebnis kommen, daß das ungeheuere Gebiet 
der Marktordnung einerſeits und der Wettbewerbsregelung 
andererſeits nicht erſchöpfend in einer Abhandlung von rund 
100 Seiten erörtert werden kann. Soweit es in dieſem Rahmen 
überhaupt möglich iſt, grundſätzliche Erkenntniſſe zu erörtern, 
hat der Verf. dies getan. 

Der überblick, den er über die Geſchichte der freien Kon⸗ 
kurrenz in der liberalen Wirtſchaſt gibt, iſt intereſſant ge⸗ 
ſchrieben und im großen ganzen auch richtig geſehen. 

Man darf nur eins nicht verkennen, gerade das Prinzip 
der freien Konkurrenz iſt organiſch gewachſen aus den un⸗ 
bedeutenden Anfängen der Der Jahre zu den Zeiten der 
Hemmungsloſigkeit nach dem Zuſammenbruch von 1918. 
Weniger ein falſcher Begriff der freien Konkurrenz als viel- 
mehr die geſchäftliche Sittenloſigkeit der Inflations⸗ und Nach⸗ 
inflationszeit hat zu den betrüblichen Wettbewerbserſcheinungen 
geführt, denen nur eine grundlegende Umſtellung des Men⸗ 
ſchen zur Wirtſchaft Abhilfe ſchaffen konnte. Die Auswirkung 
der freien Konkurrenz wird letztlich für den Verbraucher wie 
auch für den wirtſchaftenden Menſchen ſtets die gleiche ſein. 
Ihnen gegenüber ſteht aber die Spielregel, unter denen ſich 
die Tätigkeit vollzieht. 

Der Verf. ſieht in ſeinen intereſſanten Ausführungen ohne 
Zweifel die Auswirkung richtig. Er verkennt aber, daß die 
freie Konkurrenz gewandelt wurde von einer Ausrichtung des 
Ich⸗Strebens auf den beſtmöglichen Gewinn hinüber zur Aus⸗ 
richtung auf das Gemeinwohl. Gerade dieſe feine Unterſchei⸗ 
dung, die am Einzeltatbeſtand ſo außergewöhnlich ſchwer feſt⸗ 
zuſtellen iſt, bringt die Schwierigkeiten mit ſich, vor denen 
HER bei einer Beurteilung der wettbewerblichen Handlungen 
teht. 

Am Einzeltatbeſtand läßt ſich eben nur ſehr ſchwer feſt⸗ 
ſtellen, ob die Handlung von kraſſem Gewinnſtreben diktiert 
iſt oder eine notwendige Folge der Leiſtung iſt. Gerade darin 
begegnet man immer wieder einer ſchweren Verſtändigungs⸗ 
möglichkeit, da der Wettbewerber nur zu leicht geneigt iſt, die 
ihm unbequeme Wettbewerbshandlung des Mitbewerbers als 
unlauter und damit als gemeinſchädlich anzuſehen. Von dieſem 
Geſichtspunkt aus geht die Arbeit mehr den Auswirkungen der 
Rechtsordnung nach als den ſie beſtimmenden Grundgedanken. 

Man vermißt vielleicht etwas die an ſich notwendige De⸗ 
finition des Begriffes der Unlauterkeit. Denn gleichgültig wie 
man das Prinzip der Konkurrenz betrachtet, ſei es in ſeiner 
privatrechtlichen, ſei es in einer öffentlich⸗rechtlichen Aus⸗ 
wirkung, immer wird es beherrſcht von dem Begriff der Un⸗ 
lauterkeit, über deſſen Definition man ſich ſchlüſſig ſein muß, 
ehe man zu einem Aufbau geſunden Wettbewerbslebens kom⸗ 
men kann. Y 

Dieſer Umſtand beeinträchtigt aber keineswegs Wert und 
Brauchbarkeit der Abhandlung. Sie ſtellt für jeden, der ſich 
einen gründlichen Überblick über die Wettbewerbsſphäre im 
öffentlichen und privaten Recht verſchaffen will, eine gute 
Grundlage dar, auf der ſich weiterarbeiten läßt. Die Schrift 
iſt ein dankenswerter Beitrag, der weiterhelfen wird, den Be⸗ 
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griffen der Marktordnung und der freien Konkurrenz mene 
zukommen und fie für ein neues, allgemeingültiges Wet“ 
bewerbsrecht auszuwerten. 


RA. Dr. Günter Hecht, Berlin. 


Dr. Friedrich Deerberg, SenpPräſ. am KG., und 
Dr. Friedrich Preiſer, LGR.: Kraftfahrer vos 
dem Richter. Eine gemeinverſtändliche Darſtellung des 
geſamten Verkehrsrechts auf Grund praktiſcher Fälle. Ber 
lin 1937. Verlag Franz Vahlen. 149 S. Preis kart. 3,65, 

Die Vielgeſtaltigkeit des heutigen Straßenverkehrs mit 
ſeiner Schnelligkeit und Dichte, der unaufhaltſame Strom des 
Verkehrslebens mit feinem raſtloſen Wechſel verlangt ei 
Recht, welches ununterbrochen in beweglicher Anpaſſung an 
die lebendige Wirklichkeit und in ſchöpferiſcher Fortentwicklung 
erhalten wird. Es ift kein Zweifel, daß die üblichen Er 
läuterungsbücher allein dieſem Bedürfnis nicht genügen, I 
dern daß ſie eine erwünſchte und notwendige Ergänzung durch 
banden erfahren, wie ſie das vorliegende Werk eine 

ietet. 

Die Verf. haben 49 Beiſpielsfälle des Kraftfahrzengver 
kehrs zuſammengeſtellt und erörtern ausführlich die aß 
rechtlichen und haftpflichtrechtlichen Folgen der Unfallta 
beſtände. In anſchaulicher und lebendiger Weiſe werden alle, 
die es angeht, mit den rechtlichen Schwierigkeiten des Krafte 
fahrzeugverkehrs vertraut gemacht. Das Buch iſt nach dent 
Vorwort der Verf. nicht zuletzt für die Rechtswahrer beſtimmt. 
Aber auch die Fahrer und Halter von Kraftfahrzeugen können 
aus den beſprochenen Fällen viel lernen. 

Nicht allen Löſungen der Rechtsfragen vermag ich Be 
zuſtimmen. Z. B. iſt Fall 24 unrichtig gelöſt. Er behandelt 
den Zuſammenſtoß zwiſchen einem Kraftfahrzeug, welches > 
einer Hauptverkehrsſtraße fährt, mit einem Ackerwagen, PT 
cher aus einem Seitenweg kommt, an der Einmündung des 
Seitenwegs in die Hauptverkehrsſtraße. Die Verf. billige” 
zwar dem Kraſtfahrzeug das grundſätzliche Vorfahrtrecht 5 
meſſen aber ſeinem Führer trotzdem Schuld bei, weil er n 
praktiſcher Erledigung feines Vorfahrtrechts noch verſuch 
habe, vor dem Ackerwagen vorbeizufahren. Sie überſehen, daß 
der Kutſcher des Ackerwagens nur dann aus dem Seitenwgz 
hätte herausfahren dürfen wenn er die Gewißheit geha 
hätte, das Kraftfahrzeug Feder zu behindern noch zu A 
fährden. Auch fehlt im Tatbeſtand die unentbehrliche Angabg 
ob die Einmündung überſichtlich oder unüberſichtlich war, un 
ob der Kraftfahrer rechtzeitig die Nichtbeachtung feines Vor 
fahrtrechts durch den Kutſcher des Ackerwagens wahrnehmen 
konnte. An den Fallen 19 und 20 wird in zutreffender wel 
die Unhaltbarkeit des vom RG. entwickelten Betriebsbegriſſ' 
klargemacht. Beſondere Aufmerkſamkeit verdienen die Erört 
rungen zu Fall 48. Hier wird zunächſt überzeugend dargeleg“ 
daß die RStraßVerkO. an ſchienengleichen Eiſenbahnübern 
gängen auch für die Eiſenbahn gilt, und daß insbeſonn 
$ 25 RStraßVerkO. von den Lokomotivführern zu beachten 
iſt. Eine Ausnahme bilden lediglich die Vorſchriften des 8 ine 
AStraßVoO. über das Vorfahrtrecht, weil die Eifenbaht, An 
ſoweit das beſondere Vorrecht aus § 79 EiBBerrd. genied 
Es wird aber außerdem recht anſchaulich gezeigt, daß 


größten Gefahren des Verkehrs regelmäßig aus dem — 
ſchulden, d. h. aus dem Mangel an Aufmerkſamkeit ul 


Sorgfalt, erwachſen, nicht dagegen aus den Elementen ber 
ſogenannten Betriebsgefahr. Ein wertvoller Beitrag zu 
Beſtrebungen, die Gefährdungshaftung aus dem Stra 
verkehrsrecht zu beſeitigen! , pas 
Alles in allem iſt das Werk ein gelungener Verſuch, den 
Kraftverkehrsrecht an praktiſchen Beiſpielen lebendig woeſche 
zu laſſen. Ich kann ſeine Anſchaffung allen empfehlen, o her 
mit dem Kraftfahrzeugverkehr zu tun haben, beſonders mp? 
den damit befaßten Rechtswahrern. Den Verf. darf ich enz, 
fehlen, die Sammlung fortzuſetzen. Ein Geſetzesverzeichtdez 
wie es die amtlichen Sammlungen der Entſcheidungen die 
RG. aufweiſen, und ein knappes Sachverzeichnis würden 
praktiſche Verwendbarkeit der Sammlung erhöhen. 
RA. Dr. Gül de, Dresden, 


pen“ 
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R 
Gg. 153, 1: 14. Nov. 1936, I 124/36, 
bc latten und Rundfunk: JW. 1937, 


Nag. 153, 29: 30. Okt. 1936, IV 126/86, 
ießbrauch an einem Vermögen, Vermö⸗ 
genſteuer: JW. 1937, 4625 (m. Anm. 
oeſebech) 
05 153, 38: 4. Jan. 1937, VI 274/36, 
Derufsgenoſſenſchaft. Forderungsübergang: 
8 1937, 745 5 (m. Anm. Kerſting) 
Send a7 4. Nov. 1936, I 15/36, Pa⸗ 
eſchränkung: JW. 1937, 309 
Sch 153, 52: 6. Nov. 1936, II 69/36, 
5 albverſchreibungsbeſtzer. Verſamm⸗ 
N05 gsbeſchlüſſe: JW. 1937, 537 
ir 153, 57: 10. Nov. 1936, II 57/36, Pro⸗ 
gebühr: JW. 1937, 62512 (m. Anm. 
ulemann) 
23. 153, 59: 12. Nob. 1936, IV 202/86, 
ds itangel. Argliſteinrede: JW. 1937, 


Aug 153, 62: 20. Nov. 1936, VII 111/36, 
orſicherungsbedingungen. Auslegung: 
NN 1937, 673 1 (m. Anm. Prölß) 

5 153, 65: 10. Nov. 1936, VII 97/6, 
100 ung eines Prozeßvergleichs: JW. 
an 544 16 (m. Anm. Jonas) 
aus. 13, 71: 2. Dez. 1936, I 332/35, Be⸗ 

eitung älterer Volksliedmelodien: JW. 

933 » (Rechtsſatz 
95 153, 78: 3, Dez. 1936, IV 220/36, 
olg anfechtung. Erbkrankheit: JW. 1937, 

03 (m. Anm. Maßfeller) 

J. 153, 85: 8. Dez. 1936, VII 116/36, 
ſchilſeverfahren. Entſchuldungsplan: JW. 
7, 934 10 (m, Anm Vogels) 

153, 93: 17. Dez. 1936, IV B 58/86, 
eſchwerderecht in Vormundſchaftsſachen. 

Roel probe: JW. 1937, 62311 (m. Anm. 
Re DAuette) 

0 101: 1. Dez. 1936, III 271/38, 

8185 ußberufung. Verjährung: JW. 1937, 


A Zuſammenhang: 1937, 
Ne: (m, Anm. Naumann) 
a 123: 17. Dez. 1936, VI 257/86, 
1937 ürgſchaft. Geſetzliche Stundung: JW. 
„676 (m. Anm. Weimar) 


JW. 


Band 153 


Bd. J S. 84 veröffentlicht. 


RG. 153, 129: 8. Dez. 1936, III 74/36, Be⸗ 
amtenrechts⸗Anderungsgeſetz: JW. 1937, 
935 11 

Rech Z. 153, 135: 11. Dez. 1936, VII 172/36, 
Einbruchsdiebſtahlverſicherung. Beweislaſt: 
JW. 1937, 880 (m. Anm. Prolß) 

RG. 153, 139: 15. Dez. 1936, II 70/36, Ra⸗ 
battgeſetz. Konſumverein: JW. 1937, 9315 
(m. Anm. Culemann) 

RG. 153, 147, 8. Dez. 1936, III 44/36, 
Haftpflichtverſicherung: JW. 1937, 874: 
(m. Anm. Kerſting) 

RGB 3. 153, 153: 18. Dez. 1936, V 60/86, No⸗ 
tarshaftung: JW. 1937, 8731 

RG. 153, 162: 8. Dez. 1936, III 322/35, 
Kommunalbeamte. Vorbeſcheid. Entlaſtung: 
JW. 1937, 939 13 

NGZ. 153, 167: 18. Dez. 1936, V 190/36, 
Vorläufige Eigentümergrundſchuld. Über- 
gang in Gläubigerhypothek: JW. 1937, 
615 4 (m. Anm. Boefebed) 

RG. 153, 171: 19. Dez. 1936, I 99/6, 
Zinsanſpruch. Schiffszuſammenſtoß: JW. 
1937, 9317 

RZ. 153, 174: 19. Dez. 1936, I 62/86, 
Neuheitſchädliche Patentbenutzung: JW. 
1937, 1149 8 

RG. 153, 176: 21. Dez. 1936, IV 241/36, 
Anerbenordnung: JW. 1937, 698° (m. 
Anm. Vogels) 

RG. 153, 179: 22. Dez. 1936, VII 137/36, 
Kundenwechſel und Kaufpreisforderung 
im Vergleichsverfahren: JW. 1937, 1649 15 

RG. 153, 184: 8. Jan. 1937, VII 192/36, 
Rückverſicherung. Konkursvorrecht: JW. 
1937, 1493 1? (m. Anm. Kerſting) 

RG. 153, 193: 22. Dez. 1936, VII 178/36, 
Schiedsrichter oder Schiedsgutachter: JW. 
1937, 5311 (m. Anm. Jonas) 

RGB. 153, 197: 4. Jan. 1937, I 127/86, 
Börſentermingeſchäft. Sicherheitsleiſtung: 
JW. 1937, 743 8 

RGB. 153, 200: 5. Jan. 1937, VII 138/86, 
Pfändungspfandgläubiger. Auslandskon⸗ 
kurs. Schadenserſatz: JW. 1937, 1507 1° 
(m. Anm. Bley) 

NGZ. 153, 210: 8. Jan. 1937, VII 177/86, 
Rechtsnachfolge bei der Feſtſtellungsklage: 
IW. 1937, 1667 ° (m. Anm. Jonas) 


orbemerkun g: Ein Nachweis über die Abdruckſtellen der früheren Fundſtellenverzeichniſſe iſt im Regiſter zu JW. 1937 


RZ. 153, 216: 12. Jan. 1937, III 131/36, 
Kommunalbeamte. Vorbeſcheid: IW. 1937, 
1250 16 ; 

RG. 153, 220: 12. Jan. 1937, VII 208/36, 
Lebensverſicherung. Bezugsrecht: JW. 
1937, 1504 1 (m. Anm. Prölß) 

RG. 153, 231: 13. Jan. 1937, V 201/86, 
Maſchinen. Eigentumsvorbehalt: JW. 
1937, 9871 

RZ. 153, 238: 14. Jan. 1937, IV B 69/36, 
Perſönlicher Verkehr mit dem Kinde: JW. 
1937, 928% (m. Anm. Roquette) 

RG. 153, 244: 8. Jan. 1937, III 110/36, 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums. 
Ruhegeld: FW. 1937, 1249 15 

RZ. 1537 252: 20. Jan. 1937, V 194/36, 
Zwangsverſteigerung. Zuſchlagsbeſchluß: 
JW. 1937, 993: 

RZ. 153, 257: 15. Dez. 1936, III 88/36, 
Gerichtsvollzieher. Pfandverſteigerung: 
JW. 1937, 1443 9 

RG. 153, 264: 18. Jan. 1937, VI 329/36, 
Schadenserſatz. Fürſorgeeinrichtung baye⸗ 
riſcher Notare: JW. 1937, 1241 

RG. 153, 267: 5. Febr. 1937, VII 168/86, 
Kartellſchiedsgerichte: JW. 1937, 1557 18 
(m. Anm. Dörinkel) 

RG. 153, 271: 5. Febr. 1937, V 223/36, 
Wirkung der Streitverkündung: JW. 1937, 
1433 4 

NGZ. 153, 274: 18. Dez. 1936, II 170/36, 
Offene Handelsgeſellſchaft. Übernahme des 
Geſchäfts: JW. 1937, 1242 11 

RZ. 153, 280: 24. Nov. 1936, II 131/36, 
Verkauf einer Rechtsanwaltspraxis. Sit⸗ 
tenwidrigkeit: JW. 1937, 921%; Aufl. 
Schulz: 1937, 1377 

RG. 153, 294: 8. Jan. 1937, II 126/36, 
Verkauf einer ärztlichen Praxis: JW. 
1937, 923 2; Aufſ. Kallfelz 1937, 1513 

RZ. 153, 305: 5. Jan. 1937, II 182/36, 
Offene Handelsgeſellſchaft. Haftung für 
Geſellſchafterforderungen: JW. 1937, 1637 5 
(m. Anm. Würdinger) 

RZ. 153, 315: 18. Jan. 1937, I 200/86, 
Patentnichtigkeitsverfahren: JW. 1937, 
1554 1 

NGZ. 153, 321: 4. Jan. 1937, I 128/36, Pa⸗ 
tentrecht. Vorbenutzungsrecht: JW. 1937, 
1149 ° 
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RG. 153, 329: 9. Jan. 1937, I 90/36, Ver⸗ 
einbarungen im Patentverletzungsprozeß: 
JW. 1937, 124714 

RG. 153, 333: 21. Jan. 1937, IV 237/6, 
Kirchenpatronat. Gebietsabtrennung: ZW. 
1937, 1663 3° 

RG. 153, 338: 8. Febr. 1937, VI 291/36, 
Erlöſchen der Bürgſchaft und des Pfand⸗ 
rechts: JW. 1937, 14085 

RG. 153, 348: 10. Febr. 1937, V 108/36, 
Anſchlußberufung: JW. 1937, 1440 % 
(m. Anm. Jonas)⸗ 

NO. 153, 350, 12. Febr. 1937, VII 238/36, 


Gebrauchsmuſter. 


ſatz) 


1937, 1562 25 


| Zivilrecht | 


Bürgerliches Geſetzbuch 


** 1. RG. — 58 126, 127, 133, 157, 276, 611 BGB. Ein 
Anwalt, der bei Vertragsverhandlungen als Beiſtand hinzugezo⸗ 
gen wird und einen Vertrag entwirft, hat dieſem eine ſichere 
Grundlage zu geben, die eine Gefährdung ſeines Rechtsbeſtandes 
ausſchließt. Er haftet daher ſchon dann, wenn eine mangelhafte 
Form zum mindeſten erhebliche, rechtliche Bedenken gegen die 
Rechtsgültigkeit des entworfenen Vertrages auslöſen muß. Die 
Beurkundung eines Nechtsgeſchäftes, das nach dem Geſetz zu 
ſeiner Rechtswirkſamkeit der ſchriftlichen Form bedarf, muß alle 
weſentlichen Teile des Rechtsgeſchäftes, alſo insbeſ. die Bezeich⸗ 
nung derjenigen Perſonen enthalten, die das Geſchäft ſchließen 
und für die es wirkſam fein ſoll. f) 


Die Kl. Eugen und Emil H. und die durch die Witwe H. 
vertretenen minderjährigen Kinder Karl und Franz H. ſind 
in Bruchteilgemeinſchaft Eigentümer eines Hauſes in Köln. 
Im Jahr 1927 ſollte das Erdgeſchoß des Hauſes an die 
O.⸗Verkaufsgeſellſchaft (OV G.) vermietet werden. Bei den 
Vorverhandlungen handelte Emil H. zugleich im Namen ſeiner 
Schwägerin, der Witwe H. Am 9. Dez. 1927 wurde in Gegen⸗ 
wart der Brüder Eugen und Emil H., aber in Abweſen⸗ 
heit der Witwe H., der Mietvertrag mit der OVG. 
ſchriftlich abgeſchloſſen. Im Eingang des Vertrags wurden als 
Vermieter die „Gebrüder H., 1. Dr. med. Eugen H., 2. Dipl.⸗ 
Ing. Emil H., 3. Witwe AR. Joſef H. als Vormünderin 
ihrer Kinder Karl und Franz H., .. in folgendem kurz H. 
genannt“, aufgeführt. Unterſchrieben find als Vermieter Eugen 
und Emil H. Als Berater war von den Kl. der im Laufe 
des Berufungsverfahrens verſtorbene IR. RA. Dr. J. (weiter⸗ 
hin als Bekl. bezeichnet) zugezogen worden. Der jährliche 
Mietpreis betrug 25000 GM. Für ein von der OVG. ge⸗ 
gebenes Darlehn ſollte Hypothek beſtellt werden. Der Abſchluß 
des Mietvertrags erfolgte auf 10 Jahre vom Tage der Über⸗ 
gabe des Mietobjekts bis zum 30. März 1938. Der Vertrag 
verlängerte ſich nach Ablauf um weitere 5 Jahre, wenn nicht 
ein Jahr vor Ablauf der Mietzeit Kündigung erfolgte. Die 
Vermieter räumten der OVG. ein Vorkaufsrecht ein. Später 
übertrug die DVG. ihre Rechte aus dem Mietvertrag auf 
die D.⸗A.⸗Geſellſchaft (D Ach.) unter Fortbeſtand ihrer eigenen 
Haftung. 1 

Mit Schreiben v. 2. Jan. 1932 teilte die DAG. dem 
Emil H. mit, daß ſie das Mietverhältnis auf Grund der Not⸗ 
BD. v. 8. Dez. 1931 kündige. Der Vertrag ſei aber nach ihrer 
Anſicht überhaupt nichtig, weil die Witwe H. ihn nicht unter⸗ 
ſchrieben habe. Darauf klagten Eugen und Emil H. gegen 
die DAG. und die OVG. auf Zahlung rückſtändiger Mieten. 
Die Bekl. wendeten ein, die Kl. ſeien allein nicht klage⸗ 
berechtigt, da in der Vertragsurkunde auch die Witwe H. 
als Vermieterin aufgeführt ſei. Mangels ihrer Unterſchrift ſei 
der Vertrag nichtig. Er ſei weiter nichtig, weil das Vor⸗ 
kaufsrecht nicht notariell beurkundet ſei. Schließlich wendeten 
ſie Mietwucher ein und erhoben wegen der zuviel bezahlten 
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Gläubigeranfechtung. Treuhandverhältnis: 
JW. 1937, 11451 (Rechtsſatz) 
RG. 153, 354: 15. Febr. 1937, I 188/36, 
Eigene 
JW. 1937, 1555 17 (m. Anm. Möller) 
RG. 153, 356: 16. Febr. 1937, VII 233/36, 
Vergleich. Unrichtige Rechtsausübung. Ge⸗ 
meindehaftung: JW. 1937, 1149 (Rechts⸗ 


RG3. 153, 361: 18. Febr. 1937, IV 288/36, 
Wohnlaubenentgelt. Zwiſchenpacht: JW. Reg. 153, 395: 23. Febr. 1937, VII 222/36 


NG. 153, 366: 19. Febr. 1937, V 205/36, 


Juriſtiſche Wochenſcheift 


Treuhandvertrag. Widerſpruchsklage: IF 
1937, 1484 5 

Rg. 153, 371: 8. Jan. 1937, II 122/86 
Stille Geſellſchaft: ZW. 1937, 1492 ue (in. 
Anm. Boeſebeckh) 

NGZ. 153, 375: 19. Febr. 1937, VII 211/86 
Verjährung. Wiederkehrende Leiſtungen 
JW. 1937, 1476 2 (m. Anm. Lindemann 

NGZ. 153, 384: 22. Febr. 1937, IV 270/86 
Deviſenrecht: JW. 1937, 1401 (m. Anm. 
Hartenſtein) 


Vorbenutzung: 


Außergerichtlicher Vergleich. Rücktritt 


JW. 1937, 1473! 


Beträge Widerklage. Die Kl. ſtellten ſich anfänglich auf den 
Standpunkt, daß ſie den Mietvertrag allein abgeſchloſſen 
hätten, trugen aber ſpäter vor, die Witwe H. ſei bei dem 
Vertragsabſchluß durch Emil H. vertreten geweſen, und er 
habe auch in ihrer Vollmacht unterzeichnet. Die Bekl., denen 
das bekannt geweſen ſei, handelten argliſtig, wenn ſie ſich ‚auf 
die mangelnde Unterſchrift beriefen. Nach Einholung eines 
Gutachtens über die Angemeſſenheit des Mietpreiſes ver 
urteilte das LG. die Bekl. unter Abweiſung ihrer Widerklage 
nach dem Klageantrag. . 
Auf die Ber. der Bekl. ordnete das OLG. Beweis an 
über die Abhängigkeit des ganzen Vertrags von der Verein 
barung des Vorkaufsrechts, über die Kenntnis der Bekl. hin 
ſichtlich der Vertretungsbefugnis des Emil H. und über den 
ausdrücklichen Verzicht der Vertragsteile auf die Unterſchrift 
der Witwe H. und, ſoweit nach Ausführung des übrige 
Beweisbeſchluſſes noch erforderlich, über die Angemeſſenhei 
des Mietpreiſes. Der jetzt Bekl. und der Geſchäftsführer det 
OVG. beſtätigten als Zeugen, daß alle Beteiligten bei Ber 
tragsabſchluß gewußt hätten, daß die Witwe H. durch Emil 55 
vertreten wurde. Die Frage des Vorkaufsrechts erwies ſich als 
nicht weſentlich für den übrigen Vertragsabſchluß. Das or 
richt beſchloß dann die weitere Ausführung des Benel® 
beſchluſſes und vernahm einen Sachverſtändigen über den an 
gemeſſenen Mietpreis. I 
Durch Beſchluß v. 12. März 1934 unterbreitete das 1 
richt den Parteien einen Vergleichsvorſchlag. Dabei führte“?! 
aus, daß es für den Fall, daß ein gültiger Mietvertrag, * 
ſtünde, eine Vertragsmiete von 20000 AM vorſchlagen würde. 
Da hierüber jedoch Streit beſtehe, werde die Ermäßigung 24 
Miete auf 17000 RM vorgeſchlagen. Am 14. April 13 2 
ſchloſſen die Parteien einen gerichtlich protokollierten Ver, 
gleich, in dem fie die Fortſetzung des Mietverhältniſſes PT 
zum 30. März 1938 und die Ermäßigung der Miete au 
16 500 RM vereinbarten. 8 
Von einer Streitverkündung an den Bekl. wurde abge 
ſehen, weil er ſich bereit erklärt hatte, ſich wie einen Streit 
verkündeten behandeln zu laſſen. Grundſätzlich verweigen 
er die Anerkennung einer Erſatzpflicht, erklärte ſich aber b“. 
zu 16 000 RM zum Erſatz bereit. 8 
Nach Scheitern der Verhandlungen zwiſchen den Pat 
teien wurde nun als Teilſchaden gegen den Bekl. ein Betrag 
von 10000 AM eingeklagt. Die Klage wurde in zwei Rechte. 
zügen abgewieſen, vom LG., weil der Vergleich ein freiwillige. 
Verzicht der Kl. geweſen ſei, vom BG., weil zwar ein 3 
ſchulden des Bekl. und der Eintritt eines Schadens fee 
ſtellen ſeien, nicht aber erwieſen ſei, daß die Pflichtwidrig 
des Bekl. den Schaden verurfacht habe. 
NG. verwies zurück an das BG. „it 
Nach den in RZ. 80, 402 ff. — IM. 1912, 1101 NT, 
Nachweiſen entwickelten Rechtsgrundſätzen muß die Beurkt 5 
dung eines Rechtsgeſchäfts, das nach dem Geſetz zu jet fr 
Rechtswirkſamkeit der ſchriftlichen Form bedarf, alle weſeng 
lichen Teile des Rechtsgeſchäfts, alſo insbeſ. die Bezeichn d 
derjenigen Perſonen enthalten, die das Geſchäft ſchließen Abe 
für die es wirkſam ſein ſoll. Im Eingang der Vertragsurkun 
v. 9. Dez. 1927 iſt wohl die Witwe H. als Vormünderin ih 
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murder bei der Bezeichnung der Vermieter aufgeführt und be⸗ 
* daß ſie in der „in folgendem kurz 9... genannten“ 
0 "Mieterpartei mitbegriffen ſei. Ob jie aber beim Vertrags⸗ 
schluß vertreten war und welcher von den unterzeichneten 
3 O. in ihrem Namen handelte, iſt mit keinem Wort 
dingen Für die Auslegung des Rechtsgeſchäfts ſind aller⸗ 
dare da es eine Willenserklärung der Vertragſchließenden 
on llt, zur Ermittlung des Vertragswillens auch Umſtände, 
i außerhalb der Urkunde liegen, heranzuziehen, und es iſt 
Er. ihnen zu prüfen, ob die Beteiligten nach Maß und In⸗ 
für „res beiderſeitigen Wiſſens den niedergelegten Wortlaut 
weinen genügenden Ausdruck ihres Vertragswillens gehalten 


55 ihn deshalb gewählt haben, auch wenn darin der Ver⸗ 
gswille nicht für jeden Dritten deutlich erkennbar wird. 


on BG. hat feſtgeſtellt, daß alle Beteiligten wußten und 
Wicten, daß Emil H. den Vertrag zugleich in Vollmacht der 

we H. abſchließe. Es hat angenommen, daß die Parteien 
1 aubten, ihren Willen hinreichend zum Ausdruck ge⸗ 
1 t zu haben, da ſonſt die Vertreter der Mietpartei, die als 
oſſe ultragte eines fo bedeutenden und bekannten Unternehmens 
den ſactlich rechtskundig und geſchäftsgewandt geweſen ſeien, 
Urn, angel ſofort erkannt und gerügt hätten. Allein in der 
Abende iſt dieſer Vertragswille nicht nur nicht eindeutig, 
7 nicht einmal andeutungsweiſe in Erſcheinung ge⸗ 
vollſig Auch in NGZ. 96, 289 — ZW. 1920, 47 iſt die Un⸗ 
Te Händigkeit der Vertragsurkunde daraus hergeleitet, daß 
der Text nicht die geringſte Andeutung darüber enthalte, daß 
Wit ne Unterzeichnete als Vertreter einer Partei gehandelt 


ns kann hier aber offen bleiben, ob trotzdem der die Teil- 
eh der Vermieterpartei einzeln aufführende Eingang der 
gen hunde im Zuſammenhalt mit den Begleitumſtänden noch als 
Rinder ſchriftlicher Ausdruck des auf die Vertretung der 
Es de H. gerichteten Parteiwillens angeſehen werden kann. 
Forbenügt für die Entſch., feſtzuſtellen, daß die mangelhafte 
8 zum mindeſten erhebliche rechtliche Be⸗ 
auslztenngegen die Rechtsgültigkeit des Vertrags 
Bit mußte. Aus dieſem Grunde braucht auch nicht er- 
eren zu werden, ob der Vertrag wenigſtens die beiden an⸗ 
Miet Teilhaber der Vermieterpartei gebunden hat und ob der 
der partei mit dieſer Bindung ohne Verpflichtung der Kin⸗ 
2. gedient war. 
der mr vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedurfte 
nicht getvertrag nach 38 1822 Nr. 5, 1643 Abſ. 1 BGB. 
freilich weit er auf 10 Jahre abgeſchloſſen war. Er ſollte 
nicht auf weitere 5 Jahre als verlängert gelten, wenn er 
„ bechtzeitig gekündigt wurde. Allein die Unwirkſamkeit 
eite weiteren Bindung hatte nach § 139 BGB. nicht ohne 
dies die Unwirkſamkeit des Vertrags für die erſten 
. zur Folge (RG. 82, 124 JW. 1913, 687; RGg. 
gemach ArbG. 11, 335). Die Mietpartei hat nie geltend 
3 daß ſie den Vertrag ohne ſichere Bindung für weitere 
Einwand nicht abgeſchloſſen hätte und konnte einen ſolchen 
barkett d angeſichts der Vereinbarung der beiderſeitigen Künd⸗ 
nicht des Vertrags nach den erſten 10 Jahren wohl auch 
vorbringen. 


war Pr das den Kl. von der OVG. zu gewährende Darlehen 
des Gens dem Vertrag Hypothek zu beſtellen. Die Belaſtung 
nehm, undſtücks bedurfte der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
die gung nach 8 1821 Nr. 1 mit 8 1643 Abſ. 1 BGB, 
$ 1821 gahung der Verpflichtung zu der Belaſtung ebenſo nach 
ſchafts r. 3. Die Annahme des BG., daß die vormund⸗ 
uach gerichtliche Genehmigung nicht erforderlich war, weil 
IN Fr Abſ. 2 Hypotheken nicht zu den Rechten an 
terig ien i. S. des § 1821 Abſ. 1 gehören, iſt rechts 
Verf 85 enn die Belaſtung mit einer Hypothek iſt nicht die 
dier 1 5 über die Hypothek, ſondern über das Grundſtück. 
Verpfli ar deshalb zu prüfen, ob die Unwirkſamkeit dieſer 
techts chtung nach § 139 BGB. die Nichtigkeit des ganzen 
trags geſchäfts — auch in der Form eines bloßen Vorver⸗ 
mit 5 zur Folge hatte, ob alſo etwa die Darlehnshingabe 
ſollte wothekbeſtellung zum Ausbau des Mietobjekts dienen 
3 und ob die Parteien infolgedeſſen den Mietvertrag ohne 
arlehnsgeſchäft nebſt ſeiner Sicherſtellung nicht ab- 
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geſchloſſen hätten, und weiter, ob die Hypothek hinterher 
mit vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung beſtellt und da⸗ 
durch der Mangel des verpflichtenden Vertrags geheilt wurde, 
ſowie ob die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung dem 
Vertragsgegner rechtzeitig (8 1829 BGB.) mitgeteilt wurde. 
Das Rev. kann dieſe Feſtſtellungen nicht nachholen. 

Das BG. hat die Bedenken gegen die Formgültigkeit des 
Vertrags nicht für durchgreifend gehalten und hat dem Bekl. 
nur zum Vorwurf gemacht, daß er nicht für eine ganz 
zweifelsfreie Vertragsform geſorgt hat. 

Auch darin lag in der Tat ein Verſchulden des Bekl. 
Er hatte als Anwalt die Aufgabe, dem Vertrag eine ſichere 
Rechtsgrundlage zu geben, die eine Gefährdung ſeines Rechts⸗ 
beſtandes ausſchloß. Eine Unterſuchung, ob dadurch unab⸗ 
hängig von dem Vergleich in dem Prozeß der Kl. gegen die 
DAG. und die OVG. ein Schaden entſtanden iſt, iſt müßig. 
Denn die Kl. haben nur Schaden aus dem Prozeßvergleich 
geltend gemacht. 

Hier hat das BG. den urſächlichen Zuſammenhang ver⸗ 
neint. Der Prozeßvertreter der Kl. hätte den Rechtsbeſtand des 
Vertrags erkennen müſſen und hätte ſich darin auch nicht 
durch Bedenken des Gerichts irremachen laſſen dürfen. Das 
Gericht habe zudem durch die Ausführung ſeines zuerſt nur 
behelfsweiſe angeordneten Beweisbeſchluſſes über die Einrede 
des Mietwuchers zu erkennen gegeben, daß es den Mietvertrag 
für rechtswirkſam abgeſchloſſen angeſehen habe. Denſelben 
Standpunkt habe der Berichterſtatter in ſeinem zweiten, zu 
den Akten gegebenen Votum eingenommen. Auch die Faſſung 
des Vergleſchsvorſchlags durch das Gericht deute nicht auf 
das Gegenteil. Die Eingangsworte „für den Fall, daß ein 
gültiger Mietvertrag zwiſchen den Parteien beſtünde“, hätten 
nur den Sinn gehabt: „Wenn feſtſtände, daß ein gültiger 
Mietvertrag beſteht.“ Aber auch wenn das Gericht über die 
Wirkſamkeit des Vertrags irriger Meinung geweſen ſei, könne 
der Schadenserſatzanſpruch gegen den Bekl. nicht darauf ge⸗ 
ſtützt werden, da die Schadensentſtehung von der Betrachtung 
der wirklichen Rechtslage aus zu beurteilen ſei. 

Dieſen Ausführungen des BG. kann nach keiner Richtung 
beigepflichtet werden. Die rechtlichen Bedenken gegen die 
Formgültigkeit des Vertrags waren ſo erheblich, daß der Pro⸗ 
zeß bevollmächtigte der Kl., auch wenn unterſtellt wird, daß 
dem Erfordernis der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
nachgekommen war, bei aller Sorgfalt nicht wiſſen konnte, wie 
ſich das Gericht dazu ſtellen würde. Auf die vorläufige Stel⸗ 
lungnahme des Gerichts oder eines Beiſitzers kam gar nichts 
an. Ganz unverſtändlich iſt es, wie das BG. von ſich aus 
die Voten der Gerichtsmitglieder des Vorprozeſſes in die 
Verhandlung einführen und den Parteien bekanntgeben konnte. 
§ 299 Abſ. 3 ZPO. verbietet ausdrücklich die Mitteilung vor⸗ 
bereitender Arbeiten und der Abſtimmungen betreffenden 
Schriftſtücke an die Parteien. Deshalb und fachlich wegen ihrer 
grundſätzlichen Unverbindlichkeit waren fie für die Beurteilung 
der Erfolgsausſichten für die Parteien des Vorprozeſſes ganz 
unverwertbar. Daher können aber auch jetzt aus ihnen nicht 
irgendwelche Schlüſſe auf eine ſchuldhafte Empfehlung des 
Vergleichs durch den damaligen Prozeß bevollmächtigten der 
Kl. gezogen werden. Es kann weiter durchaus dahingeſtellt 
bleiben, ob die Faſſung des Vergleichsvorſchlags ſo ausgelegt 
werden kann, wie das BG. es tut, oder ob aus der Faſſung 
zu entnehmen iſt, daß das Gericht ſchließlich zur Ablehnung 
der Rechtswirkſamkeit des Vertrags geneigt war. Ausſchlag⸗ 
gebend iſt allein die unbeſtreitbare Unklarheit der damaligen 
Rechtslage. Auch die Berufung auf die Rſpr. über die Maß⸗ 
geblichkeit der wirklichen Rechtslage geht fehl. Sie wäre nur 
berechtigt, wenn der Schaden durch eine fehlſame Entſch. des 
Gerichts, nicht durch den Vergleich der Parteien entſtanden 
wäre. Deshalb konnte die Frage der objektiven Rechtswirk⸗ 
ſamkeit des Vertrags offen gelaſſen werden. Es genügte, daß 
durch die Schuld des Bekl. die Rechtslage undurchſichtig ge⸗ 
worden war. Den Kl. kann kein Vorwurf daraus gemacht 
werden, wenn ſie ſich bei dieſer Sachlage nicht auf die Rechts⸗ 
anſicht ihres Prozeßvertreters unter allen Umſtänden ver⸗ 
laſſen wollten, ſondern dem Vergleichsvorſchlag des Gerichts, 
der ausdrücklich damit begründet war, daß über den Rechts⸗ 
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beſtand des Vertrags Streit beſtehe, Gehör gaben. Selbſt wenn 
ſie ſich dazu vorſchnell entſchloſſen hätten, würde der adäquate 
Urſachenzuſammenhang zwiſchen dem Verſchulden des Bekl. 
und dem Schaden nicht unterbrochen. Es genügt, wenn der 
Schaden durch die als Urſache anzuſprechende Handlung in 
einer ihr gemäßen Richtung geförder: worden iſt und nicht 
nur aus beſonderen, ganz unwahrſcheinlichen und nach dem 
regelmäßigen Verlauf der Dinge außer Betracht zu laſſenden 
Umſtänden entſteht (RGZ. 133, 127 mit Nachweiſen JW. 
1931, 33135 m. Anm.). 

Das BG. hat weiter erwogen, daß die Kl. zu dem Ver⸗ 
gleich nicht genötigt geweſen ſeien, weil ſich der Bekl., der 
als vermögend bekannt geweſen ſei, bereit erklärt hätte, ſich 
als Streitverkündeten behandeln zu laſſen. Auch daraus läßt 
ſich nichts für die Unterbrechung des Urſachenzuſammenhangs 
ableiten. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Sorge der Kl. 
berechtigt war, daß der Bekl. zum Erſatz der beträchtlichen 
Schadensſumme ſchließlich doch nicht in der Lage geweſen 
wäre. Zu dem Vergleichsvorſchlag hatte er eine Stellungnahme 
verweigert. Ob er ſich nicht nachher doch darauf berufen 
mochte, daß die Kl. durch die Ablehnung des Vergleichs 
ſchuldhaft den Schaden vergrößert hätten, war nicht voraus⸗ 
zuſehen. Wenn ſie nicht die Gefahr einer erheblichen Koſten⸗ 
erhöhung durch die Fortführung des Prozeſſes und des gänz⸗ 
lichen Prozeßverluſtes im Vertrauen auf einen ſpäteren Erſatz 
durch den Bekl. übernehmen wollten, ſo iſt darin weder eine 
ſo außer aller Erfahrung liegende Handlung gegeben, daß 
dadurch der Urſachenzuſammenhang unterbrochen würde, noch 
ein Verſchulden oder auch nur Mitverſchulden der Kl. an dem 
Schaden zu ſehen, um ſo weniger, als ſich der Bekl. zwar 
einverſtanden erklärt hatte, daß ihm der Streit vorläufig 
nicht verkündet werde, aber gleichzeitig feine Regreßpflichl 
beſtritten und die Entſchließung über den gerichtlichen Ver⸗ 
gleichsvorſchlag ausdrücklich den Kl. überlaſſen hatte. Auch 
inſoweit hat das BG. die Begriffe des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs und des Verſchuldens verkannt. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 12. Febr. 1937, III 105/36.) 
[v. B.] 
(= RB. 154, 41.) 


Anmerkung: Im Intereſſe der von ihm vertretenen Partei 
muß ein Anwalt alles tun, was man nach Lage der Sache 
von ihm als einem gewiſſenhaften Rechtsanwalt verlangen 
kann. Dazu gehört, daß Verträge ſo vollſtändig, klar und ein⸗ 
wandfrei wie möglich abgefaßt werden. Alle weſentlichen Teile, 
insbef. die Bezeichnung und Vertretung der Vertragsparteien, 
müſſen darin enthalten ſein, die Formvorſchriften gewahrt ſein. 
Es iſt jedoch nicht immer möglich, dem Willen der Parteien 
gerecht zu werden und dabei dem Vertrage eine Grundlage 
zu geben, die rechtlich jeden Zweiſel ausſchließt. Häufig treten 
Zweifel auch erſt auf, wenn der Vertrag in Wirkſamkeit ge⸗ 
treten iſt, ſich die Sachlage verändert hat. 

Dem Tatbeſtand des Urteils nach hat der Bekl. ſchuldhaft 
gehandelt. Ob durch ſein Handeln, unabhängig von dem Ver⸗ 
gleich, den die Kl. geſchloſſen haben, ein Schaden entſtanden 
ſein könnte, iſt nach Anſicht des RG. müßig zu unterſuchen, 
weil die Kl. durch ihren Abſchluß des Prozeßvergleichs einen 
Schaden gehabt und dieſen geltend gemacht haben. Die Kl. 
haben den Vergleich aus freien Stücken geſchloſſen. Infolge 
dieſes Vergleichs liegt keine Entſch. des Gerichts darüber vor, 
ob ſonſt das Handeln des Bekl. einen Schaden verurſacht hätte. 

Dieſe Sachlage, Eintritt des Schadens durch einen Um⸗ 
ſtand, für den die Partei ſelbſt verantwortlich oder wenigſtens 
mitverantwortlich iſt (Vergleichsabſchluß) rechtfertigt es m. E. 
nicht, einem Anwalt eine Haftung ſchon dann aufzuerlegen, 
wenn durch ſeine Schuld eine Rechtslage undurchſichtig und 
zweifelhaft geworden iſt. Das würde eine unbillige und untrag⸗ 
bare Ausdehnung der Anwaltshaftung ſein. Nur bei tatſäch⸗ 
lichem Eintritt eines Schadens iſt der Rechtsanwalt haftbar, 
wenn er den Schaden verſchuldet hat. 

Ohne eine Prüfung, ob der vom Bekl. entworfene Ver⸗ 
trag rechtswirkſam war oder nicht, durfte m. E. über die Haf⸗ 
tung des Anwalts nicht entſchieden werden. Iſt der Vertrag 


„ 


rechtswirkſam, entfällt jede Haftung; iſt er unwirkſam, fo haftet 
der Anwalt für den entſtandenen Schaden. Der Vergleichs“ 
abſchluß hat nur im letzten Fall eine Bedeutung, und zwar mt 
die Höhe des Schadens. 


Bei Rechtsgültigkeit des Vertrags beſtand für die Kl. nach 
ſachlicher Beurteilung keine Veranlaſſung zum Vergleich. In 
ſofern gewinnt die Prüfung der wahren Rechtslage Bedeutung 
auch hinſichtlich des angemeſſenen urſächlichen Zuſammenhangs. 


Prof. Dr. Noack, Halle a. S. 


* 
2. RG. — 88 249 ff., 326, 677, 446, 434 B G B. 
Zur Frage der Erſatzpflicht der durch 


verſpätete Lieferung der Konnoſſement? 
entſtandenen Lagerkoſten. Unzuläſſig iſt der 
Einwand, daß der Schaden auch ohne die ſchä— 


digende Handlung entſtanden wäre. 
Schadenerſatz wegen Verſchuldens be! 
Vertragsſchluß entfällt, wenn das ſchuld? 


hafte Verhalten für den Abſchluß des Ber’ 
trages nicht urſächlich geweſen iſt. 
nad 


Bei Geſchäften, die ihrer Natur 
eigene oder fremde ſein können, entſcheidet 
der Wille des Handelnden darüber, ob für 
den anderen gehandelt wird. 


Der Übergang von Laſten der Kaufſache 
vollzieht ſich unabhängig vom Eigentum? 
erwerb des Käufers. 


Die Kl. hat von der Bekl. im Spätſommer 1934 wel 
Parlien Platahafer gekauft, die aus Argentinien nach Schwe⸗ 
den eingeführt waren, von den ſchwediſchen Mühlen aber al 
Anordnung ihrer Regierung wieder abgeſtoßen werden ſoll 
ten, weil die ſchwediſche Ernte zur Deckung des Bedarfs au?” 
reichte. Die erſte Partie von etwa 100 t hat die Kl. zum Preise 
von 15,25 dän. Kr. für 100 kg oik. Hamburg, zahlbar in Reichs 
mark gegen Verladedokumente, zu den Bedingungen des LM 
don Corn Trade Association Contract Nr. 41, die zweite 
Partie von 550/570 t zum Preiſe von 15 dän. Kr. für 100 KE 
einſchließlich Fracht und Verſicherung bis Hamburg, zahlbar ir 
Reichsmark gegen Aushändigung der Konoſſemente, zu we 
Bedingungen des Deutſch⸗Niederländiſchen Vertrages Nr. 2 9 
kauft. Die erſte Partie iſt am 12. Sept. 1934 mit dem Segel 
ſchiff „Werner“ in Hamburg eingetroffen und der Spediteur 
der Kl., der Firma B. & B. in Hamburg, am 13. Sept. Im 
gegen einen Revers ausgehändigt worden, in dem die Sped” 
teurin ſich zur ſofortigen Nachlieferung der Konnoſſemente v 
pflichtete und die Haftung für die Folgen der Aushändigung 
vor Übergabe der Konnoſſemente übernahm. Von der zweit 
Partie iſt ein Teil von 192 t mit dem Motorſegler „Margen 
am 14. Sept. 1934 in Hamburg eingetroffen und am 15. Se 
1934 der Firma B. & B. übergeben worden. Der Reſt * 
zweiten Partie iſt am 18. Sept. mit dem Motorſegler „gutzäll 
in Hamburg angekommen und der Firma B. & B. am 19. Ser 
1934 gegen einen Revers, in dem fie die Haftung für die 17 
gen der Aushändigung vor Auslieferung der Dokumente übe 4 
nahm, übergeben worden. Die Firma B. & B. hat den Hafe 
in Hamburg in dort liegende Standkähne eingelagert. PH 

Die Bekl. hat die Genehmigung der Deviſenſtelle zur tach 
zahlung des Hafers in deutſch⸗ſchwediſchen Claering erſt e 
längeren Verhandlungen erhalten. Aus dieſem Grunde at — 
die Konnoſſemente er Kl. für den im Segelſchiff Algo 
verfrachteten Hafer erſt am 30. Nov. 1934, für die Haferladun 
des Motorſeglers „Margrid“ am 20. Jan. 1935 und des Mo bat 
ſeglers „Luleälf“ am 29. Jan. 1935 übergeben. Der Halt n 
bis zum Mai 1935 im Hamburger Hafen gelagert und iſt v 
der Kl. dann dem inländiſchen Verkehr zugeleitet worden. 


Die Kl. verlangt von der Bekl. die Erſtattung der Ro 
die fie für die Lagerung des Hafers in dem im Hamburſ, 
Hafen liegenden Standkähnen in der Zeit bis zur Aberdeen 
der Konnoſſemente hat aufwenden müſſen. Sie hat dieſe of 15 
mit 960,73 He bei der Bezahlung der erſten Haferladung 
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110 1935 gekürzt, bei der Zahlung der Preiſe der zweiten 
55 dritten Ladung aber mitbezahlt, nachdem eine Vereinba⸗ 
Stra der Parteien darüber zuftande gekommen war, daß der 
keit darüber, wer zur Tragung dieſer Lagerkoſten verpflichtet 
gift um Rechtswege ausgetragen werden ſollte. Die Kl. be⸗ 
fett die Lagerkoſten der zweiten und dritten Ladung bis zur 
der Gabe der Dokumente auf 5605,96 % und verlangt von 
7 Bekl. die Zahlung dieſes Betrages. Sie macht zur Begrün⸗ 
gun der Klage geltend, daß die Bekl. die bis zur Aushändi⸗ 
1 der Konnoſſemente entſtandenen Lagerkoſten tragen müſſe, 
ie den Kaufvertrag erſt durch die Übergabe der Konnoſſe⸗ 
wo erfüllt habe. Erſt mit der Aushändigung der Konnoſſe⸗ 
ne lei das Eigentum auf fie übergegangen. Bis zu dieſem 
Koftpunkt habe der Hafer der Bekl. gehört, die deshalb auch die 
rk jeiner Aufbewahrung tragen müſſe. Wenn ſie (die Kl.) 
Fi Hafer durch ihre Spediteurin habe in Empfang nehmen und 
Gef gern laſſen, fo habe fie damit ein der Bekl. obliegendes 
eri t wahrgenommen, deſſen Aufwendungen ihr die Bell. 
Verben müſſe. Die Bekl. verlangt im Wege der Widerklage die 
Pretblung der Lagerkoſten, die die Kl. ihr bei Bezahlung des 
ne der erſten Ladung gekürzt hat. Sie hat ferner die Er⸗ 
e der Zinſen beanſprucht, die ſie an ihre ſchwediſchen 
rich ufer. für die verſpätete Zahlung des Kaufpreiſes hat ent⸗ 
95 en müſſen. Sie behauptet, ſie habe ſich vor dem Verkauf des 
8 an die Kl. bei der Reichsbank erkundigt, ob fie den 
9 des Hafers im deutſch⸗ſchwediſchen Claering bezahlen 
Tae, und die Auskunft erhalten, daß die Zahlung zuläſſig ſei. 
erſt lich ſei die Zahlung damals auch noch zuläſſig geweſen, 
rbenige Tage nachher ſeien die Beſtimmungen dahin geändert 
rin, en, daß argentiniſcher Hafer im deutſch⸗ſchwediſchen Elea- 
Ves nicht mehr bezahlt werden dürfe. Sie habe den Vertrag im 
fe rauen auf die Richtigkeit der erhaltenen Auskunft geſchloſ⸗ 
and könne nicht dafür verantwortlich gemacht werden, daß 
eich die Beſtimmungen geändert und ihr die rechtzeitige 
N ing des Kaufpreiſes dadurch unmöglich gemacht habe. Die 
ſie 85 ſelber eine Stelle des Reiches und handele argliſtig, wenn 
ihre ewinn daraus ziehen wolle, daß eine andere Reichsſtelle 
250 Vertragsgegnerin die rechtzeitige Erfüllung des Kauf⸗ 
habe ges mit den ſchwediſchen Lieferanten unmöglich gemacht 
fertia, Das Verlangen der Kl. ſei aber auch deshalb ungerecht⸗ 
Aushal weil die Kl. die Lagerkoſten auch im Falle rechtzeitiger 
Kl Andigung der Dokumente aufgewendet haben würde. Die 
‚abe den Hafer gekauft, um den nach Verbrauch der deut⸗ 
Sie unzulänglichen Haferernte eintretenden Bedarf zu decken. 
der e den Hafer auch im Falle rechtzeitiger Aushändigung 
abend anoſſemente bis in den Mai hinein im Hamburger Hafen 
gabe d gern laſſen. Sie habe alſo durch die verſpätete Über- 
unge ei Konnoſſemente keinen Nachteil erlitten und würde einen 
agerkogtlertigten Gewinn erzielen, wenn ſie einen Teil der 
Bor, 'ſten auf fie abwälzen könnte. Die Kl. beſtreitet, daß die 
enn der Reichsbank die Auskunft über die Zuläſſigkeit der 
Clearing des argentiniſchen Hafers im deutſch⸗ſchwediſchen 
Wege ung erhalten hat. Sie behauptet, die Bezahlung auf dieſem 
derka ua bereits unzuläſſig geweſen, als die Bekl. ihr den Hafer 
Sor 1 habe. Die Bekl. habe bei Anwendung der erforderlichen 
erfüllalt wiſſen müſſen, daß fie den Kaufvertrag nicht rechtzeitig 
Shen, konnte, und hafte ihr für den durch die verſpätete 
ndigung der Dokumente entſtandenen Schaden. Sie be⸗ 
tumen daß ſie den Hafer auch bei ſofortiger Übergabe der Do⸗ 
ſi = eingelagert haben würde, und führt hierzu aus, es laſſe 
bald 5. nicht mehr feſtſtellen, ob fie den Hafer dann nicht als⸗ 
ſchwier zun Verkehr zugeführt haben würde. Für die Deviſen⸗ 
werden gkeiten der Bekl. könne ſie nicht verantwortlich gemacht 


in wenns LG. hat die Klage abgewieſen und der Widerklage 
kosten 1 Hattgegeben, als die Bekl. die Erſtattung der Lager⸗ 
au der erſten Ladung fordert. Die weitergehende Widerklage 
i Maitung der an die ſchwediſchen Verkäufer gezahlten Zin⸗ 


kei das Ach. abgewieſen. Die Berufung und Rev. der Kl. hat⸗ 
einen Erfolg. 


Bekl Dem Schadenserſatzanſpruche der Kl. wegen Verzuges der 
\ Erfüllung ihrer Vertragspflichten ſteht die das 
indende tatſächliche Feſtſtellung des BG. entgegen, daß 


der Kl. ein Schaden nicht entſtanden iſt. Das BG. folgert aus 
der Ausſage des Zeugen B., daß der von der Kl. gekaufte Hafer 
auch dann in Standkähne eingelagert worden ſein würde, wenn 
die Bekl. der Kl. die Konoſſemente rechtzeitig übergeben hätte, 
weil das in jedem Falle einer Getreideanlieferung ſo üblich ge⸗ 
weſen ſei. Es führt aus, daß die Kl. einen Verzugsſchaden des⸗ 
halb nur dann geltend machen könnte, wenn ſie nachzuweiſen 
vermöchte, daß die Dauer der Lagerung durch die verzögerte 
Lieferung der Dokumente beeinflußt ſei. Einen ſolchen Beweis 
habe die Kl. nicht erbracht und könne ſie offenbar nicht erbrin⸗ 
gen. Aus der Angabe ihres eigenen Vertreters in der münd⸗ 
lichen Verhandlung und der Ausſage des Zeugen B. ergebe ſich, 
daß der Hafer auch nach der Auslieferung der Dokumente noch 
monatelang, nämlich bis zum Mai 1935, in den Standkähnen 
verblieben ſei. Die Kl. behaupte auch gar nicht, daß ſie ur⸗ 
ſprünglich eine andere Verfügung über den Hafer beabſichtigt 
habe, die durch das ſpätere Eintreffen der Konnoſſemente ver⸗ 
hindert worden ſei. Die wirtſchaftspolitiſche Aufgabe der Kl. als 
Reichsſtelle habe darin beſtanden, durch den Ankauf ausländi⸗ 
ſchen Getreides einen Lagerbeſtand zu ſchaffen, der erſt nach 
Erſchöpfung der heimiſchen Ernte vor Zufluß des Ertrages der 
neuen Ernte dem Verbrauch zugeführt werden ſollte. Es habe 
alſo von vornherein feſtgeſtanden, daß anch der von der Bekl. 
gekaufte Hafer, gleichgültig wann die Kl. die Konnoſſemente 
dafür erhielt, bis zum Frühjahr 1935 eingelagert bleiben ſollte. 
Zwar habe die Kl. gelegentlich Getreidemengen, die im Ver⸗ 
hältnis zu ihrem Geſamtvorrat eine unbedeutende Rolle ſpiel⸗ 
ten, ſchon in den Wintermonaten 1934/35 dem Verbrauch zu⸗ 
geführt. Aber die Kl. habe gar nicht den Verſuch gemacht, zu 
beweiſen, daß fie den von der Bekl. gekauften Hafer bei recht⸗ 
zeitiger Aushändigung der Dokumente dem Verbrauch früher 
zugeführt haben würde, als es dann tatſächlich geſchehen ſei. 


Beachtliche prozeſſuale Rügen hat die Rev. gegen die tat⸗ 
ſachliche Feſtſtellung der BG. nicht erhoben. Ihr Einwand, daß 
das BG. die Beweislaſt verkannk habe, iſt nicht berechtigt. Wenn 
die Bekl. dem Schadenserſatzanſpruch der Kl. mit der Behaup⸗ 
tung begegnet, daß die Kl. die Lagerkoſten für den Hafer in 
derſelben Höhe auch dann aufgewendet haben würde, wenn ihr 
die Dokumente ſchon bei der Ankunft des Hafers ausgehändigt 
wären, ſo erhebt ſie damit nicht die Einrede der allgemeinen 
Argliſt, wie die Rev. meint. Sie beſtreitet vielmehr, daß der 
Kl. durch ihren angeblichen Verzug bei der Aushändigung der 
Konnoſſemente ein Schaden entſtanden iſt. Gegenüber dieſem 
Beſtreiten war es Sache der Kl., den Beweis dafür zu erbrin⸗ 
gen, daß ſie durch die verſpätete Auslieferung der Dokumente 
einen Schaden erlitten habe. Die Kl. hat aber, wie das BG. 
mit Recht hervorhebt, ſelber gar nicht behaupten können, daß 
ſie den Hafer weniger lauge hatte lagern laſſen, wenn ſie die 
Dokumente von der Bekl. früher erhalten hätte. Sie hat in 
dieſer Hinſicht nur geltend gemacht, es ließe ſich nicht mehr 
feſtſtellen, ob der von der Bekl. gelieferte Hafer dem Verbrauch 
nicht früher zugeführt worden wäre, wenn ſie die Konnoſſe⸗ 
mente rechtzeitig erhalten hätte. Die Behauptung der bloßen 
Möglichkeit, daß der Hafer dem Verkehr früher hätte zugeführt 
werden können, genügte zur Begründung des von der Kl. wegen 
der Lagerkoſten geltend gemachten Schadenserſatzanſpruchs nicht. 
Die Kl. mußte vielmehr, wie das BG. mit Recht darlegt, be⸗ 
weiſen, daß ſie gerade den von der Bekl. gelieferten Hafer 
früher in den Verkehr gebracht hätte, wenn ſie die Konnoſſe⸗ 
mente früher erhalten hätte. Einen ſolchen Beweis hat die Kl. 
nicht erbracht. Sie hat nicht einmal die zur Begründung ihres 
Schadenserſatzanſpruchs erforderlichen Behauptungen aufgeſtellt. 


Fehl geht auch der Einwand der Rev., die Begründung 
des BU. verſtoße gegen den in der Rſpr. des RG. entwickelten 
Rechtsſatz, wer einen anderen durch eine widerrechtliche Hand⸗ 
lung geſchädigt habe, könne dem Schadenserſatzanſpruch nicht 
mit der Behauptung begegnen, daß der gleiche Schaden auch 
ohne ſeine Handlung durch ein ſpäter eingetretenes Ereignis 
herbeigeführt fein würde (RG. 141, 365 = JW. 1933, 2383 3 
2641; vgl. auch RG3. 144, 80 [84] = VW. 1934, 15648, 
1904 RG. 147, 134 = ZW. 1935, 1617 ; RGUrt. v. 5. Okt. 
1934, III 85/4). Im vorl. Fall hat das BG. nicht feſtgeſtellt, 
daß der Kl. der gleiche Schaden, wie fie ihn durch den Ver— 
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zug der Bekl. erlitten habe, durch ein ſpäter eingetretenes Er⸗ 
eignis zugefügt worden wäre. Es hat vielmehr feſtgeſtellt, daß 
der Kl. ein Schaden überhaupt nicht entſtanden iſt. Es bedarf 
deshalb nicht der Erörterung, ob der in den angeführten Entſch. 
aufgeſtellte Grundſatz in vollem Umfonge aufrechterhalten wer⸗ 
den kann. Ebenſowenig kommt, wie die Rev. meint, nach der 
feſtgeſtellten Sachlage eine Vorteilsausgleichung in Frage. 

Nun hat die Kl. ihren Schadenserſatzanſpruch wegen der 
Lagerkoſten nicht nur auf den Verzug der Bekl., ſondern auch 
auf die Behauptung geſtützt, daß der Bekl. ein Verſchulden beim 
Vertragsſchluß zur Laſt falle. Sie führt aus, die Bekl. habe wiſ⸗ 
ſen müſſen, daß ſie von der Deviſenſtelle die Genehmigung zur 
Zahlung des Kaufpreiſes an ihre ſchwediſchen Verkäufer im 
deutſch⸗ſchwediſchen Clearing nicht erhalten werde und habe ſich 
deshalb zur Aushändigung der Dokumente bei Ankunft der 
Ladung nicht verpflichten dürfen. Dann würde es zum Abſchluß 
des Kaufvertrages nicht gekommen ſein und die Lagerkoſten 
wären ihr dann nicht erwachſen. Auch dieſer Schadenerſatz⸗ 
anſpruch ſcheitert an den tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. 
Denn das BG. ſtellt feſt, daß die Kl. den Kaufvertrag mit der 
Bekl. auch dann geſchloſſen haben würde, wenn ſie beim Ver⸗ 
tragsſchluß gewußt hätte, daß die Bekl. ihr die Konnoſſemente 
nicht ſogleich, ſondern erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkt werde 
verſchaffen können. Es erwägt hierzu, daß das Angebot der 
Bekl. eine beſonders günſtige Kaufgelegenheit dargeſtellt habe, 
welche ſich die Kl. nicht hätte entgehen laſſen. Der Hafer ſei 
von den ſchwediſchen Mühlen abgeſtoßen worden, weil die ſchwe⸗ 
diſche Regierung nur die Verarbeitung der ausreichenden hei⸗ 
miſchen Ernte zugelaſſen habe. Auf ſpätere Lieferung würden 
ſich die ſchwediſchen Mühlen bei gleichem Preiſe nicht eingelaſ⸗ 
ſen haben. Da Deutſchland im Jahre 1934 in Futtergetreide 
eine Mißernte gehabt habe, habe die Kl. Futtergetreide in gro⸗ 
ßem Umfange einführen müſſen und würde deshalb den ihr 
von der Bekl. angebotenen Hafer in jedem Falle gekauft haben. 
Inwiefern dieſe Begründung, wie die Rev. meint, den all⸗ 
gemeinen Denkgeſetzen widerſprechen ſoll, iſt nicht einzuſehen. 
Der von der Rev. aufgeſtellte Satz, daß niemand eine Ware zu 
einem beſtimmten Lieferungstermine kaufe, wenn feſtſtehe, daß 
dieſer Termin nicht eingehalten werden konne, trifft für 
einen Fall, in dem der Käufer entſcheidendes Intereſſe daran 
hat, daß er die Ware erhält, während ihm der Lieferungstermin 
gleichgültig iſt, nicht zu. Wenn die Rev. geltend macht, es ſei 
nicht geklärt, zu welchem Preiſe ſie den Hafer in einem ſpä⸗ 
teren Zeitpunkt hätte kaufen können, ſo überſieht ſie, daß es 
Sache der Kl. war, zur Begründung ihres Schadenerſatzan⸗ 
ſpruchs zu beweiſen, daß ſie den Hafer zum gleichen Preiſe 
auch ſpäter noch hätte kaufen können. 

Auch die Begründung, mit der das BG. einen Anſpruch 
der Kl. aus auftragloſer Geſchäftsführung verneint, läßt einen 
rechtlichen Irrtum nicht erkennen. Das BG. führt hierzu aus, 
die Kl. habe mit der Einlagerung des Hafers gar nicht ein 
fremdes Geſchäft i. S. des 8677 BGB. betrieben, ſondern ihre 
allereigenſten Geſchäftsintereſſen verfolgt. Daß die Kl. ſelber da⸗ 
mals dieſer Auffaſſung geweſen ſei, erhelle daraus, daß ſie ſich 
die Zuſtimmung der Bekl. trotz der naheliegenden Möglichkeit 
nicht beſchafft habe. Sie habe die Einlagerung auch nicht der 
Bekl. alsbald angezeigt und ihre weitere Entſchließung abgewar⸗ 
tet, obwohl ſie als auftragloſe Geſchäftsführerin dazu verpflich⸗ 
tet geweſen wäre. Die Kl. berrungsverwahrung rechtskräftig erledigt worden ſei, da es 
nach Art. 5 Nr. 1 GewohnhVerbrG. die Sicherungsver⸗ 
wahrung hätte anordnen können, aber davon, ohne die 
Frage überhaupt zu erörtern, abgeſehen habe; deshalb könne 
im jetzigen Verfahren über dieſe Frage nicht von neuem 
entſchieden werden. 


Dieſer übrigens auch von Amts wegen zu beachtende 
rechtliche Geſichtspunkt muß dazu führen, das angefochtene 
Urteil aufzuheben und das jetzige Verfahren auf nachträg⸗ 
liche Anordnung der Sicherungsverwahrung für unzuläſſig 
zu erklären. 


Das BG. war bei Erlaß ſeines Urt. v. 15. Jan. 1934 
in der Lage, auf Grund des Art. 5 Ziff. 1 Gel. v. 24. Nov. 
1933 die Sicherungsverwahrung anzuordnen. Es hat dieſe 
Anordnung unterlaſſen, ohne daß ein Grund hierfür er⸗ 
ſichtlich iſt. Es hätte ſie, auch ohne daß ſeitens der StA. ein 
Antrag geſtellt war, treffen müſſen, da alle formellen und 
materiellen Vorausſetzungen zur Anordnung nach Art. 5 
Ziff. 1, wie das angefochtene Urt. i. Verb, m. dem Urt. 
v. 15. Jan. 1934 ergibt, ſchon damals vorlagen. Nament⸗ 
lich war das BG. nicht etwa durch das Verbot des § 331 
StPO. behindert, die Sicherungsverwahrung anzuordnen. 
Wie der Senat in RGSt. 69, 76 = JW. 1935, 959 im 
Anſchluß an die dort angeführte Rſpr. des 1. und 4. Str⸗ 
Sen. angenommen hat, gelten zwar an ſich die Beſtimmun⸗ 
gen der 88 331 und 358 StPO. auch für die daſelbſt nicht 
ausdrücklich ausgenommenen Maßnahmen der Sicherung und 
Beſſerung. Da aber Art. 5 Ziff. 2 GewohnhVerbrG. gegen- 
über den vor dem 1. Jan. 1934 erlaſſenen Urt. hinſicht⸗ 
lich der Sicherungsverwahrung die Rechtskraft überhaupt 
durchbricht, muß gegenüber dieſen Urt. um ſo mehr das nur 
eine beſchränkte Rechtskraft ſchaffende Verbot der ref. in 
pejus zurücktreten. 


Gegenüber dem am 19. Okt. 1933 ergangenen SchöffG⸗ 
Urt., das auf Sicherungsverwahrung noch nicht erkennen 
konnte, griff das Verbot des § 331 Abſ. 2 StPO. hinſichtlich 
der Anordnung der Sicherungsverwahrung daher nicht durch. 


Nach der Rſpr. des RG. ſind die für den Verbrauch 
der Strafklage geltenden Rechtsgrundſätze auch auf Urt., die 
auf Anordnung der Sicherungsverwahrung und ähnliche 
Maßnahmen lauten, anzuwenden (8 429 b StPO.: RGEt. 
68, 169 — JW. 1934, 1573; 383 — JW. 1935, 429°; 
392 — JW. 1935, 4301). Der als „Tat“ i. S. der Straf⸗ 
klage in Betracht kommende Sachverhalt iſt bei der Siche⸗ 
rungsverwahrung, daß der Angekl. ein gefährlicher Ge⸗ 
wohnheits verbrecher ift, deſſen Sicherungsverwahrung für die 
öffentliche Sicherheit erforderlich iſt. Die Vorverurteilungen 
ſind dafür nur Beweisunterlagen. Dadurch, daß in dem die 
nachträgliche Sicherungsverwahrung anordnenden Urt. aus 
Art. 5 Ziff. 2 andere Beweisunterlagen verwendet werden 
als in dem früheren Urt., das aus Art. 5 Ziff. 1 auf Siche⸗ 
rungsverwahrung hätte erkennen können, wird der Sach⸗ 
verhalt (die „Tat“) nicht zu einem anderen. Der Verbrauch 
der Strafklage durch ein Strafurteil, das nach Art. 5 Ziff. 1 
auf Sicherungsverwahrung hätte erkennen können, kann nicht 
deshalb entfallen, weil in dem neuen Verfahren nach Art. 5 
Ziff. 2 andere Vorſtrafen herangezogen werden. Es iſt daher 
auch unerheblich, ob dieſe Vorſtrafen in dem früheren Straf⸗ 
verfahren, das zur Verurteilung nach 88 20a, 42 e StGB. 
hätte führen können und müſſen, irgendwie verwertet wor⸗ 
den ſind (etwa zur Rückfallfeſtſtellung oder Strafzumeſſung) 
oder ob ſie in jenem Verfahren gar nicht beachtet ſind. Es 
muß von der StA. und dem Gericht verlangt werden, daß 
eine erſchöpfende Würdigung der Frage, ob die Vorbeſtrafun⸗ 
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gen des Angekl. die Anwendung der Sicherungsverwahrung 
zulaſſen und erfordern, angeſtellt wird, ſobald die Klage 
wegen einer vor dem 2. Jan. 1934 begangenen Tat er⸗ 
hoben und über ſie entſchieden wird. 

Wenn demnach wie im vorliegenden Falle in einem 
rechtskräftig gewordenen Urteil die Sicherungsverwahrung 
nach Art. 5 Ziff. 1 angeordnet werden konnte und mußte, 
aber nicht angeordnet worden iſt — ſei es, daß ſie aus⸗ 
drücklich abgelehnt oder daß ſie übergangen iſt, und gleich⸗ 
viel, ob alle Vorſtrafen dem Gericht bekannt waren oder 
nicht —, fo iſt die Strafklage für die Sicherungsverwahrung 
verbraucht. 

Der nachträglichen Anordnung der Sicherungsverwahrung 
nach Art. 5 Ziff. 2 Gewohnh Verbr. ſteht ein nach dem 
1. Jan. 1934 erlaſſenes Urt. dann nicht entgegen, wenn das 
erkennende Gericht aus verfahrensrechtlichen Gründen eine 
ſachliche Entſcheidung über die Sicherungsverwahrung über⸗ 
haupt abgelehnt hat (RCSt. 68, 394 JW. 1935, 5414). 
Ebenſowenig kann ein nach dem 1. Jan. 1934 ergehendes 
Urt. dann für die Frage der Anordnung der Sicherungs⸗ 
verwahrung Rechtskraftwirkung äußern, wenn die abgeurteilte 
Tat nicht als kennzeichnend für die Eigenſchaft des Täters 
als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher angeſehen worden iſt, 
da es dann ja rechtlich gar nicht auf Sicherungsverwahrung 
erkennen konnte. Umgekehrt hindert ein im nachträglichen 
Verfahren die Sicherungsverwahrung ablehnendes Urt. nicht 
eine neue Entſcheidung über dieſe Maßnahme, wenn ſpäter 
eine nach dem 1. Jan. 1934 begangene neue Tat abzuurteilen 
iſt. Denn dem Gericht wird dann eine Verfehlung als Grund 
für die Maßregel unterbreitet, die noch gar nicht berück— 
ſichtigt werden konnte, als jenes Urt. im nachträglichen 
Sicherungsverfahren gemäß Art. 14 AGGewohnhVerbrG. er- 
laſſen wurde. 

Keiner dieſer Ausnahmefälle iſt in vorliegender Sache 
gegeben. Durch das am 15. Jan. 1934 in der Sache 1 Krs L. 
30/33 gegen den Angekl. erlaſſene BU. iſt demnach der Ver⸗ 
brauch der Strafklage für die Sicherungsverwahrung ein- 
getreten. 


(2. Sen. v. 21. März 1935; 2 D 41/35.) 


* 


* 11. 88 42 b, k, n, 51 StGB. Sind gegen einen 
Angekl. die Vorausſetzungen für ſeine Unter⸗ 
bringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt und 
zugleich für ſeine Entmannung gegeben, ſo iſt 
nur eine dieſer beiden Maßnahmen anzuorduen, 
wenn ſie zum Schutze der öffentlichen Sicherheit 
gegen die ganze Gefahr ausreicht. Nur wenn keine 
von beiden Maßnahmen allein ausreicht, ſind 
ſie beide nebeneinander anzuordnen. 


Die Rev. ficht nur die Anordnung der Entmannung an, 
das angefochtene Urteil läßt aber einen Rechtsirrtum in dieſer 
Hinſicht nicht erkennen. Auch §S 42 b StGB. iſt nicht verletzt 
worden. Iſt bei einem Angekl. die Fähigkeit, das Unerlaubte 
ſeiner Tat einzuſehen, oder, wie das LG. hier feſtſtellt, die 
Fähigkeit, nach dieſer Einſicht zu handeln, aus einem der in 
§ 51 Abſ. 1 StGB. angegebenen Gründe erheblich vermindert, 
fo hat das Gericht nach der zwingenden Vorſchrift des 8 42 b 
Abſ. 1 StGB. die Unterbringung des Angekl. in einer Heil⸗ 
oder Pflegeanſtalt anzuordnen, wenn die öffentliche Sicherheit 
es erfordert. Iſt der Angekl. zugleich ein über 21 Jahre alter 
gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher i. S. des §S 42 k StGB., fo 
kommt nach dem Ermeſſen des Tatrichters auch die Anordnung 
der Entmannung in Frage, und zwar ebenfalls unter der 
Vorausſetzung, daß es die öffentliche Sicherheit erfordert 
(NEE. 68, 230; ZW. 1934, 206122, 1935, 4319). Jede die⸗ 
ſer beiden Maßnahmen ſoll die Offentlichkeit vor den Gefahren 
ſchützen, die aus einer beſtimmten abnormen Eigenart eines 
Angekl. entſpringen. Reicht keine von ihnen allein aus, um 
die in zweifacher Richtung gehenden Gefahren wirkſam zu 
bekämpfen, ſo ſind beide nebeneinander anzuordnen. Das Geſetz 
ſieht dieſe Möglichkeit ausdrücklich vor (§ 42 n StGB.). Reicht 
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eine der beiden Maßnahmen zum Schutze der öffentlichen 
Sicherheit gegen die ganze Gefahr aus, ſo iſt nur ſie anzu⸗ 
ordnen. Die öffentliche Sicherheit erfordert dann die Anord⸗ 
nung der anderen nicht mehr; es fehlt alſo dann eine Voraus⸗ 
ſetzung für dieſe Maßnahme. Dies gilt auch für die Unter⸗ 
bringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt, trotz des zwingen⸗ 
den Charakters der Vorſchrift des §S 42 b StGB., denn der 
Zwang beſteht nur, wenn die öffentliche Sicherheit die Unter⸗ 
bringung erfordert. Ob eine von beiden Maßnahmen zum 
Schutze der öffentlichen Sicherheit ausreicht, und gegebenen⸗ 
falls welche von beiden, oder ob beide Maßnahmen neben“ 
einander angeordnet werden müſſen, damit die öffentliche 
Sicherheit wirkſam geſchützt werde, iſt eine Frage, die der 
Tatrichter nach erſchöpfender Aufklärung des Sachverhalts 
und unter Benutzung aller ſich bietenden Erkenntnisquellen 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu beantworten hat (Urt. 
3 D 91/35, nachſtehend Nr. 12). Soweit man aus den 
Urteilen RGSt. 68, 165; JW. 1934, 29761 und 1935, 
4313 etwas anderes entnehmen konnte, wird dieſe Rechtsauf⸗ 
faſſung auch von den Senaten, die dort erkannt haben, nicht 
aufrechterhalten. 

Das LG. führt aus, die Entmannung verſpreche, wenn 
auch nicht mit völliger Gewißheit, jo doch mit hoher Wahr 
ſcheinlichkeit, die offenbar ſo groß war, daß ſie das LG. einer 
Gewißheit gleichſetzen durfte, daß der ungeſunde Trieb des 
Angekl. ſtark geſchwächt, vielleicht ſogar zum Erlöſchen ge 
bracht werde. Die Str. ſieht alſo nach der Entmannung die 
Geſahr für die öffentliche Sicherheit in vollem Umfange als 
beſeitigt an. Irgendwelche ſchädlichen Folgen werde die Ent⸗ 
mannung für den Angekl. nicht haben, jo jagt das Urteil. 
Daß der Angekl. bei den jetzigen und den früheren Vergehen 
gegen 8 183 StGB. zur Erregung oder Befriedigung ſeines 
Geſchlechtstriebes gehandelt hat, ſtellt das LG. ausdrücklich 
feſt. Wenn der Angekl. zur Zeit der letzten Tat erſt 20 Jahre 
und 10 Monate alt war, ſo ſtand das der Entmannung ni 
entgegen. Zur Zeit der Anordnung dieſer Maßnahme hatte er 
das 21. Lebensjahr überſchritten. Daß der Angekl. ſich darauf 
berufen hätte, er ſei durch einen körperlichen Fehler behindert, 
den Beiſchlaf auszuüben, ergibt ſich nicht aus dem angefoch⸗ 
tenen Urteil, und wenn es dies vorgebracht hätte, fo iſt ni 
erſichtlich, daß das LG. dieſen Umſtand nicht gewürdigt hätte, 
Eines beſonderen Ausſpruchs darüber im Urteil bedurfte es 
nicht. 

Andererſeits ſtellt das LG. mit ausführlicher Begr. fell 
daß die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt die 
Offentlichkeit nicht gegen die Gefahren, die der ungeſunde Ge⸗ 
ſchlechtstrieb des Angekl. mit ſich bringt, ſchützen würde. Die 
Begr. enthält nicht allgemeine Erwägungen, ſondern ſtellt 5 
auf den Angekl. und die Art ſeines Geſchlechtstriebes Or 
Wenn auch die Angeſtellten der Heil- und Pflegeanftalt nich 
zu der Offentlichkeit gehören, die vor dem Angekl. durch Unter? 
bringung in einer Anſtalt geſchützt werden ſoll, ſo iſt doch 
kein Rechtsfehler darin zu erblicken, wenn das LG. ausführt, 
in einer Anſtalt werde ſich der Trieb des Angekl. nicht 1 
nicht vermindern, ſondern ganz erheblich ſteigern, ja derar 
die Oberhand gewinnen, daß der Angekl. Mittel und Wege 
finden werde, aus der Anſtalt zu entweichen, um dann er 
recht eine Gefahr für die Offentlichkeit zu werden. 

Danach erforderte die öffentliche Sicherheit die eur 
mannung des Angekl., nicht aber feine Unterbringung in eine 
Heil⸗ und Pflegeanſtalt. 


(3. Sen. v. 25. März 1935; 3 D 41/35.) 


* 


12. 88 42 b, k, n, 51 Abſ. 2 StGB. Die Anord- 
nung der Entmannung hat zur Vorausſetzu zg 
daß die öffentliche Sicherheit ſie erfordert. S 9 
iſt ins Auge zu faſſen, wenn die Unterbringun 
des Angekl. in einer Heil⸗ oder Pflegeanſeg 
zur Beſeitigung der von ihm ausgehenden ne 
fahr nicht ausreichend erſcheint. Wenn die une 
bringung auch neben der Entmannung angeor 
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net werden kann, ſo iſt letztere doch dann allein 
zuläſſig, wenn ſie ſchon für ſich vollen Erfolg 
verſpricht. 
8 Nach den Feſtſtellungen treffen auf den BeſchwF. die 
orausſetzungen des $ 51 Abſ. 2 StGB. zu. Demgemäß iſt er 
11 50 zu einer nach § 44 Abſ. 4 daſelbſt ermäßigten Strafe 
Erurteilt worden. Unter dieſen Umſtänden hätte jedoch die 
SER, nicht an der Prüfung der Frage vorübergehen dürfen, 
ob nicht gem. § 42 b StB. die Unterbringung des Angekl. 
in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt anzuordnen ſei. Hierbei 
wären folgende Geſichtspunkte zu beachten geweſe: 
Die Unterbringung eines nach §8 51 Abſ. 2 StGB. ver⸗ 
mindert zurechnungsfähigen Täters in einer Heil⸗ oder 
Iflegeanſtalt (kurz „Unterbringung“) iſt nach § 42 b StGB. 
zwingend vorgeſchrieben, ſoweit die öffentliche Si⸗ 
Derheit es erfordert. Dieſe Vorausſetzung iſt erfüllt, 
1 0 von dem Täter weitere nicht unerhebliche Angriffe auf 
ſrafrechtlich geſchützte Güter zu erwarten find und dieſe Ge⸗ 
ahr auf andere Weiſe — etwa durch eine im Einzelfall zu⸗ 
gelaſſene andere „Maßregel der Sicherung und Beſſerung“ — 
nicht gebannt werden kann. Iſt z. B. der vermindert zurech⸗ 
nungsfähige Angekl. ein „gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher“, 
ergibt ſich alſo aus den Straftaten und der ſich in ihnen offen⸗ 
arenden Perſönlichkeit des Täters, daß weitere Sittlichkeits⸗ 
verbrechen oder vergehen der im 8 42 k StGB. erwähnten 
Art von ihm zu erwarten ſind, und daß er deshalb eine Ge⸗ 
fahr für die öffentliche Sicherheit bedeutet, fo kommt als 
1 gerungs⸗ und Beſſerungsmaßnahme auch die Entmannung 
0 Frage. Dieſe Maßregel iſt zwar nicht zwingend vorgeſchrie⸗ 
gen, ſondern aus den in der Begründung zum Gewohnh⸗ 
ent dargelegten Gründen nur in das Ermeſſen des Ge⸗ 
St geſtellt (Reichsanzeiger v. 27. Nov. 1933 Nr. 277 ©. 2). 
„buch wird der Tatrichter jedoch nicht der Verpflichtung 
othoben, den Sachverhalt auch in der Richtung zu prüfen, 
nicht nach den beſonderen Umſtänden des Falles gerade von 
er Entmannung des Täters der erſtrebte Erfolg zu erwarten 
ein würde. Die Anordnung der Entmannung iſt nun, wenn 
6 auch im §S 42 k StGB. — anders als im Art. 5 Nr. 3 
an wohn9 Verbrch. — nicht ausdrücklich gejagt wird, ebenfalls 
in die Vorausſetzung geknüpft, daß die öffentliche Si⸗ 
Yerheit fie erfordert. Daraus folgt, daß fie nicht in 
zetracht kommt, wenn nach der Überzeugung des Tatrichters 
de „Unterbringung“ als die den Umſtänden nach geeignete 
5 genügende Sicherungs⸗ und Beſſerungsmaßregel anzu⸗ 
ſehen ift; denn ſolchenfalls erfordert die öffentliche Sicher⸗ 
it nicht die Entmannung. Genügt jedoch nach der beſon⸗ 
eren Geſtaltung des Falles die „Unterbringung“ nicht zur 
Jeſeitigung der von dem Täter ausgehenden Gefahr, jo iſt 
de Anordnung der Entmannung ins Auge zu faſſen. Beide 
90 aßregeln können nach S 42 n StGB. nebeneinander ange- 
. net werden. Dies wird ſich insbeſ. dann empfehlen, wenn 
de mach den Umſtänden mit dem Eintritt der vollen Wirkung 
Br Eutmannung erſt nach einem beſtimmten Zeitraum zu 
a men iſt; die Vorſchriften des 8 42 Abſ. 3 und 4 StGB. 
Sn lichen es alsdann dem Vollſtrer. ($$ 462, 463 a 
de PS.) den Entmannten zur geeignet erſcheinenden Zeit aus 
ſich Anſtalt zu entlaſſen. Andererſeits bleibt für den Fall, daß 
110 die Entmannung aus unvorhergeſehenen Gründen nach⸗ 
fall h als unausführbar erweiſt, wenigſtens die — nötigen⸗ 
1 8 dauernde — „Unterbringung“ als Sicherungsmaßnahme 
ar Liegt der Fall jedoch fo, daß einerſeits die „Unter⸗ 
REN zur Beſeitigung der Gefahr nicht ausreicht, andrer⸗ 
en aber die Entmannung — ſchon für ſich allein — vollen 
* olg verſpricht, ſo iſt nur die Entmannung, nicht etwa noch 
en die „Unterbringung“ anzuordnen; denn dieſe wäre 
chenfalls überflüſſig und zwecklos, alſo nicht im Intereſſe 
vorlöffentlichen Sicherheit erforderlich. Wann ein ſolcher Fall 
& legt, hat der Tatrichter nach erſchöpfender Aufklärung des 
kenchverhalts und unter Benutzung aller ſich bietenden Er⸗ 
ſcheibnis quellen nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen zu ent⸗ 
handen. Hierbei kann es ſich natürlich nur um ſolche Fälle 
11 eln, in denen die „Gefährlichkeit“ des vermindert zurech⸗ 
umabsfähigen Täters ausſchließlich auf dem im $ 42 k StGB. 
grenzten geſchlechtlichen Gebiete liegt. 
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Als Ergebnis der bevorſtehenden Betrachtungen iſt hier⸗ 
nach feſtzuſtellen, daß rechtsgrundſätzlich die Entmannung 
eines nach § 51 Abſ. 2 StGB. vermindert zurechnungsfähigen 
„gefährlichen Sittlichkeitsverbrechers“ (8 42 kx StGB.) ſelb⸗ 
ſtändig und nicht etwa nur neben der Unterbringung in einer 
Heil⸗ oder Pflegeanſtalt (88 42 b und n StGB.), angeordnet 
werden kann. Die Urteilsgründe müſſen jedoch ſtets erkennen 
laſſen, daß die Frage der „Unterbringung“ erwogen und 
1 von der Anordnung dieſer Maßregel abgeſehen wor⸗ 

en iſt. 

Soweit den Urt.: RGSt. 68, 165 = JW. 1934, 1653, 
5 D 43/34 und 4 D 873/34 eine andere Rechtsauffaſſung ent⸗ 
nommen werden könnte, haben die betreffenden Sen. erklärt, 
nicht an ihr feſthalten zu wollen. 

Das angef. Urt. ordnet die Entmannung des Angekl. an, 
ohne die Frage der Unterbringung in einer Heil- oder Pflege⸗ 
anſtalt zu erörtern; die angeordnete Maßnahme war ſomit 
aufzuheben. Ihrer neuen Entſch. wird die Strͤ. die vor⸗ 
ſtehend erörterten Geſichtspunkte zugrunde zu legen haben. 
Sollte ſie dabei zu dem Ergebnis gelangen, daß die Unter⸗ 
bringung des Angekl. in einer Heil- oder Pflegeanſtalt neben 
der Entmannung geboten ſei, ſo würde eine entſprechende 
Anordnung keine unzuläſſige Strafſchärfung enthalten ($ 358 
Abi. 2 StPO.). 


(3. Sen. v. 14. März 1935; 3 D 91/35.) W. 
* 


** 13. 851 StGB.; 88 343 Abſ. 1, 352 Ab ſ. 1 StPO. 
Wurde die Rev. allein auf irrige Auslegung 
des 851 Abſ. 2 StGB. geſtützt, jo iſt das Rev. 
nicht befugt, das angefochtene Urteil auch aus 
§ 51 Abſ. 1 StG B. zu prüfen und gegebenenfalls 
aus dieſem Geſichtspunkt aufzuheben. Das RG. 
gibt damit die vom Fer StrSen. im Urteil vom 
24. Juli 1934: J W. 1934, 2913 eingeleitete Rſpr. 
wieder auf. 7) 


I. Der Beſchw§. iſt wegen Verbrechen und Vergehen im 
Amte zu zwei Jahren Geſamtzuchthausſtrafe verurteilt wor⸗ 
den. Er rügt lediglich rechtsirrige Verneinung des 8 51 
Abſ. 2 StGB. und führt dazu u. a. aus, er ſei durch die 
Nichtanwendung dieſer Beſtimmung beſchwert, weil anderen⸗ 
falls die Möglichkeit beſtanden haben würde, auf Gefängnis 
zu erkennen. Daraus ergibt ſich, daß der BeſchwF. das Urt. 
im Schuldausſpruch hinnehmen will und nur eine ihm 
günſtigere Entſch. im Strafmaß anſtrebt. 

II. Es erhebt ſich daher vor allem die Frage, ob eine 
Rev., die ſich nur darauf ſtützt, daß der Tatrichter eine „er⸗ 
hebliche Verminderung“ der Zurechnungsfähigkeit i. S. des 
§ 51 Abſ. 2 StGB. aus Rechtsirrtum für nicht vorliegend 
erachtet habe, allgemein oder wenigſtens unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen auf das Strafmaß wirkſam beſchränkt bleiben 
kann oder ob ſie rechtsnotwendig auch die Nachprüfung der 
Anwendung des $ 51 Abſ. 1 erfordert und dann die Schuld⸗ 
frage ſelbſt erfaßt. 

Bei der Beantwortung dieſer Frage muß von der ver⸗ 
fahrens rechtlichen Lage ausgegangen werden, wie ſie 
für den Angekl. beſteht, der vom Erſtrichter für ſchuldig er⸗ 
kannt und zu Strafe verurteilt worden ift. Die StPO. gibt 
ihm mit den Rechtsmitteln der Berufung und der Rev. Be⸗ 
helfe an die Hand, mit denen er die ihm nachteilige Entſch. 
anfechten kann, und überläßt es — abgeſehen von den Be⸗ 
ſtimmungen der 88 296 Abſ. 2, 301 SPD. — grundſätzlich 
ihm ſelbſt, ob er davon Gebrauch machen will oder nicht. 
Der Angekl. bleibt auch inſoweit Herr des gegen ihn ge⸗ 
richteten Verfahrens, als er darüber verfügen kann, in 
welchem Umfang er das zuläſſige Rechtsmittel einlegen will, 
ſofern überhaupt in der anzufechtenden Entſch. rechtlich von⸗ 
einander abtrennbare Teile vorhanden ſind. Andererſeits 
verbietet die StPO. dem Rechtsmittelrichter grundſätzlich, das 
angefochtene Urt. weiter nachzuprüfen, als die Anfechtungs⸗ 
anträge des Angekl. gehen (88 316 Abſ. 1, 318, 327, 343 
Abſ. 1, 352 Abſ. 1 StPO.). Eine Beſchränkung der An⸗ 
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fechtung iſt ſtets dann zuläſſig und als ſolche wirkſam, wenn 
ſich als Gegenſtand der Anfechtung ein ſolcher Teil der Ent⸗ 
ſcheidung darſtellt, der losgelöſt und getrennt von den nicht 
angefochtenen Entſcheidungsteilen eine in ſich ſelbſtändige 
Prüfung und Beurteilung zuläßt (RGSt. 42, 241; 52, 342; 
65, 296). Dies trifft in aller Regel auf das Verhältnis der 
Schuldfrage zu der Straffrage zu. Die Beſchränkung des 
Rechtsmittels auf die Straffrage hat dann zur Folge, daß 
nicht nur der Schuldſpruch ſelbſt, ſondern auch alle die Feſt⸗ 
ſtellungen, auf die er geſtützt iſt, der Nachprüfung durch den 
Rechtsmittelrichter entzogen find (vgl. HöchſtRRſpr. 1930 
Nr. 580). Hat z. B. der einer gefährlichen Körperverletzung 
ſchuldig erkannte Angekl. ſeine Berufung ausdrücklich und 
zweifelsfrei auf das Strafmaß beſchränkt und begehrt er 
lediglich die ihm bisher verſagte Zubilligung mildernder 
Umſtände, ſo kann das BG. ſelbſt dann nicht auf Frei⸗ 
ſprechung erkennen, wenn es bei der Nachprüfung der für die 
Frage mildernder Umſtände bedeutſamen Tat⸗ und Begleit⸗ 
umſtände findet, daß etwa ein der Tat unmittelbar vor⸗ 
ausgegangenes und für ſie urſächlich gewordenes Verhalten 
des Verletzten gegenüber dem Angekl. in Wahrheit den Täter 
in eine gerechte Notwehrlage verſetzt habe. Nicht anders ver⸗ 
hält es ſich mit der Frage der Zurechnungsfähigkeit. Auch 
ſie iſt ein Element der Schuld des Täters; die Schuldfrage 
kann nur bejaht werden, wenn der Tatrichter etwa auf⸗ 
tauchende Zweifel an der Zurechnungsfähigkeit des Täters 
bei der Urteilsfindung für unbegründet erachtet hat. Dem⸗ 
gemäß hat die Beſchränkung des Rechtsmittels auf die Straf⸗ 
frage zur Folge, daß auch die Zurechnungsfähigkeit des 
Angekl. für den Rechtsmittelrichter rechtskräftig feſtſteht und 
nicht mehr zum Gegenſtand ſeiner Entſcheidung gemacht wer⸗ 
den kann; dies ſelbſt dann nicht, wenn er bei der erneuten 
Würdigung der ſeiner Nachprüfung noch unterſtehenden Teile 
der angefochtenen Entſch. zu der Auffaſſung kommen ſollte, 
daß der Erſtrichter die Zurechnungsfähigkeit des Angekl. zu 
Unrecht bejaht habe. An dieſer Rechtsauffaſſung hat das 
RG. in ſtändiger Rſpr. feſtgehalten (vgl. z. B. DRZ. 1930 
Rſpr. Nr. 225). Dieſe Wirkung beruht auf der verfahrens⸗ 
rechtlichen Natur und der Ausgeſtaltung der Rechtsmittel 
ſelbſt und hat mit dem ſachlichen Recht an ſich nur inſoweit 
zu tun, als die Frage der Trennbarkeit der einzelnen Teile 
der angefochtenen Entſch. auf Grund ſachlich- rechtlicher Unter⸗ 
lagen zu löſen iſt. 

Daran hat ſich im Weſen der Sache auch nichts geändert 
durch die Neufaſſung des bisherigen § 51 (S jetzt § 51 Abſ. 1) 
StGB. und die Neueinführung des 8 51 Abſ. 2 StGB. 
(Art. 3 Nr. 4 Gewohnh Verbr.). Denn an der bisherigen 
geſetzlichen Feſtlegung des Begriffes der Zurechnungsfähig⸗ 
keit als ſolcher wollte der Geſetzgeber — abgeſehen von dem 
neu hinzugekommenen Merkmal der „Geiſtesſchwäche“ — 
nichts ändern, er wollte dieſen Begriff nur im Einklang mit 
den von der Rſpr. und der ärztlichen Wiſſenſchaft hierüber ent⸗ 
wickelten Grundſätzen näher umſchreiben. Ebenſo war auch 
die „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ der Strafrechtspflege 
ſchon vorher bekannt und als Strafzumeſſungsgrund all- 
gemein in Gebrauch. Darüber, daß es ſich bei § 51 Abſ. 2 
um eine außerhalb der Schuldfeſtſtellung liegende und nur 
die Strafe betreffende Beſtimmung handelt, kann auch ſchon 
der Wortlaut dieſer Vorſchrift keinen Zweifel laſſen; denn. 
ſie gibt dem Richter lediglich die Möglichkeit, die Strafe 
nach den Vorſchriften über die Beſtrafung des Verſuchs zu 
mildern, falls er eine der dort näher bezeichneten Vor⸗ 
ausſetzungen für gegeben erachtet. Dieſe Vorausſetzungen der 
Zulaſſung einer Strafmilderung ſind in Wahrheit nahe ver⸗ 
wandt mit gewiſſen beſonderen Strafermäßigungsgründen 
anderer Strafvorſchriften; mit ſolchen teilen ſie auch die 
Eigentümlichkeit, daß ſie im Einzelfalle ſehr nahe an die 
Schuldfrage rühren können, ohne ſie indeſſen in ihrem Kern 
zu treffen (vgl. z. B. die Beſtimmungen des § 213 StGB. 
und des § 98 MilStGB. in ihrem Verhältnis zur Frage 
der Notwehr). Auch in § 51 Abſ. 2 StGB. läßt der Geſetz⸗ 
geber die Möglichkeit einer milderen Beſtrafung des Täters 
im Einzelfalle zu, wenn und weil beſondere, außerhalb des 
geſetzlichen Tatbeſtandes der einzelnen ſtrafbaren Handlung 
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liegende Umſtände vorhanden ſind, nämlich weil es einem 
beſtimmten Täter an gewiſſen perſönlichen Fähigkeiten un 
Eigenſchaften, ſei es im Verſtande („Fähigkeit, das Un⸗ 
erlaubte der Tat einzuſehen“) oder ſei es im Willen („Fähig⸗ 
keit, nach dieſer Einſicht zu handeln“) in etwas gebricht, weil 
bei dieſem Täter die genannten Eigenſchaften zwar ihrem 
Weſen nach vorhanden, aber doch ihrem Grade nach nicht ſo 
ſtark ausgeprägt ſind wie bei einem voll zurechnungsfähigen 
Täter. Allerdings bleibt zu beachten, daß die Beſtimmung 
des Abſ. 2 mit der des Abſ. 1 des S 51 in einem inneren 
Zuſammenhange ſteht, der ſeinen Grund darin hat, daß auch 
eine „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ immerhin noch eine 
„Zurechnungsfähigkeit“ iſt, und der auch in der Wortfaſſung 
der beiden Abſätze zum Ausdruck kommt: Dieſelbe Fähigkeit, 
„das Unerlaubte der Tat einzuſehen“, und ebenſo die Fähig⸗ 
keit, „nach dieſer Einſicht zu handeln“, find auch nach Abſ. 1 
Vorausſetzungen dafür, ob der Täter überhaupt zurechnungs⸗ 
fähig und damit ſchuldig iſt oder nicht; und ebenſo ſind die 
Gründe, aus denen dieſe Fähigkeiten fehlen oder nur in er⸗ 
heblich vermindertem Grade vorhanden ſein können, in beiden 
Vorſchriften dieſelben (vgl. die Wendung in Abſ. 2: „aus 
einem dieſer Gründe“). Andererſeits aber behält jeder der 
der beiden Abſätze des § 51 StGB. doch ſeine ſelbſtändige 
Stellung und Bedeutung. Die ſelbſtändige Bedeutung des 
Abſ. 1 zeigt ſich darin, daß der Richter zunächſt lediglich 
die Vorausſetzungen des Abſ. 1 nachzuprüfen hat und daß er 
mit deren Verneinung die Unterſuchung der Täterperſönlich⸗ 
keit, ſoweit ſie als allgemeines Schuldelement in Betracht 
kommt, abſchließen und ſich nunmehr der Straffrage zuwenden 
kann. Die ſelbſtändige Bedeutung des Abſ. 2 offenbart ſich 
darin, daß auch innerhalb der Straffrage der Richter ſich 
mit der Frage der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift nur dann 
zu befaſſen hat, wenn Anzeichen dafür vorhanden find (8 155 
Abſ. 2 SPD.) oder Umſtände dafür geltend gemacht werden 
(8 267 Abſ. 2 StPO.), daß die feſtgeſtellte Zurechnungs⸗ 
fähigkeit des Täters ihrem Grade nach erheblich vermindert 
ſei; bejaht er eine ſolche erhebliche Verminderung, dann kann 
er den ihm ſonſt für die Ahndung der Tat vorgeſchriebenen 
Strafrahmen verlaſſen und die Strafe nach einem beſonderen 
Rahmen ermäßigen. 


Aus dieſer ſelbſtändigen Bedeutung, welche die beiden 
Abſätze des 8 51 StGB. gegeneinander haben, und aus der 
Tatſache, daß der Abſ. 2 dem Richter lediglich einen geſetz, 
lichen Strafermäßigungsgrund zur Verfügung ſtellt, ergibt 
fi, daß ein Rechtsmittel grundſätzlich auf die Frage der Ahr 
wendung des 851 Abſ. 2 wirkſam beſchränkt werden kann. 
Auch dieſe Vorſchrift gliedert ſich in die allgemein hinſicht⸗ 
lich ſtraferhöhender oder ſtrafmindernder Umſtände beſtehende 
Regel ein, die dahin beſtimmt werven kann: Liegen die be 
ſonderen Umſtände in Merkmalen der Tat ſelbſt begründet, 
dann iſt eine Beſchränkung des Rechtsmittels unzuläſſſig (ſo 
z. B. bei den Erſchwerungsgründen des 8351 StG B., bei 
der Gewerbsmäßigkeit der Begehung nach § 260 StGB., bei 
der bandenmäßigen Begehung und der Verübung mit Wal” 
fen i. S. der §§ 146, 148 VZollG.); liegen fie dagegen in 
äußerlich zur Tat hinzutretenden Umſtänden oder in be⸗ 
ſonderen Eigenſchaften oder Verhältniſſen des Täters Di 
gründet, dann iſt die Beſchränkung zuläſſig und wirkſam ſo 
3. B. bei der Reizung i. S. des § 213 StGB., § 98 Mil⸗ 
StGB., beim Rückfall nach §8 244, 264 StGB.). 


III. Die ordentlichen StrSen. des RG. haben ſich bisher 
wohl in anderem Zuſammenhange mit der ſachlich⸗ rechtlichen 
Frage des Verhältniſſes zwiſchen Abſ. 1 und 2 des 8 51 
StGB. befaßt, aber nicht mit der im vorliegenden Falle zur 
Entſcheidung ſtehenden verfahrensrechtlichen Frage der Be⸗ 
ſchränkbarkeit einer auf Verletzung des § 51 Abſ. 2 geſtützten 
Reviſion. Dieſe letztere Frage liegt nur der Entſch. des er“ 
Sen.: JW. 1934, 29134 zugrunde; aber an die Entid- 
eines FerSen. ift der jetzt erk. Sen. überhaupt nicht gebunden. 
In der Entſch. ZW. 1934, 291415 lag eine ſachlich un⸗ 
beſchränkte Rev. vor. Dort hatte der Erſtrichter „die Frage, 
ob die Vorausſetzungen des 851 StGB. auf den Angell- 
zutreffen könnten, geprüft und rechtlich bedenkenfrei verneint, 
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dagegen nicht geprüft, ob etwa die Vorausſetzungen des 851 
(bi. 2 in Frage kommen könnten“; der FerSen. hat deshalb 
1 Urt. nur im Strafausſpruch aufgehoben und iſt dabei 
nr Erwägungen ausgegangen, die ſich mit der hier vom 
Ve: Sen. dargelegten Auffaſſung über das ſachlich⸗rechtliche 
Nerhältnis des Abſ. 2 zum Abſ. 1 des 851 StGB. decken. 
wen der Entſch. 3 D 391/34 v. 23. April 1934 war die Rev. 
Ar die Anordnung der Unterbringung in einer Heil⸗ oder 
29 1 geanſtalt nach § 42 b StGB., bei der Entſch. JW. 1934, 
er auf die Anordnung der Sicherungsverwahrung be⸗ 
Körkuft; ſchon deshalb binden dieſe Entſch., ſoweit darin 
N wa eine abweichende Rechtsauffaſſung vertreten ſein ſollte, 
103 letzt erk. Sen. nicht. Durch Urt. 2 D 1194/34 v. 1. Nov. 
3084 wurde das angefochtene Urt. auf unbeſchränkte Rev. 
Fre in vollem Umfang aufgehoben, weil der Erſtrichter die 
anage der Zurechnungsfähigkeit überhaupt rechtsirrig nur 
Eu der Grundlage des § 51 a. F. geprüft hatte. In den 
zutſch. JW. 1934, 3284 und 1. D 1500/34 hat der 1. Str⸗ 
der das angefochtene Urt. auf Grund der Verfahrensrüge 
er Verletzung des § 155 Abſ. 2 StPO. im vollen Umfang 
gehoben. Nach alledem bedarf es zur Entſch. im vorliegen- 
en Falle nicht des in 8 136 GVG. vorgeſehenen Verfahrens. 


IV. Allgemein beſteht noch Anlaß zu folgenden Be— 
merkungen: 
90 Von der hier erörterten Rechtsfrage wohl zu unterſchei⸗ 
aun, nd ſolche Fälle, wo das eingelegte Rechtsmittel rein 
Viberlich, dem Buchſtaben nach betrachtet, auf die Rüge der 
ſichlezung des § 51 Abſ. 2 StGB. beſchränkt erſcheint, wo 
505 aber aus dem Sinn und der dafür gegebenen Begrülie 
ie ergibt, daß der BeſchwF. das Urt. auch in der Schuld- 
babtellung angreift, ſo z. B. wenn er rügt, der Erſtrichter 
Ei den Rechtsbegriff der „Handlungsfähigkeit“ oder der 
05 inſichtsfähigkeit“ überhaupt verkannt. Denn die Frage, 
ein Rechtsmittel, das ſich äußerlich nur auf einen be- 
ben ten Beſchwerdepunkt bezieht, auf dieſen beſchränkt blei- 
1 oder weitere Teile der Entſch. und gar den Schuldſpruch 
Due ergreifen will, bemißt ſich nach dem erkennbaren Sinn 
insb Ziel des Rechtsmittels (vgl. RGSSt. 67, 29). So iſt 
; eſ. bei der Auslegung einer mit dem Verlangen „mil⸗ 
gt Beſtrafung“ begründeten Berufungsrechtfertigung große 
An icht im Hinblick auf die Möglichkeit geboten, daß der 
def gell. ſich in Wirklichkeit durch die Feſtſtellung eines Tat⸗ 
ſtandsmerkmales für beſchwert erachtet. 


q V. Im vorliegenden Falle beſtehen rechtliche Bedenken 
deen das Urt., ſoweit es ſich mit der hier ſchon auf Grund 
nac anlaſſung des Angekl. erforderlich geweſenen Prüfung 
Yu 3 51 Abf. 2 StGB. befaßt: Die Str. gibt zunächſt die 
A ffaſſung des Sachverſtändigen D. wieder, daß bei dem 
ugekl. zwar die Fähigkeit, das Unerlaubte ſeiner Tat ein⸗ 


faſeben, in vollem Umfang vorhanden, daß aber die Fähig⸗ 


U 
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lil ſein Handeln nach feiner Einſicht zu beſtimmen, erheb- 
ji „u rabgemindert geweſen ſei. Die Str. bemerkt dazu, 


ie letzterem nicht beiſtimmen, fie folge vielmehr dem 
ion ten des Sachverſtändigen W. Was fie aber im An⸗ 
Gut an dieſes Gutachten und zur Widerlegung des erſten 
doch tens weiter ausführt, ift in ſich widerſpruchsvoll oder 
nah zum mindeſten unzulänglich, weil es ſich nahezu aus⸗ 
ſezun los wiederum nur mit der erſten der beiden Voraus⸗ 
jaht gen des § 51 Abf. 2 befaßt und nur dieſe Fähigkeit be⸗ 
voll die ja auch ſchon der erſte Sachverſtändige als „in 
IL Par Umfange vorhanden“ angenommen hatte. Denn das 
und ſagt, der Angekl. habe ſeinen Dienſt „mit voller Einſicht 
ming erſtandeskraft“ ausgeübt, von einer erheblichen Herab⸗ 
auch Se „ſeiner Einſichtsfähigkeit“ könne keine Rede fein, 
Hebfim Urt, wie er vorgegangen fei, ſpreche gegen eine er⸗ 
& vo Verminderung „feiner Einſichtsfähigkeit“; namentlich 
und „au, Urkundenfälſchungen habe er „mit klarer Überlegung 
Vor dielſicherer Verſtandesſchärfe“ gehandelt. Von der zweiten 
gan Ausſetzung des § 51 Abſ. 2 ſpricht das Urt. nur einmal 
neh beiläufig, indem es nämlich ſagt, es ſei nicht anzu⸗ 
ſeine en, daß der Angekl. „feinen Willen nicht mehr nach 
1 verſtandesmäßigen Einſicht leiten konnte“. Damit iſt 

nur der — ſchon bei der Prüfung aus 8 51 Abſ. 1 
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StGB. verneinte — völlige Ausſchluß der Handlungsfähig⸗ 
keit verneint, die Frage aber, ob die — vorhandene — 
Handlungsfähigkeit „erheblich vermindert“ geweſen ſei, keines⸗ 
wegs beantwortet. Auch die Begründung, die die Str. für 
ihre letzterwähnte Annahme gibt, iſt bedenklich; denn ſie über⸗ 
ſieht, daß „die gefühlsmäßigen Bindungen“, in denen der 
erſte Sachverſtändige den Grund für eine erhebliche Ver⸗ 
minderung der Handlungsfähigkeit des Angekl. erblickt, auf 
den Angekl. nicht bei der Verrichtung feines Dienſtes über⸗ 
haupt einzuwirken brauchten, ſondern nur dann und gerade 
dann, wenn wieder einmal die Verſuchung an ihn heran⸗ 
trat, ſich aus „ſeinem übergroßen Mitleid und feiner Weich- 
heit gegen ſeine Tochter“ an amtlichen Geldern zu vergreifen, 
um die von der geiſteskranken Tochter angerichteten Schäden 
zu erſetzen. 

Die Ausführungen des angefochtenen Urt. vermögen 
daher die Annahme der Str., daß bei dem Beſchwß. die 
„Fähigkeit, nach dieſer Einſicht zu handeln“, nicht erheblich 
gemindert geweſen ſei, nicht zu tragen. Dieſer Rechtsfehler 
führt zu der von der Rev. erſtrebten Aufhebung des Urt. 
im Strafausſpruch und zwar ſowohl hinſichtlich der erkannten 
Einzelſtrafen wie auch der daraus gebildeten Geſamtſtrafe. 


(4. Sen. v. 8. Jan. 1935; 4 D 981/34.) W.] 
„Teilabdruck = RGSt. 69, 110.0 


Anmerkung: Das RG. hat am 24. Juli 1934 (JW. 1934, 
2913 14) ein Urteil erlaſſen, das bedeutungsvolle Ausführungen über 
das Verhältnis der beiden Abſätze des § 51 SGB. zueinander ent- 
hält. Es heißt darin, daß 8 51 Abſ. 2 zwar nur das Strafmaß be- 
treffe, daß indeſſen der hier behandelte Strafminderungsgrund ein 
„Ausfluß aus der unteilbaren Täterperſönlichkeit ſei“, die Täter⸗ 
perſönlichkeit nur einer einheitlichen Unterſuchung unterſtellt werden 
könne und demgemäß die Nachprüfung des Strafminderungsgrundes 
des § 51 Abſ. 2 zwangsläufig auch diejenige der Schuldfrage i. ©. 
des § 51 Abſ. 1 miterfaſſen müſſe. Dies ſollte auch dann gelten, wenn 
eine Rev. nur die irrige Auslegung des 851 Abſ. 2 geltend mache. 

Gegen dieſe Auffaſſung kämpfte ich in meinem Aufſatze: 
JW. 1934, 2885 unter Ausführungen ſowohl zu 851 Abſ. 1 u. Abi. 2 
Stch B. wie vor allem unter der Darlegung an, daß die Rſpr. des 
RG. ſeit langer Zeit an der Teilbarkeit von Schuld⸗ und Straf⸗ 
feſtſetzung feſtgehalten habe, daß das erwähnte Urteil dieſe Rſpr. auf⸗ 
gebe und die von der StPO. (88 316, 318, 327, 343, 352) aus⸗ 
drücklich vorgeſehene Möglichkeit, ein Rechtsmittel zu beſchränken, 
und die vom Geſetz hieran angeknüpfte Umgrenzung des Prüfungs⸗ 
rechts ſowie der Prüfungspflicht des Rechtsmittelgerichts völlig miß⸗ 
achte. Überzeugt von der Unhaltbarkeit der reichsgerichtlichen Auf⸗ 
faſſung hatte ich am Schluſſe meiner Abhandlung die Zuverſicht 
ausgeſprochen, das RG. werde nicht umhin können, bei neuer Gelegen- 
heit ſeinen Standpunkt einer Überprüfung zu unterziehen. Dieſe Nach⸗ 
prüfung hat das RG. in dem obigen Urteil vorgenommen, mit dem 
Erfolge, daß es die in der Entſch. v. 24. Juli 1934 niedergelegte 
Rechtsanſicht über die Unmöglichkeit der Beſchränkung einer Rev. 
auf die Frage der Anwendung des § 51 Abſ. 2 StGB. wieder auf- 
gibt, und zwar aus den gleichen Gründen, wie ich ſie in meinem 
Aufſatz entwickelt hatte. Das RG. erkennt nunmehr in ſachlich⸗recht⸗ 
licher Beziehung die ſelbſtändige Stellung und Bedeutung der beiden 
Abſätze des § 51 SGB. an und ferner verfahrensrechtlich die Be⸗ 
ſchränkbarkeit einer auf Verletzung des 8 51 Abſ. 2 gerichteten Reviſion. 

Von beſonderer Bedeutung iſt dabei der Satz, das RG. habe ſich 
bisher wohl in anderem Zuſammenhang mit der — obenerwähnten — 
ſachlich⸗rechtlichen Frage befaßt, aber nicht mit der hier Bolt Ent- 
ſcheidung ſtehenden verfahrensrechtlichen Frage der Beſchrankbarkeit 
einer Rev., die nur einen Verſtoß gegen § 51 Abſ. 2 StOB. behaupte. 
Das RG. knüpft an dieſen Satz die Folgerung, es bedürfe im vorl. 
Falle nicht der in § 136 GVG. vorgeſehenen Anrufung der ver⸗ 
einigten Strafſenate. Nach dieſer Richtung können Bedenken nicht 
unterdrückt werden. Die Entſch. v. 24. Juli 1934 ſowohl wie die 
obige ſtellen keineswegs allein auf die verfahrensrechtliche Seite ab, 
ſondern bringen dieſe in engſten Zuſammenhang mit der ſachlich⸗ 
rechtlichen. Nach dem Urt. v. 24. Juli 1934 ſind die beiden Abſätze 
von $51 StGB. fo unteilbar, daß ſogar die ſtrafprozeſſualen Beſtim⸗ 
mungen ihnen gegenüber keine Macht haben ſollen, wonach die geſetz⸗ 
lich anerkannte Beſchränkbarkeit von Rechtsmitteln die Teilbarkeit 
ihrer Nachprüfung zur Folge hat. Daß die Erörterung des Grades 
der Zurechnungsfähigkeit einen untrennbaren Teil der Schuldfrage 
betreffe, hat der 3. StrSen. am 23. April 1934: HöchſtRRſpr. 1934 
Nr. 1417 und am 11. Juni 1934: ZW. 1934, 2913 06, der 2. StrSen. 
am 1. Nov. 1934 (2 D 1210/34), der 1. StrSen. am 15. Jan. 1935 
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(1 D 1500/34) ausgeſprochen. Wollte der 4. StrSen. im obigen Urteil 
von dieſer Rechtsmeinung abgehen, ſo hätte er wohl das Verfahren 
nach § 136 GVG. einſchlagen müſſen. 

Wie erwähnt, ſtellt ſich der 4. StrSen. auf den Standpunkt, 
die ſtrafprozeſſuale Frage nach der Trennbarkeit von Schuld⸗ 
und Straffrage ſei der entſcheidende Punkt in jener Entſch. v. 24. Juli 
1934: JW. 1934, 291314. So beſchränkt, glaubt er der Prozeßlage 
keinen Anlaß entnehmen zu ſollen, den Weg des 8 136 GVG. zu be⸗ 
ſchreiten. Denn er weiſt darauf hin, daß jene Entſch. v. 24. Juli 1934 
von einem Ferienſenat ſtammt. Es mutet gewiß nicht ſchön an, wenn 
das NG. fo fein eigenes Kind verleugnet. Aber längſt ſchon find 
ſolche und ähnliche Hinweiſe Beſtandteile der reichsgerichtlichen Rſpr., 
die immer wieder da auftauchen, wenn ſich das RG. vom horror 
pleni gepackt fühlt. Gegen ſolche Ausflüchte laſſen ſich zwar ernſte 
rechtliche Bedenken erheben (vgl. Fuchs: 28.1927, 83 ff.), aber zu⸗ 
zugeben iſt, daß 8 136 GVG. einen ſolchen umſtändlichen und vor 
allem zeitraubenden Apparat vorſieht, daß jeder Senat den begreif⸗ 
baren Wunſch haben muß, den Aufruf weiterer Senate möglichſt zu 
vermeiden. Hier eröffnet ſich für die kommende Reform die dankbare 
Aufgabe, die Wahrung der Rechtseinheit auf bequemere Weiſe erreich⸗ 
bar zu machen. 

In Wahrheit hätte jetzt die Notwendigkeit zur Anrufung der 
vereinigten Strafſenate auf ſeiten des 1. Str Sen. vorgelegen gegen⸗ 
über dem obigen Urteil. Denn der 1. StrSen. hat am 8. Febr. 1935 
(S. 1858 unter Nr. 14) ein Urteil gefällt, das demjenigen des 
4. StrSen. v. 29. Jan. 1935 (4 D 98/34) — die DR. 1935 Rſpr. 
Nr. 228 gibt unrichtig den Verhandlungstag v. 8. Jan. als Ver⸗ 
kündungstag an — in den hier erörterten und die Entſch. tragenden 
Punkten völlig widerſpricht und jene von mir früher bekämpfte Nipr. 
fortſetzt. Die Verbindung der einzelnen Strafſenate untereinander kann 
annehmbar beim RG. nicht fo eng geſtaltet werden, daß ſich derartig 
widerſprechende Erkenntniſſe vermeiden laſſen. Der Zeitraum von 
10 Tagen, der zwiſchen beiden Urteilsverkündungen liegt, iſt zwar 
ziemlich knapp. Indeſſen hatte der 4. StrSen. ſeine Verkündung 
auf 3 Wochen ausgeſetzt, ſo daß immerhin während dieſer Zeit dem 
1. StrSen. hätte zu Ohren kommen können, welche ſchwierigen und 
auch für ihn gerade wichtigen Fragen den 4. Sen. beſchäftigten. Hier⸗ 
mit wäre um ſo mehr zu rechnen geweſen, als nach der Anm. auf 
S. 114 des Urteilsabdrucks in RGSt. 69 der abgeurteilte Fall Anlaß 
gegeben hat, die Rechtsauffaſſung der übrigen Senate feſtzuſtellen. 

GenStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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14. 851 StGB.; 88 343 A bſ. 1, 352 Abſ. 1 StPO. 
Trotz Beſchränkung der Reviſionsrüge auf 
irrige Nichtanwendung des § 51 Abſ. 2 StGB. 
kann das RevG. das angefochtene Urteil auch 
zum Schuldſpruch aufheben, wenn es der Anſicht 
iſt, auch 851 Abſ. 1 StGB. ſei irrig ausgelegt 
worden!). 


Die Rüge der Rev., daß das SchwG. bei der Ver⸗ 
urteilung des Angekl. den $ 51 Abſ. 2 StGB. verletzt habe, 
iſt begründet. Das Schw. ſtellt feſt, daß „die Willens⸗ 
ſchwäche des Angekl. von verbrecheriſcher dritter Seite aus⸗ 
gebeutet worden iſt“. An anderer Stelle verneint es eine 
Anwendbarkeit des 851 Abſ. 2 StGB. allein mit der Be⸗ 
gründung, es könne bei einem tüchtigen und geſchickten Ar⸗ 
beiter wie dem Angekl. „nicht die Rede ſein von einer Geiſtes⸗ 
ſchwäche in dem Ausmaße, daß ſeine Einſichtsfähigkeit er⸗ 
heblich gemindert würde“. Endlich berückſichtigt es bei der 
Zumeſſung der Strafe als mildernd (jedoch ohne Anwen⸗ 
dung des § 51 Abſ.2 StGB.), „daß der Angekl. bei ſeinen 
geringen geiſtigen Fähigkeiten nicht genügend Hemmungen 
aufbringen konnte, der Verführung zu widerſtehen“. Nach dem 
allen hat es verkannt, daß der § 51 Abſ. 2 StGB. ſchon 
Platz greift, wenn zwar nicht die Fähigkeit des Täters, das 
Unerlaubte der Tat einzuſehen, aber ſeine Fähigkeit, nach 
dieſer Einſicht zu handeln, wegen Geiſtesſchwäche erheblich 
vermindert geweſen iſt; unter Geiſtesſchwäche verſteht der 
§ 51 StGB. auch Willensſchwäche. Infolge der Verletzung 
des 851 Abſ. 2 SGB. iſt die Verurteilung des Angekl. 
völlig aufzuheben, obwohl die Rev. ſich nur gegen das 
„Strafausmaß“ wendet und infolgedeſſen nur irrtüm⸗ 
lich „die Aufhebung des Erſturteils“ ſtatt Aufhebung im 
Strafausſpruch beantragt. Denn die Prüfung der Täter⸗ 


1) Vgl. hierzu die Min. zum Urt. 4 D 981/34 oben S. 1857. 
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perſönlichkeit kann, wenn der Tatrichter die Auwendbarkeit 
des § 51 Abſ. 1 StGB. nicht ſchon einwandfrei verneint 
hat, nur einheitlich erfolgen. Das SchwG. hat aber die 
Anwendbarkeit des § 51 Abſ. 1 StGB. nicht einwandfrei 
verneint. 


(1. Sen. v. 8. Febr. 1935; 1 D 11/35.) W. 
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15. 8 159 StGB. Das Unternehmen der Ber’ 
leitung kann — auch mehreren Perſonen gegen“ 
über — durch eine fortgeſetzte Handlung be“ 
gangen werden (vgl. Urt. v. 28. Mai 1925, II 156/20: 
JurRdſch. 1925 Nr. 1183; v. 12. Okt. 1933, III 1055/33). 


(1. Sen. v. 5. März 1935; 1 D 1458/34.) (On. 
* 


* 16. § 164 Abi. 1 StGB. Angeſichts der neuen 
Faſſung dieſer Beſtimmung kommt es jetzt nicht 
mehr darauf an, ob die Beſchuldigung frei 
willig oder auf Befragen erhoben wird. 


Der Angekl. hat nach feiner Feſtnahme wegen Sittlich⸗ 
keitsverbrechens gegenüber dem ihn vernehmenden Polizei“ 
beamten die Tat zugeſtanden, aber angegeben, daß er de 
Angeſtellte P. W. ſei. Mit deſſen Namen hat er auch die 
Verhandlungsniederſchrift unterzeichnet. Er hat damit DE 
zweckt, das Strafverfahren gegen den Angeſtellten W. — nicht 
gegen ſich ſelbſt — in Gang zu bringen. Dieſen Zweck hat er 
inſoweit erreicht, als das Strafverfahren zunächſt gegen 
P. W. eingeleitet wurde. Es endete jedoch mit Einſtellung, 
weil W. nachwies, daß er nicht am Tatort geweſen jet 
könne. Bei diefer Sachlage durfte bedenkenfrei angenommen 
werden, daß der Angekl. den Angeſtellten W. bei einem zur 
Entgegennahme von Anzeigen zuſtändigen Beamten eine 
ſtrafbaren Handlung in der Abſicht verdächtigt hat, ein be 
hördliches Verfahren gegen ihn herbeizuführen. Wenn ba? 
LG. durch dieſes Verhalten des Angekl. den Abſ. 2 des 8 164 
SGB. als verletzt anſieht, iſt das zwar irrig, weil des 
Abſ. 2 ſich nur auf ſonſtige Behauptungen tatſächlichel 
Art bezieht, die alſo nicht wie hier eine ſtrafbare Handlung 
oder die Verletzung einer Amts- oder Dienſtpflicht entba” 
ten; den Beſtand des Urteils gefährdet der Irrtum aber 
nicht, weil er im Urteilsſatz nicht in Erſcheinung tritt un 
auch das Strafmaß erſichtlich nicht beeinflußt hat. Die 
Entſch. bedeutet kein Abweichen von der bisherigen Nip 
des RG. Aus der früheren Faſſung des 8 164 StG 
(„Wer bei einer Behörde eine Anzeige macht uſw.“) wurde 
gefolgert, daß eine einſeitige, aus eigenem Antriebe des ar 
zeigenden hervorgegangene Mitteilung an die Behörde vor 
liegen müſſe. Mit dem Begriff der Anzeige wurde 1 
Merkmal der Freiwilligkeit verknüpft und dieſe vernein 
wenn der Mitteilende durch eine amtliche Vernehmung 8. 
ſeiner Ausſage veranlaßt wurde und zu ſeiner Entſchulb! 
gung eine andere Perſon gefliſſentlich falſch bezichtigte (og 
RGSt. 8, 162). Der bisherigen Rſpr. iſt durch die Nen 
faſſung des § 164 StGB. der Boden entzogen. Das = 
v. 26. Mai 1933 (RGBL. 295) hat den Tatbeſtand der | 
ſchen Anſchuldigung erweitert, weil die bisherigen Best. 
insbeſ. aus Anlaß der Neuordnung des ſtaatlichen 1 
wirtſchaftlichen Lebens ſich als unzulänglich erwieſen. 
Abſ. 1 des § 164 StGB. iſt nunmehr im weſentlichen o RN 
faßt wie der Abſ. des § 192 des Entw. eines Allg Steh 
der unter dem 14. Mai 1927 dem RT. vorgelegt wa 
Daher rechtfertigt ſich der Schluß, daß der Geſetzgeber * 
weit auch die Begr. gebilligt hat, die zu $ 192 Entw. cht 
geben worden iſt. Dort iſt ausgeführt, nach geltendem re, 
ſei nur die falſche Anzeige, alſo die aus eigener Initiatt 
erhobene Beſchuldigung ſtrafbar; eine erſt auf Befrage die 
Behörden gemachte Angabe falle dagegen nicht unter 5 
Strafandrohung — es ſei denn, daß der Täter die Be 
nehmung ſelbſt veranlaßt habe, um bei dieſer Gelegen 
die falſche Beſchuldigung vorbringen zu können. Nac Be 
Entw. ſolle es nicht mehr darauf ankommen, ob die 
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ſchuldigung ſpontan oder auf Befragen erhoben werde. Es 
genüge, daß der Täter einen anderen bei einer Behörde oder 
ie einem zur Entgegennahme von Anzeigen zuſtändigen 
on töträger wider beſſeres Wiſſen einer ſtrafbaren Handlung 
ae ber Verletzung einer Amtspflicht verdächtige, daß er alfo 
ei u Verdacht auf eine beſtimmte andere Perſon hinlenke oder 
Mei etwa ſchon vorhandenen falſchen Verdacht auf ſolche 
Be verſtärke, gleichviel, ob dies ausdrücklich oder in ver⸗ 
1 Weiſe, ob es in einer Anzeige oder bei einer Ver⸗ 
zihmung oder dadurch geſchehe, daß er der Behörde trüge⸗ 


desen Beweismaterial in die Hand ſpiele. Daß die Einleitung 
05 Verfahrens gegen einen Verdächtigen der einzige Zweck 


deb; erdächtigung ſein müſſe, ſei nicht geſagt. Auch wer die 

ucböͤrdliche Verfolgung auf die Spur eines anderen lenke, 

Abzz den Verdacht von ſich ſelbſt abzuwenden, handle in der 

10 ſicht, ein behördliches Verfahren gegen den Verdächtigen 

Abb eiguführen, Das darf nunmehr auch als der Sinn des 
„1 des 8 164 StGB. n. F. gelten. 


(8. Sen. v. 25. März 1935; 3 D 250/35.) 
* 
17. Im 8 176 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. umfaßt der 


W.] 


Ausdruck „Geiſteskranke“ auch geiſtesſchwache 
Gerſonen. Das gilt aber nur dann, wenn die 
i 


11 ſtesſchwache infolge ihres Geiſteszuſtandes 
„dt fähig iſt, zu beurteilen, ob ein Geſchlechts⸗ 
(Acc ehr dem Sittengeſetz widerſtreitetoder nicht 
1 St. 7, 425, 427, 428) und wenn ſie ferner un⸗ 
2 gig iſt, dem an fie geſtellten Verlangen eines 
außerehelichen Beiſchlafs mit freier Entſchlie⸗ 
laang zu begegnen (vgl. 2D 1246/29 v. 24. März 
20: 3%. 1931, 581; 2 D 28/34 v. 1. Febr. 1934 


951 aus 905; 1 D 959/34 v. 5. Okt. 1934 — IM. 1934, 


(8. Sen. v. 9. Mai 1935; 3 D 245/35.) 
* 


5e 18. 8176 Ziff 3 StGB. Entblößt jemand 
Kiemen Geſchlechtsteil dergeſtalt vor einem 
ſonde, daß dieſes ihn auf alle Fälle ſehen muß, 


un z 


(On. ] 


legt eine Verleitung zur Vornahme einer 
üchtigen Handlung nicht vor. f) 


nac Jutreffend hat die Strg. einen Verſuch des Verbrechens 
die 18 176 Ziff. 3 StGB. darin gefunden, daß der Angekl. 
0 R. erfolglos aufforderte, das eine Mal im Hofe ſeinen 
mi lectöteil anzufaſſen, das andere Mal beim Rodeln fein 
fi lößtes Glied anzuſchauen. Insbeſ. ift die Annahme recht⸗ 
Bu nicht zu beanſtanden, daß ſchon das Anſchauen einer 
3 Täter vorgenommenen unzüchtigen Handlung ſich als 
lane vom Kinde ſelbſt verübte unzüchtige Handlung darſtellen 
ech, Das vollendete Verbrechen nach 8 176 Ziff. 3 Std B. 
Et die Str. aber in folgendem Sachverhalt: Die R. 
2 te regelmäßig morgens, bevor ſie zur Schule ging, dem 
gekl., der bei ihrem Vater arbeitete, den Schlüſſel zur 
ſolcklſtatt in den Hof, wo der Angekl. auf ſie wartete. Bei 
ſchl en Gelegenheiten nahm dieſer mehrmals feinen Ge⸗ 
85 tsteil aus der Hoſe und wandte ſich ſo dem Kinde zu, 
ele dieſes den Geſchlechtsteil, der ſich in erregtem Zustande 
ſolltad⸗ ſehen mußte. Er wollte, daß das Kind dies ſehen 
die e„ weil das feiner Geſchlechtsluſt diente, und erreichte 
weſen 2 auch. Dieſe Feſtſtellungen reichen zum Nach⸗ 
einde deſſen nicht aus, daß der Angekl. die R. zur Vornahme 
Be er unzüchtigen Handlung verleitet habe. Die Verleitung 
1 ſteht darin, daß der Täter auf den Willen einer jugend⸗ 
d 6 f Derfon einwirkt in der Richtung und zu dem Zwecke, 
a ſie ſich ihm gefügig erweiſt und eine unzüchtige Hand⸗ 
die reiwillig vornimmt (vgl. RGSt. 52, 184). Worin 
501 Einwirkung auf den Willen des Mädchens in dieſen 
en beſtanden hat — in Frage kommen könnte etwa, 
ni elne Aufforderung zum Anſchauen des Geſchlechtsteils 
8 zergangen zu ſein ſcheint, die Erregung der kindlichen 
ugier —, laſſen die Feſtſtellungen nicht erkennen. Sie 
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laſſen vielmehr die Möglichkeit offen, daß das Handeln des 
Angekl. die notwendige Folge hatte, daß das Kind den Ge⸗ 
ſchlechtsteil ſehen mußte, ob es wollte oder nicht. Dann 
könnte von einer Verleitung nicht geſprochen werden, und es 
müßten dieſe Fälle bei der Verurteilung — jedenfalls unter 
dem Geſichtspunkte des $ 176 Nr. 3 SGB. — ausſcheiden. 


In der neuen Hauptverhandlung wird die Str. auch 
Gelegenheit haben, den bedingten Vorſatz des Angekl. hin⸗ 
ſichtlich des Alters der R. in einer jedes rechtliche Bedenken 
ausſchließenden Weiſe zu begründen. Inſoweit wird auf 
RöGSt. 55, 204; 21, 420 verwieſen. 


Schließlich hätte es ſich, da die Stra. in den Straf⸗ 
zumeſſungsgründen einen krankhaften Trieb des Angekl., 
ſich vor Frauen und Mädchen zu entlößen, hervorhebt, 
empfohlen, zur Anwendbarkeit des § 51 Abſ. 1 und 2 StGB., 
gegebenenfalls nach Zuziehung eines Sachverſtändigen, aus⸗ 
drücklich Stellung zu nehmen. 


(4. Sen. v. 15. Jan. 1935; 4 D 1528/34.) W. 


Anmerkung: Der Kernpunkt der obigen Entſch. liegt in dem 
jubjektiven Element, das der Begriff der „Verleitung“ in ſich birgt. 
Aber ſchou der objektive Deliktstatbeſtand gibt zu Zweifeln Anlaß. 
Es handelt ſich darum, ob das Anſchauen des Geſchlechtsteils des 
Angehl., zu dem das Kind veranlaßt werden ſollte, überhaupt 
unter $ 176 Ziff. 3 StGB. fällt. Daß dem Angekl. nicht zur Laſt 
fällt, „eine unzüchtige Handlung mit einer Perſon unter 14 Jah⸗ 
ren vorgenommen zu haben“, leuchtet ein. Denn nach der — inſo⸗ 
weit überzeugenden — Rſpr. des RG. muß hierbei der Körper des 
Kindes von dem Täter als Mittel für die Erregung der Wolluſt 
benutzt, das Kind alſo, wenn es auch nicht unmittelbar berührt 
wurde, doch irgendwie in Mitleidenſchaft gezogen worden ſein 
(Recht 1907, 7141573; RGSSt. 49, 178). Im vorl. Falle iſt das 
1212 in keiner Weiſe Angriffsgegenſtand für den Angekl. ge⸗ 
weſen. 


Bei Prüfung der Frage, ob eine der anderen Begehungs⸗ 
weiſen der § 176 Ziff. 3 vorliegt, ſcheidet das RG. die „Ver⸗ 
leitung zur Duldung einer unzüchtigen Handlung“ offenbar von 
vornherein aus. Denn es ſpricht nur von der „Verleitung zur 
Vornahme einer unzüchtigen Handlung“. In der Tat würde die 
„Duldung“ einer unzüchtigen Handlung vorausſetzen, daß ſich das 
Kind eine ſolche gefallen laſſen mußte. Nach dieſer Richtung 
liegen aber keine Feſtſtellungen vor. 

Daß das Kind zur „Vornahme“ einer unzüchtigen Handlung 
verleitet werden ſollte, begründet das obige Urteil nicht näher. 
Der Lpz Komm., 4. Aufl., S. 578 Ziff. 12 meint, es liege weder 
ein Verſuch der Verleitung zur Duldung noch zur Verübung einer 
unzüchtigen Handlung vor, wenn jemand ein Kind auffordere, den 
entblößten Geſchlechtsteil des Auffordernden anzuſehen. Dagegen er⸗ 
blickt nach der gleichzeitig angeführten Entſch. II D 1178/23 das 
RG. in einer ſolchen Aufforderung, wenn erfolglos, eine ver⸗ 
ſuchte Verleitung. Ebenſo nimmt das RG. nach DRZ. 1934, Rſpr. 
Nr. 236 an, daß eine derartige Aufforderung eine Verleitung zur 
Verübung einer unzüchtigen Handlung darſtelle. Wenn in der vom 
Lpz Komm. a. a. O. unter Ziff. 11 genannten Entſch. III D 193/12 
geſagt wird, in dem bloßen Anſehen der entblößten Geſchlechts⸗ 
teile eines Kindes liege keine Vornahme einer unzüchtigen Hand⸗ 
lung, fo liegt hierin kein Widerſpruch; denn hierbei kam es dar⸗ 
auf an, ob der Anſchauende inſoweit „mit dem Kinde“ eine un⸗ 
züchtige Handlung vorgenommen habe. Davon Konnte natürlich 
keine Rede ſein, da das Kind nicht berührt oder ſonſtwie den Ge⸗ 
lüſten des Täters nutzbar gemacht worden war. 

Daß ein Kind mit dem Anſchauen des entblößten Ge⸗ 
ſchlechtsteils eines Mannes in den Augen des Volkes ein Ver⸗ 
halten zeigt, das gegen das allgemeine Scham⸗ und Sittlichkeits⸗ 
gefühl verſtößt, iſt ſicher. Sein Verhalten wird ihm die Warnung 
einbringen, es ſolle ſich „ſchämen“, wenn es Derartiges anſehe. 
Nach der herrſchenden Lehre muß allerdings bei 8 176 — im 
Gegenſatze zu § 183 StGB. (RGSt. 68, 193) — die „unzüchtige 
Handlung“ immer von einer „wollüſtigen Abſicht“ getragen ſein. 
Soweit eine „Verleitung zur Verübung einer unzüchtigen Hand⸗ 
lung“ in Frage ſteht, hat jedoch RGSt. 22, 33 mit überzeugender 
Begründung dargetan, daß die wollüſtige Abſicht nur auf ſeiten des 
Verleitenden vorzuliegen brauche und keineswegs auch das verleitete 
Kind ſich der Unzüchtigkeit der Handlung bewußt fein müſſe. 
Demgemäß beſtehen hinſichtlich der Zugrundelegung des 8 176 
Ziff. 3 StGB. an ſich keine Bedenken. 

Was das obige Urteil zu dem Begriffe des „Verleitens“ als 
einer Einwirkung auf den Willen des zu Verleitenden ſagt, ent⸗ 
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ſpricht der allgemeinen Anficht ſowie der Rſpr. des RG. (RGSt. 
31, 251; 52, 184; JW. 1931, 1365 26). Die Aufforderung eines 
Exhibitioniſten an ein Kind, ſeinem Treiben zuzuſehen, kann ver⸗ 
ſchiedene Folgen haben: 

1. Das Kind folgt der Aufforderung und ſieht dem unzuch⸗ 
tigen Treiben des Auffordernden zu. Daun liegt ein bollendete& 
Verbrechen nach 8 176 Ziff. 3 StGB. vor, wie das NG. auch in 
JW. 1935, 52423 geſagt hat. 

2. Das Kind folgt der Aufforderung nicht. Wie das obige 
Urteil zutreffend ausführt, kommt dann nur ein Verſuch des 
Verbrechens in Betracht. 

3. Das Kind entſpricht arglos der Aufforderung, ſieht aber 
alsbald wieder weg, ſobald es wahrgenommen hat, welcher Art 
das Treiben des Auffordernden iſt. Auch in dieſem Falle liegt, 
wie ebenfalls in JW. 1935, 524 28 betont wird, nur das verſuchte 
Verbrechen vor. 

4. Das Kind hat bereits vorher ſeine Blicke auf den Auf⸗ 
fordernden gerichtet oder es ſieht zufällig, ohne daß eine Aufr 
forderung ergeht, wie der Mann ſich ſchamlos entblößt. In beiden 
Fällen iſt ein ſtrafbarer Tatbeſtand nicht feſtzuſtellen; denn das 
Kind iſt zu dem Anblick des ſchamloſen Treibens gekommen, ohne 
daß ſein Wille von dritter Seite in dieſe Richtung gelenkt wor⸗ 
den war. 

GenStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 


** 19. 883 Abſ. 1, 4, 10 Ziff. 1, 6 Op. v. 10. Dez. 
1929 (RG Bl. 215); 88 9, 21 A bſ. 4, 24 Betäubungs⸗ 
mittel VO. v. 19. Dez. 1930 (RG Bl. 635). Verſtößt 
eine Straftat gegen § 21 Abſ. 1 Betäubunsmit⸗ 
tel VO. und zugleich gegen $3 Abſ. 1, 4 OpG., jo 
ift aus 810 Ziff. 1, nicht aber auch aus 810 
Ziff. 6 OpG. zu ſtrafen. Wird ein Betäubungs⸗ 
mittel der Zugehörigkeit zum Betrieb einer 
Apotheke entzogen, ohne daß es überhaupt aus 
dem Verkehr entſchwindet, und wird dieſe Ent⸗ 
ziehung durch räumliche Trennung erkennbar 
gemacht, fo iſt dies als eine Abgabe i. S. der 88 3, 
10 Ziff. 1 OpG. anzuſehen. 


Die Verſchreibung der Mengen von Heroin durch Dr. K. 
war nach § 9 Betäubungsmittel VO. v. 19. Dez. 1930 (RG Bl. 
I, 635) unzuläſſig. Nach § 21 Abſ. 4 Betäubungsmittel VO. 
durfte der Angekl. dieſe Verſchreibung nicht beliefern und 
hätte nach § 24 verfahren müſſen. Durch die Belieferung hat 
er ſich eines Vergehens gegen $ 10 Nr. 6 OpG. ſchuldig ge⸗ 
macht, da die erwähnten Paragraphen der VO. auf Grund des 
88 OpG. erlaſſen worden ſind. 

Die Verabreichung von Betäubungsmitteln, die unter 
das OpG. fallen, ohne Verſchreibung des Arztes in 31 Fällen 
war unzuläſſig, und zwar nach § 3 Abſ. 1, 4 Op. wegen 
Fehlens einer Erlaubnis zur Veräußerung und nach $ 21 
Abſ. 1 BetäubungsmittelV O. Aus dem erſten Geſichtspunkt 
käme § 10 Nr. 1, aus dem zweiten § 10 Nr. 6 Op. in 
Frage. Das Verbot des Geſetzes geht vor, alſo fällt die Tat 
unter § 10 Nr. 1 OpG. 

In den beiden behandelten Fällen hat der Angekl. die 
Abgabe nicht in das Betäubungsmittelbuch eingetragen. Das 
hätte er nach $ 27 BetäubungsmittelVO. tun müſſen. Die 
Unterlaſſung iſt nach 8 10 Nr. 5 OpG. ſtrafbar, da § 27 Be⸗ 
täubungsmittelVO. auf § 5 Abſ. 2 Op. beruht. 

Nach den Feſtſtellungen hat der Angekl. ferner ſchon vor 
dem Verkauf ſeiner Apotheke Betäubungsmittel, die unter das 
Op. fielen, nach der Lieferung nicht mehr dem Apotheken⸗ 
betriebe zugeführt und andere derartige Stoffe, ſie aus dem 
Betriebe der Apotheke ausſondernd, in die Wohnung ſeiner 
Mutter in dem Apothekengebäude gebracht, in der die Möbel 
ſeiner Mutter, zum Abtransport verpackt, ſtanden. Vor der 
Übergabe der Apotheke an den Erwerber hat der Angekl. dieſe 
Betäubungsmittel, zuſammen mit noch anderen Waren und 
den Möbeln ſeiner Mutter, in ein nicht zur Apotheke ge⸗ 
höriges Haus in ein gemietetes Zimmer geſchafft. Auf ſeinen 
Wunſch haben ſeine Angehörigen ſpäter den größten Teil der 
Betäubungsmittel nach T. gebracht, wo ſie der Angekl., der 
dort in einer Apotheke angeſtellt war, verwerten wollte. Sie 
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ſind in T. beſchlagnahmt worden. Ein anderer Teil iſt in der 
Wohnung des Sohnes des Angekl., noch ein weiterer Teil auf 
der Poſt, wohin ſie der Sohn zur Verſendung gegeben hatte, 
beſchlagnahmt worden. a 

Soweit der Angekl. die Betäubungsmittel nach der ME 
ferung nicht mehr der Apotheke zugeführt hat, hat er ſich nach 
8 10 Nr. 1 OpG. ſtrafbar gemacht, weil er ſie erworben hat, 
ohne die nach § 3 Abſ. 1 OpG. erforderliche Erlaubnis zum 
Erwerbe zu haben. Von dem Erlaubniszwange des 8 3 Abſ. 1 
find nach Abſ. 4 a. a. O. nur die Apotheken befreit, nicht bie 
Apotheker. Der Angekl. aber hat nach der erſichtlichen An“ 
nahme der Str®. für einen betriebsfremden Zweck erworben 
und dies dadurch äußerlich erkennbar gemacht, daß er die 
Stoffe nicht dem Betriebe der Apotheke zugeführt hat. Er 
werber war alfo der Angekl. für feine Perſon und nicht die 
Apotheke. 

Aber auch bezüglich der Betäubungsmittel, die der An⸗ 
gekl. aus dem Apothekenbetriebe ausgeſondert und vor der 
Verbringung nach T. in einem nicht zur Apotheke gehörige 
Hauſe untergebracht hat, liegt ein Vergehen gegen 8 10 Nr.“ 
OpG. vor. Dieſe Beſtimmung und die Verbotsnorm des 8 3 
Abs. 1 OpG. ſtellen Abgabe und Veräußerung nebeneinander. 
In der OpVO. v. 20. Juli 1920 (RG Bl. 1464) und dem 
früheren OpG. v. 30. Dez. 1920 (RGBl. 1921, 2) war in 
dieſem Zuſammenhang von Abgabe nicht die Rede, es war 
außer für andere Tätigkeiten — nur für die Veräußerung von 
Betäubungsmitteln eine Erlaubnis vorgeſchrieben. Danach 
lönnen ſich die Begriffe Abgabe und Veräußerung nicht decken. 
Unter Veräußerung iſt die rechtsgeſchäftliche Übertragung 80 
verſtehen, als Abgabe ſtellt ſich dann die rein körperliche Über⸗ 
laſſung dar (RGSt. 67, 193). 

Nun nehmen die Apotheken im OpG. eine Sonderſtellung 
ein. Sie bedürfen keiner Erlaubnis für den Erwerb der Be 
täubungsmittel, für ihre Verarbeitung und für ihre Abgabe 
auf Grund ärztlicher Verſchreibung; wie auch der Erwerb aus 
der Apotheke auf Grund einer ſolchen Verſchreibung ohne er 
laubnis zuläſſig iſt ($ 3 Abſ. 4 Op®.). Die Abgabe aus 
Apotheke auf Grund einer ſolchen Verſchreibung und der ent 
ſprechende Erwerb iſt frei von dem Zwange zur Beſchaffung 
eines Bezugsſcheins (§ 4). Über das Lagerbuch können be 
fondere Beſtimmungen ergehen (85 Abſ. 2) und find ek 
gangen (8$ 26 ff. Betäubungsmittel O. v. 19. Dez. 1930) 
Über die Abgabe in Apotheken können überhaupt in be? 
ſtimmter Hinſicht Sondervorſchriften erlaſſen werden (88) 
und ſolche ſind erlaſſen worden (§ Uff. Betäubungsmittel BO.“ 
Wird nun ein Betäubungsmittel der Zugehörigkeit zun 
Betriebe einer Apotheke entzogen, ohne daß es etwa durch 
Verbrauch überhaupt aus dem Verkehr verſchwindet (für dieſen 
Fall vgl. RGSt. 62, 369; 67, 193), und wird dieſe Enz 
ziehung durch räumliche Trennung erkennbar gemacht, ſo i 
dies als eine Abgabe i. S. der 88 3, 10 Nr. 1 Op. anal“ 
ſehen. Das Betäubungsmittel iſt aus der vom Geſetz gewähr⸗ 
leiſteten ſtarken Sicherung gegen Gefahr, die durch die Zu 
gehörigkeit zu dem Apothekenbetriebe bedingt war, ausgeſchie 
den und in den Bereich weit größerer Gefahr überführt W 
den. Ohne Bedeutung iſt es, ob der Stoff dabei in die Ver 
fügungsgewalt eines andern übergegangen iſt oder in der Sr 
walt deſſen verblieben iſt, der ſie ſchon während der Zuse 
hörigkeit zum Apothekenbetriebe ausübte. Nicht der Umſtar 
daß der Inhaber der tatſächlichen Gewalt ein Apotheker 1 
ſondern der, daß das Betäubungsmittel zu einem Apotheken 
betriebe gehört, gewährt nach dem Geſetz die größere Siche 
rung, denn nicht für Apotheker als eine in beſtimmter Ric) 
tung ausgebildete Gruppe von Menſchen, ſondern für Apo 
theken als Betriebe, die beſonderen Vorſchriften unterliegen , 
find die Sonderbeſtimmungen des OpG. gegeben. 

Das Schw. hat die ſämtlichen Vergehen gegen 7 
Op. als eine fortgeſetzte Handlung angeſehen. Das beſchw 
den Angekl. keinesfalls. Es liegen nur nach dem oben Geſagtes 
Verſtöße gegen $ 3 Op., Ss 9, 21, 24, 27 Betäubungs mitle, 
VO. v. 19. Dez. 1930 vor, die nach § 10 Nr. 1, 5, 6 a? 
ſtrafbar find, während das Schw®. in dem angef. Urt. ©, 
Strafgeſetz die Nr. 6 und 8 des 8 10 Abſ. 1 Op. angegebe 
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bat. Der Rechtsirrtum iſt aber offenſichtlich für die Straf⸗ 
zemeſſung ohne Bedeutung geweſen. Einer Berichtigung der 
Formel des angef. Urt. bedurfte es nicht, da in der Formel die 
9 aragraphen, aus denen die Strafe geſchöpft worden iſt, nicht 
"gegeben worden jind. 


(8. Sen. v. 4. Febr. 1935; 3 D 1300/34.) 


W. 
Rt. 69, 99) 


* 


557 20. 812 Un l WG. Die Ortskrankenkaſſen ſind 
Gate Behörden, ſondern wirtſchaftliche Ber- 
1 Zu den Begriffen „geſchäftlicher Be⸗ 
„eb“, „im geſchäftlichen Verkehr“, „beim Bezug 
don Waren“, „Geſchenke und andere Vorteile“. 


Die Rev. macht geltend, daß die AO Krankg. in F. kein 
Sschäftlicher Betrieb i. S. des § 12 Abſ. 1 UnlWG. ſei. 
5 trete im Wirtſchaftsleben nicht wie ein privater Unter⸗ 
e mer in Erſcheinung, ſondern ſei eine von Reichs wegen 
gelebte, von Reichs⸗ und Staatsbehörden beaufſichtigte 
15 elle öffentlicher Verwaltung, eine Körperſchaft des öffent⸗ 
ichen Rechts, die ausſchließlich dazu beſtimmt ſei, die Auf- 
fate des Reiches im Intereſſe der Volksgeſundheit zu er⸗ 
len, fern von jeglichem geſchäftlichen Charakter. 
hat Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. Das RG. 
wan in ſtändiger Apr. entſchieden, daß die AOKrankgk. ob- 
has! Körperſchaften öffentlichen Rechts, nicht zur Erfüllung 
ſo atlicher Aufgaben berufen und daher keine Behörden ſind, 
kendern wirtſchaftliche Verbände, die ihren eigenen wirtſchaft⸗ 
36 en Intereſſen im Weg der Selbſtverwaltung dienen (RGSt. 
un. 1“; 62, 24). Der Begriff des geſchäftlichen Betriebs 
wiffabt jede in Handel und Verkehr betriebene, für eine ge⸗ 
dee Dauer beſtimmte, mit der Erzielung von Einnahmen 
9 bundene Tätigkeit. Sie kann auch von öffentlichen Körper⸗ 
ſüin ten ausgehen und braucht nicht den Zweck zu haben, Ge— 
diam abzuwerfen; es kommen daher auch Betriebe in Frage, 
50 rein ſoziale oder wohltätige Zwecke verfolgen (RGSt. 
ria 55, 31; 68, 70 = JW. 1934, 2068). Dieſe Be⸗ 
in Jsbeſtimmung trifft aber auf die AO Krank. zu. Insbeſ. 
ein der zuletzt genannten Entſch. ausgeführt, daß geſchäft⸗ 
ke un Betriebe auch ſolche Vereinigungen find, die einen Kran⸗ 
me aſſenbetrieb nur für Zwecke ihrer Mitglieder unterneh- 
a ganz beſonders aber, wenn fie es ſich zur Aufgabe ge- 
en haben, ihren Mitgliedern entgeltliche Leiſtungen an⸗ 
Rede bereitzuſtellen. Zu Unrecht beruft ſich die Rev. auf 
. 66, 380. Hier wird vielmehr ausdrücklich (S. 384) 
Zwoführt, daß auch bei Betrieben, die öffentlich-rechtlichen 
en dienen, die Art ihrer Geftaltung und ihrer Be⸗ 
Hung im Wirtſchaftsleben durchaus geſchäftlicher Art 
ſein kann. 
Au Ferner beſtehen keine rechtlichen Bedenken gegen die 
Acfaſſung, daß die Vergebung von Lieferungen durch die 
Vert rankt. an die Optiſche Geſellſchaft „im geſchäftlichen 
in dr“ erfolgt ift. Der Angekl. handelte als Geſchäfts⸗ 
ger dieſer Geſellſchaft, die mit der AOKrankK. F. einen 
tifelttag über die Lieferung von Brillen und ähnlichen Ar⸗ 
alſo an ihre Mitglieder abgeſchloſſen hatte. Es beſtanden 
der geſchäftliche Beziehungen zwiſchen der O Kranke. und 
Sieg eſellſchaft, deren Geſchäftsführer der Angekl. war. Die 
tum. hat auch ausdrücklich ſeſtgeſtellt, daß ſich die Gewäh⸗ 
» I der Vermögensvorteile gerade auf dieſen geſchäftlichen 
erkehr bezogen hat. 
ee Der Begriff „beim Bezug von Waren“ iſt nicht ver⸗ 
inen Unter § 12 UnlWG. fällt auch der Fall, daß der 
ER Vorteile Gewährende die Waren — im Wettbewerb mit 
5 liefern will. Daß die Waren nicht von der 
0 ukenkaſſe ſelbſt, ſondern von deren einzelnen Mitgliedern 
N genommen wurden, iſt unerheblich. Denn die Kaſſe hatte 
ſchr Recht, ihren Mitgliedern beſtimmte Lieferanten vorzu⸗ 
traut ben, und hatte aus dieſem Grund den Lieferungsver⸗ 
Kat der von dem Angekl. vertretenen Geſellſchaft ge- 
fe ſſen; außerdem hatte ſie die gelieferte Ware zu bezahlen. 
von der Rev. angezogene Entſch. RGSt. 58, 429 trifft 


auf den vorl. Fall nicht zu. Denn dieſe ſpricht lediglich aus, 
daß die Ware in den Händen des die Vorteile gewäh⸗ 
renden Beziehers Ware bleiben muß, daß er alſo mit ihr 
in Wettbewerb treten will. Hier hat aber der Angekl. als 
Lieferer der Ware die Vorteile gewährt, und in ſeiner Hand 
erfolgte der Abſatz der Ware im Wettbewerb mit anderen. 

Der Rev. iſt zwar zuzugeben, daß im Geſchäftsverkehr 
übliche Aufmerkſamkeitsgeſchenke nicht als ſog. Schmiergelder 
anzuſehen ſind. Um ſolche Aufmerkſamkeiten handelt es ſich 
aber bloß dann, wenn ſie nur mit Rückſicht auf die Ge⸗ 
ſchäftsüblichkeit erwieſen werden und in keiner Beziehung zu 
einer erſtrebten Bevorzugung ſtehen. Werden jedoch Geſchenke, 
die nach Art und Umfang an ſich ſolche geſchäftsübliche 
Aufmerkſamkeiten ſein könnten, gemacht, um eine Bevor⸗ 
zugung bei dem Bezug von Waren zu erlangen, ſo läßt ſie 
gerade dieſer feſtgeſtellte Zweck ohne Rückſicht auf ihren 
Wert als Schmiergelder erſcheinen (JW. 1925, 486). Wenn 
die Strͤ. einen ſolchen Zweck bei den Lebkuchendoſen, den 
Geſellſchaftsſpielen, dem Puppenherd, der Rabattgewährung 
auf Spielwaren und den ſilbernen Beſtecken angenommen hat, 
ſo kann hierin jedenfalls kein Rechtsirrtum erblickt werden. 
Insbeſ. konnte ohne Rechtsirrtum ein dem S. gewährter 
Vorteil darin erblickt werden, daß der Angekl. den Kindern 
des S. das Spielzeug geſchenkt hat; denn auch ein mittelbarer 
Vorteil reicht aus. Daß der Vorteil ein Vermögensvorteil 
ſein müßte, iſt für § 12 Unl WG. ebenſowenig erforderlich 
wie für die Fälle der SS 331, 332 StGB., in denen eben⸗ 
falls von Geſchenken oder anderen Vorteilen die Rede iſt 
(RGSt. 9, 166). Es kommt alſo nicht, wie die Rev. meint, 
darauf an, ob S. durch die Geſchenke an ſeine Kinder eigene 
Aufwendungen erſpart hat. 

Ebenſo hat das angef. Urteil in der Anſtellung der 
neunzehnjährigen Tochter des Angekl. auf Grund des feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalts ohne Rechtsirrtum einen Vorteil für 
den Mitverurteilten S. erblickt. Dieſer beſtand darin, daß 
S., der ſeiner Tochter unterhaltspflichtig war, durch deren 
eigenen Verdienſt entlaſtet wurde. Das gleiche gilt von den 
Zuwendungen, die der Angekl. dem S. für das Studium 
ſeines Sohnes gemacht hat. 

(4. Sen. v. 16. April 1935; 4 D 1189/34.) W.] 
* 


20 a. 8 244 Abſ. 2 StPO. bezieht ſich nur auf 
die in der Hauptverhandlung geſtellten Be⸗ 
weisanträge (RG St. 61, 376). 

(2. Sen. v. 2. Mai 1935; 2 D 297/35.) (On. 
* 


21. 88 247 Abi. 1, 338 Nr. 5 StPO. 

1. Das Abtretenlaſſen des Angekl. während 
der Vernehmung eines Zeugen iſt nicht nur dann 
zuläſſig, wenn bei der Vernehmung des Zeugen 
in Gegenwart des Angekl. die Beſorgnis einer 
Wahrheitsverletzung durch den Zeugen be⸗ 
gründet iſt, ſondern auch dann, wenn ein zur 
Verweigerung des Zeugniſſes berechtigter 
Zeuge erklärt, von jenem Recht Gebrauch machen 
zu wollen, falls er nicht in Abweſenheit des 
Angekl. vernommen wird. 

2. Ein abſoluter Reviſionsgrund im Sinne 
des 8338 Nr. 5 StPO. iſt im Falle der Entfernung 
des Angekl. während der Vernehmung eines 
Zeugen nur dann gegeben, wenn ein im $ 247 
StPO. vorgeſehener Grund für die Abweſen⸗ 
heit des Angekl. nicht vorgelegen hat. Sind 
lediglich die Formvorſchriften des $ 247 i. Verb. 
mit den 88 333—335 StPO. (Anhörung der Be⸗ 
teiligten, ein mit Gründen verkündeter Ge⸗ 
richtsbeſchluß) nicht eingehalten worden, fo 
iſt das Beruhen des Urteils auf dem Verſtoß zu 
prüfen. 

(1. Sen. v. 8. März 1935; 1 D 125/35.) L.] 
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** 22. 8820,25 Abf. 2, 11 der J. DurchfVO. mit S 20 RFJ GGG. 


1. Die Beſtimmung eines unehelichen Sohnes des Erb- 
laſſers zum Anerben iſt vom RErbhofG. nur als Aus⸗ 
nahmefall gedacht. 


2. Die in das Ermeſſen des Anerb®. geſtellte Zu- 
ſtimmung hierzu iſt daher nur zu erteilen, wenn die Be- 
ſtimmung des unehelichen Sohnes zum Hofesnachfolger 
unter Berückſichtigung aller Umſtände des Falles, ins- 
beſondere bei Abwägung der Belange der rechtmäßigen 
Bluts verwandten, Billigung verdient, und nicht nach den 
gegebenen Verhältniſſen gegen Sinn und Zweck des RErb⸗ 
hof. oder berechtigte bäuerliche Anſchauung verſtößt. 


3. Bei Übergehung durch letztwillige Verfügung iſt der 
nächſtgeſetzliche Anerbe berechtigt, die gegen die Beſtim— 
mung der eingeſetzten Perſon ſprechenden Gründe durch 
Beſchwerdeeinkegung geltend zu machen. Den entfernteren 
Anerben der Ordnungen des § 20 RErbhofG. ſteht ein Be— 
ſchwerderecht nicht zu. 


Der 60jährige Bauer Arno F. iſt Eigentümer eines von ſeinen 
Eltern ſtammenden Erbhofs. Der Bauer iſt Vater eines am 6. Aug. 
1914 geborenen, unehelichen Sohnes Kurt M., deſſen Mutter, im 
Alter von etwa 48 Jahren, in U. ein kleines unbelaſtetes Gaſtwirt⸗ 
ſchaftsgrundſtück beſitzt. Der Bauer hat ſich i. J. 1925 mit Martha W. 
verheiratet, die Eigentümerin eines Guts- und Gaſthofes iſt und einen 
vorehelichen Sohn Kurt W. hat, deſſen Vater der Bauer F. nicht iſt. 
Die Ehe, aus der Kinder nicht hervorgegangen ſind, iſt jetzt geſchieden. 

Der Bauer hat einen kinderlos verſtorbenen Bruder Bruno, 
zwei noch lebende Brüder Hugo und Oswin und eine verheiratete 
Schweſter Milda O. 

Hugo F. beſitzt einen Hof und ein Mühlengut; eines ſeiner 
Kinder ſoll den Hof erhalten, die übrigen gehören anderen Berufen an. 

Oswin F., der jüngſte Bruder, geboren 22. Mai 1883, hat bis 
zum 31. Lebensjahr in der Landwirtſchaft, und zwar auf dem väter⸗ 
lichen Hof, zuletzt bei dem Bruder Hugo, gearbeitet, er nahm am 
Kriege teil. Er hat nach Kriegsende geheiratet. In der Landwirtſchaft 
war er ſeitdem nicht mehr tätig; er iſt Kutſcher in einer Großſtadt; 
zur Zeit iſt er erwerbslos. Aus ſeiner Ehe ſtammen zwei Töchter 
und ein 14jähriger Sohn. 


Die Schweſter, Frau O., iſt nit einem Bauern verheiratet, hat 
mehrere Kinder, darunter zwei Söhne im Alter von 31 und 21 Jahren. 


Der Bauer Arno F. will ſeinen unehelichen Sohn Kurt M., 
der ſeit der Schulentlaſſung auf dem Hofe lebt und nur gegen ein 
Taſchengeld mitarbeitet, auch die landwirtſchaftlichen Schulen in W. 
und A. beſucht hat, durch letztwillige Vfg. zum Anerben beſtimmen. 
Der Bauer trägt vor, daß die Familie M. eine alte bäuerliche Fa⸗ 
milie ſei, in der Bevölkerung großes Anſehen genieße und einen 
Erbhof beſitze. 

Das AnerbG. hat die nachgeſuchte Genehmigung verſagt. Es 
hält eine Entſch. über den künftigen Anerben für verfrüht. 


Das ErbhGer. hat auf Beſchw. des Arno F. die Genehmigung 
erteilt. In der hiergegen vom Landesbauernführer eingelegten wei⸗ 
teren Beſchw. macht dieſer geltend, daß der Hof der Blutlinie nur 
bei Vorliegen beſonderer Umſtände entzogen werden dürfe. Solche 
Umſtände lägen hier nicht vor, da der Bruder des Bauern, Oswin, 
und deſſen 14jähriger Sohn bauernfähig ſeien. 


Die Geſchwiſter des Bauern haben ebenfalls weitere Beſchw. 
erhoben. 


Der Bauer hat keine ehelichen Kinder. Wenn eheliche Söhne 
ober Sohnesſöhne nicht vorhanden find, kaun der Erblaſſer nach 
8 25 Abſ. 2 Reérbhofcd. mit Zuſtimmung des ArerbG. beſtimmen, 
daß ein unehelicher Sohn, deſſen Vater er iſt, Anerbe wird. Der 
Landesbauernführer hat jetzt Zweifel geäußert, ob Kurt M. tatſäch⸗ 
lich ein Sohn des Bauern Arno F. iſt. Die Meinungen darüber 
ſollen nach Mitteilung des Kreisbauernführers ſehr auseinandergehen, 
ſogar die eigene Schweſter des Bauern bezweifle es. Aber weder die 
Schweſter des Bauern noch die Brüder des Bauern, die ſämtlich auch 
ihrerſeits weitere Beſchw. eingelegt haben, haben dies geltend gemacht. 
Auch hat der Landesbauernführer nähere Tatſachen nicht angeführt. 

Die Wahl eines unehelichen Sohnes als Anerbe iſt durch 8 25 
Abſ. 2 RErbhofGG. von der Zuſtimmung des AnerbG. abhängig ge⸗ 
macht. Während in den Fällen des $ 25 Abſ. 1 Nr. 3 und Abſ. 3 
Abweichungen von der geſetzlichen AnerbO. nur bei wichtigem Grunde 
zugelaſſen ſind, enthält $ 25 Abſ. 2 RErbhofGG. ein ſolches ausdrück⸗ 


Rechtſprechung 
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liches Erfordernis nicht. Der Umſtand, daß uneheliche Söhne des 
Erblaſſers nicht in die AnerbO. des § 20 RExrbHof®. eingereiht ſind, 
ferner die Vorſchrift, daß die Zuſtimmung des Anerb®. erforderlich 
und vor der Entſch. des Anerb . der Landesbauernführer zu hören 
it, laſſen jedoch erkennen, daß das RErbhofcg. die Beſtimmung eines 
unehelichen Sohnes des Erblaſſers zum Anerben nur als Ausnahme“ 
fall gedacht hat. Die in das Ermeſſen des Anerb®. geſtellte Zuſtim⸗ 
mung iſt daher nur zu erteilen, wenn die Beſtimmung des unehe⸗ 
lichen Sohnes zum Hofesnachfolger unter Berückſichtigung aller Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles, insbeſ. auch bei Abwägung der Belange 
der rechtmäßigen Blutsverwandten, Billigung verdient und nach den 
vorliegenden Verhältniſſen nicht mit Sinn und Zweck des ner“ 
hof. ſowie berechtigter bäuerlicher Anſchauungsweiſe in Wider⸗ 
ſpruch ſteht. I 

Der als Auerbe erwählte uneheliche Sohn muß alſo tüchtig ſein 
und die Gewähr bieten, daß er den Hof ordentlich bewirtſchaften und 
alle Pflichten erfüllen wird, die der bäuerliche Beruf und die Auſ⸗ 
gaben der Bauern im Geſamtleben des Volkes mit ſich bringen. Von 
Erheblichkeit iſt weiter das perſönliche Verhältnis des außerehelichen 
Sohnes zu dem Hofeigentümer und ſeine Verbundenheit mit dem 
Hofe. Vor allem iſt aber zu berückſichtigen, ob aus den geſetzlichen 
Anerbengruppen geeignete Perſonen vorhanden find, die zur Über 
nahme des Hofes bereit ſein würden. Es iſt indes nicht als im Sinne 
des Geſetzes liegend anzuſehen, wie anſcheinend der Landesbauern 
führer meint, daß die anderen Verwandten nur übergangen werden 
dürfen, wenn ſie ſämtlich nicht bauernfähig ſind. Denn im letzteren 
Fall würde ja der Bauer, da der Tatbeſtand des § 25 Abſ. 5 NEID 
hof d. gegeben wäre, einer Genehmigung des Anerb&. nicht bedür⸗ 
fen, vielmehr den Anerben frei beſtimmen können. Nach alledem 
wird es ſtets auf die geſamten Umſtände des Falles ankommen, o 
der Wunſch des Bauern, den ihm blutmäßig am nächſten ſtehenden 
unehelichen Sohn zum Anerben zu beſtimmen, die Zurückſetzung ent 
fernterer Blutsverwandten gerechtfertigt erſcheinen läßt. 


Der jetzt 20jährige M. iſt von dem Bauern auf den Bauern 
beruf gründlich vorbereitet und hat feine Kenntniſſe noch durch je 
halbjahrigen Beſuch von zwei landwirtſchaftlichen Schulen erweitert. 
Bedenken gegen feine Fähigkeit, ordnungsgemäß zu wirtſchaften, 
find von keiner Seite geltend gemacht. Für das nahe Verhältuts 
zwiſchen dem Bauern und feinem unehelichen Sohne ſpricht, daß det 
Bauer ihn nach der Schulentlaffung völlig als Sohn zu ſich genom, 
men hat, obwohl die Mutter des Kindes ſelbſt eine kleine Wirtſchaſt 
am gleichen Ort beſitzt. M. iſt auf dem ihm zugedachten Hof groß” 
gezogen und in den Bedürfniſſen des Hofes erfahren. Da der unehe⸗ 
liche Sohn lange vor der ſpäteren, jetzt aufgelöſten Ehe des Bauern 
erzeugt iſt, alſo nicht aus einem Ehebruch des Bauern ſtammt, wel“ 
den auch ſittliche Gefühle durch die Beſt. des unehelichen Sohnes zum 
Hofesnachfolger nicht verletzt. Von den Geſchwiſtern des Bauern hat 
Hugo ſelbſt einen Hof, und die Schweſter iſt mit einem Bauern DEV 
heiratet. Der jüngſte Bruder Oswin lebt in L. und iſt jetzt Kutſcher 
von Beruf. Sein Sohn (14 Jahre alt) iſt als Großſtadtkind au 
gewachſen. Oswin F., der Anfang der 50er iſt, iſt bis zum Beginn 
des 31. Lebensjahres in der Landwirtſchaft, hauptſächlich auf dent 
väterlichen Hof, tätig geweſen. Daß er noch jetzt die Eigenſchaften 
beſitzt, den Hof zu führen, iſt mit dem Landesbauernführer anal“ 
nehmen. Oswin F. iſt aber ſeit 20 Jahren dem bäuerlichen Lebe! 
entfremdet, er hat ſich in der Großſtadt einem anderen Beruf zuge‘ 
wendet und hat keine ftändigen Beziehungen mehr zu dem väterlichen 
Hof. Seine Übergehung bedeutet daher für ihn keine Härte. 5 
Erwägung ſämtlicher Umſtände ift demnach dem ErbhGer. im End“ 
ergebnis dahin beizupflichten, daß die Belt. des unehelichen Sohne, 
des Bauern zum Anerben zu genehmigen iſt. Bei dem Alter de 
Bauern und feinem Herz⸗ und Aſthmaleiden würde es nicht ange“ 
bracht ſein, erſt noch die weitere Entwicklung der Dinge, insbel. d = 
künftige Entwicklung des jungen M., abzuwarten und es dem Bause. 
zu überlaſſen, den Antrag in ſpäterer Zeit zu wiederholen. Da d 
junge M. bereits 20 Jahre alt iſt, läßt ſich ſchon jetzt ein ausreichen 
des Urt. über ſeine Perſon gewinnen. Die weitere Beſchw. des Lan 
desbauernführers iſt ſomit nicht begründet. 


Hinſichtlich der weiteren Beſchw. der Geſchwiſter des Bauern it 
zunächſt die Frage der Beſchwerdebefugnis zu prüfen. Nach 8 a 
NRFGG., der die Beſchwerdeberechtigung für die Angelegenheite 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit regelt, und nach § 11 der 1. Durch B 5 
ſinngemaß für das Verfahren vor den Anerbenbehörden gilt, iſt 18 
jenige zur Beſchw. befugt, deſſen Recht durch die Entſch. des Gericht? 
beeinträchtigt iſt. Im vorl. Fall gilt kraft Geſetzes Jüngſtenrech 
Von den beiden Brüdern des Bauern Arno F. iſt demnach Demi . 
in L. der nächſtberufene Anerbe ($ 20 Nr. 3 RErbhofG.). Die 515 
des unehelichen Sohnes des Bauern bedeutet ein Übergehen 1 
nächſtberechtigten geſetzlichen. Anerben. Der geſetzliche Anerbe Bei 
freilich bei Lebzeiten des Bauern kein Anrecht auf den Erbhof. 1 
NErbhof®. verleiht ihm nur die Ausſicht, nach geſetzlich beſtim 
Reihenfolge den Hof beim Todesfall des Hofeigentümers zu erh 
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— wenn nicht der Bauer in den zugelaſſenen Ausnahmefällen eine 
dee Belt. getroffen oder den Hof mit Zuſtimmung des An⸗ 
aan gem. 8 37 Abſ. 2 NErxrbhofG. (beim Vorliegen eines wich⸗ 
Ver Grundes) an einen ſpäter berechtigten Anerben oder entfernten 
weiandten oder Familienfremden veräußert hat. Gegen ſolche ab⸗ 
rectbende Vfg. des Erblaſſers hat der Anerbe auch kein Widerſpruchs⸗ 
bunde Da indeſſen der Erblaſſer grundſätzlich an die AnerbO. ge⸗ 
Eren. iſt (vgl. 8 24 Abſ. 1 RerbhofG.) und Ausnahmen nach 8 25 
md oho G. im allgemeinen nur unter erſchwerten Vorausſetzungen 
Dich ſind, genießt die Stellung des Anerben beſonderen Schutz. 
abeſe geſchützte Ausſicht des geſetzlichen Anerben auf den Hof wird 
N 95 durch die Beſt. eines unehelichen Sohnes zum Anerben gem. 
N bj. 2 ReErbhofc. weſentlich betroffen. Ein ſolcher Eingriff in 
n Anwartſchaft des Anerben muß bei ſinngemäßer, d. h. den be⸗ 

. eren Eigentümlichkeiten des Erbhofrechts Rechnung tragender 
555 wendung des § 20 RG. „Beeinträchtigung eines Rechts“, die 
0 55 20 NFGO. Vorausſetzung der Beſchwerdebefugnis it, gleich⸗ 
4 — werden. Der geſetzliche Anerbe iſt alſo gem. 8 20 RFGG. 
Ber chtigt, die gegen die Beit. des Anerben ſprechenden Gründe durch 

ſchwerdeeinlegung zur Geltung zu bringen. 


150 Für die Frage, ob das Beſchwerderecht auch auf die nachſtehen⸗ 
genden nerben der Ordnungen des 8 20 auszudehnen iſt, kommt fol⸗ 
11 > in Betracht. Nach § 21 Abi. 2 NExrbhof®. ift ein Verwandter 
85 lnerbenfolge nicht berufen, ſolange ein Verwandter einer vorher⸗ 
alſo N Ordnung vorhanden iſt. Der näher berechtigte Anerbe ſchließt 
nehm den entfernter berechtigten Anerben aus. Hieraus iſt zu ent⸗ 
kan zen, daß nur der nächſtberufene Anerbe als beeinträchtigt gelten 
Ant wenn der Hof in andere Hände kommen fol. Da die übrigen 
6 Üben hinter dem nächſtberufenen Anerben zurückſtehen müſſen, 
it it für ihr Beſchwerderecht kein Bedürfnis. Ein Beſchwerderecht 

emnach nur dem beſtberechtigten Anerben zuzubilligen. Zu dieſer 


2 
wait Jung zwingen neben den rechtlichen auch ſchwerwiegende prak- 
außer brrüägungen. Wollte man in Fallen wie dem vorliegenden 


0 em beſtberechtigten auch den nachfolgenden Anerben eine Be⸗ 
10 Edebeſugnis geben, jo würde mit Rückſicht auf die nach 8 11 
ſchwert Durchf VO. notwendige Zuſtellung der Entſch. an alle Be⸗ 
belaßer berechtigten die Gefahr beſtehen, daß das Verfahren übermäßig 
Anh und in die Länge gezogen würde. Die erforderliche Ermittlung 
erheßl er in Frage kommenden Anerben kann unter Umſtänden auf 
f bliche, zeitraubende Schwierigkeiten ſtoßen. Es iſt auch bei ſorg⸗ 
über Prüfung nicht zu vermeiden, daß der eine oder andere Anerbe 
Ho rſehen wird. Die Rechtskraft der Entſch. des Anerb®. könnte dann 
ag nach. geraumer Zeit in Frage geſtellt werden, wenn ſich nach⸗ 
15 5 ein bisher nicht bekannter Anerbe meldet. Es wäre aber 
unde en Aufgaben, die das RéErbhofch. den Anerbenbehörden ſtellt, 
gen bar, wenn die Rechtskraft ihrer Entſch. lange Zeit im un⸗ 
lies iſſen bliebe. Beſonders bedarf es gerade in Fällen wie dem vor⸗ 
der einer alsbaldigen klaren und endgültigen Entſch., damit 
n rblaſſer nötigenfalls, wenn ſeine Anerbenbeſtimmung nicht die 
I migung des Anerb®. findet, noch beizeiten eine andere Rege⸗ 
dient treffen kann, die nach ſeiner Anſicht dem Beſten des Hofes 
Hiernach iſt auch mit Rückſicht auf den beteiligten Bauern 
Belange des Hofes eine Einſchränkung des Beſchwerderechts 
n. Dies iſt um jo unbedenklicher, als auch die nach 88 48 
wirkn 49 Abſ. 2 RErbhoſcf. in den Fällen des § 25 zur Mit- 
in zung berufenen Kreis- und Landesbauernführer in der Lage ſind, 


gewichtigen Fällen den Standpunkt der Sippenangehörigen durch 
verdeerhebung zu vertreten. 

„(Rerohcher., Befehl. v. 5. März 1935, 3 RB 374,34) 

Rec. 1, 243.) 


eich 


Erbhofgerichte 


Celle 


2. Di. $ 3 Kerbhofch. 8 62 der 1. DurchfVo., 85 der 
zur HET d. 3. RErbhofG. Sind Eheleute Miteigentümer 
Ehe ülfte eines Hofes von 55 ha Größe und iſt einer der 
gehörerten Alleineigentümer von weiteren 75 ha Land, fo 
ſie et dieſe 75 ha nicht zum Shegatten-Erhhof, auch wenn 


on d ; ; ö 19 7775 
ſchaftet eee Hofſtelle aus mitbewirt 


Grundber; im Miteigentum der Eheleute B. je zur Hälfte ſtehende 
he in einer Größe von 55,50,13 ha iſt in das gerichtliche 
Oierge ie, zur Anlegung der Erbhöferolle aufgenommen worden. 
gelegt gen haben die Eheleute B. Einſpruch mit der Begründung ein⸗ 
er f aß der Ehemann B. noch Eigentümer von weiteren 75 ha 
Hofſtell ei, der gleichfalls von der in ihrem Miteigentum ſtehenden 
Melle mitbewirtſchaftet würde. 


Durch den angefochtenen Beſchluß iſt entſchieden worden, daß der 


auf den Namen der Antragſteller je zur Hälfte eingetragene Grund⸗ 
beſitz nicht als Erbhof anzuſehen iſt. Das Anerb®. iſt der Anſicht, 
daß der geſamte Grundbeſitz der Eheleute B. gemäß 85 der 2. Durchf⸗ 
VO. nicht Erbhof fein könne, da er über 125 ha groß ſei, und auch 
gemäß § 17 RErbhofG®. die Erbhofeigenſchaft zu verneinen ſei, weil 
der Erbhof nicht im Alleineigentum eines Ehegatten ſtehe. Die Erb⸗ 
hofeigenſchaft der lediglich im Eigentum der Eheleute je zur Hälfte 
ſtehenden Ländereien von 55 ha entfalle deshalb, weil § 62 der 
1. DurchfVO. zum ReErbhofG. vorausſetze, daß die Beſitzung voll im 
Miteigentum der Eheleute ſtehe. Der Begriff der Beſitzung ſei nicht 
nach rechtlichen, ſondern nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten auszu⸗ 
legen und umfaſſe den geſamten Grundbeſitz als wirtſchaftliche Einheit. 
Dieſer geſamte Grundbeſitz ſtehe aber nicht im Miteigentum der Ehe⸗ 
leute, jo daß kein Raum für die Anwendung des § 62 der 1. Durchf⸗ 
BD. zum RErbhofG. fei. 


Hiergegen hat der Kreisbauernführer form- und friſtgerecht Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde iſt begründet. 


Aus zutreffenden Erwägungen heraus hatte der Vorſitzende des 
AnerbG. gemäß 8 62 der 1. DurchfVO. zum RErbhofG. die lediglich 
im Miteigentum der Eheleute ſtehende Beſitzung von 55 ha mit der 
Hofſtelle in das gerichtliche Verzeichnis aufgenommen. Nach der Über⸗ 
gangsvorſchrift des $ 62 der 1. DurchfVO. ift in Abweichung von den 
Beſtimmungen der 88 1 u. 17 NErbHofG. beſtimmt, daß eine Be⸗ 
ſitzung, die, abgeſehen von dem Alleineigentum, den Vorausſetzungen. 
der 88 1—4 u. 6 RErbhof®. entſpricht und ſich im Eigentum der 
Ehegatten befindet, von Inkrafttreten des Geſetzes ab Erbhof iſt. 
Die Anſicht des AnerbG., daß unter den Begriff der Beſitzung i. S. 
dieſer Beſtimmungen alle Ländereien, die wirtſchaftlich zuſammen⸗ 
gefaßt von einer Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden, fallen, um die 
Zerreißung einer wirtſchaftlichen Einheit zu verhindern, findet im 
Geſetz keine Stütze. Von einer und derſelben Hofſtelle aus werden oft 
außer den im Eigentum des Eigentümers der Hofſtelle ſtehenden 
Ländereien noch Ländereien eines Sohnes oder eines ſonſtigen Ver⸗ 
wandten oder auch Pachtländereien mitbewirtſchaftet. Wenn nun auch 
die Hofſtelle für den Betrieb dieſer Geſamtwirtſchaft eingerichtet iſt, 
ſo entfällt doch keineswegs die Erbhofeigenſchaft der Ländereien des 
Hofeigentümers, weil die Größe der geſamten Ländereien, wie ſie tat⸗ 
ſächlich von der Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden, 125 ha über⸗ 
ſteigt. Das RErbHof®. iſt nur auf den im Alleineigentum des Bauern 
ſtehenden Grundbeſitz abgeſtellt und will dieſen dauernd und unver⸗ 
ändert der Familie des Bauern erhalten. Wirtſchaftliche Einheiten, 
die nicht im Alleineigentum einer Perſon ſtehen, find aber durch Ver— 
trag oder Erbgang infolge Todes eines Beteiligten faſt ſtets nur auf 
Zeit eingeſtellt. Sie werden durch die Erbhofeigenſchaft eines mit 
ihnen zeitweiſe in wirtſchaftlicher Einheit ſtehenden Erbhofes nicht 
beeinträchtigt, und auch umgekehrt ſteht dieſe wirtſchaftliche Einheit, 
der Erbhoffähigkeit der im Alleineigentum des Hofbeſitzers ftehenden 
Grundſtücke nicht entgegen. Ebenſowenig wie es demnach beim In⸗ 
krafttreten des NErbhof®. für die Eintragung in die Erbhöferolle von 
Bedeutung war, daß der Bauer z. B. von ſeinem Hofe mit 120 ha 
Land noch 10 ha feiner Ehefrau mitbewirtſchaftete, iſt es nach der 
Übergangsvorſchrift des § 62 der 1. DurchfVO. beachtlich, daß von 
der im Eigentum der Eheleute ſtehenden Hofſtelle aus außer ihren 
55 ha Ackerland noch weitere nach und nach von dem Ehemann hinzu⸗ 
gekauften 75 ha mitbewirtſchaftet werden. Lediglich die im Miteigen⸗ 
tum von Eheleuten ſtehenden Höfe waren nach der Beſtimmung des 
8 62 der 1. DurchfVO. zu erfaſſen. Demnach find auch die im Mit⸗ 
eigentum der Eheleute B. ſtehenden 55 ha mit ihrer gemeinſchaftlichen 
Hofſtelle zu Recht in das gerichtliche Verzeichnis aufgenommen worden. 


An der zu Recht erfolgten Eintragung ändert auch die Beſtim⸗ 
mung des $5 der 2. DurchfVoO. nichts. Hiernach hätte der Grund⸗ 
beſitz des Ehemannes, der von der gemeinſchaftlichen Hofſtelle aus 
mitbewirtſchaftet wird, Beſtandteil des Erbhofes werden können, wenn 
die ganze Beſitzung — abgeſehen von den Eigentumsverhältniſſen — 
den Vorausetzungen der 88 1—4 u. 6 RErbhofG. entſprechen würde, 
d. h. wenn fie nicht größer als 125 ha fein würde (83 RErbhofch.). 
Dieſe Vorausſetzung iſt aber nicht erfüllt. Deshalb kommt 8 5 der 
2. DurchfVO. nicht zur Anwendung. Der im Alleineigentum des Ehe⸗ 
mannes ſtehende Grundbeſitz gilt, obwohl er von der Hofſtelle der 
Eheleute mitbewirtſchaftet wird, nicht als Beſtandteil des Hofes. 
Darin erſchöpft ſich die Bedeutung des 85 der 2. DurchfVO. zum 
Rérbhofch. für den vorl. Fall; aus ihm ift nicht etwa zu folgern, 
daß nunmehr der im Miteigentum beider Ehegatten ſtehende Grund⸗ 
beſtz, der auf Grund von 8 62 der 1. DurchfVO. Erbhof geworden 
war, die Erbhofeigenſchaft wieder verloren hätte. Dem 85 der 
2. DurchfV O. eine ſolche Bedeutung beizumeſſen, verbietet nicht nur 
ſein Wortlaut, ſondern auch ſein Zweck, der gerade dahin geht, den 
Umfang des durch das RErbhofc. geſchützten Landes zu erweitern, 
nicht aber einem Grundbeſitz, der bereits Erbhof geworden iſt, die 
Erbhofeigenſchaft wieder zu nehmen. 


(LErbhcher. Celle, Beſchl v. 15. Febr. 1935, 2 () EH 2687/34) Un. 


1864 


Anmerkung: Die Ausführungen des Beſchluſſes ſtimmen mit der 
im Schrifttum wohl einmütig vertretenen Auffaſſung überein (vgl. 
meinen Komm. S. 426 mit Nachweiſen und neuerdings Wage⸗ 
mann⸗Hopp S. 408); noch weiter geht der Beſchluß des Erbh⸗ 
Ger. Braunſchweig: JW. 1935, 1167. 


MinR. Dr. Vogels, Berlin. 


* 

Karlsruhe 

23 a. 5 1 Abſ. 2 RErbhofG. 

1. Vorhandenſein von Inventar iſt nicht Vorausſetzung 
für den Erbhofbegriff. 

2. Krankheit bedingt nicht notwendig den Mangel der 
Bauernfähigkeit. 

3. Für die Annahme „ſtändiger Verpachtung“ kommt 
es auf die Willensrichtung des Grundſtückseigentümers an. 


Der — 15 ha große — Grundbeſitz der Landwirtswitwe N. iſt 
vom AnerbG. in das Verzeichnis der zur Eintragung in die Erbhöfe⸗ 
rolle beſtimmten Höfe eingetragen worden. Hiergegen erhob die N. 
Einſpruch, den das AnerbG. zurückwies unter gleichzeitiger Beſtim⸗ 
mung, daß der Grundbeſitz als Erbhof i. S. des 8 1 RErbhof®. zu 
gelten habe. Gegen dieſe Entſch. hat ſie ſofortige Beſchw. eingelegt, 
indem ſie geltend macht, der Hof ſei kein Erbhof: 1. weil ſie ihren 
Grundbeſitz ſchon ſeit 1922 verpachtet habe und nie mehr beabſichtige, 
ihn zu bewirtſchaften (Fall der ſtändigen Verpachtung); 2. weil kein 
Inventar auf dem Hofe vorhanden ſei. 

Aus dem Fehlen des Inventars folgt noch nicht, daß der 
Grundbeſitz kein Erbhof ſei. Das Inventar hann jederzeit wieder 
beſchafft werden, ſobald die Grundſtückseigentümerin nur will. Daß 
ſeine Anſchaffung mangels genügenden Ertrags der Hofſtelle die 
Ackernahrung gefährde, iſt weder behauptet noch ſonſt nach Lage 
der Sache der Fall (vgl. RErbhcher. v. 19. Okt. 1934: JW. 
1934, 3287). 

Dagegen erſcheint nach Auffaſſung des Erbhcer. der Einwand 
der ſtändigen Verpachtung begründet. Die BeſchwF. beabſichtigt, wie 
ſie verſichert, niemals mehr ihren Grundbeſitz ſelbſt zu bewirtſchaften. 
Sie hat das Inventar zum größten Teil veräußert und ſowohl die 
Okonomiegebäude wie auch die Grundſtücke nicht an eine, ſondern 
nacheinander eine ganze Reihe von Perſonen ſeit dem Tode ihres 
Mannes (1922) verpachtet. Sie wohnt lediglich noch auf der Hof⸗ 
ſtelle und hat ſich für ihre eigenen Bedürfniſſe zwei Acker vorbehal⸗ 
ten, die ſie aber auch von fremden Leuten bewirtſchaften läßt. Ver⸗ 
anlaſſung zu dieſer Verpachtung war neben ihrer eigenen Kränklich⸗ 
keit der Geſundheitszuſtand ihres einzigen Kindes, einer 21 Jahre 
alten Tochter, die infolge ſchwerer Krankheit für die Bewirtſchaftung 
nicht in Betracht kommt und auch keine Heiratsmöglichkeit hat. Sie 
bedarf ſorgſamſter Pflege, die die BeſchwF. ftark belaſtet. Nähere 
Verwandte ſind nicht vorhanden, und es ſcheidet auch die Annahme 
der Möglichkeit von Nacherben gem. § 20 des Geſ. aus. Bei dieſer 
Sachlage erſcheint die Behauptung der BeſchwF. durchaus glaubhaft, 
ſie habe ihren Grundbeſitz verpachtet lediglich, um von den Pacht⸗ 
zinſen zu leben und nötigenfalls auch Grundſtücke zu verkaufen, 
ſoweit die Verſorgung der Tochter dies bedinge. Der Wille der 
BeſchwF. iſt daher, mangels näherer Verwandten, mangels eigener 
Fähigkeit zur Bewirtſchaftung, ausſchließlich oder vorzugsweiſe dar⸗ 
auf gerichtet, den Grundbeſitz nur als Kapitalsanlage und Mittel 
zum Gelderwerb behufs ihres Lebensunterhalts zu benutzen, nicht, ihn 
zu erhalten, um ihn gegebenenfalls Familienangehörigen zu über⸗ 
tragen, und es kommt nicht ſo ſehr auf die Länge der Pachtzeit als 
auf die Abſicht an, die der Grundſtückseigentümer mit der Verpach⸗ 
tung verfolgt. Bei einer Willensrichtung, wie der erörterten, aber 
muß ſtändige Verpachtung als vorliegend angenommen werden. 


(ErbhGer, b. OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 15. Jan. 1935, EB 108/34.) 
Ber. v. AHR. i. R. Dr. Wolff-Williger, Freiburg i. Br. 


* 


24. 58 25, 31, 32, 37 RErbhofG. Nur für die Um- 
gehung der geſetzlichen Anerbenordnung kennt das RErb— 
hof®. in beſtimmtem Umfang anerbengerichtliche Geneh- 
migung. Für die dem Anerben letztwillig auferlegten 
Leiſtungen gibt es eine ſolche Genehmigung nicht. ß) 


Pauline Sch. geb. M. iſt Eigentümerin eines Erbhofs. Durch 
Erbvertrag v. 2. Mai 1934 hat ſie den Anerben verpflichtet, ihrem 
Ehemann ein Wohnungsrecht und ein auf dem Hof übliches Leib⸗ 
geding zu gewähren, falls der Berechtigte nicht am gemeinſchaftlichen 
Tiſch die Mahlzeiten einnehmen will. Zur Beſtreitung ſeiner ſonſtigen 
Bedürfniſſe, wie Kleider, Krankheitskoſten uſw., hat der Bauer dem 
Ehemann Sch. eine monatliche Rente von 30 K. zu bezahlen. Der 
Ehemann Sch. erhält auch die lebenslängliche Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung an dem Erbhof. Die Wohnungs⸗ und Leibgedingsverpflich⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


tungen treten erſt ein, wenn er die Verwaltungs- und Nutznießungs⸗ 
rechte aufgibt. Die Eheleute Sch. haben Genehmigung zu der Be 
laſtung des Anerben mit der Leibgedings⸗ und Rentenverpflichtung 
beantragt. 

Das Anerb&. hat den Antrag abgelehnt. Es war der Auffaſſung, 
daß die vertragliche Verpflichtung nichts anderes ſei als die in 8 
RErbHof®. feſtgelegte geſetzliche Verpflichtung. Eine Genehmigung 
käme deshalb nicht in Frage. Wenn aber durch die vertragliche Feſt⸗ 
legung das Recht des Witwers erweitert werden ſollte, ſo käme hier⸗ 
für ebenfalls keine Genehmigung in Betracht, da eine Erweiterung 
der Rechte des überlebenden Ehegatten über den im Geſetz feſtgelegten 
Umfang auch mit Genehmigung des AnerbG. nicht zuläſſig ſei. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die Ehefrau Sch. Beſchw. eingelegt 
mit dem Antrag, die Genehmigung zu erteilen. Eine Begründung des 
Antrags iſt nicht erfolgt. 

Die Beſchw. hatte keinen Erfolg. Nach § 31 RErbhofc. kann 
der überlebende Ehegatte unter den dort angegebenen Vorausſetzungen 
von dem Anerben lebenslänglich den in ſolchen Verhältniſſen üblichen 
Unterhalt auf dem Hof verlangen, ſoweit er ſich nicht aus eigenem 
Vermögen unterhalten kann. Dieſe Unterhaltsverpflichtung des An⸗ 
erben kann auch durch letztwillige Verfügung des Erbhofbeſitzers näher 
umſchrieben und es können die Altenteilsleiſtungen im einzelnen feſt⸗ 
geſetzt werden. Zu einer derartigen Anordnung iſt jedoch eine Ger 
nehmigung des Anerb&. nicht vorgeſchrieben. Das RErbyof®. hält 
eine Genehmigung des AnerbG. nur zur Beſtimmung des Anerben 
für notwendig, wenn der Erblaſſer von der geſetzlichen Ordnung ab“ 
weichen will (8 25 RErbhofGG.). Der § 37 a. a. O. findet nur auf 
Verfügungen unter Lebenden, nicht aber auf ſolche von Todes wegen 
Anwendung (vgl. hierzu Wöhrmann, Erbhofrecht, 2. Aufl., Ziff. 6 
zu § 31, S. 181/82). Letztwillige Verfügungen unterliegen ſonach, ab? 
geſehen von den Beſtimmungen des 8 25, keiner Nachprüfung durch 
das Anerbch. Tritt durch die letztwillige Verfügung eine übermäßige 
Belaſtung des Hofes ein, jo können Streitigkeiten nur nach § 32 a. a. O. 
entſchieden werden. 

(ErbhGer. b. OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 12. März 1935, Nr. 12 5 
S. 

Anmerkung: Die Entſch. iſt unzweifelhaft richtig. Sie ſtimmt 
auch mit dem Schrifttum überein. Danach iſt es nicht als eine Be. 
ſchränkung der Anerbenfolge i. S. des § 24 RErbhofch. zu erachten, 
wenn ſich der Erblaſſer damit begnügt, die geſetzlichen Anſprüche aus 
$ 31 feines Ehegatten inhaltlich beſtimmt zu umreißen. Dies iſt daher 
zuläſſig, ohne daß es hierfür einer anerbengerichtlichen Genehmigung 
bedürfte. 

Bedenken erregt lediglich der letzte Satz der Entſcheidung. Er 
betrifft den Fall, daß die vom Erblaſſer feſtgelegten Verſorgungs⸗ 
anſprüche für ſeinen Ehegatten den Rahmen des $31 RErbhofG. über⸗ 
ſchreiten. Iſt dies der Fall, ſo bedeutet die Anordnung des Erblaſſers 
eine unzuläſſige Beſchränkung der Anerbenfolge und iſt demgemäß 
nichtig. Sie bietet demnach keinen geeigneten Stoff für eine Streit 
regelung durch das AnerbG. gem. § 32 RErbhofch. Das AnerbG. hat 
vielmehr in einem ſolchen Falle durch Verhandlung mit den Be 
teiligten darüber zu entſcheiden, welche Leiſtungen im einzelnen der 
überlebende Ehegatte zu fordern und der Anerbe zu leiſten hat. Uber“ 
flüſſig iſt dies nur dann, wenn beide ſich freiwillig einigen, ſei es 
in dem Sinne, wie der Erblaſſer es verfügt hat, ſei es auf andere 
Weiſe; denn eine ſolche Einigung bedarf, was nunmehr anerkannt 
Rechtens iſt, keiner anerbengerichtlichen Genehmigung, ſofern ſie nicht 
eine dingliche Belaſtung des Erbhofes mitumfaßt. . 

Überſchreiten die Beſtimmungen des Erblaſſers den Rahmen des 
8 31 ReérbhofGG. und find ſie demgemäß nichtig, jo erhebt ſich 15 
Frage, ob nicht deswegen auch der übrige Teil der letztwilligen Ver 
fügung, insbeſ. die Anerbeneinſetzung, gem. § 139 BGB. nichtig N 
Die Frage iſt nach § 2085 BGB. zu beautworten. Sie wird fall 
immer zu verneinen ſein. Es wird kaum einen Fall geben, in dem 
der Erblaſſer bei Kenntnis der Beſtimmungen des RErbhofch. und 
der Bedeutung ihres Inhalts nur deswegen einen anderen Anerben 
beſtimmt hätte oder die Beſtimmung eines Anerben überhaupt unter 
laſſen hätte, weil es ihm unmöglich iſt, die Verſorgungsanſprüche 
ſeines Ehegatten ſo zu regeln, wie er es im Sinne hat. 

Verfahreusrechtlich wird noch zu prüfen ſein, in welcher Weiſe 
die Sachlage zu meiſtern iſt, wenn die Verfügungen des Erblaſſer⸗ 
über § 31 NErbHof®. hinausgehen und a) ein Streit zwiſchen dem 
überlebenden Ehegatten und dem Anerben überhaupt nicht entſteh. 
oder b) ein ſolcher Streit ſich erhebt und die Vertragsteile die 22 
fügungen des Erblaſſers grundſätzlich aufrechterhalten, der Anerbe ſie 
aber einſchränken will. Von weſentlicher Bedeutung iſt dies eigentlu⸗ 
nur im Falle b für die Faſſung der Beſchlußformel des Anerbch. 

Notar Schieck, Markt Grafing b. München. 
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| Erbgeſundheitsobergerichte) | 


A. Schizophrenie als Grund der Unfruchtbarmachung 


Vorbemerkung 
Vgl. die Entſch.: IW. 1935, 1422 Nr. 1—20, 1428 3, 1432 45. 
Dresden 


25. 81 Abſ. 2 Ziff. 2 ErbkrNachwGeſ. Zuſammen⸗ 
einer Schizophrenie mit einer luetiſchen Infektion? 


K. .das Erbgeſcger. in D. hat die Unfruchtbarmachung der Frau 
wordenen Schizophrenie angeordnet. Die Beſchw. iſt zurückgewieſen 
Aus den Gründen: 
geſtelk ie Diagnoſe iſt auf Grund der Anſtaltsbehandlung in H. 
war t worden, wo die K. bis zum 7. Mai 1934 untergebracht 
19g nachdem fte bereits im Septeniber—Oktober 1933 und März 
n Krankenhauſe zu M. behandelt worden war. Während 
ist chandlungs⸗ und Beobachtungszeit in H. hat die K. pfy⸗ 
8 ein ausgeſprochen katatones Zuſtandsbild geboten. Ein Zu⸗ 
tor teenhang zwiſchen der Schizophrenie und der i. J. 1920 er⸗ 
eine en luetiſchen Infektion iſt zu verneinen. Die Möglichkeit, daß 
5 Lues, die im Laufe von Jahren das zerebroſpinale Syſtem 
e itleidenſchaft zieht, auch ein katatoniformes pfychiſches Bild 
ei ugen kann, iſt hier auszuschließen, weil das negative Ergebnis 
die am 20. März 1934 vorgenommenen Liquorunterſuchung gegen 
eine Annahme einer noch aktuellen Lues cerebrospinalis oder 
iner Paralyſe ſpricht. Der neurologiſche Befund iſt Ausdruck 


hang 


gut zum Stillſtand gekommenen Lues des Nervenſyſtems. Im 
als dergrund ſteht die rein ſchizophrene Weſensveränderung, die 
ſelbſtändig und aus ſich entſtanden aufzufaſſen iſt. 


Erbgeſobcher Dresden, Beſchl. v. 11. Jan. 1935, Erbgeſ. O 353/34.) 
Ber. von SenPräſ. Dr. Zachmann, Dresden. 


* 


Na 26. 8 1 Abf. 2 Ziff 2 Gef. zur Verhütung erbtranken 

Ahchwuchſes. Weſentliche Merkmale der Schizophrenie. 

Er grenzung der Schizophrenie von ſchizophrenieähnlichen 

Unſcheinungen. Pflicht des Amtsarztes, bei Ablehnung der 

ger Ahtbarmadung aus mediziniſchen Zweifeln den an⸗ 
lich Erbkranken weiter zu beobachten. 


9 Der Kreisarzt in M. hat beantragt, daß der Landwirt Ernſt 
ge M. wegen Schizophrenie unfruchtbar gemacht werde. Das 
die eſcher. in A. hat die Unfruchtbarmachung angeordnet. Gegen 
an U Beſchluß hat H. Beſchw. eingelegt und beſtritten, daß er 
Erfof Ozophrenie leide oder gelitten habe. Seine Beſchw. mußte 
Verhah haben. Das ExbgefObßer. hat auf Grund der mündlichen 
a handlung, der herangezogenen Akten der Pſychiatriſchen und 
Sch klinik der Univerſität K., der Akten der Landesheilanſtalt 
fon: und der Nervenheilanſtalt E., beide aus dem Jahre 1928, 
die . auf Grund der auf Anordnung des ErbgeſObGer. durch 
Dr Vhhiatrifhe und Nervenklinik der Univerſität K. (Brof. 
geſt ell nochmals durchgeführten Unterſuchung folgendes feſt⸗ 


gebor, H. iſt als Bauernſohn am 20. Febr. 1895 an der Weftküfte 
a Er war das 14. von 17 Kindern und Zwilling mit ſei⸗ 
dann Vruber Mar. Die Schule machte er gut durch und wurde 
a Fandwirt. Den Krieg hatte er als Frontkämpfer unver⸗ 
ſchwiſtt mitgemacht. Heute leben noch neun von ſeinen Ge⸗ 
ſtern, darunter der Zwillingsbruder Max. 

Pſochoſe Jahre 1928 erlitt er die erſte, i. J. 1932 die zweite 
117 oſe. Beide Male kam er in verſchiedene Anſtalten. Aus der 

gen wurde er als gebeſſert entlaſſen. Die Anſtalten in K. und 
der aben beide Male die Diagnoſe: Schizophrenie geſtellt. Bei 


rauf Ar ; ü 
fur, nordnung des ExbgefObGer. ſoeben ausgeführten Unter- 
en hat Prof. Dr. Stertz nichts Krankhaftes in feinem Weſen 


ie wi en können, abgeſehen von einer ungenügenden Einſicht in 
feine 'rklichen Zuſammenhänge der Vorkommniſſe, die ſich während 
r Pſychoſen zugetragen haben. Prof. Dr. Stertz hat gegen⸗ 


ten * Obwohl der Umfang des vorliegenden Heftes um 16 Sei⸗ 

e wurde, war es nicht möglich, alle bis zum Redak⸗ 

zun pi us eingegangenen Entſcheidungen der ErbGeſObcger. auf⸗ 

Nähe 5 en. Die zurückgeſtellten Entſcheidungsauszüge werden in dem 

Juli en gleichartigen Heft, das in der zweiten Hälfte des Monats 
i erſcheint, gebracht werden. Hn. 
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über den früheren Diagnoſen erhebliche Zweifel geäußert. Das 
ErbgeſObcger. hat ſich ſeiner Anſicht, daß mit Sicherheit eine Erb⸗ 
krankheit nicht bejaht werden könne, angeſchloſſen. 

Was zunächſt ſeine Familie betrifft, ſo iſt hier über Geiſtes⸗ 
Krankheiten nichts bekannt. In der mütterlichen Familie iſt zwar 
zweimal Selbſtmord vorgekommen, angeblich als Reaktion auf 
äußere Verhältniſſe. Auch ein Bruder 9.5 hat aus Liebeskummer 
Selbſtmord verübt. über ſpezifiſch ſchizophrene Züge in der Fa⸗ 
milie, auffällige Charaktere uſw., hat ſich nichts ermitteln laſſen. 

H. ſelbſt war vor ſeiner Erkrankung körperlich und geiſtig 
gut veranlagt, ruhig, beſonnen, freundlich, treuherzig, vielleicht 
etwas langſam und zurückhaltend. Im J. 1907, alſo im 12. Jahre, 
erlitt er eine ſchwere Kopfverletzung durch einen Windmühlenflügel. 
Er ſoll jechs Wochen ſchwerkrank, zwei Wochen ohne Beſinnung 
geweſen ſein. Unmittelbar erkennbare Folgen hat aber dieſe Ver⸗ 
letzung nicht hinterlaſſen. Im Kriege ſoll er ſich an der Front be⸗ 
währt haben. Er hat eine ſchwere Diphtherie, Nierenentzündung 
und Kopfroſe durchgemacht und ſoll damals verwirrte Briefe nach 
Haufe geſchrieben haben. Bei ſeiner Rückkehr aus dem Kriege ſoll 
er zunächſt etwas verändert geweſen fein, oft einen unglücklichen, 
traurigen Blick gehabt haben. Nach dem Selbſtmord des Bruders, 
den er in der Scheune erhängt auffand, veränderte ſich im Früh⸗ 
ling 1928 ſein Weſen. Er wurde ſtill, ſchlief ſchlecht und zog ſich 
zurück. Hieraus entwickelte ſich unter Schwankungen der erſte Schub 
von Geiſteskrankheit, der im ganzen vom April 1928 bis zum 
Mai 1929 dauerte und ſeine Aufnahme zunächſt in der Privatheil⸗ 
anſtalt von Dr. L. in H., dann in F., ſodann in K. und endlich 
in Sch. erforderlich machte. Die Pſychoſe zeigte in der Hauptſache 
ein katatoniſches Gepräge, jedoch mit maniſch⸗depreſſivem Einſchlag, 
und ſie war durch freie Intervalle bzw. grobe Schwankungen des 
Verhaltens ausgezeichnet. Bemerkenswert war die Neigung zur Ge⸗ 
walttätigkeit, die wohl zum Teil auf krankhafte Eigenbeziehungen 
zurückzuführen war. Das Vorhandenſein von Sinnestäuſchungen 
war nicht mit einiger Sicherheit feſtzuſtellen, es fehlten ganz die 
ſpezifiſch ſchizophrenen Mechanismen. 

Nach der Entlaſſung ſchien er geſund und arbeitsfähig, jedoch 
wurde eine volle Krankheitseinſicht, beſonders hinſichtlich der Ge⸗ 
walttätigkeiten, vermißt, vielmehr zeigte H. die Neigung, ſeine 
Erregungszuſtände auf tatſächliche Beeinfluſſungen durch die Um⸗ 
gebung zurückzuführen, was übrigens auch jetzt noch der Fall iſt. 

Im Jahre 1932 erkrankte H. erneut pfychiſch und wurde 
wiederum in die Klinik aufgenommen. Da er damals von ſelbſt 
kam, fehlt es an einer objektiven Anamneſe. Nachträglich gab er 
an, daß er die Vorkommniſſe der erſten Pſychoſe endlich einmal 
klarlegen wollte, und jetzt fügte er dem hinzu, daß er ſich mit 
einer Siedlung in Schwierigkeiten befunden habe und daß ihn das 
gemütlich beeinflußt habe. Es entwickelte ſich eine der erſten ganz 
ähnliche Pſychoſe, in deren Verlauf er wiederum nach Sch. verlegt 
wurde. Seit ſeiner Entlaſſung im Juni 1932 iſt er nach Angabe 
ſeiner Angehörigen geſund, und es iſt in ſeinem Verhalten nichts 
Auffälliges zu bemerken. Er arbeitet, wie immer, tüchtig und iſt 
ein guter Familienvater. Es weiſt nichts auf ſogenannke ſchizo⸗ 
phrene Defekte hin. 

Als Vorbedingungen der Anerkennung einer ſchizophrenen 
Erbkrankheit müßten vor allen Dingen folgende Nachweiſe ge⸗ 
führt ſein: 

1. der der erblichen Belaſtung. 

Hierzu iſt zu ſagen, daß man von einer ſchizophrenen Be⸗ 
laſtung hier nicht ſprechen kann, weil ſchizophrene Pſychoſen oder 
ſchizoide Charaktere in der Familie durch Generationen hindurch 
nicht nachgewieſen ſind. Es fragt ſich, wie man die drei Fälle von 
Selbſtmord zu beurteilen hat. Die Neigung zum Selbſtmord muß 
nicht unbedingt auf krankhafter Veranlagung beruhen. Eine ſolche 
braucht deſto weniger bei der Entſtehung dieſes Phänomens mit⸗ 
zuwirken, je ſchwerwiegender die Erlebniswirkungen ſind, welche 
jemanden in den Selbſtmord treiben. Richtig iſt allerdings, daß im 
Bereich des maniſch⸗depreſſiven Irreſeins, u. U. auch der Schizo⸗ 
phrente, Selbſtmordneigung anzutreffen iſt. Es find dann vor allem 
endogene Verſtimmungen, welche das Lebensgefühl und den Selbſt⸗ 
erhaltungstrieb ſtören. Bei Suiziden der Schizophrenen oder Schizo⸗ 
iden beobachtet man nicht ſelten, daß die Motivierung auffällig 
ungenügend erſcheint. 0 

Im vorl. Falle liegt kaum ein Anlaß vor, die mehrfach auf⸗ 
gelreienen Selbſtmorde anders als durch eine anlagebedingte pſy⸗ 
chiſche Labilität zu deuten, welche durch äußere Anläſſe jeweilig 
aktiviert worden iſt. i ö 

2. Iſt für die Feſtſtellung der Schizophrenie von Belang die 
prämorbide Veranlagung, die ſich etwa in einem autiſtiſch⸗ſchizoiden 
a oder Charakter äußern kann. Hiervon ift bei H. nichts feſt⸗ 
zuſtellen. 8 

3. Iſt bei der Schizophrenie auf die endogene, durch äußere 
Bedingungen nicht zu erklärende Entſtehungsweiſe der pſychotiſchen 
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Schübe Wert zu legen. In dieſer Beziehung iſt hier folgendes zu 
ſagen: 

Der erſte Schub iſt zweifellos reaktiv entſtanden oder min⸗ 
deſtens in Gang gekommen. Von dem zweiten läßt ſich das nicht 
mit der gleichen Sicherheit behaupten, obgleich H. jetzt auch dahin⸗ 
gehende Angaben macht. Natürlich wird man angeſichts der Wieder⸗ 
holung der Pſychoſen, auch wenn fie durch äußere Momente ver⸗ 
anlaßt ſind, eine Veranlagung dazu nicht beſtreiten können, aber 
fie brauchte natürlich nicht diejenige einer ſchizophrenen Erbkrank⸗ 
heit zu ſein. 

4. Iſt Bedacht zu nehmen auf die Erſcheinungsform der 
durchgemachten Pſychoſen. 

In dieſer Beziehung iſt zu ſagen, daß in der Klinik wie in 
allen Anſtalten, in denen H. behandelt worden iſt, die Diagnoſe 
„Schizophrenie“ geſtellt worden iſt. Das entſpricht auch der land⸗ 
läufigen Diagnoſtik, doch kann man mit Recht fragen, ob die 
Krankheit „Schizophrenie“ nicht auf Grund der Ahnlichkeit von Zu⸗ 
ſtandsbildern allzu weit ausgedehnt worden iſt und wird. Von den 
katatoniſchen Pſychoſen iſt es beiſpielsweiſe offenbar, daß fie un⸗ 
ter ſehr verſchiedenen, auch exogenen Bedingungen auftreten 
können, z. B. nach ſchweren Infektionen, Kopfverletzungen u. a. 
Am beweishräftigſten für den eigentlichen ſchizophrenen Prozeß find 
folgende Symptomenkomplexe: gewiſſe ſpezifiſche paranoide Mecha⸗ 
nismen: phyſikaliſcher Beeinfluſſungswahn, Gedanken⸗ und Wil⸗ 
lensbeeinfluſſung, primäre Aufhebung des gedanklichen Zuſammen⸗ 
hangs, Sinnestäuſchungen in Form von Stimmenhören, rein auto- 
chthone Verlaufsſchwankungen. 

Betrachtet man die Pſychoſen des H. von dieſem Standpunkt, 
ſo kann man die Zuſtandsbilder nicht als für Schizophrenie be⸗ 
ſonders beweiskräftig bezeichnen, obgleich KRatatone Formen und 
auch Fälle mit maniſch⸗depreſſiven Einſchlägen bekanntlich häufig 
im Bereich der Schizophrenie vorkommen und bei H. autochthone 
Schwankungen des Verlaufs ſehr ausgeprägt ſind. 

5. Der Ausgang in eine ſpezifiſche geiſtige Schwäche iſt von 
beſonderer Beweiskraft, wenn er vorhanden iſt. Umgekehrt kann 
man freilich nicht ſagen, daß die gute Ausheilung des einen oder 
anderen Schubes der Schizophrenie ein ſtrikter Gegenbeweis gegen 
die Richtigkeit der Diagnoſe iſt. Jedenfalls iſt im vorl. Falle eine 
ſehr gute Ausheilung erfolgt. Allerdings iſt hier eine kleine Ein⸗ 
ſchränkung zu machen, die in der mangelhaften Krankheitseinſicht 
beſteht. Dieſe iſt aber auch unter anderen Bedingungen, vor allem 
auch bei pſychopathiſchen Reaktionen, zu finden. 

So wenig es notwendig ſein mag, im einzelnen Falle alle 
hier genannten Nachweiſe zu führen, ſo ſpricht es doch gegen eine 
ſchizophrene Erbanlage, wenn ſie alle oder ihr größerer Teil in 
Fortfall kommen. Es wird ſich dabei hauptſächlich um Einzelfälle 
der Erkrankung im Bereich von geſunden Familien handeln, wäh⸗ 
rend es leicht iſt, innerhalb mit Erbkrankheik verſeuchter Sippen die 
eugeniſche Sachlage zu beurteilen. 

Der Zufall fügt es, daß H. einen Zwillingsbruder beſitzt, der 
angeſichts einer geradezu frappierenden Übereinſtimmung der Kör⸗ 
perform und der weſentlichen ſeeliſchen Eigenſchaften, wovon ſich 
der Gutachter bei der Unterſuchung überzeugen konnte, als ein ein⸗ 
eüger Zwilling anzuſehen iſt. Eineiige Zwillinge gelten als erb⸗ 
gleich; bei dem Vorhandenſein einer Erbkrankheit müßte man alſo 
erwarten, daß beide davon befallen werden, was hier nicht der 
Fall iſt. Allerdings lehrt die Erfahrung, daß ſog. diskordante ein⸗ 
eilige Zwillinge auch im Bereich der Erbkrankheiten vorkommen, 
und das hat zu der Annahme genötigt, daß Umwelteinflüſſe bei 
der Manifeſtierung der Anlagen für die eigentlichen Erbkrank⸗ 
heiten nicht ohne Bedeutung ſind. So könnte man im vorl. Falle 
etwa annehmen, daß das ſchwere Kopftrauma in der Jugend oder 
die ſchwere Erkrankung im Felde bei H. konſtitutionsſchädigend ge⸗ 
wirkt hat, während dieſe Einflüſſe bei ſeinem geſund gebliebenen 
Zwillingsbruder nicht vorhanden find. Aber ebenſo erlaubt, ja noch 
beweiskräftiger wäre der umgekehrte Schluß, nämlich der, daß die 
Diskordanz bezüglich der pſychotiſchen Erkrankung bei den Zwil⸗ 
lingen gegen die erbliche ſchizophrene Anlage ſprichk. 

„So einfach die Sachlage auf den erſten Blick angeſichts der 
ſchizophren gefärbten Pſychoſen 9.3 erſchien, fo kompliziert wurde 
ſie, ſobald man den Dingen auf den Grund zu gehen ſuchte. Wenn 
man im gegebenen Falle eine erbliche Veranlagung zur Schizo⸗ 
phrenie in der Familie aunehmen wollte, ſo müßke man eine ganz 
auffällig geringe Durchſchlagskraft (Penetranz) derſelben voraus⸗ 
legen, eine jo geringe Durchſchlagskraft, daß inmitten einer außer⸗ 
ordentlich zahlreichen, durch mehrere Generationen zu verfolgenden 
Familie H. eben der einzige Fall einer wirklich manifeſten Er⸗ 
krankung wäre. Dieſe Annahme wäre voreingenommen und ge⸗ 
zwungen. Nicht ſchizophrenie⸗ähnliche Krankheitsbilder, ſondern 
nur die eigentliche Schizophrenie iſt geſetzlich eine Erbkrankheit. 
Nur die letzte führt zur Unfruchtbarmachung. Es iſt daher notwen⸗ 


dig, mit der Zeit die Schizophrenie als Erbkrankheit ſtrenger ab⸗ 
zugrenzen von allen anderen ſchizophrenieähnlichen Krankheits⸗ 
bildern. 

Mit Rückſicht darauf, daß die eine echte ſchizophrene Er⸗ 
krankung nicht mit Sicherheit abgelehnt werden konnte, daß viel⸗ 
mehr eine in künftiger Zeit auftretende neue Erkrankung den 
immerhin weiter beſtehenden Verdacht der Schizophrenie beſtätigen 
Rann, wird das ErbgeſObcher, dem zuſtändigen Kreisarzt zur wel 
teren Beobachtung H. empfehlen. Zur Zeit mußte der Unfruchtbar⸗ 
machungsantrag abgelehnt werden. 


(ErbgeſObGer. Kiel., Beſchl. v. 11. April 1935, Wg 56/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


* 
Zweibrücken 

27. ErbkrRachwGeſ. Schizophrenie oder maniſch⸗ 
depreſſives Irreſein? 81 iſt Mußvorſchrift. Hohe Be 
gabung rechtfertigt die Ablehnung der Unfruchtbarma“ 
chung nicht. 

Die Beſchw. des Sch., beffen Unfruchtbarmachung wegen 
Schizophrenie durch das Erbgeſcher. angeordnet wurde, iſt nicht 
begründet. . 

Zur Frage, welcher Art die geiftige Erkrankung des Beihmd: 
iſt, vertritt Prof. Dr. S. in ſeinem Antrag vom 20. Sept. 1934 
auf Unfruchtbarmachung unter Hinweis auf die Krankengeſchichte 
den Standpunkt, daß es ſich um Schizophrenie handle. In mehre⸗ 
ren an Arzte gerichteten Schreiben vom Auguſt 1934, welche fi 
in Abdruck bei den Akten der Piyh.-Neurolog. Klinik befinden, 
bringt Prof. Dr. S. zum Ausdruck, daß der BeſchwF. wegen eines 
ſchizophrenen Schubes mit ausgeſprochen paranoider Reaktion von 
ihm behandelt worden und daß der Schub inzwiſchen abgeklungen 
ſei. Nach der Krankengeſchichte war der Beſchwß. außerordenllich 
leicht erregbar und reizbar. Er befand ſich in ſtarker innerer Un⸗ 
ruhe, hatte körperliche Mißempfindungen, hörte Stimmen, hatte 
Wahnideen der verſchiedenſten Art, litt an einem ausgeſprochenen 
Verfolgungswahn, hatte Selbſtmordabſichten und machte a 
einen ernſthaften Selbſtmordverſuch, welcher der Anlaß zu ſeiner 
Einſchaffung in die Pſych.⸗Neurolog. Klinik war. Dieſe Sym- 
ptome ſprechen für das Vorliegen einer ſchizophrenen Erkrankung 
(Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, ErbkrRachwöhgeſ., S. 97). Sie laſſen 
nach Anficht des BeſchwG. die Diagnoſe Schizophrenie mindeſtens 
ſehr wahrſcheinlich erſcheinen. Der Umſtand, daß bis jetzt nur ein 
einziger Schub von kurzer Dauer in Erſcheinung trat, eine vos 
kommene Heilung von dieſem Schub erfolgte, wie es ſcheint, un 
eine ſtarke, bis zur völligen ſozialen Verwendbarkeit gehende BA 
ſerung der Krankheit feſtgeſtellt werden kann, ſpricht nicht gegen 
die Richtigkeit dieſer Annahme (Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, 
S. 98 und 100). Wenn Prof. Dr. K. Schizophrenie rundweg a 
lehnt, die Krankheit des Beſchwß. als depreſſive Beziehungs 
pſychoſe bezeichnet, und Facharzt Pr. D. erklärt, er könne ſeine 
urſprüngliche Diagnoſe einer zum Formenkreis der Schizophrene 
gehörigen paranoiden Pſychoſe nicht aufrechterhalten, fo faſſen je 
ofſenſichtlich den Begriff der unter das ErbkrNachwöeſ. fallenden 
geiſtigen Erkrankungen zu eng. Das Gericht vermag ihnen 1 
dieſem Punkt nicht zu folgen. f 

Trotzdem möchte das BeſchwG. die Frage, ob Schizophrene 
vorliegt, nicht endgültig bejahen, ihre Klärung vielmehr der 3 
kunft überlaſſen. Dadurch, daß bis jetzt nur ein einziger Krank 
heitsſchub auftrat und ein Zerfall der Perſönlichkeit des Beſchwin, 
nicht feſtgeſtellt werden kann, iſt die Diagnoſe einer Schizophrem 
zur Zeit nicht zweifelsfrei geſichert. 

Das Krankheitsbild ſäßt aber auch an manifch-bepreffine? 
Irreſein denken (§ 1 Abſ. 2 Nr. 3 ErbkrNachwGkeſ.). Dieſe Kran 
heit hat gereizte oder ängſtliche Erregung und Bewegungsunrugg 
Wahnvorſtellungen, Sinnestäuſchungen, Selbſtmordneigung Ur 
Selbſtmordverſuch mit der Schizophrenie gemein. Es fehlen abe 
Störungen des Verſtandes (Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, S. 104) 
So erklärt ſich der von Prof. Dr. K. mit beſonderem Nachdru⸗ 
betonte Mangel der für Schizophrenie kennzeichnenden paralog; 
ſchen Gedankenentgleiſungen und Störungen der sprachlichen ge” 
tungen. Andererſeits lag bei dem Beſchwg. eine bei maniſch⸗ 
depreſſiv Erkrankten beſonders charakteriſtiſche Steigerung 18 
Geſchlechtstriebes und der Geſchlechtsluſt vor (Gütt⸗Rüdin, 


Ruttke, S. 101). In dieſem Zuſammenhang kann auch auf 105 
hohe Begabung des BeſchwF. hingewieſen werden, welche e 


bei maniſch⸗depreſſivem Irreſein häufiger als bei anderen Geil 
ſtörungen zu finden fein fol (Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, 
S. 103). Endlich iſt für die Erkrankung an manch ddp gen, 
Irreſein typiſch, daß in der Regel die einzelnen Anfälle heilen, 
und zwar verhältnismäßig oft jo gut, daß Symptome geiſtiger 
Störung nicht mehr oder kaum nachzuweiſen find (Gütt⸗Ru 
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Nin Ruttte, S. 102). Das trifft nach dem Gutachten des 
of. Dr. K. für den gegenwärtigen Fall zu. 
Ergebnis Gericht gelangte aus den dargelegten Gründen zu dem 
ent NIS, daß es ſich bei der geiſtigen Erkrankung des BeihiwF. 
I wer um Schizophrenie oder um maniſch⸗depreſſives Irreſein 
5 e Eine genaue diagnoſtiſche Abgrenzung iſt z. Z. aus den 
5 and; wähnten Umſtänden nicht möglich. Sie iſt auch nicht not⸗ 
bf 19; denn beide Erkrankungen find Erbkrankheiten i. S. des 8 1 
MNachwcgeſ. Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, S. 99). 
heit Daß es ſich bei dem Leiden des BeſchwF. um eine Erbkrank⸗ 
I handelt, iſt nach den Gutachten des Dr. D. und des Prof. 
rn K. nicht zu bezweifeln. Mit Recht weiſen ſie auf die gleich⸗ 
Ja ge Erkrankung hin, welche der Vater des BeſchwF. in den 
ren 1900 und 1901 durchgemacht hat. Sie meinen, daß auch 


hi Vater Sch. nicht an Schizophrenie, ſondern ebenfalls an einer 
Befürhngspochoſe gelitten habe, und Prof. Dr. K. ſpricht die 
| un 


ing aus, daß bei den Nachkommen des BeſchwF. der⸗ 
Fälle Pjychoſen auftreten können, zumal er auch in anderen 
häu en dieſer Erkrankung gleichartige oder ſehr ähnliche Belaſtung 
ig habe nachweiſen können. 
Bine Sowohl Prof. Dr. K. als auch Dr. D. vertreten den Stand⸗ 
halb, t, daß von der Unfruchtbarmachung des BeſchwF. auch des⸗ 
eit abgeſehen werden ſoll, weil er eine hochwertige Perſönlich⸗ 
liche mit ſehr wertvollen intellektuellen, affektiven und charakter⸗ 
bedbie Eigenſchaften ſei und ſolche Erbgüter ebenſo der Schonung 
ürfen wie die Krankheitsanlagen der Ausmerzung. Prof. Dr. 
7. peift auf die Entſch, des Erbgeſcher. Frankfurt a. M. vom 
24000 1934 (Deutſche Juſtiz 1935 Nr. 5 S. 186) und des Erb⸗ 
1008er. Frankfurt a. M. v. 17. Dez. 1934 hin, in denen die 
genfuchtbarmachung von Perſonen, welche eine Melancholie durch⸗ 
macht hatten, unter anderen Gründen auch deshalb abgelehnt 
ihn weil dieſe Perſonen Träger beſonders wertvoller Eigen- 
aften waren. 
wert. Selbſtv„erſtändlich ift es bedauerlich wenn die Quelle hoch⸗ 
chen iger Erbanlagen durch die Unfruchtbarmachung zum Verſie⸗ 
Vo gebracht wird. Das Gericht iſt aber der Meinung, daß das 
Un andenſein wertvoller Erbanlagen allein die Ablehnung der 
A ruchtbarmachung nicht rechtfertigt. Eine derartige weitherzige 
if gung des Geſetzes widerſpricht feinem Sinn und Zweck und 
miabäulehnen (Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, S. 104). Sie iſt auch 
Erbzdom mach Anſicht des Gerichts zwingenden Charakter des § 1 
derRachwcheſ. nicht vereinbar (Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, 
4; Grunau: IM. 1935, 3 ff. und 1379; Beſchl. des Erbgeſ⸗ 
m Ger. Kiel v. 9. Febr. 1935: JW. 1935, 1432 46; a. A. Dr. Leh⸗ 
Offener JW. 1935, 1376 und Möller: JW. 1935, 1378). 
Shlenſichtlich vertritt auch RMin. Dr. Frank den ſtrengeren 
kläandpunkt. Nach einem Bericht im Völkiſchen Beobachter er⸗ 
1985 er auf der NS.⸗Juriſtentagung in Hannover am 5. Mai 
niff „beim Geſetz über die Steriliſation gäbe es keine Zugeſtänd⸗ 
unde“ denn davon hänge die Zukunft der kommenden Geſchlechter 
® des ganzen deutſchen Volkes ab. 
har, un borl. Falle kommt übrigens dem Geſichtspunkt der Er- 
nur ng und Veranlagung wertvoller Anlagen und Eigenſchaften 
auf eine 0 Bedeutung zu. Der BeſchwF. iſt ja mit Rückſicht 
Er fein eiden feſt entſchloſſen, keine Kinder mehr zu erzeugen. 
Aakı, NE bereits zwei Kinder, welche hoffentlich die hohe Be⸗ 
Geſchig ihres Vaters ererbt haben. Wenn andererſeits ein gütiges 
danchick fie vor der Krankheitsanlage des Vaters bewahrt hat, 
richt wird dem deutſchen Volke das wertvolle Erbgut des BeſchwF. 
7° berlorengehen. 
keit Der Beſchwßß. iſt 40 Jahre alt. Seine Fortpflanzungsfähig⸗ 
ſchaft . unbeſtritten. Nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſen⸗ 
im b. Im allgemeinen und nach dem Gutachten des Prof. Dr. K. 
ſein eſonderen iſt mit großer Wahrſcheinlichkeit zu erwarten, daß 
e Nachkommen an ſchweren geiſtigen Erbſchäden leiden werden. 
Uber achdem ſomit alle geſetzlichen Vorausſetzungen nach der 
machtengung des ErbgeſOblger. vorliegen, iſt die Unfruchtbar⸗ 
hung des BeſchwF. mit Recht angeordnet worden. 
Ile Umſtand, daß er entſchloſſen iſt, ſich weiteren Ge⸗ 
fru gtöaverkehrs zu enthalten, rechtfertigt die Ablehnung der Un⸗ 
diel Zarmachung nicht. Erfahrungsgemäß iſt der Geſchlechtstrieb 
nisch ſtärker als die Willenskraft Das gilt beſonders von Ma⸗ 
Geſ chlechereſſiben, bei welchen, wie bereits erwähnt, ein geſteigerter 
ſchlechtstrieb vorhanden zu fein pflegt. 
unterbladlich kann auch die Unfruchtbarmachung nicht deshalb 


uber eterdn weil bei dem BeſchwF. die Erbkrankheit nur vor⸗ 


getrete end ſichtbar geworden und nur in einem erſten Schub auf⸗ 


0 n iſt (Dr. Gütt: Deutſches Recht 1935, 28). 
ErbggeſObcher. Zweibrücken, Beſchl. v. 10. Mai 1935, R515(0145)/34) 
Ber. v. OLGR. Seelos, Zweibrücken. 


B. Angeborener Schwachſinn als Grund 
der Unfruchtbarmachung 


Vorbemerkung 
Vgl. ZW. 1935, 1425 Nr. 21—36, 1428 40, 1436 54 


Darniſtadt 


28. § 1 UnfrG.; § 6 BGB. Über den Begriff „mora⸗ 
liſcher Schwachſinn“. Schwachſinn i. S. des UnfrG. kann 
nur angenommen werden, wenn ein Defekt der Intelligenz 
vorhanden iſt. Hierzu genügt nicht die Feſtſtellung man⸗ 
gelnder Selbſtkritik. Eine lediglich pathologiſche Ver⸗ 
anlagung kann nach dem derzeitigen Standpunkt des Ge⸗ 
ſetzgebers ebenſowenig wie die Tatſache der Entmündigung 
wegen Geiſtesſchwäche (8 6 BGB.) die Unfruchtbarmachung 
rechtfertigen, wenn nicht eine der im Geſetz aufgeführten 
Erbkrankheiten einwandfrei feſtgeſtellt iſt. f) 


Die BeſchwF. hatte die Unfruchtbarmachung des W. B. bean⸗ 
tragt wegen „angeborenen Schwachſinns auf moraliſchem Gebiet“ 
mit der Begr., W. B. ſei ein haltloſer Pſychopath und Gewohnheits⸗ 
verbrecher. 

Das Erbgeſcher. G. hat den Antrag abgelehnt, weil ein mora⸗ 
liſcher Schwachſinn als Pſychopathie nicht unter das Geſetz falle. 

Hiergegen führt die Beſchw§. im Auſchluß an den Komm. von 
Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke S. 91 Abſ. 3 und S. 94 Mitte aus, daß 
„moraliſcher Schwachſinn“ etwas völlig anderes als „Schwachſinn 
i. S. des UnfrG.“ ſei, ſei rein ſprachlich nicht einzuſehen und auch 
aus dem Geſetz nicht zu entnehmen. Man müſſe auch bei näherer 
Beſchäftigung mit der Perſönlichkeit des B. die Überzeugung ge⸗ 
winnen, daß ſein vorzugsweiſe auf moraliſchem Gebiet zutage treten⸗ 
der Schwachſinn in einem erheblichen Intelligenzdefekt 
mitbegründet ſei. B.s Intelligenz verſage ſofort, wenn es um die 
Beurteilung ſeines eigenen Handelns und die hieraus zu ziehenden 
Folgerungen gehe. Er betrachtet die ganze Welt nur von ſich in 
ſeinen hochgeſtellten Anſprüchen „an das Leben“ und vermöge offen⸗ 
ſichtlich nicht einzuſehen, daß die Gemeinſchaft dem einzelnen in 
erſter Linie Pflichten auferlege, ehe ſie ihm Rechte gewähre. Für 
dieſe egozentriſche Einſtellung ſei die Einſtellung B.s kennzeichnend, 
daß er die ganze Schuld an ſeinem verpfuſchten Leben ſeinen Eltern 
zuſchiebe, obwohl dieſe genug Opfer für ihn gebracht und Unannehm⸗ 
lichkeiten durch ſeine Delikte gehabt haben. Es ſei keineswegs ein⸗ 
gewurzelter verbrecheriſcher Hang, ſondern Mangel an Einſicht (= In⸗ 
telligenz), der ihn bei gegebener Gelegenheit immer wieder mit dem 
Geſetz in Konflikt kommen laſſe. Von allen Strafanſtaltsbeamten, 
die mit B. zu tun gehabt hätten, zweifle keiner, daß auch die Nach- 
kommen des B. höchſtwahrſcheinlich ebenſo minderwertig ſein wer⸗ 
den wie er ſelbſt. Es ſei deshalb zu begrüßen, daß ein Geſetz, wie 
das UnfrG., endlich die Möglichkeit geſchaffen habe, die Volks⸗ 
gemeinſchaft vor ſolchen Menſchen zu bewahren, die nur Straf⸗ und 
Irrenhäuſer füllen würden. Schon aus dieſem Grunde verbiete ſich 
eine allzu enge formaliſtiſche Auslegung des Geſetzes. 

Die Beſchw. iſt ſachlich nicht begründet. 

Bezüglich der Perſönlichkeit des B. iſt folgendes feſtgeſtellt: 

Vater Trinker, Schweſter der Großmutter mütterlicherſeits 
geiſteskrank in einer Anſtalt, Großmutter mütterlicherſeits machte 
mehrere Selbſtmordverſuche. B. ſelbſt habe als Kind Krämpfe ge⸗ 
habt; war nervös und ängſtlich, hielt auf keiner Schule aus, brannte 
durch oder wurde entfernt. Hat frühzeitig auch mutuell onaniert, 
mit 14 Jahren Geſchlechtsverkehr, trieb ſich mit Weibern herum. 
War in verſchiedenen auswärtigen Internaten. Nach der Schul⸗ 
entlaſſung gleiches Verhalten, war in verſchiedenen Lehren, arbeitete 
nichts, beſtahl und betrog Verwandte und andere Leute, trieb ſich 
Tag und Nacht mit inferioren Mädchen herum. Wird in Zeugniſſen 
und eingeholten Auskünften als verlogen, ordinär, faul, unaufrichtig 
bezeichnet. Beſtahl ſeine Mutter, kaufte ſich ein goldenes Armband, 
Zigarettenetui, Toilettengegenſtände, Feuerwerkskörper, Zigaretten. 
Bei verſchiedenen Schiffahrtslinien im Dienſt. Kein Examen, ſchlechte 
Zeugniſſe: arbeitsſcheu, großſprecheriſch, eitel, heuchleriſch, unverträg⸗ 
lich, ſtreitſüchtig, hemmungslos. Realſchule bis Unterſekundareife. 
Nicht ſitzengeblieben. Am 29. April 1933 wegen Geiſtesſchwäche ent⸗ 
mündigt. 5 5 

Nach dem Entmündigungsbeſchl. iſt B. als ein erblich ſchwer 
belaſteter, durchaus haltloſer Psychopath gekennzeichnet, der nicht 
die Fähigkeiten habe, in der Freiheit zu leben; weder Scham noch 
Reue bezüglich ſeines ſeitherigen Lebens beſitze; bei welchem jegliche 
Widerſtandskraft gegenüber Verfehlungen fehle, und der ſich deshalb 
ſtets von augenblicklichen Gelüſten leiten laſſe. Es liege deshalb 
nach dem übereinſtimmenden Urteil der Sachverständigen ein ſitt⸗ 
licher Schwachſinn vor, welcher ihn zu einem geſellſchaftsunfähigen 
Menſchen mache. Im Sinne des 8 6 Ztff. 1 BGB. ſei auch bei 
ſittlichem Schwachſinn zu entmündigen, wenn der Geiſtesſchwache 
nicht in der Lage ſei, ſeine Angelegenheiten ſelbſt zu beſorgen. 
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Nach der Vorſtrafliſte iſt B. achtmal wegen Urkundenfälſchung, 
Unterſchlagung und wiederholten Betrugs im Rückfall und Dieb⸗ 
ſtahls im Rückfall beſtraft. 

Nach dem vorl. Krankenblatt der Heil- und Pflegeanſtalt 
St. A. zu N. wird B. von ſeinem Vormund wie folgt geſchildert: 

„Es dreht ſich um einen hemmungsloſen, moraliſch und ſittlich 
minderwertigen Menſchen, der unter meiner Vormundſchaft ſteht. 
Erbliche Belaſtung ſpielt die größte Rolle. Schon als Junge von 
8 Jahren war er der Onanie verfallen und machte der Mutter — 
eine ſehr anſtändige Frau — äußerſt große Schwierigkeiten in der 
Erziehung. Das Krankhafte an ihm iſt ein unglaublich ſexuelles 
Triebleben. Um Geld zu ſeinen geſchlechtlichen Ausſchweifungen zu 
bekommen, macht er Unterſchlagungen, Urkundenfälſchungen uſw. 
und iſt wegen ſolcher Delikte mehrfach vorbeſtraft. 

Er war als Junge in einem biſchöflichen Konvikt. Wurde aber 
wegen häufiger Onanie fortgeſchicht. Vater hat den Jungen ſchon 
mit 11 Jahren in Dirnenkneipen genommen. Mußte ſich dort aller⸗ 
hand Manipulationen gefallen laſſen. Vater iſt ſeit 4 Jahren wegen 
Trunkſucht und ſchlechtem Lebenswandel von der Ehefrau geſchieden. 
Die Familie iſt von der Mutter aus ſehr vermögend geweſen, das Ver⸗ 
mögen wurde aber von den beiden völlig verbraucht. Eigentüm⸗ 
licherweiſe erinnere das Verhalten des B. ſehr an das Benehmen des 
Vaters. Er ſei ein außerordentlich begabter und intelligenter Menſch. 
Spreche drei verſchiedene Sprachen und ſei ein beſonders tüchtiger 
Stenograph, jedoch für eine geordnete Beſchäftigung nicht zu haben 
geweſen. Es ſei möglich, daß er hier den Frommen markiere und 
ein beſonders gutes Benehmen an den Tag lege, um ſeine Um⸗ 
gebung zu täuſchen. Mit 18 Jahren einen Tripper gehabt. Eine 
Kuſine des Vaters ſei in einer Heilanſtalt. B. habe in letzter Zeit 
als Hochſtapler gelebt, ſich als Dr. B. ausgegeben uſw. 

Er habe ihm — dem Vormund — angegeben, daß er als 
Junge mit eigenem Blut ein Gelübde geſchrieben habe, daß er 
Prieſter werden wolle.“ 

Eine weitere vorl. Diagnoſe der Landes⸗Heil⸗ und Pflege⸗ 
anſtalt Ph., in welcher B. i. J. 1932 untergebracht war, lautet: 

„Erblich belaſteter, haltloſer Pſychopath und geiſtig minder⸗ 
wertiger Menſch mit zahlreichen kriminellen Neigungen auf dem 
Boden des moraliſchen Schwachſinns, der, wie in einem zweiten Gut⸗ 
achten betont wird, doch noch die nötige Einſicht für ſtrafbare 
Handlungen beſitzt, für im Affekt begangene Handlungen jedoch nach 
diesſeitigem Ermeſſen nicht zur Verantwortung gezogen werden 
Könnte. Eine Geiſtesſtörung im geſetzlichen oder wiſſenſchaftlichen 
Sinne ließ ſich bei ihm bisher nicht nachweiſen, jedoch ſteht B. hart 
an der Grenze des Normalen, fo daß feine pſychiſch-anormale Kon⸗ 
ſtitution bei einer Strafzumeſſung nach fachärztlichem Gutdünken 
weitgehendſte Berückſichtigung finden müßte.“ 

Die Unterſuchung der Univerſitäts⸗Nervenklinik G., wo B. 
zur Beobachtung untergebracht war, iſt zu dem Ergebnis gekommen, 
daß kein krankhaft organiſcher Befund feſtzuſtellen ſei und daß B. 
ein willensſchwacher, moraliſch haltloſer Pſychopath ſei. In intellek⸗ 
tueller Hinſicht zeigte B. eher ein etwas überdurchſchnittliches Wiſſen 
und ſpricht fließend, ſchreibt ſtiliſtiſch gut, formuliert alles mit einer 
gewiſſen ſprachlichen Gewandtheit, zeigt dabei auch eine gute Kritik⸗ 
und Urteilsfähigkeit, Gedächtnis⸗ und Merkfähigkeit ſind ſogar als 
ſehr gut zu bezeichnen. Rein intellektuell iſt er keinesfalls minder⸗ 
begabt. Er iſt auch imſtande, ſich über ſeine Verfehlungen ein rich⸗ 
tiges Urteil zu bilden, ſucht ſich aber immer mit ſeiner erblichen 
Veranlagung zu entſchuldigen. Wenn nicht die Fehler der Erziehung 
und die ererbten ſchlechten Anlagen vorlägen, ſo wäre er nicht auf 
die abſchüſſige Bahn gekommen. 

B. ſei ſonach als ein geltungsbedürftiger, gemütloſer, haltloſer 
und willensſchwacher Pſychopath, alſo als ein ſogenannter „moraliſch 
ſchwachſinniger“ Menſch, bei dem der Defekt in der mangelhaften 
Gefühls betonung mangels moraliſcher Begriffe gelegen iſt, zu 
bezeichnen. Dagegen liege ein angeborener Schwachſinn im medizini⸗ 
ſchen Sinne, ein Intelligenzmangel i. S. einer Debilität, ſicher nicht 
vor. Man könne B. keineswegs als einen debilen Pſychopathen be⸗ 
zeichnen, wenn auch unter Zugrundelegung der bei ihm bekannt⸗ 
gewordenen erblichen Belaſtung anzunehmen ſei, daß es ſich bei ihm 
um eine erbliche Anomalie handele, die ſich höchſtwahrſcheinlich auf 
einen Teil ſeiner Nachkommen übertragen würde. Sonach liege eine 
Erbkrankheit i. S. des UnfrG. nicht vor. 

Das ErbgefObGer. ift nach dieſen Gutachten nicht in der Lage, 
die Unfruchtbarmachung des B. anzuordnen, da ſolche Perſonen vom 
Typus der moraliſchen Minderwertigkeit, für welche man auch den 
Begriff „moral insanity“ (= moraliſcher Schwachſinn) anwendet, 
nicht unter das Steriliſationsgeſetz fallen. Zur Feſtſtellung des an⸗ 
geborenen Schwachſinns i. S. des Geſetzes muß vielmehr ein Mangel 
des verſtandesmäßigen Urteilsvermögens, d. h. ein Defekt der In⸗ 
telligenz, feſtgeſtellt werden. Die bei B. feſtgeſtellte mangelnde 
Selbſtkritik kann nicht als ein Intelligenzdefekt angeſehen werden. 

Die heutige Pſychiatrie pflegt je nach dem Grad des Schwach⸗ 
ſinns dieſen als Idiotie, Imbezillität und Debilität zu bezeichnen. 


Immer aber iſt die intellektuelle Störung für den Schwach⸗ 
ſinn charakteriſtiſch, mag auch neben einer ſolchen eine mehr oder 
minder erbliche Störung der allgemeinen ſeeliſchen Entwicklung ein⸗ 
hergehen. Da aber B. nach den inſofern übereinſtimmenden Gut, 
achten unter keinen dieſer Grade des Schwachſinns eingerechnet 
werden kann und ſeine pathologiſche Veranlagung auch unter keine 
der in dem Geſetz aufgeführten Geiſtskrankheiten einzureihen iſt, 10 
kann auf ihn das Geſetz keine Anwendung finden. Schließlich kann 
auch der Umſtand, daß B. wegen Schwachſinns entmündigt iſt, eine 
andere Beurteilung nicht begründen, da die Vorausſetzungen für die 
Entmündigung wegen Geiſtesſchwache nach 8 6 Ziff. 1 BGB. und 
Schwachſinn i. S. des UnfrG. verſchieden find (ogl. auch Erbgeſ⸗ 
ObGer. Kiel: JW. 1935, 711). 

Wennſchon es vom raſſenhygieniſchen Standpunkt zu er 
fordern wäre, daß auch die moraliſche Entartung bei der Unfrucht⸗ 
barmachung berückſichtigt werden muß, jo iſt dies doch offenbar mit 
bewußter Abſicht in dem vorl. Geſetz noch nicht geſchehen. Nach dem 
Standpunkt des Geſetzgebers kann vielmehr nur dann die Unfrucht⸗ 
barmachung angeordnet werden, wenn neben den Merkmalen der 
moraliſchen Entartung Anzeichen für einen angeborenen Intelligenz 
mangel gegeben ſind. 

Erbgeſobcker. Darmſtadt, Beſchl. v. 8. April 1935, EO 248/84) 
Ber. von OLGR. Dr. Bittel, Darmſtadt. 


Anmerkung: Dem Beſchl. und feiner Begr. it zuzuſtimmen. 
Es liegt hier ein Schulbeiſpiel vor, das die Notwendigkeit, das Ge 
ſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes auch auf moraliſchen 
Schwachſinn auszudehnen, unter Beweis ſtellt. Dr. Ruttke. 


* 


29. S1ExbtrRahwGei.; Art. 1 Abſ. 2, 6 Abſ. 3 Durchf⸗ 
BO. i. d. Faſſ. d. VO. v. 25. Febr. 1935; § 218 StG B. Der 
Anordnung der Unfruchtbarmachung einer erbkranken 
Schwachſinnigen ſteht eine beſtehende Schwangerſchaft 
nicht entgegen. Die Frage, ob Ausſetzung des Eingriffs 
wegen Lebensgefahr oder wegen Gefahr des Abganges de 
Frucht bis zur Geburt erfolgen ſoll, iſt nicht von den 
Erbgeſcher., ſondern, weil Vollſtreckungsmaßnahme, von 
dem zuſtändigen Amtsarzt zu entſcheiden. 

Nach dem Inhalt der Akten, insbeſ. nach dem amtsärztlichen 
Gutachten ‚und nach den Feſtſtellungen, daß der Vater er 
Beſchwg. ein ſchwachfinniger Pſychopath iſt, die Mutter an angebo⸗ 
renem Schwachſinn litt und zwei Geſchwiſter der BeſchwF. eben 
falls geiſtig zurückgeblieben ſind, iſt die Unfruchtbarmachung der 
BeſchwF. wegen angeborenen Schwachſinns nach § 1 Erbkr⸗ 
NachwGeſ. v. 14. Juli 1933 geboten, da mit großer Wahrſcheinlich⸗ 
keit zu erwarten iſt, daß die BeſchwF. ihre erbkranke Anlage auch 
auf ihre Nachkommen vererben wird. 

Auch die Tatſache, daß die Beſchw§. im 4.—5. Monat ſchwan⸗ 
ger ift, kann an ſich nicht zur Aufhebung des ergangenen Beſchluſ⸗ 
ſes führen. Da die BeſchwF. ſelbſt die Unterbrechung der Schwan- 
gerſchaft nicht wünſcht und ſich im Gegenteil gegen die Unfruchi⸗ 
barmachung auch aus dem Grunde wehrt, weil ſie befürchtet, daß 
bei der Vornahme des Eingriffs zugleich auch die vorhandene Lei 
besfrucht beſeitigt werden müſſe, ſo kann die in der Rſpr. t 
ſtandene Streitfrage, ob die Unterbrechung der Schwangerſcha 
trotz der Vorſchr. des $ 218 StGB. aus eug eniſcher Indika⸗ 
tion zuläſſig jet (vgl. Erbgeſcher. Hamburg v. 16. März 1934: gm. 
1935, 215 und die dazu in JW. 1935, 708 gemachte Beſprechung 
von OLGR. Dr. Grunau, ErbgejfObber. Bamberg v. 21. Des 
1934: Deutſche Richterzeitung 1935, 216), unentſchieden bleiben, 
Denn der die Schwangerſchaftsunterbrechung rechtfertigende „ü 175 
geſetzliche Notſtand“ (vgl. R&St. 61, 242) könnte nutürlich imme 
nur bei eigenem Willen der Schwangeren, niemals gegen 5 
Willen der Schwangeren vorhanden ſein. Die Frage der Schwan 
gerſchaftsunterbrechung iſt indeſſen aus dem ErbkrNachwGeſ. vom 
14. März 1933 nicht zu löſen, weil ſich diefes Geſetz mit jene 
Maßnahme überhaupt nicht beſchäftigt. Das Geſetz verbietet ledig⸗ 
lich eine Unfruchtbarmachung, welche Lebensgefahr für die 
fruchtbarzumachende ſelbſt mit ſich bringt (Art. 1 Abſ. 2, Art 
Abſ. 3 Durchf VO. v. 5. Dez. 1933), oder welche nach der Faſſur g 
des Art. 7 der 3. Ausf VO. v. 25. Febr. 1935 aus „einem anderer 
wichtigen geſundheitlichen Grunde“ nicht alsbald durchführbar i 
Darüber hat aber nicht das Gericht, ſondern nach der obigen e 
ſtimmung der zuſtändige Amtsarzt auf Antrag des Arztes, der d 
Eingriff ausführen ſoll, ſelbſtändig zu entſcheiden. 

Im vorl. Falle wird es alſo Sache des zuſtändigen Amte 
arztes und des ausführenden Arztes ſein, darüber zu befinden, 15 
nach dem Geſundheits⸗ und körperlichen Zuſtand der Mutter t 
nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft der zur Unfru 17 
barmachung erforderliche Eingriff ohne gleichzeitige Unte 


—＋. Jahrg. 1935 Heft 26] 


Rechtſprechung 


1869 


brechung der Schwangerſchaft ohne beſondere Gefahren für die 
border, und ohne die Gefahr einer Fehlgeburt herbeizuführen, 
1 genommen werden kann. Kommen die Arzte hiernach zu der 
inddeugung, daß der Eingriff ohne Lebensgefahr für Mutter und 
N und durchzuführen iſt, ſo ſteht nichts im Wege, dieſen Eingriff 
dend noch während beſtehender Schwangerſchaft durchzuführen, an⸗ 
9 enfalls muß Aufſchub bis zur oder nach der Geburt des Kindes 
währt werden. 
ie Hiernach iſt feſtzuhalten, daß die Tatſache der Schwanger⸗ 
1 aft niemals von Bedeutung ſein kann für die Frage, ob die 
ufruchtbarmachung anzuordnen iſt. Es bedarf deshalb auch 
neswegs einer Anderung oder Ergänzung des Geſetzes, die man⸗ 
ia Teits zur Regelung der Zweifelsfragen erfordert wird. Die Tat- 
die e der Schwangerſchaft iſt vielmehr lediglich eine Frage, wann 
15 angeordnete Maßnahme vollzogen werden ſoll, alſo eine Voll⸗ 
I ungsmaßnahme. Auch hierfür find aber in den Beſt. über die 
und gung ausreichende Sicherungen dafür getroffen, daß Leben 
Geſundheit der Menſchen, welchen im Intereſſe der höher zu 
mimertenden Geſunderhaltung von Volk und Raſſe Opfer zuge⸗ 
utet werden müſſen, geſchont werden. 


ErbgeſobcGer. Darmſtadt, Entſch. v. 6. Mai 1935, Wg 94/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Bittel, Darmſtadt. 


Dresden = 
8 30. 81 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwGeſ. Angeborener 
Schwachſiun oder athyreotiſche Idiotie? 
Das Erbgeſcher. in Z. hat die Unfruchtbarmachung der am 
N Mai 1920 a Z. angeordnet. Die Beſchw. des geſetz⸗ 
chen Vertreters iſt zurückgewieſen worden. 
ſei ie Z. iſt hochgradig ſchwachſinnig. Zweifelhaft konnte nur 
5 1 es ſich um einen angeborenen Schwachſinn handelt. Zu 
daß geln gab die Feſtſtellung in dem Gutachten des Dr. H. Anlaß, 
beſ bei der 3. ſeik der Geburt eine Unterfunktion der Schilddrüse 
Kirch Mit Rücſicht hierauf hat das Beihw®. bei der 3. im 
' ankenhaus in Ch. eine Grundumſatzbeſtimmung vornehmen laſ⸗ 
ah Nach dem Berichte des Krankenhauſes hat die Grundumſatz⸗ 
Mimmung in einem Haupt und Kontrollverſuche die Werte 
in 7,9 und 26,4% Grundumſatzſteigerung ergeben. Dieſe liegt 
denerbalb normaler Grenzen, ſo daß eine Unterfunktion der Schild⸗ 
Üfe nicht beſteht. Es liegt ſomit eine athyreotiſche Idiotie nicht 
r ſondern ein auf erblicher Anlage beruhender Schwachſinn. 
(Erbgeſobcher. Dresden, Beſchl. v. 11. April 1935, Erbgeſ. O 496/34.) 


Ber. von SenPräſ. Dr. Zachmann, Dresden. 


Tuſſeldorf x 


„„ 31. Bei zweifellos vorhandenen ſchweren Intelli⸗ 

andbdefekten kann die an ſich gebotene Berückſichtigung 

Im zer Momente nicht die Diagnoſe auf Schwach ſinn in 
en ziehen. 

‚as ErbgefGer. hat den Antrag auf Unfruchtbarmachung ab⸗ 
abehnt, weil Erna L. zwar eine geminderte Intelligenz beſitze, die 
kön. nicht als angeborener Schwachſinn angeſprochen werden 
bes Auch das ErbgejObber. hat Frau L. einer eingehenden 
boblicuchung unterzogen, im Gegenſatz zum Erbgej®er. jedoch er⸗ 
zei iche Intelligenz⸗ und Wiſſenslücken feſtgeſtellt. Im Rechnen 
9 Ne, ſie zwar befriedigende Leiſtungen, die Aufgaben 7 949, 
Teil 11 K 13 wurden richtig gelöft. Dagegen verſagte ſie zum 
die 5bollſtändig auf dem Gebiete des Allgemeinwiſſens, wie u. a. 
die Beantwortung dolgender Fragen zur Genüge zeigt: Wo geht 
übe onne unter? Im Süden; warum wird es Tag und Nacht? 
e ag arbeiten wir; warum ſind die Häuſer in der Sradt größer 
viel Sur dem Lande? Die Bauern haben kleine Haäuſer, weil fie 
Vach olk haben; Unterſchied von Irrtum und Lüge?: —; von 
des £ und Teich? Der Teich iſt klein, der Bach iſt groß; Erklarung 
Ks prichwortes „Morgenſtunde hat Gold im Munde“?: —; Satz 
Erd den Worten „Soldat, Krieg, Vaterland“?: —. Hiernach iſt das 
im geſObcger. zu der Überzeugung gekommen, daß zweifelsfrei 
die „Debilität (Schwachſinn geringeren Grades) vorliegt, und daß 
Durs enge zwiſchen dieſer und einer ſogenannten pſychologiſchen 
gemfaabeit überſchritten wird. ft die Intelligenz aber jo ſtark 

et indert, wie im vorl. Falle, jo darf es nicht entſcheidend ins 
ordecht fallen, ob der Unfruchtbarzumachende im übrigen den Er- 

8 ruiſſen des praktiſchen Lebens gegenüber einigermaßen gerecht 
5 Gewiß ſoll, wie auch in dem Kommentar von Gütt, S. 94, 
sutbfohlen wird (vgl. auch JW. 1935, 300) die geſamte Per⸗ 
lichen heit gewertet werden. Ergibt ſich jedoch ein beträcht⸗ 
erſch Verſagen auf einem Gebiet, etwa dem der Intelligenz, ſo 
zu heint es nicht zuläſſig, gewiſſermaßen eine Kompenſation vor⸗ 

nehmen. Es mag ſein, daß der Erbkranke trotz erheblicher In⸗ 


telligenzdefekte noch ſeinen Weg im Leben machen wird, aber dar⸗ 
auf kommt es nicht an. Zu beachten bleibt, daß das Geſetz nicht 
ihn ſchützen, ſondern die Zukunft des deutſchen Volkes ſicherſtellen 
will, indem es die Fortpflanzung des Erbkranken verhindert. Hier 
iſt der bei Frau L. feſtgeſtellte, im übrigen auch unzweifelhaft an⸗ 
geborene Intelligenzdefekt ſo erheblich, daß damit zu rechnen iſt, 
daß er in gleichem oder ſogar verſtärktem Maße bei ihren Nach⸗ 
kommen wieder in die Erſcheinung treten wird. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden erſcheint die Unfruchtbarmachung der L. geboten. 
(ErbgeſObcher. Düſſeldorf, Beſchl. v. 18. April 1935, 12 Wg 230/35.) 
Ber. von OLGR. Niedieck, Düſſeldorf. 


* 
Frankfurt a. M. 

32. 81 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwGeſ. Trotz ange- 
borenen Schwachſinns keine Unfruchtbarmachung, wenn 
mongoloide Idiotie vorliegt. 

Das Erbgeſ Ober. hat im Termin Wolfgang N. unterſucht 
und iſt zu der Überzeugung gekommen, daß er an mongoloider 
Idiotie leidet. An Zeichen für dieſe finden ſich bei N.: Schlitz⸗ 
augen, eine Andeutung von Nickhaut, riſſige Zunge, kurze Finger, 
überſtreckbare Fingergelenke, lebhaftes, heiteres Weſen. Die mon⸗ 
goloide Idiotie iſt eine Art von angeborenem Schwachſinn, bei der 
gleichartige Vererbung nur ganz ausnahmsweiſe vorkommt; we⸗ 
gen meiſt kurzer Lebensdauer der Mongoloiden iſt auch die Mög⸗ 
lichkeit der Fortpflanzung nur gering. Die Tatſache, daß ein ent⸗ 
fernter Verwandter an maniſch⸗depreſſivem Irreſein leidet, ſpricht 
nicht für Erblichkeit des Schwachſinns, da maniſch⸗depreſſives Irre⸗ 
ſein und Schwachſinn erbbiologiſch ganz verſchieden ſind. Demnach 
iſt nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft nicht mit 
großer Wahrſcheinlichkeit zu erwarten, daß N.s etwaige Nachkom⸗ 
men an ſchweren geiſtigen Erbſchäden leiden würden. Unter Ande⸗ 
rung des Beſchluſſes des Erbgej®er. war deshalb der Antrag auf 
Unfruchtbarmachung abzulehnen. 

(Erbgeſobcger. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 27. Juni 1934, EW 4/34.) 
Ber. von Sen Präſ. Dr. Führ, Frankfurt a. M. 


* 
Jena 

33. 81 ErbkrNachwGeſ. Zur Frage des „moraliſchen“ 
Schwachſinns. Pflicht des Erbgeſcer., den Fall völlig zu 
klären. Zurückverweiſung bei ſchwerwiegenden Verfah- 
rensmängeln. 

Das ärztliche Gutachten ſtellt ausdrücklich nicht intellektuellen, 
ſondern moraliſchen Schwachſinn feſt. Dieſer Diagnoſe ent⸗ 
ſpricht auch die Intelligenzprüfung, denn fie zeigt keine weſent⸗ 
lichen Ausfälle. Gleichwohl ſtellt der angefochtene Beſchluß ohne 
nähere Begr. das Beſtehen angeborenen Schwachſinns feſt. 

Das ErbgeſObcGker. hat wiederholt darauf hingewieſen, daß 
im Verfahren vor dem Erbgeſcger. alles aufgeboten werden muß, 
um die Erbgeſundheitsſachen völlig zu klären. Hier hätten die 
Schulzeugniſſe und Zeugniſſe der Erziehungsheime und Außerun⸗ 
gen dieſer Anſtalten über Margarete K. beigezogen werden müſſen. 
Ferner mußten verwandtſchaftliche Erhebungen angeſtellt werden. 
Deshalb enthält der amtliche Vordruck für das ärztliche Gutachten 
die ſich hierauf beziehenden Fragen, die mit dem Vermerk: „Nichts 
bekannt“ nicht beantwortet ſind. Dieſe verwandtſchaftlichen Feſt⸗ 
ſtellungen ſind beſonders in Grenzfällen aufſchlußreich. 

Die ſchwerwiegenden Verfahrensmängel nötigen dazu, den 
angefochtenen Beſchluß aufzuheben und die Sache ans Erbgeſ⸗ 
Ger. zurückzuverweiſen. 

(ErbgefObber. Jena, Beſchl. v. 4. April 1935, Wg 135/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 
* 


34. 51 ErbkrNachwGeſ. Zur Frage des „moraliſchen“ 
Schwachſinns. Aufkklärungspflicht des Erbgefber. f) 

Das Erbgeſcher. hat angeordnet, daß Käte S. unfruchtbar 
gemacht werde. Es ſtellt feſt, daß fie an angeborenem Schwachſinn 
leide, der ſich ausſchließlich auf moraliſchem Gebiete geltend mache. 
Dieſe Feſtſtellung iſt widerſpruchsvoll. Denn von angeborenem 
Schwachſinn kann nur die Rede ſein, wenn Intelligenzdefekte feſt⸗ 
zuſtellen ſind. Die Frage, ob das hier der Fall iſt, hat das Erbgeſ⸗ 
Ger. nicht hinreichend geprüft, obwohl in allen Erbgeſundheits⸗ 
ſachen im erſten Rechtsgang alle Möglichkeiten völliger Klärung 
erſchöpft werden müſſen, wie das ErbgeſObcger. ſchon wiederholt 
ausgeſprochen hat. Beſonderen Anlaß zu weiteren Erörterungen 
über die Leiſtungen der Käte S. in der Schule und in der Lehre 
gaben die Hinweiſe in ihrer Vorgeſchichte. | 

Das ExrdgejObßGer. hat dieſe Beweiserhebungen nachgeholt. 
Die Auskunft der Volksſchule, aus deren erſter Klaſſe Käte S. im 
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Herbſt 1929 entlaſſen worden iſt, ergibt, daß ſie als Schülerin 
mittelmäßig war und die Geſamtbewertung „genügend“ erhalten 
hat. Anzeichen des Schwachſinns ſind in der Schule nicht bemerkt 
worden. Nach der Entlaſſung aus der Schule war Käte S. bei 
einer Haarpflegerin in der Lehre. Wie deren Auskunft ergibt, hat 
ſie dort ihre Arbeit ſehr gut „zur vollſten Zufriedenheit“ ihrer 
Lehrherrin geleiſtet. Der nächſte Lehrherr bezeichnet ſie als ver⸗ 
logen, während ein weiterer Haarpflegermeiſter angibt, ſie ſei ſehr 
lebhaft, aufgeweckt, fleißig und tüchtig. 

Aus alledem ergibt ſich, daß Intelligenzmängel nicht feſtzu⸗ 
ſtellen ſind. Käte S. ſtammt aus einer erblich belaſteten 
Familie. Sie ift zweifellos eine haltloſe triebhafte Pſychopathin. 
Das Gef. v. 14. Juli 1933 gewährt aber nicht die Möglichkeit, 
Pſychopathen unfruchtbar zu machen, die keine Intelligenzdefekte 
aufweiſen. 

(Erbcheſ Ober. Jena, Beſchl. v. 21. März 1935, Wg 71/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 


Anmerkung: Dem Beſchluß iſt zuzuſtimmen. Er zeigt erneut, 
wie wichtig es iſt, in Zukunft auch „moraliſchen Schwachſinn“ 
durch das Geſetz zu erfaſſen. Dr. Ruttke. 

* 


35. 81 ErbkrNachwGeſ. Pſychopathen ohne einwand- 
frei nachweisbaren Intelligenzdefekt fallen nicht unter 
das Geſetz. 

Entgegen der im angefochtenen Beſchluſſe getroffenen Feſt⸗ 
ſtellung iſt bei Ilſe B. angeborener Schwachſinn nicht erweisbar. 
Im Gutachten der Pſychiatriſchen Klinik in Jena vom Jahre 
1924 wird eine gute Intelligenz feſtgeſtellt. Ein ſpäteres Gutachten 
derſelben Klinik vom Jahre 1930 ſpricht ſogar von einer „hoch⸗ 
entwickelten Intelligenz“. Die Heilanſtalt in H. ftelli in einem 
Gutachten vom Jahre 1928 eine mittlere Intelligenz feſt; auch 
im Gutachten für das Erbgeſundheitsverfahren folgt unmittelbar 
nach der Diagnoſe auf angeborenen Schwachſinn in der Begr. der 
Satz: „Frl. B verfügt über eine mittlere Intelligenz.“ 

Ilſe B. iſt, darin ſind ſich alle Gutachten einig, eine außer⸗ 
gewöhnlich ſchwere Pſychopathin, die immer wieder rückfällig 
kriminell geworden ift. Urſache dieſer dauernden Entgleiſungen iſt 
aber nicht ein intellektueller Schwachſinn, ſondern ihre charakter⸗ 
liche Haltloſigkeit. Sie iſt eine von unbändiger Geltungsfucht be⸗ 
wegte hyſteriſche Pſychopathin. Sie verſtößt dauernd in ihrem Gel⸗ 
tungsſtreben gegen die ſoziale Ordnung, an die ſie gemüts⸗ und 
gefühlsmäßig in keiner Weiſe gebunden iſt. Das Geſ. v. 14. Juli 
1933 bietet aber keine Handhabe, Pſychopathen ohne einwandfrei 
nachweisbaren Intelligenzdefekt unfruchtbar zu machen. 


(ErbgefObber. Jena, Beſchl. v. 7. März 1935, Wg 68/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 
* 


36. §1ErbkrNachwcGeſ. Hilfsſchulbedürftigkeit ſpricht 
für das Vorhandenſein angeborenen Schwachſinns. In 
jedem Fall iſt aber zu prüfen, ob Umſtände vorliegen, die 
den Hilfsſchulbe ſuch erklären und die Vermutung auf an⸗ 
geborenen Schwachſinn widerlegen (Leſeſchwäche eines 
Kindes). 

Nach dem ärztlichen Gutachten leidet die 14jährige Giſela V. 
an angeborenem Schwachſinn. Sie hat zunächſt einige Sabre die 
Gemeinſchaftsſchule und dann die Hilfsſchule beſucht. Dort hat ſie 
ein gutes Abgangszeugnis erhalten, wird aber von der Schullei⸗ 
tung als debil bezeichnet. Schon in der Schule war ſie ſexuell früh⸗ 
reif; mit 14 Jahren hat ſie ſich mit einem Schauſteller auf dem 
Vogelſchießen geſchlechtlich eingelaſſen. Den Namen des Mannes 
kennt ſie nicht. Die Intelligenzprüfung zeigt keine weſentlichen 
Ausfälle. 

Das ErbgeſGer. hat angeordnet, daß Giſela V. unfruchtbar 
gemacht werde. Der Beſchluß führt aus, es handle fi) um angebo- 
renen Schwachſinn. Das ergebe ſich aus dem ärztlichen Gutachten, 
aus der Intelligenzprüfung und dem Umſtande, daß Giſela die 
Hilfsſchule befucht habe. . 

Das ErbgeſObcger beurteilt den Fall anders. Es hat Giſela 
nochmals eingehend gehört und dabei feſtgeſtellt, daß bei ihr nur 
im Allgemeinwiſſen einige Ausfälle vorhanden ſind. Eine weiter 
vom ErbgefObb&er. angeordnete Beobachtung in der Landesheil⸗ 
anſtalt Stadtroda hat nicht zur Feſtſtellung angeborenen Schwach⸗ 
ſinns geführt. Denn weſentliche Intelligenzausfälle ſind nicht be⸗ 
merkt worden. Die Spezialunterſuchung nach Binet⸗Simon er⸗ 
gibt ein auf der Durchſchnittshöhe des Lebensalters liegendes Lei⸗ 
ſtungsniveau. Die vom Thür. Landesamt für Raſſeweſen auf⸗ 
geſtellte Sippſchaftstafel zeigt keine erbliche Belaſtung. Aus den 
Schulakten geht hervor, daß Giſela hauptſächlich deshalb in die 
Hilfsſchule umgeſchult worden iſt, weil ſich bei ihr eine ausgeſpro⸗ 


chene Leſeſchwäche bemerkbar gemacht hat. Dieſe Leſeſchwäche 
iſt eine im Kindesalter gelegentlich beobachtete gnoſtiſche Störung, 
die unabhängig vom allgemeinen Intelligenzniveau beſtehen kann. 
Sie findet ſich manchmal auch bei begabten Kindern. Zu beachten 
iſt ferner, daß Giſela im 1. Schuljahr 217 Tage, im 2. 63 Tage 
wegen Krankheit gefehlt hat. Weſentlich iſt weiter, daß ſie in 
der Hilfsſchule die Leſeſchwäche ſehr bald bis auf geringe Reſte 
überwunden hat. 

Hilfsſchulbedürftigkeit ſprichtſtets für das 
Beſtehen angeborenen Schwachſinns. Dieſe Anſicht 
vertritt das ErbgefObGGer. Jena in ſtändiger Rſpr. Aber auch 
hier iſt jeder Einzelfall beſonders zu prüfen. Zu 
erforſchen iſt, ob beſondere Umſtände vorhanden ſind (hier die Leſe⸗ 
ſchwäche), die die Umſchulung in die Hilfsſchule zwanglos erklären 
und überzeugend gegen das Beſtehen angeborenen Schwachſinns 
ſprechen. 

(ErbgeſObcher. Jena, Beſchl. v. 23. Mai 1935, Wg 123/35.) 
Ber. von OL GR. Dr. Lorey, Jena. 
* 


37. 51 ErbkrRachwGeſ. Jahrelange Bewährung in 
einem erhebliche Überlegung fordernden Berufe ſpri 
gegen das Beſtehen angeborenen Schwachſinns. 

Das ErbgejGer. iſt zur Überzeugung gelangt, daß F. an an 
geborenem Schwachſinn leidet. Das ErbgeſObGger. hat F. noch. 
mals eingehend gehört und iſt auf Grund dieſer Vernehmung der 
Anſicht, daß dieſe Erbkrankheit nicht einwandfrei feſtgeſtellt iſt. 
Die Diagnoſe der Pfychiatriſchen Klinik lautet: Migräne und De 
bilität. Zu berückſichtigen iſt aber, daß F. ſeit Jahren den er’ 
hebliche Überlegung erfordernden Poſten eines Vorarbeiters in 
Feinmechanik innehat. Seine Zeugniſſe aus der Fortbildungsſchule 
ſind gut. Nach alledem iſt nicht ausgeſchloſſen, daß es ſich bei ihm 
um einen erworbenen Defektzuſtand handelt. Zu dieſem Ergebniſſe 
gelangt auch Dr. M. in ſeinem ärztlichen Zeugnis. 

(Erbgeſobcher. Jena, Veſchl. v. 20. Dez. 1934, Erb G 0 225 34. 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 


* 


38. §1 ErbkrNachwGeſ. Mehrfache Beförderung eines 
Soldaten im Kriege ſpricht gegen das Beſtehen angebote“ 
nen Schwachſinns. 

Das Erbgejßer. iſt nach eingehenden Erörterungen zu dem 
Ergebniſſe gekommen, S. leide an angeborenem Schwachſinn. — 
Das ErbgeſObcger. iſt anderer Anſicht. Zweifellos iſt S. ein min 
derwertiger pſychopathiſcher Menſch. Das Gutachten ſtellt aber 
ausdrücklich feſt, daß kein verſtandesmäßiger Tiefſtand bei ihm 
vorliege. Dem entſpricht auch das Gutachten im Strafverfahren 
gegen S. wegen Blutſchande. Auch die übrigen Erörterungen er⸗ 
geben nicht, daß es ſich hier um angeborenen Schwachſinn handelt. 
Auch bei ſeiner Vernehmung durch das ErbgeſObcher. hat S. nicht 
das Bild dieſer Erbkrankheit geboten. Er hat ſeinen Militärpaß 
vorgelegt. Danach iſt er im Kriege zum Unteroffizier und ſpäter 
zum Sergeanten befördert worden. Das wäre beſtimmt nicht ge 
ſchehen, wenn er ſchwachſinnig wäre. Alle dieſe Umſtände ſprechen 
vielmehr überzeugend dagegen, daß er an angeborenem Schwach- 
ſinn leidet. Seiner Beſchw. iſt daher ſtattzugeben. 

(ErbgeſObcher. Jena, Beſchl. v. 29. Nov. 193 1, Erb G 0 156/34. 


Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 
* 


39. 51 ErbkrRachwGeſ. Glattes Durchlaufen einer 
Volksſchule und Bewährung im praktiſchen Leben ſprechen 
gegen das Beſtehen angeborenen Schwachſinns. 

Im Gegenſatze zum Erbgeſcher. iſt das ErbgeſObcher. nicht 
der Anſicht, daß Johanna M. an angeborenem Schwachſinn leidet. 
Ebenſo wie bei ihrer Vernehmung vor dem Erbgeſcher. hat fie bei 
der wiederholten Vernehmung vor dem ErbgeſObcher. keine ME 
ſentlichen Intelligenzmängel gezeigt. Vor allem aber — und dat 
auf hätte ſchon das Erbgeſcher. eingehen ſollen — ſprechen gegen 
das Beſtehen angeborenen Schwachſinns zwei wichtige Umftände 
Johanna M. iſt in der Volksſchule nicht ſitzengeblieben und 155 
bei ihrer Entlaſſung ein Durchſchnittszeugnis erhalten. Sie 2 
beitet ſeit Sept. 1933 in einer Strickgarnfabrik zur vollſten Zu 
friedenheit ihrer Vorgeſetzten. Sie hat ſich alſo auch im praktiſchen 
Leben bewährt. Man kann daher nicht feſtſtellen, daß fie an a“ 
geborenem Schwachſinn leidet. 

(ErbgefObGer. Jena, Beſchl. v. 21. März 1935, Wg 103/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 


* 
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2 40. 81 Ziff. 1 ErbkrNachwGeſ. Spinale Kinderläh— 
ig als Urſache intellektuellen Schwachſinns. 


Im Gegenſatz zu den Ausführungen des angefochtenen Be⸗ 


ſchluſſes N 
S vermag das ExrbgefObGer. nicht feſtzuſtellen, daß der 
Möpachſinn des M. angeboren i. S. des § 1 ErbkrNachwöeſ. it. 


510 in früheſter Jugend an ſpinaler Kinderlahmung gelitten. 
fun Gericht hält es nicht für ausgeſchloſſen, daß in dieſer Erkran⸗ 
ade die Urſache des Schwachſinns zu erblicken iſt, da es ſich ge⸗ 

er bei ihr um eine Infektionskrankheit handelt, die nach ihrem 
Fr auf und ihren Auswirkungen ſehr wohl die geiftige Entwick⸗ 

15 des von ihr Befallenen ungünſtig zu beeinfluſſen vermag. 
10 dieſer Möglichkeit iſt vorliegend um ſo mehr zu rechnen, als 
und ne des Schwachſinns bei M. nur verhältnismäßig gering 


ſtellen er: erbliche Belaſtung in der Familie nicht feſtzu⸗ 


ErbgeſObcher. Marienwerder Wpr.), Beſchl. v. 5. Dez. 1934, W 46/34.) 


2 


C. schwere, erbliche körperliche mißbildung als Grund 


der Unfruchtbarmachung 
Berlin 


15 41. J. leidet an ausgeſprochenem Zwergenwuchs und an Schwach⸗ 
„ beruhend auf einer anormalen Funktion der Schilddrüſe. Seine 
Lebe igenz iſt ganz gering und entſpricht ſeinem Wiſſen und ſeiner 
fel usauffaſſung nach ungefähr dem eines achtjährigen Kindes. Wenn⸗ 
0 it in der Vorfamilie ſolche Krankheiten nicht zutage getreten ſind, 
die Erblichkeit dadurch erwieſen, daß ſein zwölf Jahre jüngerer 
ft Der dasſelbe Leiden, und zwar noch verſchärft, hat. Herbert J: 
lhdaber auf Grund des $ 1 Abſ. 2 Ziff. 1 u. 8 des Gef. v. 14. Juli 
vo unfruchtbar zu machen. 


(ErbgeſObGger. Berlin v. 29. April 1935, Wg 149/85.) 
Ber. v. SenPräſ. Dr. Seeliger, Berlin. 
* 


ah 42. Die am 5. Juli 1904 geborene Alice Br., die Mutter von 
tud geſunden Kindern iſt, iſt im 4. Lebensjahr an einer Wirbelſäulen⸗ 
erkuloſe erkrankt, die unter Buckelbildung ausgeheilt iſt. Es han⸗ 
Hari 155 ſomit um eine erworbene, auf eine anſteckende Erkrankung 
krankheführende Verkrüppelung der Wirbelſäule, die nicht als Erb» 
kn heit im Sinne des Geſezes, insbeſ. nicht als ſchwere erbliche 
acberliche Mißbildung nach 8 1 Abſ. 2 Ziff. 8 des Gef. v. 14. Juli 
= angefehen werden kaun. Es geht auch nicht an, auf dem Um⸗ 
0 ge über eine beſondere Organdispoſition der Wirbelſäule zu tuber⸗ 
5 10 0 Erkrankungen eine Erblichkeit anzunehmen. Dieſe Auffaſſung 
being eder wiſſenſchaftlich bewieſen, noch würde fie, wenn ſie zu Recht 
e, in den Begriff der Erblichkeit i. S. des § 1 Abſ. 2 Ziff. 8 


Erbgeſobcher. Berlin v. 28. Febr. 1935, 1 Erb W 206/34.) 
Ber. v. SenpPräſ. Dr. Seeliger, Berlin. 


Duſſeldorf z 


ſchw 43. Zur Frage, ob Haſenſcharte und Wolfsrachen als 
ere erbliche körperliche Mißbildung anzuſehen ſind. f) 


Das Erbgeſcher. hat die Unfruchtbarmachung der Ilſe B 
aim ſchwerer erblicher körperlicher Mißbildung (Haſenſcharte und 
all Nr ehnter Wolfsrachen) angeordnet. Dieſe Auffaſſung ſcheint 
ef ings eine Stütze in dem Kommentar von Gütt (zu dem 
finde v. 14. Juli 1933, S. 124, Ende des vorletzten Abſatzes) zu 
weiten, Das Erbgeſo b Ger hat aber Bedenken getragen, dem ohne 
N ar, zu folgen. In Fällen dieſer Art kann von einer ſchwe⸗ 
fi örperlichen Mißbildung nur geſprochen werden, wenn diefe 
nicht als ſtark funktionshindernd erweiſt. Das iſt 
Sor feſtgeſtellt. In dem Gutachten ift lediglich gejagt, daß die 
bebe hes infolge der Mißbildungen behindert ſei. Im übrigen find 
Erb rfolgreſch operiert. Hiervon abgeſehen iſt nichts über die 
ur ich keit der Mißbildungen erwieſen; in dem Gutachten iſt 
das Glagt, daß beide angeboren ſeien. Das reicht aber nicht aus; 
Some le ſpricht von „erblicher“ Mißbildung, nicht — wie bei 
* Mule unter Ziff. 1 — von angeboren Nach den Angaben 
egt ı utter, die mangels gegenteiliger Feſtſtellungen zugrunde ge⸗ 
der erden müſſen, find derartige Erſcheinungen in der Familie 
r Ilſe B. nicht vorgekommen. Daß aber die hier in Frage 


ſtehenden Mißbildungen unter allen Umſtänden erblich ſind, hält 
das ErbgeſObcger. keineswegs für zweifelsfrei. Hiernach war der 
Beſchluß aufzuheben und der Antrag auf Unfruchtbarmachung der 
Ilſe B. zurückzuweiſen. 
(ErbgeſObGer. Düſſeldorf, Beſchl. v. 15. April 1935, 12 Wg 214/35.) 
Ber. von OLGR. Niedieck, Düſſeldorf. 


Anmerkung: Dem Beſchluß kann nicht zugeſtimmt werden. 
Entſcheidend, ob die Unfruchtbarmachung auf Grund von 8 1 
Abſ. 2 Ziff. 8 angeordnet werden muß, iſt das Vorliegen einer 
ſchweren erblichen körperlichen Mißbildung. Da das ErbgeſGer. 
für die Klärung dieſes Tatbeſtandes nicht die nach § 7 Abſ. 2 not⸗ 
wendigen Ermittlungen nach der Richtung der Erblich⸗ 
keit in dem vorl. Falle angeſtellt hat, hätte das ErbgeſOböer. 
nach § 10 Abſ. 2 i. Verb. m. $ 7 von ſich aus die nötigen Er⸗ 
mittlungen anſtellen müſſen. Je nach dem Ausfall der Ermitt⸗ 
lungen hätte dann entſchieden werden muſſen. Eine Zurückver⸗ 
weiſung wegen Nichtvornahme der notwendigen Ermittlungen an 
das Erbgeſcher, muß als unzuläſſig angeſprochen werden, da der 
Geſetzgeber die größtmögliche Beſchleunigung der Durchführung 
des Verfahrens anſtrebt. 

Dr. Ruttke, Berlin. 
* 
Jena 

44. 8 1 Abſ. 2 Nr. 8 ErbkrNachwGeſ. Iſt fortſchrei⸗ 
tender Muskelſchwund als ſchwere erbliche körperliche 
Mißbildung zu bewerten? Unwahrſcheinlichkeit der Fort— 
pflanzung. 

Das Erbgeier. hat angeordnet, daß S. unfruchtbar gemacht 
werde. Er leidet an fortſchreitendem Muskelſchwund (Dystrophia 
musculorum progressiva). Dieſe Krankheit, die in der Familie 
des Kranken noch mehrfach aufgetreten iſt, bezeichnet das Erbgeſ⸗ 
Ger. im Gegenſatze zum Kommentar von Gütt⸗Rüdin⸗ 
Ruttke S. 121 f. als ſchwere erbliche körperliche Mißbildung 
i. S. des Gef. v. 14. Juli 1933. Ob dieſe Beurteilung richtig iſt, 
braucht in dieſem Falle nicht erörtert zu werden. Die weiteren Er⸗ 
mittlungen, die das ErbgeſObGer. angeſtellt hat, haben ergeben: 
Der Muskelſchwund iſt bei dem 48jährigen ledigen Kranken ſehr 
weit fortgeſchritten. Seine Angabe, er ſei infolge ſeiner erheb⸗ 
lichen körperlichen Unbeholfenheit nicht fähig, den Beiſchlaf aus⸗ 
zuüben, er habe deshalb überhaupt keinen eſchlechtsverkehr, be⸗ 
zeichnet der Kreisarzt als glaubhaft. Eine geringe Möglichkeit, den 
Beiſchlaf zu vollziehen, beſteht allerdings noch. Aber nur unter 
der Vorausſetzung, daß die Partnerin ihn dabei entſprechend un⸗ 
terſtützt. Die Wahrſcheinlichkeit, daß S. ſich auf dieſe Weiſe fort⸗ 
pflanzen könnte, iſt nach Anſicht des ErbgejOb&er. verſchwindend 
gering. Zudem iſt außerordentlich unwahrſcheinlich, daß ein ſo 
kranker Mann überhaupt eine Partnerin zum Geſchlechtsverkehr 
findet und, wenn ja, daß ſie ſich dabei der Möglichkeit der Emp⸗ 
fängnis ausſetzt. Hinzu kommt, daß unter dieſen Umſtänden der 
Kranke und ſeine Angehörigen mit Recht den Eingriff nicht ver⸗ 
ſtehen würden. Der Gedanke der Raſſepflege ſoll aber in allen 
Kreiſen des Volles verbreitet und nicht durch unnötige Anordnun⸗ 
gen geſchädigt werden. Deshalb hat die Unfruchtbarmachung hier 
zu unterbleiben. 

(ErbgefObber. Jena, Beſchl. v. 28. Mai 1935, Wg 133/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 


* 
Marienwerder 

45. 81 Ziff. ErbkrNachwGeſ. Haſenſcharte als ſchwere 
körperliche Mißbildung. 

Ob eine Haſenſcharte als ſchwere körperliche Mißbildung an⸗ 
zuſehen iſt, laßt ſich nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
beurteilen. Bei der Entſch. iſt einmal zu berückſichtigen, ob es ſich 
um eine erbliche Erkrankung handelt, ſodann aber vor allem der 
Gradausprägung der Mißbildung bei dem Unfruchtbarzumachen⸗ 
den ſelbſt Rechnung zu tragen. In letzterer Beziehung hat die 
Unterſuchung des Franz S. vor dem ErbgeſObcher ergeben, daß 
infolge der bei ihm vorgenommenen Operation eine dußerliche 
Mißbildung kaum noch vorhanden iſt, daß er durchaus normal 
redet, und daß mit der Haſenſcharte die Bildung eines Wolfsrachens, 
durch die ſie ſich oft zu einer Mißbildung ſchweren Grades aus⸗ 
wächſt, nicht verbunden iſt. Bei dieſer Sachlage vermag das Erb⸗ 
geſObGer. das Vorliegen einer ſchweren törperlichen Mißbildung 
nicht feſtzuſtellen. 

(ErbgeſObGer. Marienwerder Wpr.), Beſchl. v. 5. Jan. 1935, W 59/34.) 


1372 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


D. Bluterkrankheit — keine Unfruchtbarmachung 


Dortmund 

46. 8 1 Abf. 2 Ziff. 8 ErbkrNachwGeſ. Die Bluter- 
krankheit iſt eine ſchwere erbliche körperliche Mißbildung. 
Frauen als Trägerinnen der Anlage zur Bluterkrankheit 
können nicht unfruchtbar gemacht werden. f) 

Frau K. entſtammt einer ausgeſprochenen Bluterfamtlie. Ein 
Urgroßvater (der Vater der Großmutter mütterlicherſeits) war 
Bluter. Zwei Brüder der Mutter litten an der Bluterkrankheit, ſie 
ſind mit 9 bzw. 11 Jahren an der Krankheit geſtorben. Zwei Brü⸗ 
der der Frau X. ſelbſt find mit 9 bzw. 30 Jahren infolge der 
Bluterkrankheit geſtorben. Ein 37 Jahre alter Bruder iſt Bluter 
und faſt völlig erwerbsunfähig. Eine Schweſter hat fünf geſunde 
Kinder, darunter zwei Sohne. Eine andere Schweſter aber hat 
einen 14 Jahre alten Sohn, der bluterkrank und berufsunfähig iſt. 
Frau X. hat eine Tochter, die viel unter Naſenbluten leidet, und 
bei der kleine Wunden nur ſchwierig geſtillt werden können. Dieſes 
Krankheitsbild in der Familie der Frau k. entſpricht dem bekann⸗ 
ten Erbgang der Bluterkrankheit. Ein Bluter überträgt die Anlage 
auf ſeine ſämtlichen Töchter, nicht dagegen auf einen Sohn. Die 
Töchter eines Bluters erkranken ſelbſt meiſtens nicht oder zeigen 
nur geringfügige Störungen, die Anlage bleibt alſo bei ihnen 
verborgen. Dagegen übertragen die Töchter eines Bluters die An⸗ 
lage auf die Hälfte ihrer Töchter, bei welchen ſie wieder verborgen 
bleibt, und auf die Hälfte ihrer Sohne, die ſämtlich erkranken. 

Gem. $ 1 Abſ. 2 Ziff. 8 ErbkrRachwöGeſ. kann unfruchtbar 
gemacht werden, wer an einer ſchweren erblichen körperlichen Miß⸗ 
bildung leidet. Das Geſetz verſteht darunter in der Hauptſache tat⸗ 
ſächlich ſichtbare, bleibende, auffällige, funktionsbehindernde Ab⸗ 
weichungen, die von der normalen Körpergeſtalt und Organaus⸗ 
prägung in erheblichem Grade abweichen. Das Weſen der Bluter⸗ 
krankheit iſt nicht genau erforſcht. Es ſteht aber feſt, daß bei dem 
Bluterkranken der Chemismus des Körpers abwegig funktioniert, 
daß das Blutplasma erheblich von der Norm abweicht. Das Erbkr⸗ 
Naher. ſchreibt für die Auslegung des § 1 Abſ. 2 Ziff. 8 keine 
feſten Grenzen vor. Nach der Überzeugung des Erbgeſcher. fällt die 
Bluterkrankheit unter das Geſetz, denn zwiſchen dem Organaufbau 
und der Fähigkeit, auf äußere Einwirkungen zu antworten, be⸗ 
ſtehen enge Beziehungen, ſo daß es berechtigt iſt, auch Konſtitu⸗ 
tionen als Mißbildungen aufzufaſſen, und auch das allgemeine 
Volksempfinden fteht die Bluterkrankheit als körperliche „Mißbil⸗ 
dung“ an. Daß ſie auch eine „ſchwere“ iſt, kann bei ihrer Auswir⸗ 
kung, die ſich gerade in der Familie der Frau k. zeigt, nicht zwei⸗ 
felhaft fein. Die Unfruchtbarmachung eines Bluters wird aller⸗ 
dings praktiſch kaum angeordnet bzw. durchgeführt werden können, 
weil der chirurgiſche Eingriff eine Gefahr für das Leben des Kran⸗ 
Geſ a wird (Art. 1 Abſ. 2 der 1. AusfVO. des ErbkrNachw⸗ 

eſ.). 

Gerade wegen der letzten Erwägung iſt es im Intereſſe der 
Erbgeſundheit des Volkes von beſonderer Bedeutung, die Fortpflan⸗ 
zung derjenigen auszuſchließen, welche nicht ſelbſt an der Bluter⸗ 
krankheit leiden, aber erban lage krank find und die Krankheit 
ſelbſt ſowie die Anlage dazu auf die Nachkommen übertragen. Auf 
Grund des ErbkrNachwchgeſ. iſt dazu aber bisher eine Möglichkeit 
nicht gegeben. Das Geſetz hat mit Bewußtſein eine erhebliche Zahl 
von Krankheiten und auch die äußerlich gefunden aber in der Erb⸗ 
anlage kranken Menſchen einſtweilen von der geſetzlichen Unfrucht⸗ 
barmachung ausgenommen. Nur wer ſelbſt erbkrank iſt, perſönlich 
ein Leiden, eine Mißbildung beſitzt, fällt unter das Geſetz. Der An- 
lageträger, der ſelbſt nie krank wird, aber doch kranke Kinder haben 
kann, darf nach dem Geſetz nicht unfruchtbar gemacht werden (vgl. 
die amtliche Begr. zu § 1 des Geſetzes, ſowie Art. 1 Abſ. 1 der 
1. AusfV O. „ſichtbar“). Eine ſolche Maßnahme ift ſpäterer ge⸗ 
ſetzlicher Regelung nach weiter fortgeſchrittener Volksaufklärung 
vorbehalten. Die Verhutung erbkranken Nachwuchſes der äußerlich 
Geſunden, die aber in der Keimanlage nach dem rezeſſiven Erbgang 
überdeckt erbkrank ſind, kann heute durch eine anzuordnende Un⸗ 
fruchtbarmachung noch nicht erzielt werden, ſondern nur durch an⸗ 
dere erbhygieniſche Maßnahmen, z. B. eine entſprechende Ehe⸗ 
beratung. 

Bei Frau X. kommt hinzu, daß nach der Erbregel der Bluter- 
krankheit ein Teil ihrer Geſchwiſter erbgeſund iſt, daß auch ſie ſelbſt 
moglicherweiſe erbgeſund ſein kann. Die leichten Krankheitszeichen 
bei ihrer Tochter ſprechen allerdings dafür, daß Frau K. ſelbſt An⸗ 
e iſt, ebenſo wie die Schweſter mit dem bluterkranken 

ohn. 

Nach den obigen Ausführungen kann dem von Frau K. ſelbſt 
und von dem Amtsarzt geſtellten Antrag auf Anordnung der Un⸗ 
fruchtbarmachung nicht ſtattgegeben werden. 

(Erbgef&er. Dortmund, Beſchl. v. 19. April 1935, 18 a XIII 259/35. 


Ber. von AGR. Haumann, Dortmund. 


Anmerkung: Die Ausführungen der Entſch., daß die Bluter⸗ 
krankheit noch nicht genau erforſcht ſei, könnten den Eindruck er⸗ 
wecken, daß über den Erbgang der Bluterkrankheit noch nicht aus 
reichende Forſchungsergebniſſe vorliegen. Dieſer Eindruck wäre 
aber nicht zutreffend. Es muß unterſchieden werden zwiſchen 1 
Erforſchung des Erbganges und der Erforſchung der Krankhei 
ſelbſt, um zu einer erfolgberſprechenden Therapie zu arne 

Dr. Ruttke. 


* 


Dresden 

47. Die Bluterkrankheit iſt in ihrer Erblichkeit ge⸗ 
ſchlechtsgebunden und in der Anlage nur bei weiblichen 
Perſonen übertragbar. Die Unfruchtbarmachung einer 
männlichen Perſon iſt ſomit unzuläſſig. f) 


(ErbGef&er. Dresden, Beſchl. v. 16. Jan. 1935, Erbgeſ. 1498/34.) 
Ber. von Richter Meinhof, Hamburg. 


Anmerkung: Der Entſch. ift im Ergebnis beizutreten, die 
Gründe gehen aber von unrichtigen Vorausſetzungen aus. Verde t 
geſchlechtsgebundener Erbgang heißt nicht, daß die Krankheit nur 
durch Frauen übertragen werden kann, ſondern daß die Krankheit 
bei Frauen nicht zum Ausbruch gelangt. 

Der bluterkranke Mann hat zwar geſunde Kinder, von dieſen 
ſind aber alle Mädchen erbgeſchädigt. Sie ſind Erbträger der 
Bluterkrankheit und übertragen dieſe Anlage durchſchnittlich auf 
die Hälfte ihrer Kinder. Von den Enkeln des bluterkranken 
Mannes find alſo durchſchnittlich 1 erbgeſchädigt, nämlich die 
Knaben krank, die Madchen perſönlich geſund, aber Erbträger der 
Krankheit. Von dem Nachwuchs eines bluterkranken Mannes iſt 
daher nicht nur zu ſagen, daß er mit großer Wahrſcheinlichkeit 
erbgeſchädigt fein wird — das würde zur Unfruchtbarmachung ge 
nügen —, ſondern darüber hinaus iſt feſtzuſtellen, daß auch ohne 
Hinzutreten neuer Krankheitsanlagen durch Einheirat in andere 
erbkranke Familien erbkranke Nachkommen entſtehen. Bluter⸗ 
kranke ſind deshalb erbgefährlich und müßten unfruchtbar gemacht 
werden, wenn nicht ihr Zuſtand dazu führte, daß der Eingriff bei 
ihnen wohl meiſt als lebensgefährlich anzuſehen iſt. Es muß aber 
klar unterſchieden werden, ob eine Unfruchtbarmachung abgelehnt 
wird, weil keine Gefahr erbkranken Nachwuchſes beſteht oder ob 
nur aus ſonſtigen Gründen von der Unfruchtbarmachung abgeſehen 
wird. In dieſem Falle wird ein verſtändiger Kranker auch ohne 
e auf Kinder verzichten, während im erſten 
Falle dazu kein Anlaß beſteht. Außerdem gibt es auch andere 
Krankheiten mit dem gleichen Erbgange, bei denen die Männer 
nicht in dieſer Weiſe durch den Eingriff gefährdet werden, z. 
bei einer Form des fortſchreitenden Muszkelſchwundes. Zu er 
wähnen iſt, daß die Bluterkrankheit wegen der Operationsgefaht 
mit dieſem Geſetz noch nicht bekämpft werden kann. Eine Aus- 
dehnung des Geſetzes auf die Schweſtern der bluterkranken Män⸗ 
ner iſt unbedingt nötig. Man ſollte mindeſtens freiwillige Anträge 
aus den betroffenen Familien zulaſſen. 


Richter Meinhof, Hamburg. 


E. Schwerer Alkoholismus als Grund der Unfrucht⸗ 
barmachung 


Aus der Praxis des Erbgeſundheitsobergerichts Berlin 
Ber. von SenPräf. Dr. Seeliger, Berlin 


48. Das Obergericht hat ſich der Auffaſſung des Erbgeſcher. 
angeſchloſſen, daß es ſich bei St. um einen ſchweren Alkoholismus 
i. S. des 51 Abs. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933 handelt. Si. ſtammt 
aus einer ſchwer belaſteten Familie. Es ſteht feſt, daß ſein Vater in 
einer Irrenanſtalt geſtorben iſt und ſeine Mutter einen Selbſtmord⸗ 
verſuch begangen hat. Weiter hat das Obergericht aus der Kranken⸗ 
geſchichte der Anſtalt Herzberge entnommen, daß ein Bruder ſchwach⸗ 
ſinnig und eine Schweſter Trinkerin geweſen iſt. 

Außerdem weiſen die zahlreichen Anſtaltsaufenthalte des Si 
und fein ſoziales Abſinken darauf hin, daß fein Trinken auf Grund 
einer krankhaften ſeeliſchen Veranlagung entſtanden iſt. Der Kom⸗ 
mentar Gütt⸗Rüdin⸗Ruttle ſieht im ſchweren Alkoholismus 
den Ausdruck einer gewiſſen minderwertigen geiſtigen Veranlagung. 
Die Entſch. des erſten Gerichts, daß Si. an ſchwerem, chroniſchem 
Alkoholismus leidet, war daher zutreffend. 


(ErbgeſObcher. Berlin v. 21. Febr. 1935, 1 Erb W 211/34.) 
* 


4 Jahrg. 1935 Heft 26] 


Rechtſprechung 
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a. 49. Es kann kein Zweifel daran fein, daß Pr. von Zeit zu 
Zeit ſchwer trinkt, was er ja auch ſelbſt zugibt. Seine Kraft, der 
Serführung zum Trinken zu widerſtehen, iſt ſicher nicht allzu groß. 
fei in Trinken hat aber nicht einen Umfang angenommen, daß er 
ne ſozialen und familiären Verhältniſſe zerrüttet hat oder mit dem 
bisher; in Widerſtreit gekommen iſt. An der Möglichkeit, daß er trotz 
ee heriger Rückfälle unmäßiges Trinken aufgibt, braucht man noch 
Alte zu verzweifeln. Es iſt danach nicht möglich, ſchon jetzt „ſchweren 
e i. S. des 8 1 Abſ. 3 des Geſ. v. 14. Juli 1933 an⸗ 
en. 


(Erbgeſobcher. Berlin v. 24. Jan. 1935, 1 Erb W 190/34.) 
* 


200 50. Nach den Unterlagen, die das amtsärztliche Zeugnis bringt, 
W nach den Feſtſtellungen des Wohlfahrtsamts und der Polizei⸗ 
aörde iſt Trunkenheit als erwieſen anzuſehen. Es ſteht auch feſt, 
uch dieſen Unterlagen, daß die mittels eines Eheſtandsdarlehens von 
erworbenen Möbel im Werte von 700 RA für 166 AM verkauft 
ra find und daß die Ehefrau und die beiden kleinen Kinder von 
der Monaten der größten Not ausgeſetzt wurden. Sein Verhalten mit 
die Zurücknahme des Antrages, der dafür gegebenen Erklärung und 
at der Verausgabung ſeines Geldes zeugen für weitgehende Un⸗ 
N ſichtigkeit. Aus allen diefen Gründen hat das ErbgeſObGger. ent⸗ 
1930 en, daß die Vorausſetzungen des § 1 Abſ. 3 des Gef. v. 14. Juli 
3 vorliegen. 


ErbgeſObcher. Berlin v. 18. Febr. 1935, Wg 2/35.) 


zu Anmerkung: Dem Beſchluß iſt zuzuſtimmen. Nur iſt darauf 
m achten, daß der Geſetzgeber im § 1 Ziff. 3 von ſchwerem Alkoholis⸗ 
US und nicht von Trunkenheit ſpricht. Dr. Ruttke. 


* 


All 51. Durch die behördlichen Feſtſtellungen der Fürſorgeſtelle für 
bis oholkrauke des Bezel. T. ift erwieſen, daß ſchwerer Alkoholismus 
neue n Jahre 1927 zurück vorliegt. Auch die Feſtſtellungen aus 
ae Zeit erweiſen dieſe Tatſache. Die Ermittlungen des Polizei⸗ 
vers v. 10. Okt. 1934 haben noch ergeben, daß ſich Ch. vaga⸗ 
indierend und bettelnd umhertreibt, ſich nicht um ſeine Familie 
Mazmert und immer wieder angetrunken angetroffen wird. Sämtliche 
ſind nahmen der Fürſorgeſtelle, ihn zur Arbeitsaufnahme zu bewegen, 
ſich fehlgeſchlagen. Sämtlichen Fürſorgemaßnahmen gegenüber hat er 
neinſichtig gezeigt. 
des Daher war unter Anwendung der 88 1 Abſ. 3 und 13 Abſ. 1 
Geſ. v. 14. Juli 1933 zu beſchließen. 
(ErbgefO5Ger. Berlin v. 18. Febr. 1935, Wg 3/35.) 


* 


d 0 52 Die Durchſicht der Krankenblätter, die Kenntnis der Vor⸗ 
8 Nöte und die am 3. Jan. 1934 vorgenommene Unterſuchung des 
Nn eindeutig ergeben, daß es ſich um einen Gewohnheitstrinker 
* Er iſt mindeſtens 44mal in Anſtalten geweſen, und zwar 
Fat wegen Störungen, die auf den chroniſchen Alkoholmißbrauch 
Unt ieſen (Betrunkenheit, delirante Zuſtände, Schnapsangſt). Bei der 
und fuchung zeigte er die typiſchen Veränderungen des alten Trinkers 
Pi Reine Krankheitseinſicht. Es handelt ſich alſo um ſchweren Alko⸗ 

mus i. S. des 8 1 Abſ. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933. 


(ErbgeſObGer. Berlin v. 10. Jan. 1935, 1 Erb W 219/34.) 
* 


ſeit 005. Der jetzt 48 Jahre alte Fleiſcher Karl Zi. iſt mindeſtens 
Über kriegsende ſchwerer Alkoholiker. Akten des BezA. W. werden 
1932 ihn als Trinker ſeit 1928 geführt. Von 1930 bis zum 30. Nov. 
ſchw 1 er unter vorläufiger Vormundſchaft geſtanden, wobei das 
eine onde Entmündigungsverfahren immer wieder durch Gewährung 
lich bor wührungsfriſt verſchoben wurde. Aus dieſen Akten ift erſicht⸗ 
alte aß von ſeinen Söhnen der älteſte ebenfalls Trinker iſt. Dieſer 
e und ein weiterer Sohn befinden ſich zur Zeit im Gefängnis, 
ausge in der erſten Inſtanz Strafen bis zu ſechs Jahren Zuchthaus 
ſtändeſprochen worden ſind. Die Trunkſucht des Zi. iſt bis 1932 eine 
gewesen geweſen. Die Unterbrechungen ſind immer nur kurzdauernd 
omen und namentlich durch das ſchwebende Entmündigungsverfahren 
zweit das Eingreifen der augenſcheinlich klugen und tatkräftigen 
iebn 95 Frau verurſacht worden. Bis 1932 ſind dieſe Unterbrechungen 
der d nur kurz geweſen. Seit dieſer Zeit ſcheint es nach den Akten 
Äußere efrau gelungen zu ſein, durch ein planmäßiges Auffangen aller 
hne Anlaſſe, z. B. durch regelmäßiges Abholen des Zi. an den 
verhindern und ähnliches mehr, ſchwerere Trunkerzeſſe mit Erfolg zu 
eat. Dieſe Tatſache vermag aber nichts an dem Beſtehen des 
born, Alkoholismus 1. S. des Geſetzes zu ändern. Dieſer Alko⸗ 
mus iſt vielmehr bei dem Zi. offenſichtlich durch familiäre Erb⸗ 

U 


einflüſſe im weſentlichen Maße bedingt. Zi. iſt für ſich allein nicht 
in der Lage, den Auswirkungen der Alkoholſucht zu begegnen. Er 
vermag das nur mit Unterſtützung ſeiner Ehefrau und von Abſtinenz⸗ 
verbänden. Es liegt ſomit ſchwerer Alkoholismus i. S. des 8 1 
Abſ. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933 vor. 


(ErbgeſobGer. Berlin v. 17. Jan. 1935, 1 Erb W 215/84.) 
* 


54. Der jetzt 56jährige Otto G. ift ſeit 1926 mit kurzen Unter⸗ 
brechungen ſtändig in Anſtalten geweſen, ſeit 1931 iſt er wegen ſeiner 
nicht zu beſeitigenden Trunkſucht, die ſchon mit 15 Jahren begonnen 
hat, hoſpitaliſiert. Ein Vater und ein Onkel waren ebenfalls Alko⸗ 
holiker, ein Vetter hat ſich erſchoſſen. An dem Vorliegen der Erb⸗ 
krankheit, ſchwerer Alkoholismus, beſteht ſomit kein Zweifel. 

(ErbgeſobGer. Berlin v. 81. Jan. 1935, 1 Erb W 172/34.) 


* 


55. Über E.s Jugend iſt nichts bekannt. Er iſt zuletzt Diener 
geweſen, hat 1913 bei der Marine aktiv gedient. 1919 hat er ge⸗ 
heiratet, iſt Vater von zwei geſunden Kindern. Er iſt bereits viermal 
in der Anſtalt Wittenau und einmal im Arbeitshauſe in Braunweiler 
wegen chroniſchen Alkoholmißbrauchs geweſen; er befindet ſich zur 
Zeit noch in der Anſtalt Wittenau. E. leidet ohne Zweifel an ſchwerem 
Alkoholismus i. S. des § 1 Abſ. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933. E. iſt 
ein unverbeſſerlicher Alkoholiker, er hatte Tobſuchtsanfälle, bedrohte 
ſchon die Ehefrau mit einem Beil und anderen gefährlichen Werk⸗ 
zeugen, hat Sachbeſchädigungen verübt, iſt zweimal deswegen mit 
Geldſtrafen oder Gefängnis beſtraft worden. Er hat offenbar auch 
ſchon Verwirrungszuſtände infolge des unmäßigen Alkoholgenuſſes 
durchgemacht. Das AG. Sch. hat E. durch Beſchl. v. 9. Jan. 1929 
wegen Trunkſucht entmündigt. Körperlich zeigt er an Auffälligkeiten: 
Händezittern, Zungenzittern und heiſere Sprache. Sein Vater, der 
ein Seemann war, trank ebenfalls ſtark und iſt wegen Gewalttätig⸗ 
keit beſtraft worden. 

Nach allem liegt bei E. ſchwerer Alkoholismus i. S. des 8 1 
Abſ. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933 vor. 


(ErbgeſObGer. Berlin v. 9. März 1935, 1 Erb W 173/84.) 
* 


56. Willi Ti. war ſeit Schulentlaſſung als Schloſſer tätig, 
heiratete 1905. Schon vor ſeiner Eheſchließung war er ein 
ſtarker Trinker. Im Laufe der Jahre ergab er ſich mehr und 
mehr dem Trunke und wurde durch Beſchl. des AG. v. 10. Dez. 1932 
wegen Trunkſucht entmündigt. Vom 26. Jan. bis 22. Juni 1933 war 
er wegen chroniſchen Alkoholismus in der Anſtalt Herzberge unter⸗ 
gebracht. Die Perſonalakten Ti. des BezA. Li. geben einen guten 
Überblick über die Trunkſucht des uneinſichtigen, zeitweiſe erregten 
Alkoholkranken. Der Kranke bedroht die Familie, vertrinkt das Geld. 
Nach alledem ſteht einwandfrei feſt, daß Willi Ti. an ſchwerem Alko⸗ 
holismus i. S. des § 1 Abſ. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933 leidet. 


(ErbgeſObcher. Berlin v. 9. März 1935, 1 Erb W 303/34.) 
* 


57. Bei Frau L. iſt der Genuß von ſehr erheblichen Mengen 
Kognak und Bier aus den Akten zu erſehen. Nach einem Gutachten 
der Arztekammer für Berlin mußte eine Schwangerſchaft unterbrochen 
werden im Hinblick auf Selbſtmordgefahr auf Grund depreſſiver Zu⸗ 
ſtände und ausgeprägtem Alkoholismus. Auch wenn in allerletzter Zeit 
nach den Angaben der Frau der Alkoholverbrauch aufgehört habe, liegt 
bei ihrem geſamten, im obengenannten Gutachten erwähnten pſycho⸗ 
pathiſchen Verhalten aller Anlaß vor, an dauernde Enthaltſamkeit 
nicht zu glauben. Nach dem geſamten vorliegenden Material hat das 
Gericht die Überzeugung gewonnen, daß Frau L. an ſchwerem Alko⸗ 
holismus i. S. des 8 1 Abſ. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933 leidet. 


(ErbgeſObcker. Berlin v. 24. Jan. 1985, 1 Erb W 261/34.) 
* 


58. Der jetzt 48 Jahre alte, frühere Konditor H. iſt bereits 
ſeit dem Kriege trunkſüchtig. Im Rauſche ift er wiederholt gewalttätig 
geworden, ſo daß die Hausmitbewohner und Nachbarn nach den Akten 
der W.er Heilſtätten die Familie mehrfach vor dem H. haben ſchützen 
müſſen. 1929— 1930 iſt er erſtmalig 174 Tage wegen ſeiner Trunk⸗ 
ſucht nach polizeilicher Einweiſung in W. geweſen, Anfang 1933 zum 
zweitenmal und ſeit dem 20. Mai 1933 zum drittenmal, zur Zeit 
iſt er noch in W. Die Krankenakten von W. enthalten bis in die 
jungſte Zeit Vermerke über die Einfihtslofigkeit und Verſchroben⸗ 
heiten. Es handelt ſich demnach bei H. einwandfrei um einen ſchweren 
Alkoholismus i. S. des 8 1 Abſ. 3 des Gel. v. 14. Juli 1933. 

(ErbgeſObcher. Berlin v. 11. April 1935, 1 Erb W 362/34.) 


* 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


59. Gegen den Beſchluß, durch den die Unfruchtbarmachung des 
Alfred Tr. wegen ſchweren Alkoholismus angeordnet worden iſt, hat 
der BeſchwF§. friſt⸗ und formgemäß Beſchwerde eingelegt. Dadurch 
gilt der von ihm geſtellte Selbſtantrag auf Unfruchtbarmachung als 
zurückgenommen. 

Der gleichlautende Antrag des Direktors der Heil- und Pflege⸗ 
anſtalt W. iſt zur Zeit unbegründet. 

Es unterliegt nach der Krankheitsgeſchichte der Heil- und Pflege⸗ 
anſtalt B. und derjenigen der W.er Heilſtätten zwar keinem Zweifel, 
daß Tr. mindeſtens in den Jahren 1928— 1930 ſtark getrunken hat, 
in dieſer Zeit ſeine Familie gefährdete und auch ſozial entgleiſte. 
Nach längerer Abſtinenz und Mitgliedſchaft im Guttempler⸗Orden iſt 
Tr. dann etwa i. J. 1931 nochmals — wenn auch offenbar in ge⸗ 
ringerem Maße — rückfällig geworden und hat am 5. Dez. 1933 auf 
Anraten der Alkoholfürſorgeſtelle Pa. die W.er Heilſtätten aufgeſucht. 
Seit der Entlaſſung aus den W.er Heilſtätten am 15. Okt. 1934 iſt 
Tr. wieder als Architekt tätig und trinkt nach ſeinen und ſeiner Ehe⸗ 
frau Angaben — beide ſind vom Berichterſtatter des Obergerichts 
einzeln gehört worden — nicht. Er iſt alſo ſeit ſechs Monaten wieder 
praktiſch abſtinent. 

Unter dieſen Umſtänden hat das Obergericht Bedenken getragen, 
anzunehmen, daß bei Tr. zur Zeit ſchwerer Alkoholismus i. S. des 
§ 1 Abſ. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933 vorliegt. 

Der Tatbeſtand dieſes Geſetzes würde nach Anſicht des Ober⸗ 
gerichts jedoch ſofort gegeben ſein, wenn Tr. infolge erneuter Halt⸗ 
loſigkeit wieder rückfällig im Alkoholmißbrauch wird. 

Es ſoll deshalb eine Ausfertigung dieſes Beſchluſſes auch zu⸗ 
geſtellt werden der Alkoholfürſorgeſtelle des BezA. P. und dem Polizei⸗ 
amt P., damit von dieſen Stellen aus bei etwaigem Rückfall dem 
zuſtändigen Kreisarzt ſofort Anzeige erſtattet wird. 

Bei etwaigem Wohnungswechſel des Tr. müßten die entſprechen⸗ 
den Stellen am neuen Wohnſitz alsbald vom Inhalt des Beſchluſſes 
in Kenntnis geſetzt werden. 


(ErbgeſObGer. Berlin v. 6. Mai 1935, Wg 114,35.) 
* 


60. Der jetzt 60jährige Georg Ki. war bis 1899 Kellner, ſeit 
der Zeit iſt er Packer. Seit Mitte der 20er Jahre iſt Ki. Alkoholiker. 
Von 1928 bis jetzt war er über 1100 Tage, alſo rund die halbe Zeit, 
wegen ſeiner Trunkſucht in der Anſtalt Wittenau. Seit 1931 iſt er 
entmündigt. Die Entmündigungsakten ſowie die Akten der Auſtalt 
Wittenau enthalten zahlreiche Eintragungen, die belegen, daß Ki. 
wegen ſeiner Trunkfucht im Leben wiederholt geſcheitert iſt. Zweimal 
iſt er wegen Trunkſucht und Mißhandlung der Ehefrau geſchieden, 
mehrfach iſt er wegen Bedrohung und Unterſchlagung vorbeſtraft, 
wiederholt hat er ſeine Wohnungseinrichtung in der Trunkenheit mit 
dem Beil zertrümmert. Seit 1931 iſt Ki. entmündigt. Sein Vater 
iſt in früher Jugend des Ki. in Anerika verſchollen. 

Es handelt ſich bei Ki. demnach nicht etwa um einen nur zeit⸗ 
weiſe durch Einflüſſe des Berufes verurſachten Alkoholismus, ſondern 
um einen ſchweren Alkoholismus i. S. des Geſctzes. 


(ErbgejObßer. Berlin v. 29. Nov. 1934, 1 Erb W 148/34.) 
* 


61. Der am 3. Juni 1896 geborene Architekt Ko. iſt am 
28. Juni 1933 wegen Trunkſucht entmündigt worden. Aus den dem 
Obergerichte vorliegenden Entmündigungsakten geht hervor, daß Ko. 
ſeit vielen Jahren, und zwar wahrſcheinlich bereits ſeit dem Kriege, 
Trinker iſt. Seit 1927 wird er bereits als ſchwerer Trinker, der ſeine 
ſoziale Lebensgeſtaltung nicht mehr allein und ſelbſtändig beherrſcht, 
von der ſtadtiſchen Trinkerfürſorge betreut. Die Akten geben weiter 
Zeungis von den ſich immer wieder erneuernden Verſuchen des Vaters 
des Ko., eines emer. Paſtors, dem Ko. eine neue Lebeusexiſtenz zu 
gründen. Stets hat die Alkoholſucht dieſe Verſuche ſchnell zerſchlagen. 
Ko. iſt wiederholt in ſeiner Familie gewalttätig geworden. Mehrfach 
hat er nach Entlaſſung aus Anſtalten ſchon nach wenigen Stunden 
ſich wieder betrunken und das verfügbare Eigentum dabei verſchleudert. 
Auch ſeine am 28. Juni 1933 beſchloſſene Entmündigung hat daran 
nichts geündert. Vom 4. Sept. bis 4. Nov. 1933 war er zur Ent⸗ 
ziehung in der Anſtalt Wittenau. Schon am 15. Dez. 1933 mußte er 
wieder dort aufgenommen werden, um am 19. April 1934 entlaſſen 
zu werden. Ob er ſeitdem alkoholfrei lebt, wie das in der Beſchwerde⸗ 
ſchrift behauptet wird und wie das einige der Beſchwerdeſchrift bei⸗ 
gegebene ſchriftliche Bekundungen verſchiedener Perſonen ausſagen, iſt 
vom Obergericht nicht geprüft worden. Auch wenn Ko. unter dem 
Druck des über ihm ſchwebenden Steriliſierungsverfahrens ſeit den 
ſieben Monaten ſeiner Anſtaltsentlaſſung alkoholfrei lebt, ſo wird 
dadurch der Tatbeſtand des zweiſellos vorliegenden ſchweren Alkoholis⸗ 
mus nicht aufgehoben, ganz abgeſehen davon, daß nach Fortfall des 


Druckes des Sterilifierungsverfahrens mit einem Wiederbeginn des 
Alkoholmißbrauchs zu rechnen iſt. b 

Der Beſchluß des ErbgejGer. beſteht demnach nach 8 1 Abſ. 3 
zu Recht. 


(ErbgeſObGer. Berlin v. 22. Nov. 1934, 6a W 40/34.) 
* 


62. Das Obergericht iſt zur Überzeugung gelangt, daß Le. an 
ſchwerem Alkoholismus i. S. des Geſetzes leidet, nämlich an einer 
auf dem Boden einer abartigen ſeeliſchen Veranlagung (Pfychopathie) 
erwachſenen chroniſchen Trunkſucht. Er iſt i. J. 1932 wegen Trunk? 
ſucht entmündigt worden. Nach den damals angeſtellten Ermittelungen 
ſtellt er ſich als ein haltloſer, uneinfichtiger, unverbeſſerlicher Trinker 
dar. Er verbüßte zur Zeit der Antragſtellung eine neunmonatige Ge⸗ 
fängnisſtrafe wegen Sittlichkeitsverbrechens und iſt neunmal vor 
beſtraft worden. Dieſe hohe Straffälligkeit unterſtützt die aus ſeiner 
immer wieder hervortretenden Neigung zum Trunke ſich ergebende 
Annahme charakterlicher Haltloſigkeit. Die von Le. vorgebrachten, Ein⸗ 
wendungen gegen den Beſchluß des Erbgeſcher. ſind vom ärztlichen 
Standpunkte unbeachtlich, ſeine Anträge rechtlich unbegründet. 


(ErbgeſObcher. Berlin v. 22. Nov. 1934, 1 Eıb W 184/34.) 


F. Maniſch⸗depreſſives Irreſein als Grund der Un 
fruchtbarmachung 


Berlin 

63. Das Obergericht hat aus dem Inhalt der vorliegenden 
Krankengeſchichten die Überzeugung gewonnen, daß die Erbkranbheit 
zirkuläres Irreſein bei Sch. vorliegt. In den ſeit 1900 aufgetretenen 
neun verſchiedenen Schüben hat der Zuſtand meiſt die gleichen Zeichen 
geboten: Krankhaft heitere Verſtimmung, Ideenflucht, Rededrang, 
Bewegungsunruhe, Erregungszuſtände. 19 

Bei dieſer Sachlage war gem. 88 1 Abſ. 2 Ziff. 3 und 13 Abſ. 
des Geſ. v. 14. Juli 1933 zu beſchließen. 


(ErbgeſObGer. Berlin v. 7. März 1935, 1 Erb W 238/34.) 
Ber. v. Senpräſ. Dr. Seeliger, Berlin. 


* 


64. Gegen den Beſchluß, durch den die Unfruchtbarmachung des 
Paul St. wegen maniſch⸗depreſſiven Irreſeins angeordnet worden iſt/ 
hat der BeſchwF. Beſchwerde eingelegt. Tiefe iſt unbegründet. 

Paul St. beſuchte das Gymnaſium in Berlin bis zum 
Einjährigen. Nach der Schulentlaſſung war er mit gutem 5 
ſolge kaufmänniſch und auch als Subdirektor tätig. Während 1 
Militärzeit, etwa 1907, hat ſich St. aus Furcht vor Strafe weiß 
Urlaubsüberſchreitung, weil der Zug verſaͤumt worden war, deut 
Fenſter herausgeſtürzt. 1922 wechſelte St. die Stellung, da er 11 
feiner Firma in Prozeßſchwierigbeſten kam. 1923, kurz vor Br 
Heirat, ſprach St. viel, prahlte, war ſehr unruhig, dabei aber je 
luſtig. Im September 1923 wurde St. melancholiſch, ſprach wenig, 
äußerte körperliche Schmerzen, hatte monatelang keinen Geſchlechte 
verkehr. Die depreſſive Stimmung hielt bis 1925 an, danach etwa 
ſechs Monate unauffällig. 1926 wieder mehrere Monate gehobene Stim 
mung, dabei ſtreitſüchtig; war damals ſechs Monate im Sanatorium b. 
Im November 1926 Depreſſion, die nach mehreren Monaten * 
klang. 1928 maniſche Verſtimmung, darauf mehrere Monate nor 
males pſychiſches Verhalten, dann wieder mehrere Monate Melancholie, 
1933 war St. wegen erneuter maniſcher Verſtimmung in der ‚der 
ſchloſſenen Anſtalt B. Am 27. Juni 1933 kam er in die Plochiateg 
und Nervenklinik der Charite Berlin, wo er bis zum 31. Aug. 1985 
verblieb. Dort Erregungszuftände. Es dürfte kein Zweifel jein, daß 
es ſich hier um maniſch⸗depreſſives Irreſein i. S. des 9 1 A I 
Ziff. 3 des Gef. v. 14. Juli 1933 handelt. Die ſerologiſche Ble. 
unterſuchung hatte am 30. Juni 1933 in der Charite Berlin e 
negatives Ergebnis. 


(Erbgefübber. Berlin v. 14. Febr. 1935, Wg 299/34.) 
Ber. v. Senpräſ. Dr. Seeliger, Berlin. 


* 


65. Ein Bruder der Mutter des Pf. war wegen Geiſteskrank⸗ 
heit in der Irrenanſtalt Kortau bei Allenſtein. Im Jahre 1931 er 
krankte Pf. zum erſtenmal ſeeliſch mit einer acht Monate — 
anhaltenden ausgeſprochenen Depreſſion, die ſich an einen Kurzen 
Erregungszuſtand anſchloß. Er war während dieſer depreſſiven te 
krankung niedergeſchlagen, ängſtlich und lebensüberdrüſſig und äuße 4 
Selbſtbeſchuldigungen. Er wurde behandelt in der Anſtalt Ilten D 
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Hannover. Die dortige Diagnoſe lautet: Melancholie. Im Jahre 1932 
2 rer wegen einer maniſchen Erkrankung in den Kuranſtalten We. 
u dem dortigen Befund ift hervorzuheben: Größenideen, Rede⸗ 
bon 9, poltrige Reizbarkeit. Die Diagnoſe des Dr. K. lautet: maniſch⸗ 
rebteſſives Irreſein. Anfang 1934 trat eine neuerliche maniſche Er⸗ 
egung ein, die charakteriſiert war durch gehobene ſelbſtbewußte Stim⸗ 
Vong und leichte Erregbarkeit. Er war deshalb wiederum bei Dr. X. 
bes dem wurde er von verſchiedenen Arzten behandelt. Der Beſchluß 
er Erbgeſcher. geht dahin, Pf. wegen maniſch⸗depreſſiven Irreſeins 
uanfruchtbar zu machen. Gegen dieſen Veſchluß hat Pf. Beſchwerde 
ar gelegt mit der Behauptung, er ſei ſeit 1930 impotent, was nach 
rörlicher Außerung auf ſeine Zuckerkrankheit und Angina pectoris 
zurückzuführen fer; es ſei Nachwuchs von ihm nicht mehr zu erwarten, 
zumal er jeit 23 Jahren in kinderloſer Ehe lebe. f 
Ir Es Handelt ſich bei Pf. um maniſch⸗depreſſives Irreſein; erbr 
che Belaſtung iſt nachweisbar. Der Einwand des Pf., er ſei wegen 
wcckterkranktheit und Angina pectoris fortpflanzungsunfähig, iſt 
ebiziniſch und rechtlich nicht ſtichhaltig. 
(ErbgeſObGher. Berlin v. 28. Febr. 1935, Wg 8/35.) 

Ber. v. Senpräſ. Dr. Seeliger, Berlin. 


* 


66. Nach der Vorgeſchichte handelt es ſich um einen bis zum 
Jahre 1933 in ſehr verantwortlicher Stellung tätigen Mann, deſſen 
tungen und große Verdienſte für das Verſicherungsweſen allgemeine 
5 Anerkennung gefunden haben. Erſt im Jahre 1930, alſo mit 

„Jahren, erkrankte er mit einem ſeitdem mehr oder weniger durch 
geſunde Zwiſchenräume getrennten Wechſel maniſcher Erregungen und 
fepreſſiver Verſtimmungen. Während zunächſt noch von hypomaniſchen 
Huſtänden gefteigerten Tätigkeitsdranges, gehobener Stimmung und 
15: fürkten Selbſtgefühls geſprochen werden konnte, trat dann im Jahre 
hei eine maniſche Erregung zutage, in der es zu groben Verkehrt⸗ 
3 und infolgedeſſen zu ſozialen Schwierigkeiten kam. Es mußte 
103 Entmündigungsverfahren eingeleitet werden, und am 26. Sept. 
iſt der Beſchluß auf Entmündigung ergangen. 
de Es kann alſo ein Zweifel an dem Vorliegen von maniſch⸗ 
19 ggoſſidem Irreſein i. S. des § 1 Abſ. 2 Ziff. 3 des Geſ. v. 14. Juli 
s nicht beſtehen. Der in der Beſchwerde gemachte Einwurf, daß 
babe Ceſchlechtstrieb feit vielen Jahren außerordentlich nachgelaſſen 
ſtellu wird durch die im Entmündigungsgutachten niedergelegten Feſt⸗ 

ungen, daß die Hemmungsloſigkeit zu außerehelichen ſexuellen 

ziehungen geführt hat, widerlegt. 

(ErbgeſObcher. Verlin v. 7. Febr. 1935, 1 Erb W 269/34.) 

Ber. v. SenPräſ. Dr. Seeliger, Berlin. 


Darmſtadt u 


67. 8 1 ErbkrNachwGeſ. Von Unfruchtbarmachung 
r Maniſch⸗Depreſſiven kann abgeſehen werden, wenn 
er; Aerückſichtigung ihres Lebensalters und ihrer ſeit⸗ 
Li rigen Lebensführung ein hoher Grad der Unwahrſchein— 
chteit für Nachkommenſchaft beſteht. 
ſchl Da die Behr. bereits 39 Jahre alt ift, bisher jeden Ge⸗ 
0 echtsverkehr mit Männern vermieden hat, auch noch virgo iſt, 
daß ſtebe ſchon an ſich ein hoher Grad von Unwahrſcheinlichkeit, 
ſtar te Nachkommen zur Welt bringen wird. Im geſunden Zu⸗ 
5 wird mit Sicherheit kein Geſchlechtsverkehr ſtattfinden. 
7 beſteht für die Zukunft die Möglichkeit, daß ſie in einem 
Vert, möglichen Zuſtand eines maniſchen Schubs einem ſolchen 
Steht unterliegt, aber dieſe Wahrſcheinlichkeit iſt verhältnis⸗ 
wr 9 gering, weil bis zum vorausſichtlichen Eintritt der Klima 
noch wenige Jahre abzuwarten ſind. 
Sch Unter dieſen Umſtänden wird alſo die Wahrſcheinlichkeit einer 
darf augerung nur ganz unweſentlich erhöht, ſo daß es in dem 
Bonn Falle nach Abwägung aller Umſtände angebracht erſcheint, 
der Unfruchtbarmachung der BeſchwF. Abſtand zu nehmen. 
(Erbgeſobcher. Darmſtadt, Beſchl. v. 20. Mai 1935, Wg 50/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Bittel, Darmſtadt. 


= 
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Dresden 


Deu. 68. 8 1 Abſ. 2 Ziff. 3 ErbkrNachwGeſ. Rein reaktive 
preſſion und Melancholie (maniſch-depreſſives Irreſein). 


Das Erbgeſcher. in Ch. hat den Antrag auf Unfruchtbar⸗ 
erlchung der Frau A. abgelehnt, weil es nicht die Überzeugung hat 
manigen können, daß es ſich bei der A. um ein erblich bedingtes, 
ihn A-bepreffives Irreſein handle. Es hat geglaubt, nicht aus⸗ 
ir en zu können, daß die ſchweren, durch die Amtsenthebung 

es Mannes hervorgerufenen Aufregungen und Sorgen in der 


der Erkrankung vorausgegangenen Zeit zu der Melancholie ge⸗ 
führt haben, daß es ſich alſo um eine rein reaktive Depreſſion ge⸗ 
handelt habe. 

Das BeſchwG. hat die Unfruchtbarmachung der A. an⸗ 
geordnet, nachdem es die A. zur Klärung des Krankheitszuſtan⸗ 
des in die Nervenklinik zu Ch., wo fte bereits früher untergebracht 
geweſen war, eingewieſen hatte. Der Leiter der Nervenklinik, Prof. 
Dr. R. hat folgendes Gutachten, dem ſich das Beihw®. angeſchlof⸗ 
ſen hat, erſtattet: 

„Nach den hieſigen Beobachtungen kann als feſtgeſtellt an⸗ 
geſehen werden, daß die A. Anfang Dezember 1933 an einer ſehr 
ſchweren Verſtimmung mit motoriſcher Hemmung, heftigen Angſt⸗ 
zuſtänden, Selbſtmordneigung erkrankt war. Im Verlaufe der Er⸗ 
krankung entwickelten ſich lebhafte depreſſive Wahnvorſtellungen 
und Selbſtvorwürfe, die zum Teil beinahe unſinnigen Charakter 
annahmen. Zweimal hat ſie in ihrer depreſſiven Verſtimmung 
ſchwere und ernſt gemeinte Selbſtmordverſuche ausgeführt. Nach 
dem ganzen Zuſtandsbilde, das die A. geboten hat, ſowie nach dem 
ganzen Verlaufe des Leidens und dem völlig reſtloſen Abklingen 
der Krankheitserſcheinungen muß die Diagnoſe auf eine Melan⸗ 
cholie geſtellt werden. Eine ſolche Melancholie wird zu der Gruppe 
des maniſch⸗depreſſiven Irreſeins gerechnet. 

Was die Frage betrifft, ob es ſich bei der Erkrankung der 
A. um eine rein reaktive Depreſſion, die nur aus äußeren Ur⸗ 
ſachen heraus entſtanden iſt, gehandelt haben kann, ſo muß dazu 
geſagt werden, daß wir doch bei rein reaktiven Depreſſionen nie⸗ 
mals derartig typiſche und echte wahnhafte Verſündigungsideen, 
eine derartige Unbeeinflußbarkeit des Krankheitsbildes, derartige 
Angſtzuſtände, wie ſie bei der A. hervorgetreten ſind, zu ſehen 
bekommen. Wohl iſt es möglich, daß bei einer entſprechenden An⸗ 
lage eine derartige Melancholte durch ſchwere ſeeliſche Erſchütte⸗ 
rungen gelegentlich ausgelöſt wird. Dieſe Möglichkeit muß auch 
bei der A. zugegeben werden. Trotzdem muß aber doch herborgeho- 
ben werden, daß eine derartige Gemütserkrankung ohne eine ent⸗ 
ſprechende Anlage rein durch äußere Urſachen nicht erzeugt wer⸗ 
den kann.“ 


(ErbgeſObcher. Dresden, Beſchl. v. 16. März 1935, Erbgeſ. O 153/34.) 
Ber. von Sen Präſ. Dr. Zachmann, Dresden. 


G. Erbliche Taubheit als Grund der Unfruchtbar⸗ 
machung 


Aus der Praxis des Erbgeſundheitsobergerichts Berlin 
Ber. von SenPräſ. Dr. Seeliger, Berlin 


69. Reinhold Kü. iſt ſelbſt taubſtumm, desgleichen eine Schweſter, 
und eine weitere Schweſter iſt ſehr ſchwerhörig. Es beſteht daher kein 
Zweifel, daß bei ihm eine erbliche Taubheit i. ©. des § 1 Abſ. 2 Ziff. 7 
des Geſ. v. 14. Juli 1933 beſteht. Die von dem Pfleger angeführten 
Gründe, daß Kü. bereits 55 Jahre alt jet und wahrſcheinlich keinen 
Geſchlechtsverkehr mehr haben werde, find ärztlich und rechtlich un⸗ 
beachtlich. 


(Erbgeſobcker. Berlin v. 25. Febr. 1935, Wg 40/35.) 
* 


70. Gegen den Beſchluß, durch den die Unfruchtbarmachung 
des Tiſchlergeſellen Erich Ra. wegen erblicher Taubheit angeordnet 
worden iſt, hat der BeſchwF. friſt⸗ und formgemäß Veſchwerde ein⸗ 
gelegt. Dieſe iſt unbegründet. 

Nach dem amtsärztlichen Zeugnis iſt die Schweſter des Ra. von 
Geburt an taub geweſen. Er ſelbſt will mit 1½ Jahren im Anſchluß 
an eine Mandelentzündung ertaubt ſein. Der Befund des Ohren⸗ 
arztes B. ſpricht nicht dafür. Die Eltern ſind blutsverwandt als 
Vetter und Baſe. Dieſes und die angeborene Taubheit der Schweſter, 
andererſeits das Fehlen von glaubhaften Angaben über Erwerbung 
nachträglicher Taubheit, ſprechen einwandfrei für das Vorliegen erb⸗ 
licher Taubheit. Deren Weitervererbung auf Nachkommen iſt nach den 
Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft mit großer Wahrſcheinlichkeit 
zu erwarten. 


(Erbgeſobcher. Berlin v. 24. Jan. 1985, 1 Erb W 232/34.) 
* 


71. Das Verfahren leidet an weſentlichen Mängeln, inſofern, 
als zwar das Vorhandenſein der Taubheit durch eine fachärztliche Be⸗ 
ſcheinigung des Dr. B. genügend nachgewieſen iſt, hingegen nicht ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt wurde, ob diefe Taubheit erblich iſt. 
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Somit iſt der Nachweis nicht vollſtändig, daß die Vorausſetzungen 
des § 1 Abſ. 2 Ziff. 7 des Gef. v. 14. Juli 1933 vorliegen. 

Es iſt noch feſtzuſtellen, insbeſ., ob der Vater des Th. wirklich 
übernormal getrunken hat, ob die Schweſter des Th. und dieſer ſelbſt 
von Geburt an taub geweſen ſind, oder ob ſie es erſt ſpäter geworden 
ſind, und ob gegebenenfalls eine äußere Urſache hierfür nachgewieſen 
werden kann. 


(ErbgefObber. Berlin v. 31. Jan. 1935, 1 Erb W 252/34.) 
* 


72. In der Familie des Ko. iſt noch ein Bruder taub von Geburt 
an und die Schweſter leidet an einem Wolfsrachen. Es iſt zweifellos, 
daß in der Familie ein Erbgut vorhanden iſt, welches die Kinder 
ſchwer belaſtet, da auch in der Vorfamilie Geiſteskrankheiten bekannt⸗ 
geworden ſind. Auch der Direktor der Taubſtummenanſtalt, in der 
Albert Ko. aufgewachſen iſt, nimmt eine erbliche Taubheit bei ſchwacher 
geiſtiger Befähigung an. Es iſt danach geboten, daß Albert Ko. von 
der Fortpflanzung ausgeſchaltet wird, denn es iſt mit Sicherheit an⸗ 
d daß auch deſſen Kinder an dieſer ſelben Krankheit leiden 
werden. 


(ErbgefObber. Berlin v. 4. März 1935, Wg 24/35.) 
* 


73. Das Vordergericht hat bei D. das Beſtehen einer erblichen 
Taubheit angenommen und daher ſeine Unfruchtbarmachung beſchloſſen. 
Für die Annahme der Erblichkeit war insbeſ. maßgebend, daß drei 
Blutsverwandte des D. „erblich taub geboren“ ſind. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt von D. in ſeinem Beſchwerdeſchreiben beſtritten worden. 
Das Obergericht hat die Entſcheidungsgrundlagen zunächſt nicht für 
ausreichend geklärt erachtet und deswegen die fachwiſſenſchaftliche 
Begutachtung des D. in der Univerſitätsohrenklinik der Charité an⸗ 
geordnet, deren Ergebnis dem Gericht vorliegt. Die Unterſuchung hat 
ergeben, daß bei D. noch ein geringes Vermögen, Schall wahr⸗ 
zunehmen, beſteht, daß er aber als taubſtumm zu bezeichnen iſt. Das 
gehäufte Auftreten von Taubheit oder Taubſtummheit oder hoch⸗ 
gradiger Schwerhörigkeit innerhalb der Familie des Vaters des D. 
ſpreche für erbliche Taubheit, auch wenn die Kinder der betreffenden 
Perſonen wieder hörend geweſen ſeien. Der Gutachter mißt auch der 
doppelſeitigen Mittelohrentzündung, die D. in der Kindheit durch⸗ 
gemacht hat, keine urſächliche Bedeutung bei. Er kommt zu dem Schluß, 
daß aller Wahrſcheinlichkeit nach bei D. unter Berückſichtigung der 
See ſowie des Trommelfellbildes eine erbliche Taubheit 
vorliegt. 

Das Obergericht iſt auf Grund der geſamten Vorgänge in Über⸗ 
einſtimmung mit der Vorinſtanz zu der Überzeugung gelangt, daß D. 
an 119 Taubheit leidet und hat deswegen die Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen. 


(ErbgefObber. Berlin v. 2. Mai 1935, 6a W 130/34.) 


Anmerkung: Dem Beſchluß it zuzuſtimmen. Nur hätte in der 
Begründung darauf geachtet werden müſſen, daß es im 8 1 Abſ. 1 
mit „großer Wahrſcheinlichkeit“ heißt und nicht mit „aller Wahr⸗ 
ſcheinlichbeit“. Es iſt notwendig, daß in den Gründen der Beſchlüſſe 
der Erbgeſcher. die vom Geſetzgeber verwandten Begriffe Anwendung 
finden. Dr. Ruttke. 


* 


74. Walter Ei. iſt ſeit feiner Geburt taubftumm. Von 
ſeinen ſechs Geſchwiſtern ſind die 31jährige Elsbeth Ei. und 
die 20jährige Erna Ei. ebenfalls taubſtumm, die 26jährige Elſe Ei. 
war Hilfsſchülerin und befindet ſich ſeit Jahren in Buch, da 
fie „Kopfſchwach“ iſt. In der Taubſtummenanſtalt ſoll Walter Ei. 
ſein Penſum erledigt haben, er verſteht aber nur ſchwer, Worte 
vom Munde abzuleſen. Nach der Entlaſſung wurde er zu einem 
Tiſchler in die Lehre gegeben, gab dieſe aber auf, da ſeine Geiſtes⸗ 
kräfte nicht ausreichten. Er wurde Kiſtenmacher, wechſelte aber, da 
ſeine Arbeitgeber mit ſeinen Leiſtungen nicht zufrieden waren, häufig 
die Stellen. Der Kreisarzt erwähnt in ſeinem Gutachten, daß Walter 
Ei. einen wenig intelligenten Geſichtsausdruck habe, und gibt an, 
daß Walter Ei. auch ſeiner 20jährigen Schweſter geſchlechtlich nach⸗ 
geſtellt habe. Einen beſonderen körperlichen Befund, außer auffallen⸗ 
der Größe, hat der Kreisarzt bei ſeiner Unterſuchung nicht feſtgeſtellt. 


Nach alledem iſt die von der erſten Inſtanz feſtgeſtellte erbliche 
oo zutreffend begründet (8 1 Abſ. 2 Ziff. 7 des Geſ. v. 14. Juli 
1933). 


(ErbgeſObGer. Berlin v. 8. Anril 1935, Wg 129/35.) 


H. Verfahrensrecht 
Berlin 


75. Der antragftellende Kreisarzt muß in feinem 
Gutachten angeben, woher er feine Kenntnis von den Er’ 
ſcheinungen der von ihm ſelber nicht beobachteten An“ 
fälle hat. 


Das Obergericht hat die Entſcheidungsgrundlagen nicht für aus 
reichend gehalten. Der behandelnde Arzt, deſſen Auskunft an die 
erſte Inſtanz in Verbindung mit dem kreisärztlichen Gutachten für 
den Beſchluß maßgebend geweſen iſt, hat bei der Elly K. ſelber nur 
einen Anfall (und zwar im Abklingen) beobachten können. Woher 
der antragſtellende Kreisarzt ſeine Kenntnis von den Erſcheinungen 
der Anfälle hat, iſt nicht erſichtlich. Es iſt erforderlich, daß die 
Elly K. und gegebenenfalls zuverläſſige Zeugen über die Art der 
Anfälle noch einmal genau ärztlich vernommen werden, wobei au 
den Aufzeichnungen hervorgehen muß, von welcher Seite die An⸗ 
gaben ſtammen. 


(ErbgeſObGer. Berlin, Urt. v. 16. Mai 1935, 1 ErbW 409/84.) 


. 
Darmſtadt 


76. 89 ErbkrNachwGeſ.; § 237 3 PO. Für die Wieder 
einſetzung in den vorigen Stand iſt nur das Erbgeſob⸗ 
Ger. zuſtändig. 


Die Frage, ob über den Antrag auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand das Erbgeſcher. oder das ErbgeſObcher. zu entſcheiden 
habe, iſt beſtritten. Das unterzeichnete Gericht ſchließt ſich der An⸗ 
ſicht des ErbgeſObcGer. Frankfurt a. M. (vgl. Beſchl. v. 26. Jan. 
1935: JW. 1935, 708) aus folgenden Gründen an. 

Nach 89 Satz 3 ErbkrNachwöGeſ. finden die Vorſchriften der 
PO. über die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand entſprechende 
Anwendung. Da nun nach 8237 ZPO. das Gericht zuſtändig Mr 
welchem die Entſch. über die nachgeholte Prozeßhandlung zuſteht, 19 
erſcheint in entſprechender Anwendung nicht das Erbgeſcher., ſondern 
das ErbgeſObcher., da dieſes auch über die Beſchwerde zu entſcheiden 
hat, zuſtändig. Die entgegengeſetzte Auffaſſung in dem Erläuterung?” 
buch von Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke ©. 158 dürfte mit den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. nicht in Einklang zu bringen fein, da anderen“ 
falls die in 8 238 ZPO. angeordnete Vorſchrift, daß das Verfahren 
über den Antrag auf Wiedereinſetzung mit dem Verfahren über die 
nachgeholte Prozeßhandlung zu verbinden ſei, nicht möglich wäre. 
erſcheint auch dem Zweck der Vorſchrift nicht zu entſprechen, wenn 
das ErbgeſObcker, als BeſchwInſt. an die von dem Erbgeſcger. ge“ 
troffene Eutſch. gebunden ſein müßte. 


Erbgeſobcher. Darmſtadt, Entſch. v. 8. April 1935, Wg 62/35) 
Ber. von OLGR. Dr. Bittel, Darmitadt. 


* 
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77. Art. 1 Abſ. 2 der VO. v. 5. Dez. 1933. Sieht das 
ErbgefGer. im Gegenſatz zu dem antragſtellenden Anſtalts“ 
leiter die Vorausſetzungen der dauernden Abſchließung 
für gegeben an, dann darf es nicht lediglich aus dieſem 
Grund den Antrag auf Unfruchtbarmachung zurückweiſen 
oder das Verfahren ausſetzen. 


Das Erbgeſcher. hat den Antrag auf Unfruchtbarmachung we 
gen erblicher Fallſucht abgelehnt, weil das allgemeine Krankheite 
bild, die Hemmungen, Auffaſſung und Erſchwerung des Gedanken 
ablaufs und die allgemeine Stumpfheit ſo erhebliche ſeien, daß 
insbe]. auch mit Rückſicht auf die immer wieder auftretenden 
ſchweren Erregungszuſtände, die von der Anſtalt erwähnte Beſſe⸗ 
rung des Leidens nicht abſehbar jet und demgemaß z. Z. noch ni 
mit Entlaſſung gerechnet werden könne. Eine Unfruchtdarmahung 
würde erſt bei ganz weſentlicher Anderung des Krankheitsbilde 
in Betracht zu ziehen ſein. Wiederholung des Antrages werde 1 0 
anheimgeſtellt. Gegen dieſen Beſchluß hat der ankragsberechtiglt 
Leiter der Pflegeanſtalt Beſchw. eingelegt. Das Erbgeſcher. hei 
nur feſtgeſtellt, daß eine Beſſerung des Leidens nicht abſehbar ſel 
und daher z. Z. mit einer Entlaſſung des Unfruchtbarzumachendee 
nicht gerechnet werden könne, nicht aber etwa, daß der Erbkra g 
infolge feines Leidens fortpflanzungsunfähig ſei. Gem. Art. 1 VC, 
v. 5. Dez. 1933 zu dem Gel. v. 14. Juli 1933 fo ein Antrag — 
Unfruchtbarmachung u. a. dann nicht geſtellt werden, wenn ur 
Erbkranke wegen Anſtaltsbedürftigkeit dauernd in einer gejhtet 
ſenen Anſtalt verwahrt wird, welche volle Gewähr dafür 12 
daß die Fortpflanzung unterbleibt. Dadurch, daß hier der Anſtal 5 
leiter den Antrag geſtellt hat, hat er zu erkennen gegeben, da 
die obigen Vorausſetzungen nicht in vollem Umfange als geg a 
anſteht. Dem Gericht verbleibt nunmehr, wie das ErbgeſObcher. 
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giederholt ausgeſprochen hat, nur die Aufgabe, feſtzuſtellen, ob 
art Erbkrankheit i. S. des § 1 des Geſetzes vorliegt. Eine der⸗ 
= ige Feſtſtellung hat das Erbgeſcher. bisher noch nicht getroffen, 
entzaſtens nicht ausdrücklich. Dem kann es ſich auch nicht dadurch 
50 ziehen, daß es eine etwaige ſpätere Wiederholung des Antrages 
ſchloimſtellt Das verträgt ſich nicht mit dem Erfordernis einer be⸗ 
170 eunigten Durchführung des Verfahrens, das dabei eine voll⸗ 
ene Klärung bringen ſoll. Überdies würde der Antrag den 
1 ſchwerten Anforderungen des § 12 Abſ. 2 des Geſetzes unter⸗ 
liegen. Ein beſonderes Bedenken gegen das hier angewandte Ver⸗ 
Eten ergibt ſich aber aus der Möglichkeit, daß der Erbkranke, 
lastauf auch in der Beſchw. hingewieſen wird, plötzlich zur Ent⸗ 
lung kommen oder auch beurlaubt werden kann. Sonſt gewahrt 
Schutz gegen die Gefahr, die mit der Entlaſſung eines Erbkranken 
verbunden ift, Art. VO. v. 25. Febr. 1935, wonach ein fortpflan⸗ 
ſungsfähiger Erbkranker grundſätzlich nicht entlaſſen oder beur⸗ 
. werden darf, bevor die Unfruchtbarmachung durchgefuhrt 
Gerz der Antrag endgültig abgelehnt worden iſt. Dieſe 
eſtimmung würde auf den Erbkranken keine Anwendung finden, 
9 auf ihn ja die Ausnahmebeſtimmung („endgültige Ablehnung 
Be Antrages“) zutreffen würde, falls der angefochtene Beſchluß 
eſtätigung fände. Endlich würde auch die Beſorgnis, daß der 
dab riff geſundheitlichen Schaden für den Erbkranken zur Folge 
aben konnte, keinen Einfluß auf das gegenwärtige Verfahren 
% en; ſie würde nur eine Ausſetzung rechtfertigen, die aber gem. 
rt. 7 g. a. O. von anderer Stelle anzuordnen iſt. 
. Hiernach war der angefochtene Beſchluß aufzuheben und, da 
Diagnoſe auf erbliche Fallſucht nach den bei den Alten befind⸗ 
beben Unterlagen unbedenklich geſichert erſcheint, die Unfrucht⸗ 
armachung des Erbkranken anzuordnen. 


(Erbgeſobcher. Düſſeldorf, Beſchl. v. 1. April 1935, 12 Wg 194/34.) 
Ber. von Od GR. Niedieck, Düſſeldorf. 


* 
Kiel 


eint 78. 89 ErbkrNachwGeſ 9 233 ZPO. Die Wieber- 

uſetzung ift geiſtig ſchwerfälligen Erbkranken großzügig 
f gewähren; jedoch dann nicht, wenn der Erbkranke in⸗ 
dolge von Strafverfahren mit dem Beſtehen gerichtlicher 
Iriſten bekannt iſt. 


En Der Strafanſtaltsvorſteher des Gerichtsgefängniſſes in A. 
Br der Gerichtsarzt in A. haben die Unfruchtbarmachung des Bei⸗ 
hrers Heinrich G. wegen angeborenen Schwachſinns beantragt. 
5 Erbgeſcher. in A. hat auf Grund dieſes Antrages die Un⸗ 
buchtbarmachung angeordnet. Dieſer Beſchluß iſt dem Erbkranken 
A 20. Febr. 1935 zugeftellt worden. Erſt am 15. April 1935 hat 
8 Erbkranke Beſchw. gegen den Beſchluß eingelegt, zugleich um 
far Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegenüber der Ver⸗ 
ung der Beſchwerdefriſt gebeten, und dieſe Bitte damit be⸗ 
Abe, daß ihm die Beſchwerdefriſt nicht bekannt geweſen ſei, 
Tmal in dem Unfruchtbarmachungsbeſchluß ein Hinweis auf dieſe 
BD nicht enthalten geweſen ſei. Sein Antrag auf Wiederein⸗ 
ne konnte keinen Erfolg haben. Die Friſt für die Einlegung 
455 Beſchw. beträgt nach $ 9 ErbkrNachwheſ. einen Monat von 
Be Juſtellung des Unfruchtbarmachungsbeſchluſſes ab. Gegen die 
—.5 äumung der Beſchwerdefriſt ift die Wiedereinſetzung in den 
Anden Stand in entſprechender Anwendung der Vorſchr. der 
aun zuläſſig,. $ 233 ZPO. gewährt aber eine Wiedereinſetzung 
5 r dann, wenn die Nichtinnehaltung der Friſt auf einem unab⸗ 
‚enbbaren Zufall beruht. Unabwendbar iſt jedoch ein Zufall dann 
5 5 1 wenn der Beſchwerdeberechtigte es unterlaſſen Hat, ſich recht⸗ 
bing und genügend nach der Beſchwerdefriſt zu erkundigen. Aller⸗ 
A, darf an ſolche Erkundigungspflicht gerade in Erbgeſund⸗ 
Asverfahren ein allzu ſtrenger Maßſtab nicht angelegt werden. 
ei onen, welche durch ihre geiſtige Beſchaffenheit, namentlich 
fultige Schwerfälligkeit, daran gehindert worden ſind, ſolche Er⸗ 
825 igungen einzuziehen, können nur deswegen nicht der Wohl⸗ 
lie des Rechtsmittels verluſtig gehen. Solche Vorausſetzungen 
en hier jedoch nicht vor. Schon der Gerichtsarzt hat bekundet, 
u Se Heinrich nur ein Schwachſinn leichten Grades vorhanden 
lud) die Intelligenzprüfung hat ſo weſentliche Ausfälle an 
müßten und Wiſſen nicht ergeben, daß damit gerechnet werden 
für bie, daß G. die Möglichkeit, ſich zu beſchweren und die Friſt 
bier ſolche Beſchw. unbekannt ſei. Heinrich iſt außerdem bereits 
FE gerichtlich beſtraft worden und weiß aus den Strafge⸗ 
ſtinderfahren genau, daß für alle gerichtlichen Ausſprüche eine 
Br Nilie Beſchwerdefriſt befteht, und daß die Geſchäftsſtellen der 
zu richte dazu da ſind, auf Erfragen über eine Beſchw. Auskunft 
hie geben. Es kommt weiter hinzu, daß das Beſchwerdeverfahren 

r offenbar nur dazu dienen ſoll, das Unfruchtbarmachungsver⸗ 


fahren in die Länge zu ziehen. Obwohl nämlich Heinrich wußte, 
daß ein Unfruchtbarmachungsverfahren gegen ihn ſchwebt, hat er 
ſich zuerſt der Zuſtellung des Unfruchtbarmachungsbeſchluſſes da⸗ 
durch entzogen, daß er ſeine Wohnung wechſelte und in ſeiner 
früheren Wohnung ſeine neue Anſchrift nicht hinterließ. Er hat 
wiederum, nachdem er die Beſchw. eingelegt hat, ſeine Wohnung 
gewechſelt, und hat auch hier wieder in der bisherigen Wohnung 
nicht angegeben, wo ſeine neue Wohnung iſt. Es geht alſo ſein 
Beſtreben offenbar nicht dahin, einen ſachlichen Richterſpruch zu 
erzielen, ſondern dem Erbgeſcker. Schwierigkeiten zu bereiten. 
Einem derartigen Plane durfte keinesfalls durch Gewährung der 
Wiedereinſetzung Rechnung getragen werden. Da die Wiederein⸗ 
ſetzung ſomit nicht gewährt werden konnte, mußte die Beſchw. als 
verſpätet und daher als unzuläſſig zurückgewieſen werden. 


(Erbgeſos Ger. Kiel, Beſchl. v. 27. April 1935, Wg 90/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


* 
Roſtock 
79. ErbkrNachwGeſ. Erſtattung außergerichtlicher 
Koſten. Zuläſſigkeit von Beſchwerden. 


Durch rechtskräftigen Beſchluß des Erbgeſcger. iſt der Antrag, 
die Unfruchtbarmachung der K. anzuordnen, abgelehnt worden. 
Der RA. F., der die K. in dem Verfahren als Bevollmächtigter 
vertreten hat, hat unter Hinweis darauf, daß in dem Beſchluß 
des Exbgejber. die Koſten des Verfahrens der Staatskaſſe auf⸗ 
erlegt worden ſeien, den Antrag geſtellt, ihm die durch ſeine 
Tätigkeit entſtandenen Koſten in Höhe von 49,60 RA aus der 
Staatskaſſe zu erſtatten. Der Vorſitzende des Erbgeſcßer. hat die 
Koſtenerſtattung durch Beſchl. v. 30. April 1935 abgelehnt. Da⸗ 
gegen hat RA. F. beim LGG. Beſchw. eingelegt. Das Erbgeſcger., 
an das die Beſchw. darauf gelangt tft, hat dieſe dem ErbgeſObGer. 
zur Entſch. vorgelegt. 


Hinſichtlich der Koſten des Verfahrens vor den Erxbgeißer. 
beſtimmt das ErbkrNachwöGeſ. lediglich in § 13 Abi. 1. „Die 
Koſten des gerichtlichen Verfahrens trägt die Staatskaſſe.“ Dieſe 
Vorſchr. betrifft nur die dem Gericht erwachſenden Koſten. Sie 
ſtellt klar, daß das Gericht — mag das Verfahren ausgehen, wie 
es will — in keinem Falle für ſein Tätigwerden von einem Be⸗ 
teiligten, d. h. dem Antragſteller, demjenigen, um deſſen Unfrucht⸗ 
barmachung es ſich handelt, ſeinem geſetzlichen Vertreter oder 
einem BeſchwF. Gebühren oder Auslagen zu erheben hat. Sie be» 
trifft dagegen nicht die ſogenannten nichtgerichtlichen Koſten, d. h. 
die einem Beteiligten durch ſeine Beteiligung an dem Verfahren 
entſtehenden Koſten. Dieſe Koſten ſind mangels geſetzlicher Beſt. 
von dem Beteiligten ſelbſt zu tragen. Es erſcheint daher unzuläſſig, 
daß ein Exrbgef®er. demjenigen, um deſſen U es 
ſich handelt, den Erſatz der ihm entſtandenen Koſten, insbeſ. der 
Koſten der Zuziehung eines RA., aus der Staatskaſſe zubilligt 
(vgl. JW. 1935, 54). Ob der Fall anders liegt, wenn etwa dem 
Unfruchtbarzumachenden gem. Art. 4 Abſ. 2 Ausf VO. v. 5. Dez. 
1933 zum ErbkrNachwGkeſ. i. Verb. m. § 14 FG. für das Ver⸗ 
fahren das Armenrecht bewilligt und ein Armenanwalt beige⸗ 
ordnet ſein ſollte, kann hier unerörtert bleiben. Im übrigen iſt 
lediglich in Art. 1 Abſ. 4 der 2. AusfVO. v. 29. Mai 1934 zum 
ErbkrRachwGeſ. beſtimmt, daß einem Unfruchtbarzumachenden, 
deſſen perſönliches Erſcheinen angeordnet worden iſt, die notwen⸗ 
digen Reiſekoſten aus der Staatskaſſe gezahlt werden, wenn er zur 
Beſtreitung der Koſten der Terminswahrnehmung nachweislich 
nicht in der Lage iſt. Dieſe Regelung gilt unabhängig davon, ob 
die Unfruchtbarmachung angeordnet wird oder nicht, und dient 
lediglich dem Zwecke, das vom Gericht für notwendig erachtete 
perfönliche Erſcheinen des Unfruchtbarzumachenden ſicher zu ſtellen. 
Das Verfahren nach dem ErbkrNachwGeſ. dient nur dem Schutze 
des Deutſchen Volkes gegen Schädigung ſeiner Raſſe durch Fort⸗ 
pflanzung Erbkranker und hat mit einem Strafverfahren nicht das 
geringſte zu tun. Es gibt in dieſem Verfahren weder eine Ver⸗ 
urteilung noch eine Freiſprechung. Schon deshalb iſt hier auch für 
eine analoge Anwendung des § 467 Abſ. 2 StPO. kein Raum, 
ganz abgeſehen davon, daß das Erbgeſcger. eine derartige Entſch. 
hier auch gar nicht hat treffen wollen. Würde der Geſetzgeber die 
Vertretung des Unfruchtbarzumachenden durch einen RA. für 
notwendig halten, ſo wäre es übrigens nicht folgerichtig, die 
dadurch entſtehenden Koſten auf die Stuatskaſſe nur dann zu über⸗ 
nehmen, wenn die Unfruchtbarmachung nicht angeordnet wird. 


Da hiernach die Erſtattung notwendiger Auslagen des Un⸗ 
fruchtbarzumachenden, insbeſ. die Erſtattung von Anwaltskoſten, 
aus der Staatskaſſe — jedenfalls abgeſehen von der in Erbgeſund⸗ 
heitsſachen praktiſch kaum in Betracht kommenden Betordnung 
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eines Armenanwalts — nicht zuläſſig iſt, ſo hat der Geſetzgeber 
auch davon abſehen können, Vorſchr. über die Feſtſetzung der zu 
erſtattenden Beträge zu erlaſſen und ein Rechtsmittel gegen die in 
erſter Inſtanz ergehenden Feſtſetzungsbeſchlüſſe zu eröffnen. Es iſt 
auch nicht fo, daß gegen al le Beſchlüſſe, Anordnungen oder Ver⸗ 
fügungen des Erbgeſcher. Beſchw. erhoben werden kann. Die 
Beſchw. findet nach § 9 i. Verb. m. § 8 des Geſetzes lediglich ſtatt 
gegen Beſchlüſſe, durch die in erſter Inſtanz die Unfruchtbar⸗ 
machung angeordnet oder abgelehnt wird. Außerdem muß wegen 
Gleichheit des Grundes die Beſchw. auch gegen einen Beſchluß 
zugelaſſen werden, durch den das Erbgeſcher. über einen Wieder⸗ 
aufnahmeantrag entſchieden hat. Das aber ſind die einzigen 
Fälle von Rechtsmitteln in Erbgeſundheitsſachen. Zwar wird die An⸗ 
ſicht vertreten, daß auf Grund des Art. 4 Abſ. 2 AusfVO. v. 5. Dez. 
1933 die §88 19 ff. FGG. für Erbgeſundheitsſachen entſprechend 
anzuwenden feien (vgl. z. B. Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, S. 161, 
Anm. 4 Abſ. 2 zu § 12; ErbgeſObcger. Frankfurt: JW. 1935, 54). 
Doch hat das erkennende Gericht dieſe Anſicht bereits in mehreren 
Entſch. abgelehnt und hält daran auch jetzt feſt, indem es an⸗ 
nimmt, daß die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln gegen Entſch. der 
ErbgeſGer. durch § 9 ErbkrNachwGeſ. abſchließend hat ge⸗ 
regelt werden ſollen. Praktiſch ſcheint auch keinerlei Bedürfnis für 
eine entſprechende Anwendung der §8 19 ff. FGG. auf Erbgeſund⸗ 
heitsſachen zu beſtehen. Übrigens könnte die Frage entſtehen, ob 
für eine lediglich infolge entſprechender Anwendung der SS 19 ff. 
FGG. zuläſſige Beſchw. überhaupt das ErbgeſObcher. und nicht 
in Beihalt des § 19 Abſ. 2 a. a. O. vielmehr das LG. zuſtändig 
ſein würde, wie denn auch der Beim. tatſächlich in dieſem Falle 
das LG. angerufen hat. Es iſt indeſſen nicht anzunehmen, daß der 
Geſetzgeber die Abſicht gehabt hat, die LG. mit Entſch. irgend⸗ 
welcher Art in Erbgeſundheitsſachen zu befaſſen. Deshalb ſieht ſich 
das ErbgeſObGer. trotz der Anrufung des LG. in der Lage, als 
für Rechtsmittel gegen Entſch. des Erbgej®er. funktionell allein in 
ſcheiben. kommendes Gericht über dieſe unzuläſſige Beſchw. zu ent⸗ 
eiden. 


(ErbgeſObGer. Roſtock, Beſchl. v. 31. Mai 1935, Wg 117/35.) 
* 


80. ErbkrNachwGeſ.; Art. Abſ.s Ausf VO. v. 5. Dez. 1938. 
Beſchwerde gegen die vom Erbgef®er. angeordnete Unter- 
bringung in einer Krankenanſtalt. 


Nach § 9 ErbkrNachwöGeſ. findet die Beſchw. nur ſtatt gegen 
den Beſchluß des ErbgeſGer., durch den die Unfruchtbarmachun 
angeordnet oder abgelehnt worden iſt, alſo gegen die Entſch., dur 
die das Verfahren der erſten Inſtanz abgeſchloſſen wird. Das er⸗ 
gibt ſich aus dem Zuſammenhange der SS 8 und 9 des Geſetzes. 
Außerdem muß wegen Gleichheit des Grundes die Beſchw. auch 
gegen einen Beſchluß zugelaſſen werden, durch den das Erbgeſcher. 
über einen Wiederaufnahmeantrag entſchieden hat. 


Das ſind aber die einzigen Fälle, in denen gegen Entſch. des 
ErbgeſGer. eine Beſchw. zugelaſſen iſt. Eine allgemeine Vorſchr. 
wie etwa in $ 304 StPO. oder § 19 FGG. des Inhalts, daß 
gegen Verfügungen und Beſchlüſſe des unteren Gerichts grund⸗ 
ſätzlich die Beſchw. zugelaſſen wird, findet ſich im ErbkrRachwcgeſ. 
nicht. Es erſcheint auch nicht angängig, wie Gütt⸗Rüdin⸗ 
Ruttke, Anm. 4 Abf. 2 zu § 12 (S. 161) anzunehmen ſcheinen, 
den § 19 FG. hinſichtlich der Zuläſſigkeit von Beſchw. auf Grund 
des Art. 4 Abi. 2 AusfVOO. v. 5. Dez. 1933 entſprechend anzu⸗ 
wenden. Vielmehr muß angenommen werden, daß die Zuläſſigkeit 
von Rechtsmitteln durch § 9 ErbkrNachwGeſ. abſchließend 
hat geregelt werden ſollen. 


Hätte der Geſetzgeber ebenſo wie im Entmündigungsverfah⸗ 
ren und im Strafverfahren gegen den die Unterbringung anord⸗ 
nenden Beſchluß eine Beſchw. mit aufſchiebender Wir⸗ 
kung zulaſſen wollen (vgl. $ 656 Abſ. 2 ZPO., 8 81 Abſ. 3 
StpO.), ſo hätte das einer entſprechenden Vorſchr. im Anſchluß 
an Art. 4 Abſ. 3 Ausf VO. v. 5. Dez. 1933 bedurft. Davon hat der 
Geſetzgeber mit gutem Grunde abgeſehen. Das ErbkrNachwckeſ. 
dient ganz allein dem Wohle des deutſchen Volkes, der Erhaltung 
und Förderung ſeiner Raſſe. Demgegenüber hat das Recht der 
perſönlichen Freiheit des einzelnen zurückzutreten. Es iſt wichtiger 
für die Volksgemeinſchaft, daß die vom Erbgeſcher,. nach Anhörung 
des beamteten Arztes für notwendig gehaltene Unterbringung eines 
Unfruchtbarzumachenden ſo ſchnell wie möglich erfolgt, als unter 
allen Umſtänden zu vermeiden, daß auch einmal ein einer Erb⸗ 
krankheit Verdächtiger vorübergehend in einer Krankenanſtalt 
untergebracht wird, der ‘ih nachher doch nicht als erbkrank er⸗ 
weiſt. Dabei iſt noch zu bedenken, daß in dieſem Verfahren die 
Unterbringung nicht nur wie im Entmündigungsverfahren und 


im Strafverfahren zur Vorbereitung eines Gutachtens zugelaſſen 
worden tft, ſondern auch dann, wenn fie aus anderen Gründen ge 
boten erſcheint, z. B. wenn der dringende Verdacht beſteht, daß der 
Unfruchtbarzumachende ſich dem Verfahren zu entziehen trachtet, 
oder wenn die Gefahr der Zeugung erbkranken Nachwuchſes be⸗ 
ſonders dringend erſcheint (vgl. Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, 
Anm. 12 zu Art. 4, S. 147 f.). Dieſer Zweck würde völlig verfehlt 
werden, wenn dem Unfruchtbarzumachenden die Möglichkeit ge⸗ 
geben würde, durch eine Beſchw. Zeit zu gewinnen und ſich der 
be vorläufig, vielleicht ſogar auf längere Zeit, zu ent⸗ 
ziehen. 


Nun würde zwar, wenn man den § 19 FGG. für entſpre⸗ 
chend anwendbar halten wollte, der Beſchw. eine aufſchiebende 
Wirkung gem. § 24 FG. nicht ohne weiteres innewohnen. Aber 
auch ohne aufſchiebende Wirkung würde die Zulaſſung der Beſchw. 
gegen den die Unterbringung anordnenden Beſchluß mit dem 
Zwecke des ErbkrNachwGeſ. in Widerſpruch ſtehen. Soll nicht die 
Wirkſamkeit des Geſetzes in Frage geſtellt werden, iſt es dringen 
geboten, das Verfahren ſo ſchnell zu beenden, wie das in Rückſich 
auf die Notwendigkeit gründlicher Klärung des Falles irgend 
möglich iſt. Das Verfahren vor dem Erbgeſcßer. wurde aber faſt 
immer nicht unerheblich verzögert werden, wenn die Akten iM 
zwiſchen auf Verfahrensbeſchwerden hin, vielleicht ſogar mehrmals, 
dem ErbgefOb&er. überſandt werden müßten. Die Verzögerung 
würde um ſo größer ſein, wenn das BeſchwG., z. B. wegen not? 
wendiger Rückfragen oder Ermittlungen, die Beſchwentſch. nich! 
alsbald treffen könnte. Der Zeitverluſt würde in Fällen, wo die 
Unterbringung wegen Unzuverläſſigkeit des Unfruchtbarzumachen⸗ 
den angeordnet iſt, beſonders bedenklich ſein, wenn infolgedeſſen 
die Entſch. des Exbgei®er. erſt nach Ablauf der als Höchſtmaß für 
die Unterbringung vorgeſehenen Sechswochenfriſt ergehen könnte 
(vgl. Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, S. 147, Anm. 12 zu Art. 
Ausf VO. v. 5. Dez. 1933). Im übrigen iſt es auch im mohlver? 
ſtandenen Intereſſe des Unfruchtbarzumachenden ſelbſt dringend 
geboten, daß er — auf Staatskoſten — in einer geeigneten Kran“ 
kenanſtalt gründlich unterſucht wird, wenn bei dem zuſtändigen 
Gericht Zweifel über das Beſtehen einer Erbkrankheit obwalten, 
und nicht minder iſt es auch in ſeinem eigenen Intereſſe erfor⸗ 
derlich, daß das ganze Verfahren jo ſchnell wie möglich durchge” 
führt wird. 


(ErbgeſObGer. Roſtock, Beſchl. v. 11. März 1935, Wg 37/85.) 


* 
Zweibrücken 


81. ErbkrNachwGeſ. Beſchwerde des Ehemanns einer 
17jährigen Erbkranken. 


Die Unfruchtbarmachung der an 3. Juli 1917 geborenen 

A. S. iſt wegen angeborenen Schwachſinns angeordnet. Nach Er, 

laſſung des Beſchluſſes des Erbhcher. verheiratete fie ſich mit 

W. Sch. Der Beſchluß wurde ihrem Vater J. S. zugeſtellt. Dieſer 

legte keine Beſchw. ein. Dagegen erhob der Ehemann W. Sch. int 

8 ſeiner Ehefrau innerhalb der Beſchwerdefriſt ſchriftlich 
eſchw. 


Die Beſchw. iſt jedoch nicht zuläſſig. Da A. Sch. noch nicht 
18 Jahre alt iſt, kann nach 88 9, 8 Satz 5, 2 ErbkrNachwGgeſ. nur 
ihr geſetzlicher Vertreter Beſchw. erheben. Durch ihre Verheiratung 
hat ſich hinſichtlich der elterlichen Gewalt und der geſetzlichen Vertre⸗ 
tungsbefugnis des Vaters nichts geändert (SS 1626, 1633 BG. 
Fiſcher⸗Henle⸗Titze, BGB., 14. Aufl., $ 1626 Anm. 1). 
Dem Ehemann liegt die Sorge für die Perſon ſeiner minderjah⸗ 
rigen Ehefrau nur im Umfang der SS 1353, 1354 BGB. ob. Ein 
ſolcher Fall iſt hier nicht gegeben. Daraus ergibt ſich, daß der 
Ehemann W. Sch. weder ein ſelbſtändiges Beſchwerderecht hat no 
mit Vollmacht ſeiner noch nicht 18 Jahre alten Ehefrau Beſchw. 
einlegen kann. Hätte fie das 18. Lebensjahr bereits vollendet, ſo 
könnte ſie ſelbſt Beſchw. einlegen oder ihren Ehemann hierzu be 
vollmächtigten (88 9, 8 Satz 5, 2 ErbkrNachwGeſ.: Deutſches 
Recht 1935 Heft 2 S. 42). 


(ErbgeſObcher. Zweibrücken, Beſchl. v. 10. Mai 1935, Wg 36/35) 
Ber. von OS GR. Seelos, Zweibrücken. 
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lich 82. 88 1636, 1666 BGB. Eine Regelung des brief⸗ 
teln Berichts zwiſchen dem nicht ſorgeberachtigten Eltern⸗ 
b il und dem Kinde kann auf Grund von $ 1636 S. 2 BGB. 
durch das Vormundſchaftsgericht nicht erfolgen; vielmehr 
5 die Beſtimmung hierüber allein dem ſorgeberechtig— 
en Elternteil kraft ſeines Aufſichts- und Erziehungsrechts 
bez Das Vormundſchafts gericht kann nur im Falle miß⸗ 
rechachlicher oder ſchikanöſer Ausübung dieſes Aufſichts⸗ 
Mn a gegen den ſorgeberechtigten Elternteil einſchreiten, 
* zwar auch in der Weiſe, daß es die Beaufſichtigung 
legt riefwechſels in die Hand einer unparteilichen Stelle 


schi Aus der erſten aus alleinigem Verſchulden der Ehefrau ge⸗ 

zwedenen Ehe der Beſchw§. mit dem Kaufmann Georg K. ſind 

in A Kinder hervorgegangen. Die wiederverheiratete Mutter wohnt 

üb B., während der Vater etwa im Herbſt 1933 von B. nach J. 

Auergeſtedelt iſt wohin er die beiden Kinder mitnahm. Seit etwa 

in ſang Juli 1934 befinden ſie ſich wegen tuberkulöſer Erkrankung 

lich mem Kinder⸗Kurheim in Aroſa (Schweiz), wo fie vorausſicht⸗ 
ch bis zum Frühjahr dieſes Jahres verbleiben ſollen. 

1 Die Mutter der Kinder hat 1934 beim VormGer. beantragt, 
m Antragſteller aufzugeben, daß er ihr einen brieflichen 
erkehr mit den Kindern ohne ſeine Kontrolle geſtattet und das 
inderſanatorium in Aroſa anweiſt, ankommende Schreiben der 

die deer, unverzüglich auszuhändigen und Schreiben der Kinder an 

8 aten utter unmittelbar zur Poſt zu geben, und ſie nicht über den 
er er in J. zu leiten, eventualiter, der Leiterin des Kinderſana⸗ 

een die Kontrolle der ein⸗ und ausgehenden Poſt anzuver⸗ 


92 Das Vormcer. hat dieſen Antrag als unbegründet zurück⸗ 
favieſen. Es hat ſich in der Frage des Rechts auf brieflichen Ver⸗ 
55 der Anſicht angeſchloſſen, daß abgeſehen von Ausnahmefällen 
daf ſolches Recht durch $ 1636 Abs. 1 BGB. nicht begründet werde, 
dis es vorliegend jedoch wegen der großen räumlichen Entfernung, 
einen perſönlichen Verkehr unmöglich mache, anzuerkennen ſei, 
Uri, Vater aber in Ausfluß ſeiner Erziehungsgewalt die abſolute 
four ontrolfe zuſtehen müſſe, die ihm lediglich bei offenſichtlich 
ie anöſer Ausübung zu entziehen wäre, was hier nicht dargetan 
* daß mithin der Vater zu Recht verlange, daß die geſamte 
rreſpondenz über ihn geleitet werde. 
er Die Beſchw. der Mutter ift vom LG. mit der Begr. zurück⸗ 
ewieſen worden, daß das VormGer. gem. § 1636 BGB. nur zu⸗ 
Hündis jet, einen perſönlichen, in Form von Zuſammen⸗ 
da ften der Kinder mit dem Elternteil ſtattfindenden Verkehr, nicht 
Baſegen einen brieflichen Verkehr i. S. des Antrages der 
IF. zu regeln. 
Die weitere Beſchw. der Mutter hatte keinen Erfolg. 
erſt Die BeſchwF. ſtützt ſich zur Begr. ihres Rechtsmittels in 
—.— Linie auf 8 1636 S. 1 BGB. Die grundſätzliche Frage, ob 
verſte „perſönlichem Verkehr“ auch der briefliche Verkehr zu 
0 alchen iſt, und deshalb auch letzterer gem. § 1636 BGB. S. 2 
dom O. vom VormGer. näher geregelt werden kann, iſt indeſſen 
Dr KG. in ſtändiger Rſpr. verneint worden (vgl. außer den zit. 
Rechte nech. Kg J. 34, KA 23 = OLG. 14, 252; KG J. 37, A 29; 
u 1915 Nr. 2682 noch 12 X 489/490/27; 1 2 X 1034, 1085/28 
ann eueftens 1a X 281/32 DIZ. 1932 Sp. 871). Dieſe Rechts⸗ 
5: , zu deren Begr. nichts Neues angeführt werden kann, ent⸗ 
rf erſichtlich auch der weit überwiegenden Meinung des 
A rifttums. Sie wird von Staudinger⸗Keidel (9. Aufl., 
$ 16 2 zu 81636 BIB., S. 1034), Planck (3. Aufl., Anm. 1 zu 
zu 36 BGB., S. 495), Achilles ⸗Greiff (13. Aufl., Anm. 3 
8. J 1636, S609. S. Irc) und affendar auch dom RORSKonm. 
Bap ole Anm. 1 zu § 1636 BGB., S. 379) gebilligt. Auch das 
b. 28 G. vertritt in der vom RGRomm. angeführten Entſch. 
angst, Juni 1933: Bay Obs. 33, 244, die gleiche Anſicht. Die darin 
Eule ten Gründe ſind im weſentlichen die gleichen wie in den 
Anſich des KG., auf die auch ausdrücklich verwieſen iſt. Für dieſe 
14 cht kann auch die Entſch. des RG. v. 13. Juli 1933: RG3. 
t an ff. JW. 1933, 2587 herangezogen werden, in der unter 
lehr auf perſönlichen Verkehr erſichtlich auch nur der Ver⸗ 
einn Angeſicht zu Angeſicht verſtanden ift. Die gegenteilige 
Braunſch die nur berſchwindend wenig derkreten wird (OLG. 
durarnſchveig: OLG. 26, 250, jedoch nur beiläufig, OLG. Ham. 
Reg KON. 41, 260, ohne daß darauf die Entſch. beruht; 
in, Gel: Recht 1917, 526 und Kipp, § 83 bei Note 45), ift, 
zen Stau dinger⸗Keidel mit Recht ſagen, nicht über⸗ 
geſchich begründet. Sie ſetzt ſich nicht nur mit der Entſtehungs⸗ 
ichte der geſetzlichen Beſt., ſondern namentlich auch mit dem 
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Sprachgebrauch allzuſehr in Widerſpruch, der nun einmal zwiſchen 
perſönlichem und brieflichem Verkehr unterſcheidet. Die 
Folge des vom KG. ſtändig vertretenen Standpunktes iſt, daß es 
neben dem perſönlichen Verkehrsrecht nicht ein Recht gibt, 
Briefe mit dem Kinde zu wechſeln, jedenfalls nicht aus § 1636 
S. 1 BGB., jo daß auch eine „Regelung“ eines Briefver⸗ 
kehrs gem. § 1636 S. 2 BGB. nicht in Betracht kommen kann. 

Eine andere Frage iſt aber, ob nicht „in Ausnahmefällen“ 
(vgl. Bay Obs. a. a. O. und RGR Komm. a. a. O.) den ſorge⸗ 
berechtigten Elternteil eine aus allgemeinen Geſichtspunkten (vgl. 
u. a. KG J. 48, 5 ff.) herzuleitende Verpflichtung trifft, einen brief⸗ 
lichen Verkehr zwiſchen dem anderen Elternteil und dem Kinde 
zu geftatten, ohne daß jenem freilich ein unter $ 1636 S. 1 BGB. 
fallendes Recht darauf zuzugeſtehen iſt. Dieſe Frage iſt zu bejahen. 
Kann beiſpielsweiſe infolge großer räumlicher Entfernung das vom 
Geſetz dem verkehrsberechtigten Elternteile eingeräumte Verkehrs⸗ 
recht praktiſch nicht; ausgeübt werden, ſo iſt der briefliche Verkehr 
die einzige Moglichkeit, die durch die Blutsverwandtſchaft beſtehen⸗ 
den Beziehungen zwiſchen Kind und nichtſorgeberechtigten Eltern⸗ 
teil (vgl. u. a. KG. 48, 5 ff.) aufrechtzuerhalten. Das Erziehungs⸗ 
und Aufſichtsrecht, das ebenſo auch eine Pflicht iſt, gebietet dem 
Sorgeberechtigten, das Erforderliche zu tun, um dieſe allein mog⸗ 
liche und im Intereſſe der Kinder liegende Aufrechterhaltung der 
Beziehungen durchzuführen. Aus dieſen Erwägungen iſt, wie das 
AG. zutreffend ausgeführt hat, auch vorliegend der Vater für 
verpflichtet zu erachten, den Kindern in angemeſſenen Grenzen 
einen brieflichen Verkehr mit ihrer Mutter und damit auch der 
Mutter mit ihren Kindern während des Aufenthaltes in der 
Schweiz zu geſtatten, da innerhalb dieſer verhältnismäßig langen 
Zeit ein perſönlicher Verkehr ausgeſchloſſen iſt. Beſtimmung über 
Art und Umfang dieſes brieflichen Verkehrs zu treffen, würde 
freilich allein der ſorgeberechtigte Elternteil kraft ſeines Aufſichts⸗ 
und Erziehungsrechts befugt ſein, und ein Eingriff in dieſes Recht 
würde — wenn nicht gar aus beſonderen Gründen eine Über- 
tragung des Sorgerechts gem. § 1635 Abſ. 1 S. 2 BGB. in Frage 
käme, oder der Fall der Schikane ($ 226 BGB.) vorläge — nur 
unter den Vorausſetzungen des § 1666 BGB. zuläſſig fein. Bei 
der Beſonderheit des Falles würde man hier allerdings nicht an⸗ 
nehmen können, daß jede Einſchränkung des Beſtimmungsrechts 
gegenüber dem ſorgeberechtigten Teile aus § 1666 BGB. dem an⸗ 
deren Teile zugute kommen müßte (vgl. u. a. RG. 102, 288 = 
JW. 1924, 465; KG J. 46, 35). Die Frage der „Regelung“ des 
brieflichen Verkehrs“ iſt mithin ähnlich zu entſcheiden wie die 
Frage der Regelung des perſönlichen Verkehrs in Fällen, in 
denen § 1636 S. 1 und demnach auch S. 2 BGB. auszuſcheiden 
hat (3. B. Verkehr der unehelichen Mutter mit dem für ehelich er⸗ 
klärten Kinde [vgl. ItßG. 6, 55 ff.), oder Verkehr im Falle der 
Scheidung der Ehe wegen Geiſteskrankheit logl. KJ. 52, 19 ff., 
1a X 708/32]). Der Unterſchied gegenüber der Regelung aus $ 1656 
S. 2 BGB. beſteht im welent darin, daß hier ein Eingreifen 
des VormGer. nur im Falle ſchuldhaft mißbräuchlicher Aus⸗ 
übung des Beſtimmungsrechts durch den Sorgeberechtigten und 
darauf beruhender Gefährdung des Kindeswohls (§ 1666 BGB.) 
zuläſſig iſt. 

Vorliegend wird nun der von der Mutter für ſich beanſpruchte 
Briefwechſel mit den Kindern an ſich von dem Vater geſtattet. 
Strittig iſt allein, ob der Vater bei der Geſtattung dieſes Verkehrs 
berechtigt iſt, ſich eine Kontrolle in der Weiſe vorzubehalten, daß 
der geſamte Briefwechſel durch ſeine Hände geht. Dieſe Befugnis 
läßt ſich, wie ſchon die vorangegangenen Ausführungen zeigen, als 
Ausfluß ſeines Erziehungs⸗ und allgemeinen Beſtimmungsrechts 
grundſätzlich nicht in Abrede ſtellen. Inſofern beſteht ebenfalls ein 
Unterſchied gegenüber demperſönlichen Verkehr zwiſchen ver⸗ 
kehrsberechtigten Elternteil und Kind gem. $ 1636 S. 1 BGB.; 
denn bei dieſem Verkehr iſt eine Aufſichtsbefugnis des Sorgeberech⸗ 
tigten grundſätzlich abzulehnen, ſchon weil fie der ordnungsgemüßen 
Durchführung des Verkehrs, namentlich einer zwangloſen Aus⸗ 
ſprache, hinderlich fein würde (fo ſtändige Rſpr.). Praktiſch würde 
übrigens der Sorgeberechtigte nicht gehindert werden können, ſich 
nachträglich die von dem Kinde empfangenen Briefe vor⸗ 
legen zu laſſen, ſo daß es wenig Sinn hätte, ihm die vorherige 
Kenntnisnahme von dem Inhalte der Briefe zu verwehren. Die 
Anordnung des Vaters, daß der geſamte Briefwechſel durch ſeine 
Hände zu gehen habe, kann hiernach für ſich noch keinen Anlaß zu 
einem Eingreifen des VormGer. geben. Vorliegend kann an dieſer 
Regelung um ſo weniger etwas ausgeſetzt werden, als die Kinder 
in Aroſa zur Kur weilen und der Vater als Sorgeberechtigter 
naturgemäß das berechtigte Intereſſe hat, ihnen jede unzuträgliche 
Aufregung fernzuhalten. Gründe, die dazu führen könnten, wegen 
mißbräuchlichen (§ 1666 BGB.) oder ſchikanöſer ($ 226 BG) 
Ausubung des Aufſichtsrechtes gegen den Vater einzuſchreiten, ſind 
auch unter Zugrundelegung des von der BeſchwF. in den Tat⸗ 
ſacheninſtanzen vorgebrachten Vorfalles nicht anzuerkennen. Die 
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Bemängelung des einen an Inge gerichteten Schreibens der Mut⸗ 
ter, das in den Schlußworten keinen „Kuß“ für das jüngere Kind 
Wolf, ſondern nur einen ſolchen für Inge enthielt, ſeitens des 
Vaters vermag der Senat allerdings keinesfalls zu billigen. Dieſer 
eine Fall ſtellt indeſſen noch keinen ſo erheblichen Mißbrauch des 
Sorge⸗ bzw. Aufſichtsrechts i. S. des §S 1666 BGB. dar, daß er 
für die Zukunft einen Eingriff erforderlich macht. Der Vater wird 
ſich darüber klar ſein müſſen, daß, ſofern er mit derartigen klein⸗ 
lichen und völlig unberechtigten Einwendungen fortfährt, ein Ein⸗ 
griff des VormGer. zu erfolgen haben wird, etwa in der Weiſe, daß 
unter Entziehung des Kontrollrechts ihm gegenüber die Beauffichti- 
gung des Briefwechſels in die Hand einer unparteilichen Stelle 
gelegt wird. Auch das Kontrollrecht, wie überhaupt das geſamte 
Erziehungsrecht ſteht dem Vater im Intereſſe der Kinder zu. 
Es ſoll dazu dienen, eine Gefährdung ihres Wohles zu verhindern, 
aber nicht eigenſüchtige und kleinliche Wünſche des Vaters durch⸗ 
zuſetzen. Durch derartige Beanſtandungen wird der Briefverkehr 
auch in einer dem Intereſſe der Kinder widerſprechenden Weiſe 
verzögert; dieſer Folge würde bei Wiederholungen mit den geeig⸗ 
neten Mitteln entgegenzutreten ſein. 

Wenngleich der Beſchluß des LG. mit dem an ſich zutreffen⸗ 
den Hinweis darauf, daß unter perſonlichem Verkehr gem. § 1636 
S. 1 BGB. nur der Verkehr von Angeſicht zu Angeſicht gemeint ſei, 
die Sach⸗ und Rechtslage nicht erſchöpfend erörtert hat, erſcheint 
nach alledem der angefochtene Beſchluß im Ergebnis dennoch zu⸗ 
treffend, da, wie ausgeführt, der von der BeſchwF. vorgetragene 
Sachverhalt bisher keinen genügenden Anlaß zu einem Ein⸗ 
greifen des VormGer. bzw. des an feine Stelle getretenen BeſchwG. 
Wei Demzufolge war die weitere Beſchw. der Mutter zurückzu⸗ 
weiſen 


(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 8. März 1935, la WX 230/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


83. 8 1706 Abſ. 2 Satz 2 BGB.; 88 11 Abſ. 3, 26 Perſ⸗ 
StG. Hat der Ehemann der unehelichen Mutter dem Kinde 
feinen Namen erteilt, jo verliert dieſe Namenserteilung 
mit der Nichtigkeitserklärung der Ehe ihre Wirkung. Die 
Tatſache der Nichtigkeit iſt daher in Form eines Rand- 
vermerks im Geburtsregiſter zu vermerken. 

Das am 25. April 1922 geborene Kind Hermann iſt ein Kind 
der damals unverehelichten Maria K. Die Kindesmutter hat am 
19. Dez. 1925 den Maſchiniſten Gottlieb P. geheiratet. Letzterer hat 
mit Einwilligung der Mutter und des Vormundes dem Kinde ſeinen 
Familiennamen „P.“ gem. 8 1706 BGB. erteilt. Die Ehe der Kindes⸗ 
mutter iſt durch das ſeit 2. April 1927 rechtskräftige Urt. des LG. D. 
für nichtig erklärt worden, weil der Ehemann P. zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung noch in einer gültigen Ehe gelebt hatte. Am 15. Sept. 1933 
hat Gottlieb P. mit der Kindesmutter eine neue Ehe geſchloſſen. 

Das VormGer., das für die Führung der Vormundſchaft über 
den minderjährigen Hermann zuſtändig iſt, hat das zuſtändige 
Standesamt in D. erſucht, im Hinblick auf die Nichtigkeitserklärung 
der Ehe der Kindesmutter die „Nichtigkeit der Namenserteilung zu 
vermerken“. Da das Standesamt dieſes Erſuchen ablehnte, hat der 
Vormund des Kindes bei dem eingangs genannten AG. den Antrag 
geſtellt, die Berichtigung in dem Standesregiſter gem. § 65 PerſStG. 
anzuordnen. 

Das AG. D. hat darauf folgenden Beſchluß erlaſſen: 

Das Standesamt in D. wird angewieſen, am Rande der Geburts⸗ 
urkunde des am 25. April 1922 zu L. von der damals unverehe⸗ 
lichten Maria K. geborenen Kindes Hermann K. folgenden Vermerk 
einzutragen: „Die Erteilung des Namens P. kommt wegen Nichtig⸗ 
keit der am 19. Dez. 1925 zwiſchen Gottlieb P. und der Kindes⸗ 
mutter geſchloſſenen Ehe in Fortfall.“ 

Die gegen dieſen Beſchluß vom NegPräf. eingelegte „sofortige 
Beſchwerde“ iſt vom LG. gebührenfrei zurückgewieſen worden. Die 
„ſofortige weitere Beſchwerde“ des Regpräſ. hatte in der Hauptſache 
gleichfalls keinen Erfolg. 

Was zunächſt das Verfahren als ſolches anlangt, ſo hat das 
BeſchwG. ebenſo wie der BeſchwF. zu Unrecht angenommen, daß 
es ſich um ein „Berichtigungsverfahren“ gem. 88 65, 66 PerſStG. 
handele. Ob bei Bejahung der Einwirkung der Ehenichtigkeit auf 
die Namenserteilung gem. 8 1706 BGB. ein Randvermerk gem. 
8 26 Perſ StG. einzutragen oder eine Berichtigung gem. 865 Perſ tc. 
vorzunehmen iſt, iſt zwar nicht unbeſtritten. Für die formelle Be⸗ 
handlung der Sache hann dies indeſſen hier dahingeſtellt bleiben. 
Denn das AG. hat nicht eine Berichtigung angeordnet, ſondern ledig⸗ 
lich gem. § 11 Abſ. 3 PerſStGG. eine Anweiſung an den Standes⸗ 
beamten zur Vornahme einer Amtshandlung, nämlich der Eintragung 
eines Randvermerks gem. 8 26 Perſ tg., erlaſſen. Dies ergibt ſich 
aus der Faſſung des Beſchluſſes und des Vermerks ganz klar. Würde 
man übrigens ein Berichtigungsverfahren gem. 88 65 f. Perſtch. an⸗ 


nehmen, ſo wäre das ganze gerichtliche Verfahren formell fehlerhaft, 
weil es an der unerläßlichen Vorausſetzung des Vorverfahrens vor 
der Aufſichtsbehörde, namentlich der Anhörung der (aller) Beteiligten 
(8 66 PerjStG.), fehlen würde, was die Aufhebung beider Vorentſchei⸗ 
dungen nach ſich ziehen müßte (fo u. a. 1a X 605/32; 1a K 178/84). 
Ein derartiges Vorverfahren iſt aber bei einer Anweiſung gem. 11 
Abſ. 3 Perſ Sts. nicht vorgeſchrieben. Gegen eine ſolche Anweiſung 
findet auch nicht die ſofortige, ſondern die einfache bzw. einfache wei⸗ 
tere Beſchw. ftatt. Als ſolche iſt das Rechtsmittel des Negpräf. als 
Aufſichtsbehörde zuläſſig. Das Beſchwerderecht des BeſchwF. folgt aus 
ſeiner Befugnis, die Eintragung unrichtiger Randvermerke im Per- 
ſonenſtandsregiſter zu verhindern (vgl. RG Z. 102, 118; 1a X 668/33). 
Die weitere Beſchw. mußte aber mit der aus der Beſchlußformel er⸗ 
ſichtlichen Maßgabe zurückgewieſen werden, weil der angefochtene Be⸗ 
ſchluß nicht auf einer Geſetzesverletzung beruht (8 27 RF GG.). 

Die Vorausſetzungen für eine Anweiſung gem. $ 11 Abſ. 3 
PerſStch. liegen an ſich vor. Es handelt ſich bei der Beiſchreibung 
eines Randvermerks, wie er vom AG. angeordnet iſt, um die An 
weiſung zu einer Amtshandlung. Der Standesbeamte, der die Einfluß 
loſigkeit der Ehenichtigkeit auf die Namenserteilung angenommen hat, 
hat die Amtshandlung auch abgelehnt. Der Antrag eines Be 
teiligten, nämlich des Vormundes des unehelichen Kindes, auf An, 
weiſung zur Vornahme der Amtshandlung liegt ebenfalls vor, mobel 
es unerheblich erſcheint, daß in dem Antrage von „Berichtigung“ die 
Rede iſt. 

Für eine Anweiſung gem. § 11 PerſStcg. wäre nun aber nur 
dann Raum, wenn nicht ein Berichtigungsverfahren gem. 88 65, er 
d. a. O. ftattfinden müßte. In dieſem Zuſammenhange bedarf es des⸗ 
halb der Stellungnahme, ob, ſofern die Einwirkung der Nichtigkeits“ 
erklärung der Ehe auf die Namenserteilung gem. 81706 BGB. De 
jaht wird, Berichtigung des urſprünglich eingetragenen Rand⸗ 
vermerks oder Eintragung eines neuen Randvermerks ſtattzufinden 
hat, wobei zu beachten iſt, daß die letztere Eintragung nur in ent? 
ſprechender Anwendung des $26 PerſStG. erfolgen könnte, da eine 
Anwendung des 855 PeriSt®. ausgeſchloſſen erſcheint. Soweit er; 
ſichtlich, wird in weit überwiegendem Maße von den die Einwirkung 
der Ehenichtigkeit auf die Namenserteilung bejahenden Meinung an- 
genommen, daß nicht eine Berichtigung ſtattzufinden hat, ſondern 
vielmehr ein Randvermerk entſprechend dem § 26 PerſStG. einzu⸗ 
tragen iſt. Der gegenteilige Standpunkt (StA Z. 1933, 2720 
verkennt ſowohl die Bedeutung der Nichtigkeitserklärung einer 
Ehe durch Urteil, wie auch die Bedeutung des Berichtigung 
verfahrens. Es genügt ſchon demgegenüber auf die Darlegungen 
des KG. in dem Beſchl. v. 12. Febr. 1915 (KJ. 48, 64ff.) 
hinzuweiſen. Solange nicht die Ehe durch rechtskräftiges Urteil für 
nichtig erklärt iſt, kann ihre Nichtigkeit nicht geltend gemacht mer? 
den, gilt ſie alſo als rechtsgültige Ehe. Die Eintragung des Rand⸗ 
vermerks bzgl. der Namenserteilung gem. § 1706 BGB. war mithin 
zunächſt zu Recht erfolgt, war alſo nicht, was Vorausſetzung für 
eine Berichtigung wäre, von vornherein unrichtig. Erſt durch 
die Nichtigkeitserklärung der Ehe wäre die Eintragung unrichtig 
geworden, ſofern man eben Einwirkung der Nichtigkeit auf die 
Namenserteilung annimmt. Es handelt ſich mithin um eine neu 
Tatſache, die alsdann allerdings, nachdem man einmal aus Zweck“ 
mäßigkeitsgründen das „Namensrecht“ zu den (Perſonen⸗) Standes“ 
rechten i. S. des 826 a. a. O. gerechnet hat (Stölzel: Stud, 1924, 
68; derſ., Anm. 4 zu 8 26 BerfSt®. [3. Aufl.] S. 125; PrMd JBl. 
1887, 91; Art. 68 § 2 Abſ. 3 ABB.), aus den gleichen Gründen 
der Eintragung in Form eines Randvermerks bedürſte. 

Für einen ſolchen Randvermerk wäre freilich nur dann Raum, 
wenn, ebenſo wie bei der Namenserteilung gem. § 1706 BGB., zu⸗ 
folge der Nichtigkeitserklärung der Ehe zwiſchen der Kindesmutter 
und dem den Namen Erteilenden eine Anderung des Namen! 
des Kindes eintreten würde, wenn mit anderen Worten die 
Namenserteilung infolge der Nichtigkeitserklärung der Ehe ihre Wir⸗ 
kung verlieren würde. Das LG. hat letzteres angenommen. Dieſe Auf 
faſſung wird von dem BeſchwF. zu Unrecht als rechtsirrig erachtet. 

Die zur Erörterung ſtehende Streitfrage iſt, ſoweit erſichtlich, 
in einer obergerichtlichen Entſch. noch nicht behandelt worden. e 
Schrifttum wird faſt einhellig die vom LG. vertretene Auffaſſung ge 
teilt (vgl. StA Z. 1926, 205; daf. 1926, 156; beiläufig auch Stag 
1928, 12; AG. Gera: StZ. 1932, 422 u. bei. Thias: Stag. 1928, 
262, ſowie Stölzel [3. Aufl.] S. 329). Die gegenteilige Meinung 
wird nur von Soelling (Sta. 1926, 357) und in dem anſcheinend 
auf dieſem Aufſatz beruhenden RdErl. des PrMed J. v. 1. Jan. 1 J 
(Deckblatt zum amtlichen Handbuch für die Preuß. Standesbeamten 
Ziff. 195 [200] Abſ. IX) vertreten. Hiernach trägt das Kind für d 
Standesamtsverkehr den durch die Namenserteilung erlangten N 
auch, nachdem die Ehe für nichtig erklärt iſt. Dieſe Auffaſſung wure 
indeſſen zu der fraglichen Zeit auch vom RIM. offenſichtlich m f 
geteilt. Denn in dem ſeitens der Regierung ſ. Z. dem RT. vorgelegten 
Geſetzentwurf zur Anderung des Rechtes der unehelichen Kinder (Nr.“ 


1 


4. Jahrg. 1935 Heft 26) 


Rechtſprechung 


Arn. des RT. von 1929; Brandis S. 64) heißt es in 8 1706 d: 


uf die Wirkſamkeit der Namenserteilung iſt es ohne Einfluß, wenn 
che die Ehe der Mutter nichtig iſt, es ſei denn, daß ein aus der 
Br ſtammendes Kind nicht als ehelich gelten würde. Hierzu bemerkt 
ia a. a. O., die „Einbenennung“ (Namenserteilung gemäß 
3 6 BGB.) habe inſofern noch eine „Ausgeſtaltung“ erfahren, 
beit 55 einmal erfolgte Einbenennung auch im Falle der Nichtig⸗ 
— den Ehe beſtehen bleiben ſolle, wenn nach § 1699 BGB. ein Kind 
wär er Ehe als ehelich gelten würde. Für eine ſolche „Ausgeſtaltung“ 
la e Rein Raum geweſen, wenn bereits nach der damaligen Geſetzes⸗ 
15 die Nichtigkeitserklärung der Ehe auf die Namenserteilung über⸗ 
upt keine Einwirkung gehabt hätte. Letzteres iſt jedoch zu ver⸗ 
ien, mithin den Vorinſtanzen beizutreten. 
5 Die Beſtimmung des 8 1706 BGB. hat zur Vorausſetzung, daß 
iR Kinde der Name von dem Ehemann der Mutter erteilt wird. 
Al die Ehe der Mutter nachträglich durch rechtskräftiges Urteil für 
tig erklärt worden, fo ift die Ehe als nicht geſchloſſen zu erachten. 
m e Folge deſſen ift, daß der den Namen Erteilende in Wirklichkeit 
cht der Ehemann der Kindesmutter iſt bzw. geweſen iſt. 
Ve Der Ehegatte kann nicht beanſpruchen, daß die Ehe im 
dithältuis zu dem Dritten als gültig behandelt werde (Stau⸗ 
laber⸗Keidel IX.], Anm. 6 zu 81344 BGB., S. 142; 
Ei anck⸗Strohal [IV.], Anm. 17 zu $ 1344 BGB., S. 105). 
10 ni entſprechende Anwendbarkeit des 81344 BGB. würde hier⸗ 
Kind eine ſolche Unſicherheit hinſichtlich des Namenrechts des 
Ged es herbeiführen, daß ſchon deshalb die Heranziehung des 
d ankens des § 1344 BGB. ausſcheiden muß, abgeſehen davon, 
heb in Übereinſtimmung mit dem LG. auch Bedenken dagegen zu er⸗ 
ie find, die Namenserteilung gem. 81706 BGB. als Rechts⸗ 
ei zwiſchen dem unehelichen Kinde und dem Ehemanne der Mutter 
auh gehen. Mit Recht weiſt das LG. in dieſem Zuſammenhange aber 
ch auf 81699 BGB. hin. Hiernach erhält das aus einer nichtigen 
her ſtammende Kind die rechtliche Stellung eines unehelichen Kindes, 
be iert mithin die Befugnis, den Namen des Vaters zu führen, ſofern 
beide Eltern bösgläubig waren. Hier konnte auf den guten Glauben 
Be Kindes ganz ſelbſtverſtändlich nicht abgeſtellt werden. Dem⸗ 
Aörsber würde die Heranziehung des 8 1344 BGB. zugunſten des 
bed es, dem lediglich der Name gemäß 8 1706 BGB. erteilt iſt, 
kapeuten, daß es beſſer als das aus der nichtigen Ehe der Eltern 
1 mende Kind geſtellt wäre, was gewiß nicht im Sinne der geſetz— 
chen Beſtimmung des 81699 BER. liegen würde. 
die Es aber unter entſprechender Anwendung des 8 1699 BGB. für 
215 Frage der Einwirkung der Nichtigkeit der Ehe auf die Namens⸗ 
9d lung davon abhängig zu machen, ob bie Eltern bösgläubig waren 
ve nicht, erſcheint auch nicht angängig. Mit Recht weiſt demgegenüber 
5 KG. darauf hin, daß das als ehelich geltende Kind, das mithin 
} Namen des Vaters fortzuführen berechtigt it, tatſächlich aus 
Nan nichtigen Ehe ſtammt, alſo Kind des Vaters iſt, deſſen 
le es trägt. Es fehlt an jeder Berechtigung, dieſem Kinde das 
Abele e Kind der Ehefrau, deren Ehe für nichtig erklärt iſt, gleich⸗ 
der 5 Die einzige Beziehung zu dieſem Kinde beſtand darin, daß 
zieh en Namen Exteilende der Ehemann der Mutter war; dieſe Be⸗ 
born iſt aber zufolge der Nichtigkeitserklärung der Ehe als von 
nuuberein nicht vorhanden zu betrachten. Auch der zuvor erwähnte 
ae zur Anderung des Rechtes der unehelichen Kinder geht er⸗ 
800 ich davon aus, daß eine entſprechende Anwendung des 8 1699 
Sein, ohne weiteres ausſcheidet, daß es vielmehr einer ausdrücklichen 
ſetzesbeſtimmung entſprechender Art, wie ſie $ 1706 d des Ent⸗ 
tfes enthielt, bedurfte. 
gen Dieſer Betrachtung ſteht nicht entgegen, daß die Namenserteilung 
t. 51706 BGB. nach herrſchender Anſicht durch die rechtskräftige 
dung der Ehe der Mutter und des den Namen Erteilenden 
18 erührt bleibt (Stölzel [3. Aufl] S. 329 St. 1901, 265; 1903, 
a 1922, 70). Wie das LG. zutreffend ausgeführt hat, hat ſich 
ſchrist eſebgeber bei der erſt auf Beſchluß des RT. eingefügten Vor⸗ 
a des 81706 BOB. von der Abficht leiten laſſen, dem unehelichen 
4 e, wie auch der Familie, in der es infolge der Verheiratung der 
10 ter lebt, die Unannehmlichkeiten zu erſparen, die durch eine 
erfa uneheliche Geburt verratende Verſchiedenheit des Namens 
li gat rungsgemaß entſtehen. Dieſe Abſicht wird dadurch verwirk⸗ 
1 daß das Kind durch die Namenserteilung denjenigen Na⸗ 
nach zu führen berechtigt wird, den ſeine Mutter nunmehr 
92 der Eheſchließung als Ehefrau führt. Bei der Scheidung 
1 1 75 Ehe bleibt die Beziehung des (erteilten) Kindesnamens zu 
5 Namen der Mutter als (geſchiedener) Ehefrau gewahrt. Denn 
fi eder führt ſie den Namen des geſchiedenen Ehemannes fort oder 
; Rimmt ihren Mädchennamen wieder an. Letzteres kann der ge⸗ 
Ind ne Ehemann von der alleinſchuldigen Ehefrau beanſpruchen. Dies 
( ert aber nichts daran, daß die Mutter eine geſchiedene Frau K. 
— des geſch. Ehemannes) bleibt, mag fie auch gezwungen ſein, 
hier 8 in Zukunft den Mädchennamen zu führen. Jedenfalls iſt 
ie Beziehung zu dem Namen der Mutter (als Ehefrau) aufrecht⸗ 
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erhalten geblieben. Anders liegt es jedoch bei der Nichtigkeitserklärung 
der Ehe der unehelichen Mutter, die ja zur Folge hat, daß die Ehe 
als von Anfang an nicht beſtehend gilt, die Mutter mithin das Recht 
verliert, den Namen des Mannes in irgendeiner Form zu führen, zu 
dem ſie überhaupt keine Beziehung mehr hat. Inſofern erſcheint es 
gerechtfertigt, den Fall der Scheidung und der Ehenichtigkeit in ſeinen 
Wirkungen auf die Namenserteilung unterſchiedlich zu behandeln. Auch 
iſt ja nicht in Zweifel zu ziehen, daß der den Namen Erteilende bis 
zur Scheidung der Ehe rechtsgültig Ehemann der unehelichen 
Mutter war und geblieben iſt, und daß ſomit hier die Vorausſetzungen 
des § 1706 BGB. tatſächlich vorliegen, während, wie ſchon zuvor 
erwähnt, bei der Nichtigkeitserklärung die Ehe mit rückwirkender 
Kraft als nicht geſchloſſen angeſehen, die Rechtsſtellung des Ehemannes 
mit Wirkung ex tung befeitigt wird. Endlich iſt auch zu be⸗ 
rückfichtigen, daß wenigſtens im Falle der Nichtigkeit der Ehe die 
Moglichkeit gegeben werden muß, bei erneuter Eheſchließung der un⸗ 
ehelichen Mutter eine (neue) Namenserteilung gem. 8 1706 BGB. 
durch ihren Ehemann vornehmen zu laſſen, was bei Fortwirkung der 
erſten Namenserteilung trotz Nichtigkeit der Ehe unzuläſſig wäre (vgl. 
IF G. 1, 129 ff.). Es bei dieſen Erwägungen auf die „Zugehörigkeit 
zu einer Familie“ abzuſtellen, wie das LG. meint, erſcheint bedenk⸗ 
lich, weil damit die unterſchiedliche Behandlung des Falles der Schei⸗ 
dung und der Nichtigkeit der Ehe nicht gerechtfertigt werden könnte. 
Der entſcheidende Geſichtspunkt bleibt immer der Zweck des § 1706 
BGB., den Makel der unehelichen Geburt nach außen zu verdecken, 
und zwar durch die Beziehung des Namens des Kindes zu dem der 
unehelichen (verheirateten bzw. geſchiedenen) Mutter. 


Es erſcheint nach alledem begründet, die Tatſache der Nichtig⸗ 
keit der Ehe der unehelichen Mutter gem. 8 26 PerſStch. in Form 
eines Randvermerkes im Geburtsregiſter zu vermerken. Da indeſſen 
die Regiſter nicht dazu beſtimmt ſind, poſitiv Auskunft darüber zu 
geben, welchen Namen ein Kind zu führen hat, ſondern nur die 
Tatſachen, auf die ſich die Namensführung ſtützt, anzugehen haben 
(vgl. 13 X 1291/31: HöchſtRRſpr. 1932 Nr. 2191; 1a K 494/34; 
1a X 702/34: Stag. 1934, 341f.), jo genügt der Vermerk ber 
Nichtigkeit der Ehe der Kindesmutter, woraus alsdann die erforder⸗ 
lichen Rechtsfolgerungen zu ziehen ſein würden. Entſprechend war der 
Vermerk zu faſſen und mit dieſer Maßgabe die weitere Beſchw. wie 
geſchehen zurückzuweiſen. Hierbei iſt nicht unberückſichtigt geblieben, 
daß die Mutter nachgewieſenermaßen inzwiſchen erneut die Ehe mit 
Gottlieb P., und zwar rechtsgültig nach Auflöſung der früheren Ehe 
des Ehemannes, geſchloſſen hat. Erkennt man aber an, daß die 
Namenserteilung gem. 81706 BGB. durch die Nichtigkeitserklärung 
der Ehe ihre Wirkſamkeit verloren hat, ſo bedarf es nunmehr einer 
neuen Namenserteilung, wobei eine neue Entſchließung der Be⸗ 
teiligten erforderlich iſt, ob ſie gegenwärtig den Namen erteilen 
bzw. die Einwilligung dazu geben wollen. Die neue Eheſchließung iſt 
demnach für ſich allein ohne Bedeutung und konnte die Entſcheidung 
der ſtrittigen Frage nicht beeinfluſſen. 

(RE, ZivSen. 1a, Beſchl. v. 22. Febr. 1935, la W X 221/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


+ 


S4. 88 1814, 1817 BGB. Der Vormund kann von der 
Verpflichtung, die zum Vermögen des Mündels gehören⸗ 
den Inhaberpapiere gemäß 8 1814 BGB. zu hinterlegen, 
nur befreit werden, wenn die beſonderen Umſtände des 
Einzelfalls eine ſolche Ausnahme zu rechtfertigen ber- 
mögen. 


Die weitere Beſchw. betrifft die Verfügung, daß die In⸗ 
haberpapiere der Mündel, die der Vormund bei der Dresdner 
Bank (als Rechtsnachfolgerin der Danat⸗Bank) aufbewahrt, gem. 
§ 1814 BGB. zu hinterlegen find, und eine Befreiung des Vor⸗ 
mundes von dieſer Hinterlegungspflicht gem. § 1817 BGB. ab⸗ 
gelehnt iſt. Nach § 1817 BGB. kann das Bormßer. aus beſon⸗ 
deren Gründen den Vormund von der ihm nach $ 1814 BGB. 
obliegenden Verpflichtung entbinden. Wenn das LG. annimmt, 
daß hierbei allein die Belange der Mündel maßgebend ſein 
können, ſo trifft das inſofern nicht zu, als nach herrſchender 
und für richtig zu erachtender Meinung nicht erforderlich iſt, 
daß die Befreiung durch ein beſonderes Intereſſe des Mün⸗ 
dels gelegen iſt (RGRKomm.s, Anm. 1 zu § 1817 BGB.; Stau⸗ 
dinger, BGB. s, Anm. 1 zu § 1817; Planck, BGB. a, 
Anm. 1 zu § 1817). Selbſtverſtändlich iſt aber, daß durch eine 
Anordnung aus § 1817 BEL. die Intereſſen des Mundels nicht 
gefährdet werden dürfen (Staudinger a. a. O.), und daß die 
Hinterlegungspflicht die Regel, die Befreiung von ihr die Aus⸗ 
nahme bildet (val. KG J. 30, A 224). In der Kommiſſton für 
die 2. Leſung des Entwurfs des BGB. (Prot. 4, 786) wurde 
erwogen, daß die Befreiung von der Hinterlegungspflicht gerecht⸗ 
fertigt erſcheine, wenn die Umſtände des einzelnen Falles, die Per⸗ 
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ſönlichkeit des Vormundes, feine Vermögensverhältniſſe, feine Ein⸗ 
richtungen zur Aufbewahrung des eigenen Vermögens die Hin⸗ 
terlegung nicht erforderlich machten. Unter Hinweis hierauf führt 
die weitere Beſchw. aus: Wenn danach alſo dem Vormund ſogar 
geſtattet werden könne, Wertpapiere ſeiner Mündel in eigene Ver⸗ 
wahrung zu nehmen, ſofern ſeine perſönlichen Verhältniſſe und 
ſeine Aufbewahrungseinrichtungen hinreichende Gewähr böten, ſo 
konnten und dürften um ſo weniger Bedenken beſtehen, dem Vor⸗ 
mund die Hinterlegung der Inhaberpapiere ſeiner Mündel bei 
einer D.⸗Bank zu geſtatten. Dieſen Ausführungen kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Entſtehungsgeſchichte und Faſſung des § 1817 
BOB. weiſen darauf hin, daß die Befreiung von der Hinter⸗ 
legungspflicht nur aus „beſonderen Gründen“ des einzelnen Fal⸗ 
les erfolgen darf (vgl. auch Berent: JugZentrBl., 15. Ihrg., 
1924, 213). Allgemeine Geſichtspunkte, wie ſie die weitere Beſchw. 
anführt, nämlich die Sicherheit der Dresdner Bank als einer D.- 
Bank, die Beteiligung des Reiches an ihr, der Einfluß des Rei⸗ 
ches auf ſie, können deshalb nicht entſcheidend ſein. Sie könnten 
ja ſonſt in jedem Fall ins Feld geführt werden, wenn ein 
Vormund die Inhaberpapiere ſeines Mündels bei der Dresdner 
Bank aufbewahren will. In Betracht kämen dieſe Geſichtspunkte 
nur für die Frage, ob etwa ſtaatlicherſeits die Dresdner Bank 
zur Hinterlegungsſtelle zu beſtimmen wäre, wie dies durch 
Kap. XI der NotVO. v. 18. März 1933 (RG Bl. I, 109/119) bei 
der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und der Deutſchen Giro⸗ 
zentrale — Deutſche Kommunalbank — geſchehen iſt. Hiernach 
muß es aber bei der Regel des § 1814 BGB. verbleiben. Daß die 
Papiere ſchon jahrelang, bis vor kurzem mit Zuſtimmung des 
VormGer., bei der Dresdner- (früher Danat⸗) Bank verwahrt 
wurden und der Vormund mit dieſer Bank zufrieden iſt, kann 
ebenſowenig etwas ändern wie der Hinweis auf die Perſönlich⸗ 
keit und die Vermögensverhältniſſe des Vormunds, der ja die 
Papiere nicht perſönlich verwahren will, ſondern ſie, ebenſo wie 
ſeine eigenen, bei der Dresdner Bank aufbewahrt. Es iſt hiernach 
im Ergebnis nicht zu beanſtanden, wenn das LG. angenommen 
hat, daß „beſondere Gründe“, die nach §8 1817 BGB. die Be- 
freiung des Vormundes von der Hinterlegungspflicht rechtfertigen 
konnten, nicht als vorliegend anzuſehen find. 


(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 1. Febr. 1935, 14a WX 101/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


** 


85. 8 1911 BGB.; § 380 RAbgdO.; 88 9, 10 RFlucht⸗ 
StVO.; SI 284, 292 StPO. Hat ein Fin A. auf Grund von 
8 380 RAbg O., § 9 Nr. 3 RF lucht StVO. das im Inland 
befindliche Vermögen eines Steuerflüchtigen beſchlag⸗ 
nahmt, fo kann auf feinen Antrag, wenn die Voraus- 
ſetzungen zur Anordnung einer Abweſenheitspflegſchaft 
für den Steuerflüchtigen nicht gegeben find, eine Güter- 
pflege nicht angeordnet werden. 

Die Eheleute Fabrikbeſitzer Dr., im Inland zuletzt in Z. 
wohnhaft, jetzt in England, ſind ſteuerflüchtig. Sie ſchulden dem 
Reich einſchließlich eines Betrages von 46 775 Ni Reichsflucht⸗ 
ſteuer insgeſamt 122 236 , rückſtändige Reichsſteuern. Außer⸗ 
dem ſind fie durch Urteil des Shöf®. in D. wegen Steuerflucht 
verurteilt worden, und zwar der Ehemann zu einem Jahr Ge⸗ 
fängnis und 75 000 //, Geldſtrafe, die Ehefrau zu ſechs Mona⸗ 
ten Gefängnis und 25 000 %% Geldſtrafe. Zu dem im Inland 
befindlichen Vermögen der Eheleute Dr. gehören unter anderem 
mehrere Briefhypotheken. 

Das Fin A. in Z. hat durch Steuerſteckbrief und Vermögens⸗ 
beſchlagnahme das Vermögen der Eheleute Dr. beſchlagnahmt. 
Es will ſich wegen ſeiner Forderungen auch aus den vorbezeich⸗ 
neten Hypotheken befriedigen, ſieht ſich aber daran gehindert, weil 
es nicht die Hypothekenbriefe beſitzt, über den Verbleib der Briefe 
auch nichts bekannt iſt und die Steuerflüchtigen Anfragen un⸗ 
beantwortet laſſen. Es hat daher bei dem AG. in Z. be⸗ 
antragt, für die Steuerflüchtigen einen Pfleger zu beſtellen, der 
das Aufgebot der Hypothekenbriefe durchführen ſolle. 

Der Antrag ift durch Beſchluß des AG. abgelehnt, feine 
Beſchwerde vom LG. zurückgewieſen worden. 

Auch die weitere Beſchw. des Fina. hatte keinen Erfolg. 

Das Beſchwerderecht des Fin A., das das LG. ohne nähere 
Erörterung erſichtlich als gegeben unterſtellt hat, iſt allerdings 
nach § 57 Abſ. 1 Nr. 3 RF. zu bejahen. Danach ſteht gegen 
die Entſch. des AG., durch die die Anordnung einer Pflegſchaft 
abgelehnt wird, jedem die Beſchw. zu, der ein rechtliches Inter⸗ 
eſſe an der Anderung der Entſch. hat. Ein rechtliches Intereſſe 
im Sinne dieſer Beft. iſt dann anzunehmen, wenn zwiſchen dem 
BeſchwF. und dem, gegen den ſich der Antrag richtet, privatrecht⸗ 
lich oder öffentlich⸗rechtlich geregelte Rechtsbeziehungen beſtehen, 
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auf die die Anordnung der Fflegſchaft von rechtlich erheblichem 
Einfluß iſt (KJ. 51, 315). Das Fin A. verfolgt mit feinem An⸗ 
trage auf Pflegerbeſtellung die Verwirklichung der Rechte, die 
ihm aus der Beſchlagnahme des Vermögens der Steuerflüchtigen 
erwachſen. Die Beſchlagnahme iſt gem. § 380 RAbg O. i. Verb. 
m. § 9 Nr. 3 RFluchtStVoO. (Teil VII Kap. 4 der 4. Not O. 
v. 8. Dez. 1931 [RGBl. I, 731]) erfolgt. Sie dient danach zur 
Sicherung der Anſprüche auf Reichsfluchtſteuer, Geldſtrafe, Zu⸗ 
ſchläge und Koſten, alſo zur Sicherung vermögensrechtlicher An⸗ 
ſprüche des Fin A. gegen die Steuerflüchtigen. Es unterliegt keinem 
Bedenken, mit Rückſicht hierauf ein rechtliches Intereſſe des 
BeſchwF. i. S. des § 57 Abſ. 1 Nr. 3 RFGG. anzunehmen. Da 
es ſich im übrigen bei der Durchſetzung dieſer Rechte auch um 
Maßnahmen in Ausübung hoheitsrechtlicher Befugniſſe handen, 
könnte auch aus dieſem Grunde ein Beſchwerderecht des Fin A. 
als Verfolgungs⸗ und Vollſtreckungsbehörde der ſteuerrechtlichen 
Anſprüche in Betracht gezogen werden (Schlegelberger, 
R.“, § 20 Anm. 29; KG.: Recht 1911, 811; KGJ. 44, 60). 
Das LG. äußert zwar in feiner Entſch. Zweifel, ob die 
ausgeſprochene Vermögensbeſchlagnahme hinſichtlich der hier in 
Frage ſtehenden Hypotheken wirkſam erfolgt ſei. Es kann dahin⸗ 
geftellt bleiben, ob ſich im Falle der Richtigkeit dieſer Anſicht Be 
denken gegen die Beſchwerdeberechtigung des Fin A. ergeben könn 
ten. Denn, wie der BeſchwF. mit Recht ausführt, ift dieſer Stand“ 
punkt rechtlich nicht zutreffend. Die geſetzliche Grundlage der Ber’ 
mögensbeſchlagnahme im Steuerbeitreibungsverfahren bildet die 
allgemeine Vorſchr. des §S 380 RAbgO. Der § 9 Nr. 3 RßFlucht⸗ 
StVO. regelt nur einen im Rahmen der allgemeinen Vorſchr. 
der RAbgO. liegenden beſonderen Beſchlagnahmefall. Begriff und 
Wirkung der Beſchlagnahme find deshalb mangels einer beſon⸗ 
deren Regelung zunächſt aus der allgemeinen Vorſchr. des 8 380 
RAbgO. zu entnehmen. Danach und nach § 9 Nr. 4 RFludt 
StVO. bedarf aber die Anordnung der Vermögensbeſchlagnahme 
nur der Bek. im Reichsanzeiger. Mit der erſten Veröffentlichung, 
die hier ordnungsmäßig im Reichsanzeiger v. 26. Febr. 1932 er 
folgt iſt, iſt das geſamte inländiſche Vermögen der Steuerflüchtigen 
einſchließlich der hier in Frage ſtehenden Hypotheken, ſofern ſie 
damals überhaupt noch zum Vermögen der Steuerflüchtigen 9% 
hört haben, wirkſam beſchlagnahmt und der Pfg. der Steuer 
flüchtigen i. S. des § 380 Abſ. 2 RAbgoO. entzogen werden. Aller“ 
dings hat dieſe Vermögensbeſchlagnahme, was das LG. verkennt, 
lediglich die Bedeutung einer Sicherungs- und nicht einer Befrie⸗ 
digungsmaßnahnte. Das ergibt nicht nur ihre Regelung in dem 
das „Sicherungsverfahren“ betr. Teil der Steuerbeitreibungsvor⸗ 
ſchriften (Abſchn. 4 RAbgO.), ſondern auch die in § 380 Abl. 2 
RAbgdO. feſtgeſtellte Wirkung, daß der Stpfl. mit der erſten Ber 
öffentlichung im Reichsanzeiger das Recht verliert, „über das in 
Beſchlag genommene Vermögen unter Lebenden zu verfügen 
Hierin erſchöpft ſich alſo die Tragweite der Beſchlagnahme. Dem 
Fin A. wird keine unmittelbare Verfügungsmacht (Pfand- oder 
Vorzugsrecht) verſchafft (vgl. Becker, RAbgO.7, § 353 a. F. 
Anm). Soweit das Fin A. Teile des Vermögens bereits als Sicher’ 
heit in Beſitz hat, kann es fie allerdings gem. § 381 AAbgO. vet 
werten. Im übrigen aber iſt es erforderlich, daß es ſich nach er“ 
folgter Beſchlagnahme erſt im Wege der Zwangsvollſtreckung gem. 
SS 343—377 RAbgoO. die Verfügungsmacht über das beſchlag⸗ 
nahmte Vermögen verſchafft. Hierauf gründet ſich auch erſichtlich 
der Antrag des BeſchwF. auf Beſtellung eines Pflegers für die 
Steuerflüchtigen, der von vornherein gegenſtandslos wäre, went 
das Fin A. ſchon auf Grund der Beſchlagnahme die Rechtsſtellung 
erlangt haben würde, die bisher die Steuerflüchtigen als Gläu⸗ 
biger der Hypotheken gehabt haben. Der Antrag dient vielmehr 
gerade dem Zweck, durch die Beſtellung eines Pflegers als geſetz 
lichen Vertreters der Steuerflüchtigen die nach § 362 RAbgY- 
zur wirkſamen Vollſtreckung notwendige Mitwirkung der Hypothe⸗ 
kengläubiger bei der Aushändigung der Hypothekenbriefe an den 
Beſchw . zu ermöglichen. 7 
Iſt daher inſoweit weder das Beſchwerderecht des Behind: 
noch fein Antrag rechtlich in Zweifel zu ziehen, fo erweiſt ſich doch 
die Entſch. des LG., daß die geſetzlichen Vorausſetzungen fü 
die Beſtellung eines Pflegers vorliegend fehlen, im Ergebnis — 
zutreffend. Das LG. verneint die Möglichkeit der zunächft in Ber 
tracht kommenden Beſtellung eines Abweſenheitspflegers für die 
Steuerflüchtigen aus § 1911 BG. Da der Aufenthalt der 
Steuerflüchtigen bekannt iſt, können fie für ihre Vermögensange, 
legenheiten, ſoweit ſie der Fürſorge bedürfen, nach § 1911 Abſ. 
BGBL. nur dann einen Abweſenheitspfleger erhalten, wenn ſie 
an der Rückkehr und an der Beſorgung dieſer Vermögensangele 
genheiten verhindert ſind. Das LG. läßt die Frage offen, ob ein 
Fürſorgebedürfnis im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift beſteht. Dem 
es hält die Beſchw. ſchon deshalb für unbegründet, weil die 
Steuerflüchtigen weder an der Rückkehr noch an der Beſorgung 
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Geer Vermögensangelegenheiten in Deutſchland verhindert ſeien. 
Ren Ausführungen tft beizutreten. Eine Verhinderung an der 
„tüdkehr i. S. des § 1911 Adf. 2 BOB. iſt dann noch nicht an- 
zutehmen, wenn die Abweſenden nicht den Willen haben, zurück⸗ 
8 kehren. Es muß ſich vielmehr um eine tatſächliche Verhinderung 
N der Rückkehr handeln. Ein in der räumlichen Entfernung ihres 
Ggenwärtigen Aufenthaltsorts von dem Ort des zu erledigenden 
üllchäfts liegendes Hindernis muß der ordnungsmäßigen Durch⸗ 
rung der Vermögensangelegenheit der Abweſenden entgegen⸗ 
15 en, und ſie muſſen, ſelbſt wenn ſie es wollten, nicht oder nicht 
mchtzeitig einen Ort erreichen können, von dem aus ſie die Ver⸗ 
15 genSangelegenheiten beſorgen können (RG. 98, 263; KG. in 
&X 927/33; Staudinger, BGB, § 1911 Anm. 2 b). Wenn 
ro eine Verhinderung der Steuerflüchtigen an der Rückkehr 
it ieſer Weiſe nicht als beſtehend angenommen hat, weil ſie jeder⸗ 
ige nach Deutſchland zurückkehren könnten, wenn ſie ſich nur 
1 aus ihrer Beſtrafung folgenden Nachteilen ausſetzen wollten, 
10 find, dagegen rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Es mag 
fta, richtig ſein, daß die Vermögensnachteile, die den Steuer⸗ 
barchtigen im Falle ihrer Rückkehr erwachſen, ſo erheblich ſind, 
En fie ſich dadurch und durch die gegen fie erkannten Freiheits⸗ 
tor Ehrenſtrafen unbedingt von der Rückkehr werden abhalten 
teen. Die rechtliche Beurteilung der Sachlage, daß daraus noch 
ie Verhinderung der Abweſenden an der Rückkehr i. S. des 
5 951 Abſ. 2 BOB. folge, läßt ſich aber nicht beanſtanden. Fehlt 
Bo mindeſtens an dieſem Erfordernis des § 1911 Ab. 2 
pfl A., fo mußte die beantragte Anordnung einer Abweſenheits⸗ 
Ilegſchaft nach Maßgabe dieſer Geſetzesbeſtimmung auf jeden 
fun abgelehnt werden. Es bedarf infolgedeſſen in dieſem Zu⸗ 
lammenhange keiner Stellungnahme zu der weiteren Frage, ob ein 
ſaurſorgebedürfnis i. S. des § 1911 Abſ. 2 BGB. vorliegt. Auch 
io n hier unerörtert bleiben, ob die Steuerflüchtigen an der Be⸗ 
ud eng ihrer Vermögensangelegenheiten im Inland verhindert 
e insbeſ., ob dieſes Erfordernis nur dann erfüllt iſt, wenn 
. (hier keinesfalls vorliegende) tatſächliche Verhinderung 
li olge der Abweſenheit beſteht oder ob auch eine recht⸗ 
Verbe, vom LG. übrigens gleichfalls als nicht gegeben angeſehene 
gen hinderung an der Beſorgung der Vermögensangelegenheiten 
die gen kann. Denn auf jeden Fall iſt nach Lage der Sache für 
nordnung der Abweſenheitspflegſchaft kein Raum. 


ob Es bleibt aber noch die vom LG. nicht geprüfte Frage offen, 
fc elwa aus einem anderen Grunde die Anordnung einer Pfleg⸗ 
aft notwendig iſt. Der Beſchweß. will mit ſeinem Antrage die 
diſchelung eines zur ordnungsmäßigen Wahrnehmung der inlän- 
0 gen Vermogensangelegenheiten der Steuerflüchtigen befugten 
aneslichen Vertreters erreichen. Er geht dabei allerdings davon 
di 0 daß nur ein Abweſenheitspfleger aus § 1911 Abſ. 2 BGB. 
ſeinfür in Frage kommt. Daß aber ſein Antrag darauf beſchränkt 
in ſoll, kann nach Lage der Sache nicht angenommen werden. 
Mi Neben den in 88 1909 ff., 1960 BGB. geregelten, hier aber 
8. gegebenen Fällen der Pflegſchaft kann auch ſonſt die An⸗ 
ae einer Pflegſchaft oder eines ähnlichen Rechtsverhältniſſes 
Vo rund anderer reichsrechtlicher Beſt. ſowie öffentlich-rechtlicher 
Sat. der Landesgeſetze, deren Fortgeltung aus Art. 32 EG- 
ben G, in Betracht kommen (Acht omm. Boe, $ 1909 Vor⸗ 
Sm 8: Warneyer, BGB, 1909, Vorbem.; Lindemann⸗ 
n 1911 Anm. 2). Eine, biefer beſonderen 
N egſchaftsarten, die hier beachtlich find, ſtellt die ſog. Güterpflege 
ur, für welche die Beſt. des 5 292 StPO. den Hauptauwen⸗ 
heitgsfall bildet. Es handelt ſich bei ihr um eine der Abweſen⸗ 
die doflegſchaft zwar ähnliche, aber doch ſelbſtändige Pflegſchaft, 
als den Vorſchr. der 88 1909 ff. BGB. nur inſoweit unterliegt, 
ba dieſe ſich mit den einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen verein⸗ 
garen laſſen (Planck, BGB., § 1909 Vorbem. 2, $ 1911 Anm. 8, 
pfl Ich. 1, 88). Die Notwendigkeit der Anordnung einer Güter⸗ 
die dee insbeſ. gem. & 292 StPO., beruht auf der Tatſache, daß 
Ve hier zugelaſſene Vermögensbeſchlagnahme ein unbeſchränktes 
jedafügungsverbot gegenüber dem Betroffenen darſtellt und ihm 
mr Möglichkeit nimmt, hinſichtlich des beſchlagnahmten Ver⸗ 
erf gens irgendwelche Geſchäfte zu tätigen. Infolgedeſſen iſt es 
5 norderlich, daß an ſeiner Stelle ein Pfleger das Verwaltungs⸗ 
80 Verfügungsrecht innerhalb der durch die Beſchlagnahme ge⸗ 
benen Grenzen ausübt (OLG. 22, 137; 40, 267; 42, 116; ROY. 
Re K 238; Ic G.: 1, 88; Dig. 1910, 696; 1913, 1205; 
Gir Gruch. 29, 1112; 83, 1092; Arch Burget. 15, 123 ff.; 
Dasehes Triebel, GBO.s, § 13 Vorbem., Anm. 64, 65). 
dees Final vertritt in der weiteren Beſchw. erſichtlich die Anſicht, 
Rahn gleicher Weiſe den Steuerflüchtigen durch die gem. § 380 
nah 9 O., 88 9, 10 RFlucht StVO. ergangene Vermögensbeſchlag⸗ 
inland ede Möglichkeit der Vfg. über das beſchlagnahmte 
ſteht diſche Vermögen unter Lebenden entzogen werben iſt Er 
9 damit im Gegenſatz zu den Ausführungen des LG., die dahin 
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gehen, daß die Steuerflüchtigen trotz der Beſchlagnahme über ihr 
Vermögen Dritten gegenüber verfügen könnten und lediglich das 
Fin A. derartige nach der Beſchlagnahme erfolgte Vfg. nicht gegen 
ſich gelten zu laſſen brauche. Wäre die Anficht des Fin A. richtig, jo 
müßte allerdings erwogen werden, ob nicht das VormGer. auch 
hier eine Güterpflege anordnen muß; doch vermag ſich der Senat 
dieſem Standpunkt nicht anzuſchließen. 


Allerdings ſchließt die Faſſung des 8 380 Abs. 2 RAbgOO., 
daß die Stpfl. mit der erſten Bek. der Beſchlagnahme im Reichs⸗ 
anzeiger das Recht der Vfg. unter Lebenden über das in Be⸗ 
ſchlag genommene Vermögen verlieren ſollen, nicht ohne weiteres 
die Auslegung aus, der Beſchlagnahme die Bedeutung eines ab⸗ 
ſoluten Verfügungsverbotes, d. h. des Ausſchluſſes jeder Ver⸗ 
fügungsfähigkeit, beizumeſſen. Eine Unterſtützung hier⸗ 
für könnte der Umſtand bieten, daß § 380 Abſ. 2 mit der vor⸗ 
erwähnten Vorſchr. des § 292 Abſ. 1 StPO. faſt wörtlich über⸗ 
einſtimmt. Jedoch ſprechen überwiegende Gründe gegen eine der⸗ 
artige Gleichſtellung der rechtlichen Wirkungen der ſteuerrecht⸗ 
lichen Beſchlagnahme mit der Beſchlagnahme aus § 292 StPO. 
Ob die Beſchlagnahme im Steuerrecht gem. § 380 RAbgO. in 
Verb. m. beſonderen Beſchlagnahmevorſchriften einzelner Steuer⸗ 
geſetze einmal die Wirkung eines abſoluten Verfügungsverbotes 
nach ſich ziehen kann, bedarf hier keiner Erörterung. Jedenfalls 
muß die gem. § 380 Abſ. 2 RAbgO. i. Verb. m. § 9 RsFlucht⸗ 
StVO. erfolgte Vermögensbeſchlagnahme dahin verſtanden wer⸗ 
den, daß ſie für die Steuerflüchtigen lediglich ein relatives Ver⸗ 
äußerungsverbot i. S. der SS 135, 136 BEL. enthält, ihnen alſo 
nicht die Verfügungsfähigkeit über das beſchlagnahmte Vermögen 
ſchlechthin nimmt, ſondern nur die Unwirkſamkeit der trotz der 
Beſchlagnahme erfolgenden Vfg. dem Fin A. gegenüber nach ſich 
zieht. Zunächſt ergibt ſich bei einer Vergleichung der hier in Frage 
ſtehenden ſteuerrechtlichen Beſchlagnahme mit der Beſchlagnahme 
aus § 292 StPO., daß die beiden Maßnahmen trotz der Wort⸗ 
gleichheit der fie begründenden geſetzlichen Beſt. ihrem Weſen nach 
ganz verſchieden find. Die StPO. behandelt in ihrem beſonderen 
Teil zwei Arten von Vermögensbeſchlagnahmen, nämlich die der 
SS 283, 284 StPO. und ferner die der SS 290 ff. 433 StPO. 
Die Beſchlagnahme aus § 283 StPO. läßt ſich hier zum Ver⸗ 
gleich nicht heranziehen, da ſie nur einzelne Vermögensgegen⸗ 
ſtände, nicht aber das ganze Vermögen, betrifft und inſoweit die 
Wirkung eines Arreſtes äußert. Nach § 284 StPO. kann zur 
Deckung der den Angeſchuldigten möglicherweiſe treffenden höch⸗ 
ſten Geldſtrafe und der Koſten des Verfahrens ſein Vermögen 
mit Beſchlag belegt werden mit der Wirkung, daß die Big. des 
Angeſchuldigten über das Vermögen nach bewirkter Beſchlag⸗ 
nahme der Staatskaſſe gegenüber nichtig ſind. Hier handelt es 
ſich alſo unzweifelhaft um ein richterliches Veräußerungsverbot 
i. S. des § 136 B68 B., das nach dieſer Belt. dem geſetzlichen 
Veräußerungsverbot des $ 135 BGB. gleichſteht und nur relative 
Wirkungen hat. Dagegen ſoll die Beſchlagnahme aus SS 290 ff., 
433 StPO., die dem Betroffenen jede Verfügungsfähigkeit nimmt, 
alſo abſolut wirkt, lediglich, ohne beſtimmte Anſprüche der Staats⸗ 
kaſſe zu ſichern, als Zwangsmittel gegen Abweſende dienen. Die 
Beſchlagnahme aus § 380 RAbgO. § I RFluchtStVoO erfolgt aber 
auch nur zugunſten der Finanzkaſſe und dient der Sicherung be⸗ 
ſtimmter, vom Geſetz genau bezeichneter Geldanſprüche. Sie hat 
nicht losgelöſt hiervon nur den Zweck, einen der Strafverfolgung 
dienenden Geſtellungszwang auf den Steuerflüchtigen auszuüben. 
Dieſe ſteuerrechtliche Beſchlagnahme läßt ſich daher ihrem Weſen 
nach nur mit der Maßnahme aus § 284 SPO. vergleichen und 
muß ſchon aus dieſem Grunde wie ein richterliches Veräußerungs- 
verbot aus § 136 BGB. angeſehen werden. Hinzu kommt weiter, 
daß nach den Strafbeſtimmungen des § 9 Nr. 1 RFlucht StVO. 
für den etwa gegebenen Fall des § 276 StPO. nur die Vorſchr. 
der SS 278—284 StPO. Anwendung finden ſollen. Auch hier it 
alſo nur die relativ wirkende Vermögensbeſchlagnahme der 88 283, 
284 StPO. zugelaſſen, nicht aber die aus § 292 StPO. mit der 
Folge eines abſoluten Verfügungsverbotes. Endlich iſt auf die 
Beſt. des F 10 RßFlucht StVO. hinzuweiſen, der den Schutz gut⸗ 
gläubiger Dritter regelt, ſoweit ſie an den Steuerſchuldner zum 
Zwecke der Erfüllung eine Leiſtung bewirken. Dieſe Vorſchr. zeigt 
ebenfalls deutlich, daß der Geſetzgeber Vfg. des Stpfl. auch nach 
erfolgter Beſchlagnahme für möglich erachtet, da andernfalls dieſe 
Regelung überhaupt gegenſtandslos wäre, während ihre Bedeu⸗ 
tung erſichtlich gerade darin liegt, in Ergänzung zu §§ 135, 136 
BGB. betr. den Schutz gutgläubiger Dritter, die von dem Steuer⸗ 
ſchuldner etwas erwerben, den Schutz der Schuldner beſonders zu 
regeln. Unter dieſen Umſtänden kann der Senat in Übereinftim- 
mung mit der auch im Schrifttum und in der Rſpr. vertretenen 
Auffaſſung nur annehmen, daß die hier vorl. Beſchlagnahme des 
Vermögens der Steuerflüchtigen dieſen die Fähigkeit der Vfg. 
über das Vermögen nicht entzieht und lediglich die Unwirkſankeit 
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derartiger Vfg. im Rahmen der SS 135, 136 BGB. dem Fin A. 
gegenüber zur Folge hat (L. Hartenſtein, Steuer⸗ und De- 
viſennotrecht, RFlucht StVO. § 9 Anm. C 8, 9, § 10 Anm. 1; 
Becker a. a. O.; Güthe⸗Triebel a. a. O.; KG., Grundbuch⸗ 
ſenat, 1 X 187/33: StRR. 1934 Nr. 1028). Damit aber entfällt 
auch die tatſächliche Grundlage für die Notwendigkeit der Anord⸗ 
nung einer Güterpflege. 
(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 18. Jan. 1935, 14a X 1283/34.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


86. 5 2306 BGB. Auslegung eines Teſtaments. Läßt 
ſich nicht feſtſtellen, daß ſich der Erblaſſer über die recht- 
lichen Unterſchiede in der Bedeutung der nebeneinander 
verwendeten Ausdrücke „Erbe“ und „Pflichtteilsempfän⸗ 
ger“ klar geweſen iſt, dann iſt nicht auf die Verwendung 
dieſer Ausdrucksweiſe, ſondern darauf abzuſtellen, welche 
erbrechtliche Geſtaltung der Stellung der im Teſtament 
Erwähnten den von der Erblaſſerin mit ihren teſtamen⸗ 
tariſchen Anordnungen verfolgten praktiſchen Zielen am 
beſten entſpricht. 

Die am 5. März 1922 verſtorbene Witwe G. hat in einem 
gerichtlichen Teſtament v. 25. Mai 1889 im 8 1 „zu Erben“ ihre 
vier Kinder, Emma, Paul, Hedwig und Alfred, ernannt und im 8 2 
weiter angeordnet: Paul ſolle „nur die Hälfte ſeiner geſetzlichen 
Erbportion, mithin / des Nachlaſſes erhalten, die beiden Töchter 
dagegen je ¼6“. Alfred endlich ſolle „zwar den ihm zuftehenden. 
Erbteil von ½ des Nachlaſſes erhalten, ſich aber auf dieſen Erbteil 
1800 % anrechnen laſſen“ (welche er bei ſeiner Auswanderung nach 
Amerika von der Erblaſſerin entliehen hatte). In einem weiteren, 
als „Codizill“ bezeichneten eigenhändigen Teſtamente v. 3. Dez. 1906 
hat die Erblaſſerin ſodann folgendes beſtimmt: 

„Zu meinen Erben erkläre ich hiermit meine vier Kinder (es 
folgen die Namen), und zwar wünſche ich folgende Einteilung meiner 
Hinterlaſſenſchaft, indem ich den § 2 meines Teſtamentes wie folgt 
abändere: 

Mein Sohn Paul R., der nach Amerika ausgewandert iſt, ſeit 
1888 nichts wieder von ſich hat hören laſſen, erhält nur ſeinen geſetz⸗ 
lichen Pflichtteil. 

Mein Sohn Alfred R. erhält ebenfalls den geſetzlichen Pflicht⸗ 
teil, da er bereits einen großen Teil ſeines Erbteils im voraus 
empfangen hat, wie laut beifolgende Quittungen ausweiſen. 

Meine beiden Töchter Emma S. und Hedwig S. oder deren 
geſetzliche Erben teilen ſich in meinen geſamten übrigen Nachlaß und 
beſtimme ich hiermit ausdrücklich, daß meine Tochter Emma, da ſie 
die am meiſten bedürftigſte iſt und die Verpflichtung auf ſich ge⸗ 
nommen hat, mich bis zu meinem Tode treu zu pflegen, von meinem 
dereinſt hinterlaſſenen Kapital die Summe von 9000 % mehr er⸗ 
halten ſoll. 

Sind meine beiden Söhne nicht aufzufinden nach Aufruf und 
in der geſetzlichen Friſt, ſo zahlen die Herren Teſtamentsvollſtrecker 
das Erbteil meiner Söhne, welche ſie laut $5 meines Teſtaments 
v. 25. Mai 1889 verwaltet haben, an meine beiden Töchter Emma S. 
und Hedwig S. oder deren geſetzliche Erben aus.“ 

Die beiden Töchter der Erblaſſerin beantragten im Auguſt 1934, 
indem ſie ſich auf den Standpunkt ſtellten, daß Paul und Alfred 
nur pflichtteilsberechtigt ſeien, die Erteilung eines Erbſcheines dahin, 
daß die Erblaſſerin ausſchließlich von ihnen, den Antragſtellerinnen, 
zu gleichen Teilen beerbt worden ſei. Nachlaßgericht und LG. lehnten 
den Antrag ab mit der Begründung, daß auch Paul und Alfred als 
Erben, nämlich in Höhe der Hälfte ihrer geſetzlichen Erbteile, an⸗ 
zuſehen ſeien. Die weitere Beſchwerde hatte Erfolg. 

Daß die Erblaſſerin ſich, zumal bei der Abfaſſung des offenbar 
ohne fachkundige Hilfe errichteten zweiten Teſtamentes, über die rechts 
lichen Unterſchiede in der Bedeutung der nebeneinander verwendeten 
Ausdrücke Erbe und Pflichtteilsempfänger klargeweſen wäre, läßt ſich 
nicht feſtſtellen. Dann iſt aber nicht auf die Verwendung dieſer Aus⸗ 
drucksweiſe, ſondern darauf abzuſtellen, welche erbrechtliche Geſtaltung 
der Stellung der Sohne den von der Erblaſſerin mit ihren teſta⸗ 
mentariſchen Anordnungen verfolgten praktiſchen Zielen am beſten 
entſpricht. Von dieſem Geſichtspunkte aus ſpricht nichts für den 
Wunſch der Erblaſſerin, die Söhne miterben zu laſſen, wohl aber 
einiges dafür, ihnen lediglich die Stellung von Forderungsberechtigten 
zuzuweiſen. Die Erblaſſerin durfte davon ausgehen, daß die ſeit langer 
Zeit in Amerika lebenden Söhne ſelbſt keinen Wert darauf legen 
würden, an der eigentlichen Auseinanderſetzung über den Nachlaß teil⸗ 
zunehmen. Der geſamte Hausrat war den Töchtern übrigens ſchon in 
dem erſten Teſtamente als Vorausvermächtnis zugewendet. Es kommt 
hinzu, daß aus der Erbeneigenſchaft der Söhne für den Fall, daß 
ſie nicht aufzufinden ſein würden, Schwierigkeiten bei der Behand⸗ 
lung der im Wege der Auseinanderſetzung auf fie entfallenden Nachlaß⸗ 
teile erwachſen konnten, wie ſie gewiß nicht im Sinne der Erblaſſerin 


gelegen haben. In dieſer Beziehung iſt die Beſtimmung in Abf. 5 des 
zweiten Teſtamentes von beſonderer Bedeutung. Die dort für den Fall 
der Unauffindbarkeit der Söhne angeordnete Auszahlung ihres „Erb⸗ 
teils“ an die beiden Töchter ließ ſich, wenn die Söhne Erben wurden, 
überhaupt nicht durchführen. Die Teſtamentsvollſtrecker durften die 
auf etwaige „Erbteile“ der Söhne entfallenden Werte nicht an andere 
Perſonen, auch nicht an die Miterbinnen, aushändigen und konnten 
von der Innehaltung dieſer Verpflichtung nicht einmal durch die 
Erblaſſerin entbunden werden. Daß die Tochter gegebenenfalls ſelbſt 
Teſtamentsvollſtrecker in Anſehung des Erbteils der Söhne werden 
ſollten, iſt zu künſtlich, als daß man es der Erblaſſerin als gewollt 
unterſtellen durfte. Auch die Annahme einer Nacherbeneinſetzung der 
Töchter könnte nicht zu dem von der Erblaſſerin gewollten Erfolge 
führen, weil die darin liegende Beſchränkung der Söhne nach 8 230 
Abf. 1 Satz 1 BGB. unwirkſam wäre. Dagegen ließ ſich die Or 
ſtimmung vom Standpunkt der Erblaſſerin aus, die noch mit den 
Amtsantritt der — angeblich inzwiſchen verſtorbenen — Teſtaments⸗ 
vollſtrecher rechnete, ohne weiteres verwirklichen, wenn die Söhne 
nur Pflichtteilsgläubiger wurden. Denn in dieſem Falle beſtand / bein 
Bedenken dagegen, daß die Teſtameutsvollſtrecker bei Unauffinbbar⸗ 
keit der Söhne die zur Erfüllung ihrer Pflichtteilsanſprüche zurüche 
geſtellten Werte den Töchtern zur eigenen ſpäteren Erfüllung der 
Anſprüche aushändigten. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob hiermit bereits alle Zweifel 
an der Eigenſchaft der Söhne als bloßer Pflichtteilsgläubiger aus? 
geräumt find. Denn ſoweit ſolche noch beſtehen bleiben, wird DIE 
Auslegungsfrage im vorl. Falle durch 8 2304 BGB. dahin ent“ 
ſchieden, daß die Zuwendung des Pflichtteils ſchon mangels Feſt⸗ 
ſtellbarkeit des Gegenteils nicht als Erbeinſetzung anzuſehen iſt. 

Die Antragſtellerinnen find alſo alleinige Erben ihrer Mutter 
geworden. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 14. Febr. 1935, 1b X 620/34.) 
Ber. von AGR. Dr. jur. Kurt Koenig, Berlin. 
% 


87. 88 2353, 2357 BG B. Ein gemeinſchaftlicher Erb’ 
ſchein kann auch über die Erbteile eines Teiles der Erben, 
und zwar auch auf Antrag eines einzelnen Miterben, er?“ 
teilt werden. Die bisherige abweichende Rechtſprechung 
wird aufgegeben. 


In notarieller Verhandlung hat die Tochter eines verſtor⸗ 
benen Bruders des Erblaſſers unter Überreichung der hierfür er 
forderlichen Perſonenſtandsurkunden die Erteilung des Erbſcheins 
nach der geſetzlichen Erbfolge für zwei von den in Betracht kom⸗ 
menden drei Bruderſtämmen des Erblaſſers beantragt, indem 
unter Verſicherung an Eides Statt die erforderlichen Angaben, aus 
denen ſich das Erbrecht der aufgeführten Beteiligten ergibt, ge⸗ 
macht und folgendes hinzugefügt hat: Für das letzte Drittel könne 
ſie einen Erbſcheinsantrag nicht ſtellen, da der am 22. Dez 1850 
geborene dritte Bruder des Erblaſſers bereits vor vielen Jahren 
nach Amerika gefahren ſei und, ſoweit dies die Antragſtellerin er 
fahren habe, ſich dort verheiratet und mehrere Kinder haben ſollei 
ſie wiſſe nicht, ob er noch lebe, da ſie ſeit vielen Jahren nichts 
mehr von ihm und ſeiner Familie gehört habe. 

Das Nachlaßgericht hat durch befriſtete Zwiſchenverfügung 
den Antrag aller in dem Erbſchein aufzuführenden Erben ver⸗ 
langt, da es ſich um die Zuſammenfaſſung von Einzelerbſcheinen 
handle. Gegen dieſe Zwiſchenverfügung hat die Antragſtellerin 
Beſchw. und, nachdem das LG. dieſe zurückgewieſen hat, weitere 
Beſchw. eingelegt. Die weitere Beſchw. hatte Erfolg. 


Allerdings hat der Senat bisher in ſtändiger Rſpr. die auch 
den Entſch. der Vorinſtanzen zugrundeliegende Auffafſung vertre⸗ 
ten, daß das BGB. im Falle einer Mehrheit von Erben neben 
dem auf Antrag eines Teilerben für deſſen Erbteil erteilten Er! 
ſchein ($ 2353 BGB.) nur den gemeinſchaftlichen Erbſchein * 
ſämtliche Erben (§ 2357 BGB.), nicht aber auch einen ges 
meinſchaftlichen Teilerbſchein für einzelne Erbſtämme kenne. In 
der Rſpr. war bisher nur die Zuſammenfaſſung mehrerer Teil’ 
erbſcheine in einer Urkunde (ein ſog. Gruppenerbſchein) unter der 
Vorausſetzung zugelaſſen worden, daß jeder der aufzuführenden 
Miterben die Ausſtellung eines auf ſeinen Erbteil bzgl. Teil’ 
erbſcheins unter Abgabe der erforderlichen formellen Erklärungen 
beantragt hatte (ogl. RI. 11. 14. Kc J. 41, 90; Odch. 24, 10) 
Dieſe Auffaſſung, an der der Senat ſeitdem feſtgehalten hat (DI 
z. B. 1 X 268/21), war freilich verſchiedentlich als nach der Fal 
ſung des Geſetzes nicht geboten und den praktiſchen Bedürfniſſen 
nicht gerecht werdend angegriffen worden (vgl. insbeſ. Münch? 
meyer, Dentſcher Erbnachweis S. 44; Eberhard: Recht 1910, 
239; Brachvogel: Bl. 14, 450 ff.). Sie iſt jedoch im übrl“ 
gen vom Schrifttum als h. A. übernommen worden (vgl. z. 1 
RGRͤomm. § 2357 Anm. 1 BGB.; Planck, § 2357, Anm. 


64. Jahrg. 1935 Heft 26 
9 
58. Staudinger, § 2357, Anm. 1 BGB.; Schlegel ⸗ 
ger, § 84, Anm. 1 300; Brand-Kleeif, Nachlaß. 
den, S. 247 f.). Bei erneuter Prüfung der Frage vermag der 
halten feinen bisherigen Standpunkt nicht mehr aufrechtzuer⸗ 


Eniſ Der Senat hat ſeine bisherige Auffaſſung vor allem in der 
ung KJ. 41, 90 eingehend begründet und teils auf die Ent⸗ 
5 ungsgeſchichte der entſprechenden Vorſchr. des BGB., teils auf 
1 Faſſung geſtützt. Er iſt jedoch jetzt der Meinung, daß dieſe 
male Geſetzesauslegung, die im weſentlichen am Wortlaut des 
en etzes haften geblieben iſt, zu eng iſt. Zunächſt läßt fi) aus 
nic Entſtehungsgeſchichte der entſprechenden Vorſchr. des BGB. 

cht entnehmen, daß der Geſetzgeber den gemeinſchaftlichen Teil⸗ 


oa len habe ablehnen wollen. Nach dem erſten Entwurf war be- 


ng tigt, lediglich anzuordnen, daß ſowohl der Alleinerbe als 
an dr Teilerbe ein Zeugnis über ſein Erbrecht erhalten könne, 


anf emgemäß bei einer Mehrheit von Erben das Zeugnis nur 
Mot en Antrag ſämtlicher Erben zuzulaſſen (vgl. § 2068 1. Entw.; 
geſch 5, 558). Bei den Verhandlungen wurde dann aber vor⸗ 
licelagen und beſchloſſen, auch die Erteilung eines gemeinſchaft⸗ 
zu en Erbſcheins für alle Erben auf Antrag eines einzelnen Erben 
ſchantaſſen (ogl. Prot. 5, 678). Die Zulaſſung auch eines gemein⸗ 
hie [lichen Teilerbſcheins auf Antrag eines einzelnen Erben iſt 
d b ſoweit erſichtlich, überhaupt nicht erwogen worden, ſo 
Gef ſich hieraus keine zwingenden Schlüſſe auf den Willen des 
etzgebers ziehen laſſen. 

für „Ebenso behandelt auch das Geſetz ſelbſt, wie zuzugeben iſt, 
Erh en Fall einer Mehrheit von Erben nur den auf Antrag eines 
u u über deſſen Erbteil zu erteilenden Erbſchein ($ 2353 BGB.) 

1 den auf Antrag einzelner Erben für alle Erben zu erteilen⸗ 
1 gemeinſchaftlichen Erbſchein ($ 2357 BGB.). Dies geht be⸗ 
5 a aus der Faſſung des § 2357 Abſ. 3 und 4 hervor, auf die 
aus die Entſch. in KJ. 41, 90 im weſentlichen geſtützt iſt. Hier⸗ 
fall folgt jedoch noch nicht, daß der Geſetzgeber auch den Zwiſchen⸗ 
der nämlich den, daß ein Bedürfnis nach einem Erbſchein beſteht, 
nich u nicht nur über den Erbteil des einzelnen Erben, aber auch 

h über die Geſamtheit der Erbteile, ſondern über die Erbteile 
in Erker Miterben, einzelner Erbenſtämme ausläßt, überhaupt 

Erwägung gezogen und als unbeachtlich angeſehen hat. 

In der Tat iſt anzuerkennen, daß ein erhebliches Bedürfnis 
Erb. Erteilung ſolcher Teilerbſcheine für die Erben einzelner 
Erbenſtämme beſtehen kann, jet es, weil die Erben der übrigen 
dahe ſtäamme ſich vorläufig nicht feſtſtellen laſſen und für dieſe 
bereit eine Nachlaßpflegſchaft erforderlich wird, oder, ſoweit ſolche 
der 115 angeordnet iſt, erforderlich bleibt, ſei es, weil die Erben 
infof igen Stämme bereits durch Erbſchein ausgewieſen ſind oder 
ein ge eines ihr Erbrecht nachweiſenden öffentlichen Teſtaments 

Fa beſonderen Erbſchein nicht benötigen. Die aus der Entſtehung 
Schreants der Faſſung des Geſetzes in der bisherigen Rſpr. gezogene 
meinſfolgerung, daß der nur von einzelnen Erben beantragte ge⸗ 
Um baftliche Teilerbſchein abzulehnen ſei, ließe ſich unter dieſen 
für diarden nur rechtfertigen, wenn irgendwelche ſachlichen Gründe 

is ieſe Ablehnung angeführt werden könnten. Solche ſind jedoch 
der ch nicht geltend gemacht worden und auch nicht erſichtlich. Hat 
Erb eſetzgeber keine Bedenken getragen, den gemeinſchaftlichen 
lassen für alle Erben auf Antrag nur einzelner Erben zuzu⸗ 
ſet gebec 2357 Abſ. 1 Satz 2 BGB.), jo iſt ſchlechterdings ein ge⸗ 
Torte tier Grund dafür nicht einzuſehen, den gemeinſchaftlichen 
f ang zein zu verſagen oder nur in Form des ſog. Gruppenerb⸗ 
darf 3, für den es eines Antrages aller aufzuführenden Erben be⸗ 
richte zuzulaſſen. Hierbei iſt zu berückſichtigen, daß es dem Nachlaß⸗ 
von 15 unbenommen bleibt, die erforderlichen Erklärungen auch 
einem A übrigen im Erbſchein aufzuführenden Miterben oder 
des 2. Teile dieſer Miterben zu verlangen, falls ihm die Angaben 
der Amtragſtellers keine hinreichende Gewähr für die Richtigkeit 

"gaben zu bieten ſcheinen (vgl. $ 2357 Abſ. 4 BGB.). Der 
melle enerbſchein kann jedoch gerade deshalb, weil er die for⸗ 
1 erklärungen aller an ihm beteiligten Erben vorausſetzt, 
ſung dieinſchaftlichen Teilerbſchein nicht erſetzen, denn die Beſchaf⸗ 
von ieſer Erklärungen ſtößt, beſonders bei einer großen Zahl 
Schw ben, die an verſchiedenen Orten wohnen, oft auf erhebliche 

RN verigkeiten, kann auch große Zeitverſäumnis zur Folge haben 
lafſunorurſacht endlich hohe Koſten. Ein Bedenken gegen die Zu⸗ 
herauf; gemeinſchaftlicher Teilerbſcheine iſt auch nicht etwa daraus 
for 1 daß die Erben der dabei nicht berückſichtigten Stämme 
teil fallen ſein könnten, und daß daher möglicherweiſe deren Erb⸗ 
Teiler übrigen Erben angewachſen iſt, ſo daß die Erbteile in 
enn dedemen zu niedrig angegeben würden (vgl. RIA. 11, 15). 
erbſche te gleiche Gefahr beſteht auch bei der Zulaſſung von Teil⸗ 
kein men für einzelne Erbteile; überdies hat der Senat auch 
erbſch edenken getragen, einem Miterben auf Antrag einen Teil⸗ 

hein über einen Mindeſterbteil zu erteilen, wenn ſich nicht 


Rechtſprechung 
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ermitteln läßt, ob alle neben ihm berufenen Erbanwärter den Erb⸗ 
fall erlebt haben (vgl. IFG. 1, 176; 10, 75). 

Hiernach vermag der Senat ſeine bisherige Auffaſſung, 
daß nur ein Gruppenerbſchein und nicht ein gemeinſchaftlicher 
Teilerbſchein zuzulaſſen ſei, nicht aufrechtzuerhalten. Vielmehr iſt 
grundſätzlich jeder der beteiligten Erben für befugt zu erachten, 
den Antrag auf Erteilung auch eines gemeinſchaftlichen Teilerb⸗ 
ſcheins zu ſtellen. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 23. Mai 1935, 1 WX 180/35.) (Sch. 
* 


88. 82356 Abſ. 3 BGB. Im Erbſcheins verfahren kann, 
wenn der Erblaſſer eine zweite Ehe geſchloſſen hatte, der 
Wegfall (Tod) der erſten Ehefrau vor der Wiederverheira⸗ 
tung nicht als offenkundig i. S. des § 2356 Abſ. 3 BGB. 
angeſehen werden, fo daß es grundſätzlich der Vorlegung 
einer Sterbeurkunde zum Nachweiſe der für die Beurtei- 
lung der geſetzlichen Erbfolge weſentlichen Gültigkeit der 
zweiten Eheſchließung bedarf. 

Am 3. Febr. 1932 iſt der Invalide Hermann O. aus B. ge⸗ 
ſtorben. Er war laut Heiratsurkunde des Standesbeamten in B. ſeit 
dem 30. Jan. 1886 mit Pauline O. geb. G. verheiratet. Aus dieſer 
Ehe ſind 4 Kinder hervorgegangen. In notarieller Erbſcheinsverhand⸗ 
lung haben die Witwe und die 4 Kinder erklärt und an Eides Statt 
verſichert, daß der Erblaſſer eine letztwillige Verfügung nicht hinter⸗ 
laſſen habe und daß er in erſter, kinderlos gebliebener Ehe mit 
Franziska O. geb. C., die nach einjähriger Ehe verſtorben ſei, ver⸗ 
heiratet geweſen ſei; demgemäß haben fie die Ausſtellung eines Erb⸗ 
ſcheins beantragt, der ſie als Erben ausweiſt, und zwar die Witwe 
zu ½, die Kinder zu je 3/46. Dem Antrage ſind gem. § 2356 Abſ. 1 
BGB. die erforderlichen Geburts⸗, Sterbe- und Heiratsurkunden bei⸗ 
gefügt worden, mit Ausnahme der Sterbeurkunde der erſten Ehefrau 
des Erblaſſers. Das Nachlaßgericht hat wegen Fehlens dieſer Urkunde 
den Antrag durch Zwiſchenverfügung beanſtandet. Hiergegen haben die 
Antragſteller Beſchw. und, nachdem das LG. dieſe zurückgewieſen hat, 
weitere Beſchw. eingelegt. Auch dieſe hatte keinen Erfolg. 

Die BeſchwF. vertreten die Auffaſſung, der vor der zweiten 
Eheſchließung erfolgte Tod der erſten Ehefrau ſei eine bei dem Gericht 
offenkundige Tatſache i. S. des § 2356 Abſ. 3 BGB., fo daß dieſe 
durch eine öffentliche Urkunde nicht erſt bewieſen zu werden brauche; 
denn es ſei eine Erfahrungsregel des Lebens, daß ein Mann wie der 
Erblaſſer nicht zu gleicher Zeit mit zwei Franen verheiratet geweſen 
ſein könne. Das LG. hat dieſen Standpunkt ebenſowenig wie das 
Nachlaßgericht gebilligt, da ſie den Tod der erſten Ehefrau nicht als 
offenkundig anſehen. Ihre dies darlegenden Ausführungen ſind recht⸗ 
lich nicht zu beanſtanden. 

Gemäß 8 2354 Abſ. 2 BGB. hat derjenige, der die Erteilung 
eines Erbſcheins beantragt, im Falle des Wegfalls einer Perſon, durch 
die der Antragſteller von der Erbfolge ausgeſchloſſen ſein würde, an⸗ 
zugeben, in welcher Weiſe die Perſon weggefallen iſt. Die Richtigkeit 
dieſer Angabe iſt gem. $ 2356 Abſ. 1 BGB. grundſätzlich durch öffent⸗ 
liche Urkunden nachzuweiſen. Dies trifft auch auf den Wegfall der 
erſten Ehefrau des Erblaſſers, mit andern Worten auf die Auflöſung 
der erſten Ehe vor Schließung der zweiten Ehe zu. Denn, wenn der 
Erblaſſer vor Auflöſung der erſten Ehe zu einer zweiten Ehe ge- 
ſchritten wäre, ſo wäre dieſe zweite Ehe, die noch unter Geltung des 
ALR. geſchloſſen iſt, gem. 88 16, 936 ff. II 1 ALR. nichtig und 
könnte die zweite Ehefrau daher keine Rechte aus ihr herleiten. 

Nun haben die Antragſteller zwar in der Erbſcheinsverhandlung 
angegeben, daß die erſte Ehefrau vor Schließung der zweiten Ehe 
geſtorben ſei. Sie haben dies jedoch nicht, wie es in 8 2356 Abſ. 1 
BGB. grundſätzlich vorgeſchrieben ift, durch öffentliche Urkunden nach⸗ 
gewieſen. Insbeſ. beſcheinigt die Heiratsurkunde für die zweite Ehe 
nur die Eheſchließung als ſolche, nicht aber auch die vorherige Auf⸗ 
löſung einer früheren Ehe. Sie kommt daher als öffentliche Urkunde 
zum Nachweiſe der Auflöſung der früheren Ehe nicht in Betracht (vgl. 
85 415, 418 ZRO.). i 

Gemäß § 2356 Abſ. 3 BGB. iſt allerdings die Vorlegung einer 
öffentlichen Urkunde zum Nachweiſe nicht erforderlich, wenn die nach⸗ 
zuweiſende Tatſache bei dem Nachlaßgericht offenkundig it. Das LG. 
hat, in Übereinſtimmung mit dem Nachlaßgericht, die Offenkundigkeit 
ohne Rechtsirrtum verneint. Insbeſ. hat es hierbei den Begriff der 
Offenkundigkeit nicht verkannt, wie die BeſchwF. geltend machen. 
Nach ſtändiger Rſpr. find „offenkundig“ nur ſolche Tatſachen, die 
nach allgemeinen Erfahrungsſätzen feſtſtehen oder dem Nachlaß⸗ 
gericht aus ſeiner amtlichen Tätigkeit bekannt ſind. Etwas, was auf 
Grund allgemeiner Erfahrungsſätze in hohem Maße wahrſcheinlich iſt, 
ſolange keine Anhaltspunkte für das Gegenteil gegeben ſind, kann 
noch nicht als offenkundig im Sinne des Geſetzes angeſehen werden. 
Eine ſcheinbare Ausnahme hat die Rſpr. nur im Falle des 8 29 
Satz 2 GBO. gemacht, indem fie für den grundbuchmäßigen Nachweis 
gewiſſer Nebenumſtände, von denen die Wirkjamkeit einer Erklärung 
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abhängt, die Anwendung allgemeiner Erfahrungsjäge in dem Sinne 
zugelaſſen hat, daß es für eine auf ſolchen Satz geſtützte Beurteilung 
keines beſonderen Beweiſes bedürfe, ſofern nicht etwa beſondere, irgend⸗ 
wie erkennbare Umſtände des Einzelfalles die Anwendung des all⸗ 
gemeinen Erfahrungsſatzes hindern; dies gilt insbeſ. in Fällen, wo es 
auf die Entgeltlichkeit einer Verfügung ankommt (vgl. RG. 69, 260 
— JW. 1908, 683; 336.7, 287), aber auch bzgl. ſonſtiger Neben⸗ 
umſtände (vgl. KJ. 35, A 235; 37, A 221). Es kann nun dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob in dieſen Fällen eine „Offenkundigkeit“ nicht für 
erforderlich gehalten wird, wie das KG. in ſtändiger Rſpr. annimmt, 
oder ob an den Begriff der Offenkundigkeit aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen in ſolchen Fällen ausnahmsweiſe geringere Anforderungen 
geſtellt werden, wie Güthe-Triebel (8 29 GBO. Aum. 9) meint. 
Jedenfalls beruht die weniger ſtrenge Beurteilung hier nur darauf, 
daß bzgl. ſolcher Nebenumſtände die Führung eines Urkundsbeweiſes 
meiſt unmöglich iſt und doch ein Weg geſchaffen werden muß, um 
ſolche Grundbucheintragungen zu ermöglichen (vgl. IFG. 7, 287). Im 
8 2356 BGB. iſt jedoch für den Fall, daß die erforderlichen Urkunden. 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten zu beſchaffen 
ſind, ſchon durch die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 ein Ausweg ge⸗ 
geben; es genügt nämlich alsdann die Angabe anderer Beweismittel. 
Unter dieſen Umſtänden liegt kein Anlaß vor, im Falle des $ 2356 
BGB. die an die Offenkundigkeit zu ſtellenden Anforderungen irgend⸗ 
wie herabzumindern. Somit iſt kein Rechtsirrtum darin zu erblicken, 
wenn das LG. es trotz der Unwahrſcheinlichkeit einer Doppelehe nicht 
als offenkundig angeſehen hat, daß die erſte Ehefrau vor der zweiten, 
Eheſchließung geſtorben iſt. Insbeſ. gibt auch das von dem Standes⸗ 
beamten vor jeder Eheſchließung erlaſſene Aufgebot (vgl. SS 44 ff. 
PerſStG.) keine abſolute Gewähr für das Nichtbeſtehen des genannten 
Ehehinderniſſes; dies ergibt ſich ſchon aus der geſetzlichen Regelung 
der an die Doppelehe geknüpften ſtrafrechtlichen und bürgerlich-recht⸗ 
lichen Rechtsfolgen. Der Hinweis der BeſchwF. darauf, daß auch eine 
Sterbeurkunde unter Umſtänden etwas Unrichtiges beſcheinigen könne, 
weil der Standesbeamte die Richtigkeit der ihm gemeldeten Tatſache 
nicht ſelbſt nachprüfe, iſt verfehlt. Denn die Sterbeurkunde iſt eine 
öffentliche Urkunde i. S. der $$ 415, 418 3PO. und liefert vollen 
Beweis für die darin bezeugte Tatſache, ſo daß es in dieſem Falle 
einer Heranziehung der Offenkundigkeit als Erſatzmittels für den zu 
führenden Nachweis nicht bedarf. 

Iſt die vorherige Auflöſung der erſten Ehe hiernach weder durch 
öffentliche Urkunde nachgewieſen noch als offenkundig anzuſehen, dann 
könnte dem Erbſcheinsantrage gem. § 2356 Abſ. 1 Satz 2 BGB. nur 
noch dann ohne weiteres ſtattgegeben werden, wenn etwa dargetan 
oder mindeſtens glaubhaft gemacht wäre, daß die fragliche Sterbe- 
urkunde nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten zu 
beſchaffen wäre, und wenn außerdem andere geeignete Beweismittel 
angegeben wären. Aber auch dieſe Vorausſetzungen ſind in keiner 
Weiſe erfüllt. Da die BeſchwF. nicht einmal behauptet haben, daß die 
Beſchaffung der erforderten Sterbeurkunde ihnen beſondere Schwierig⸗ 
Reiten bereite, hatte das Nachlaßgericht auch keine Veranlaſſung, auf 
dieſe Möglichkeit der Beweisführung in der Zwiſchenverfügung be⸗ 
ſonders hinzuweiſen. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 14. März 1935, 1 WX 110/35.) (Sch. 
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89. 88 63 Abſ. 1 Ziff. 1, 67 JWohlfG. i. d. Faſſ. der 
VD. des RPräſ. über Jugendwohlfahrt v. 4. Nov. 1932 
(RGBl. I, 522). Die vorbeugende Fürſorgeerziehung ift 
nicht eine allgemeine öffentliche Erſatzerziehung für ledig— 
lich hilfsbedürftige Kinder, ſetzt vielmehr voraus, daß 
ihnen in der bisherigen Umgebung die Gefahr der Ver- 
wahrloſung droht. Deshalb iſt es unzuläſſig, bereits auf 
öffentliche Koſten untergebrachte Kinder ohne beſonderen 
Anlaß und ohne konkrete Verwahrloſungsgefahr lediglich 
deswegen zur Fürſorgeerziehung zu bringen, weil der Für⸗ 
ſorgeverband ſeine bisher gewährten Fürſorgeleiſtungen 
einſtellen will. 

Aus der Ehe des Technikers D. ſtammen zwei Kinder im Alter 
von ſieben und fünf Jahren. Die Eltern haben i. J. 1931 unter 
Zurücklaſſung der Kinder Bochum verlaſſen und ſind ſeitdem un⸗ 
bekannten Aufenthalts. Mit Rückſicht hierauf hat ihnen das AG. 
damals gem. § 1666 BGB. die Sorge für die Perſon der Kinder 
entzogen. Die Minderjährigen ſind im katholiſchen Waiſenhauſe in 
Bochum untergebracht worden. 

Auf Antrag des Städtiſchen Jugendamtes hat das VormcGer. 
i. J. 1934 die vorläufige und endgültige Fürſorgeerziehung der Kin⸗ 
der gem. 88 63 Abſ. 1 Nr. 1, 67 RI WohlfG. angeordnet, weil die 
Stadt Bochum die durch die Unterbringung der Kinder im Waiſen⸗ 
haus entſtehenden Koſten nicht länger tragen wolle, mit Rückſicht dar⸗ 
auf aber, daß eine anderweite Unterbringung der Kinder ohne In⸗ 
anſpruchnahme öffentlicher Mittel nicht möglich ſei, die ihnen nun⸗ 
mehr drohende leibliche und geiſtige Verwahrloſung nur durch Über⸗ 
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weiſung zur Fürſorgeerziehung verhütet werden könne. Auf die von 
dem Oberpräſidenten (Verwaltung des Provinzialverbandes) hier 
gegen erhobene ſofortige Beſchw. hat aber das LG. die angefochtene 
Entf. aufgehoben und den Antrag des Jug A. auf Anordnung ‚DE 
vorläufigen und endgültigen Fürſorgeerziehung der Kinder zurück⸗ 
gewieſen. Die ſofortige weitere Beſchw. des ſtädtiſchen Jug A. hatte 
keinen Erfolg. 

Das LG. läßt bei feiner Entſch., ob die vorbeugende Fürſorge⸗ 
erziehung der zur Zeit auf Koſten des Fürſorgeverbandes in Waiſen? 
Haufe untergebrachten Kinder gem. 8 63 Abſ. 1 Nr. 1 RS Wohlfch. 
angängig iſt, die Frage offen, ob gegenwärtig die Voraus- 
ſetzungen des $ 1666 BGB. (oder des hier überhaupt nur anwend⸗ 
baren $ 1838 BGB. [ITG. 10, 36]) gegeben find. Denn jedenfalls, 
fo meint es, drohe den Kindern zur Zeit keine Verwahrloſung i. D, 
des § 63 Abſ. 1 Nr. 1 RJWohlfG. Der Fürſorgeverband habe bei 
Vermeidung diſziplinariſcher oder ſtrafrechtlicher Haftung der, be⸗ 
teiligten Beamten die Pflicht, weiter für die hilfsbedürftigen Kinder 
einzutreten und die erforderlichen Mittel nicht nur zur Beſtreitung 
ihres unentbehrlichen Lebensunterhaltes, ſondern auch zu ihrer Ek, 
ziehung zu brauchbaren Menſchen zur Verfügung zu ſtellen. Damit ſel 
aber bis auf weiteres, ſolange der Aufenthalt der Eltern unbekann 
ſei und eine Nachprüfung der gegen fie gem. § 1666 VGB. ek 
gangenen Anordnung nicht in Betracht komme, einer Gefährdung 
der Kinder ausreichend vorgebeugt, ſo daß für ihre Überweiſung zur 
Fürſorgeerziehung kein Raum fer. Dieſen Erwägungen, die ſich all 
einen Beſchluß des Senats zum PrFürſeErzGG. v. 7. Juli 199 
(KGJ. 48, 24 ff.) gründen, ift auch unter Berückjichtigung des je 
geltenden Rechts im weſentlichen beizutreten. . 

Die weitere Beſchw. macht gegenüber den Ausführungen De 
LG. in Übereinſtimmung mit der Entſch. des VormGer. geltend, daß 
nicht nur mit Rückſicht auf das Verhalten der Eltern den Kindern 
gegenüber die Erforderniſſe des 8 1666 Abſ. 1 BGB. vorlägen, TO 
dern daß auch die weiteren Erforderniſſe des § 63 Abſ. 1 Nr. 
RI Wohlſch. gegeben ſeien. Der Bezirksfürſorgeverband habe ſeit der 
Aufhebung des 8 55 RIWohlfGG. durch die RPräſVO. v. 4. Nov. 
1932 (RÖBL. I, 522) nicht mehr die Pflicht, für die Koſten der Er 
ziehung der Kinder aufzukommen. Wenn er es bisher dennoch getan 
habe, ſo ſei das freiwillig geſchehen. Da aber der Verband zu dieſer 
freiwilligen Leiſtung nicht länger mehr bereit ſei, ſo müßten ‚DIR 
Kinder aus dem Waiſenhauſe entlaſſen werden. Sie ſeien infolgedeſſen 
wegen des Fehleus einer Möglichkeit zu ihrer anderweitigen Unter⸗ 
bringung ohne Inanſpruchnahme öffentlicher Mittel der Verwahr 
loſung ausgeſetzt, der nur durch Anordnung der Fürſorgeerziehung 
gem. 8 63 Abſ. 1 Nr. 1 RIWohlfch. entgegengetreten werden könne, 

Dieſe Ausführungen der weiteren Beſchw. verkennen den. er 
8 63 Abſ. 1 Nr. 1 RJWohlfch. feſtgelegten Geſetzestatbeſtand. Die An 
orduung der vorbeugenden Fürſorgeerziehung iſt danach — von delt 
ſonſtigen Vorausſetzungen abgeſehen — nur dann zuläſſig, wenn ein 
Minderjähriger in ſeiner bisherigen Umgebung einer nicht ledig 
lich Körperlichen Verwahrloſung ausgeſetzt iſt. Wird alſo der Um- 
gebungswechſel für den Minderjährigen deshalb notwendig, weil ih 
in der bisherigen Umgebung auf Grund genau feſtzuſtellende⸗ 
konkreter Tatumſtände Verwahrloſungsgefahr droht, ſo iſt nach 
der jetzigen Faſſung des Geſetzes, wenn doch öffentliche Mittel füt 
ſeine anderweite Unterbringung in Anſpruch genommen werde 
müſſen, Fürſorgeerziehung anzuordnen. Unter dieſen Vorausſetzungen 
geht allerdings, wie der Senat bereits in feinem Beſchluß Ich. 10, 
35 ausgeſprochen hat, die Fürſorgeerziehung ſtets der öffentliche 
Fürſorge vor. Wenn dagegen ein Minderjähriger lediglich hills 
bedürftig iſt, wie etwa Findelkinder oder völlig mittelloſe Kinde 
eben verſtorbener Eltern, denen aber nicht die Gefahr der Verwahl 
loſung aus ihrer Umgebung droht, ſondern für die nur deshal, 
öffentlich geſorgt werden muß, weil ſie ſelbſt dazu nicht in der ie 
ſind und ausreichende eigene oder fremde private Mittel hierzu nicht 
zur Verfügung ſtehen, ſo kommt eine vorbeugende Fürſorgeerziehune 
nach 863 Abſ. 1 Nr. 1 RJ Wohlſch. nicht in Betracht. Für 0 > 
lediglich hilfsbedürftigen Kinder hat die öffentliche Fürſorge 4 
zutreten und ihnen im Rahmen der Reichsgrundſätze über Zoran i 
ſetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürſorge v. 1. Aug. 190 
(RGBl. I, 441) den notwendigen Lebensbedarf zu gewähren und I 
ihre Erziehung und Erwerbsbefähigung zu ſorgen. 

Nach dieſen Geſichtspunkten kann aber auch hier die Anordnung 
der vorbeugenden Fürſorgeerziehung der Minderjährigen nicht“ 
folgen. Sie find, wie das LG. rechtsbedenkenfrei feſtſtellt, bie 
Waiſenhaus einwandfrei untergebracht. Irgendwelche Umſtände, 
ihre Entfernung von hier „zur Verhütung einer ihnen drohenden 
nicht lediglich körperlichen Verwahrloſung“ erfordern könnten, iefe 
ſtehen nicht. Auch der Beſchwe. ſtellt dies nicht in Abrede, ſieht UT, 
mehr die den Kindern drohende und durch die vorbeugende Fürſor 2 
erziehung zu verhütende Verwahrloſung erſt darin, daß die Minde 
jährigen infolge der Eiuſtellung der öffentlichen Fürſorgeleiſtu 
aus dem Waiſenhauſe entlaſſen und nicht anderweit untergebr 
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Basen. Daraus ergibt ſich aber, daß nicht, wie es § 63 Abſ. 1 Nr. 1 
9 Wohlſch. vorausſetzt, die drohende Verwahrloſung eine Folge der 
gegenwärtigen Lebensverhältniſſe der Kinder iſt, ſondern daß gerade 
umgekehrt erſt durch die Entfernung der Kinder aus ihrer jetzigen 
ſolchesung eine Verwahrloſungsgefahr hervorgerufen werden wird. Ein 
cher Tatbeſtand genügt für die Anwendung des 8 63 Abſ. 1 Nr. 1 
WOHLE, nicht. Dazu kommt hier im übrigen, daß die Darlegun⸗ 
den der weiteren Beſchw. auch keine ausreichenden konkreten Tat- 
wchen darſtellen, die zur Begründung der Verwahrloſungsgefahr not⸗ 
badi ſind. Denn die Anſicht, daß hilfsbedürftige Kinder i. S. der 
Nentlichen Fürſorgepflicht ſtets einer Verwahrloſung auch ſittlicher 
185 ausgeſetzt ſeien, wenn ſie nicht untergebracht werden, iſt eine, 
wenn auch in der Regel vielleicht richtige, aber doch ſo allgemeine 
bwägung, daß ſie mangels genauer Tatumſtände zur Anordnung 
x vorbeugenden Fürſorgeerziehung nicht genügt. Es hann mithin 
wi der hier gegebenen Sachlage nicht feſtgeſtellt werden, daß gegen⸗ 
ihre eine anderweite Unterbringung der Kinder zur Verhütung 
= er Verwahrloſung i. S. des 8 63 Abſ. 1 Nr. 1 RJ WohlfG. er⸗ 
wicderlich iſt. Eine Unterbringung auf öffentliche Koſten wäre hier 
ot wegen einer konkreten Verwahrloſungsgefahr, ſon⸗ 
ern allein wegen der Hilfsbedürftigkeit der Kinder not- 
g. Deswegen allein kann die Fürſorgeerziehung nicht angeord— 
et werden. 
Marne VeſchwF. kann ſich zur Unterſtützung ihrer gegenteiligen 
19 0 auch nicht darauf berufen, daß durch die RPräſ VO. b. 4. Nov. 
pflich die Beſt. des 8 55 RIWohlſch. und damit ihre Fürſorgever⸗ 
ichtung den Kindern gegenüber fortgefallen ſei. 8 55 RJWohlſch. 
„ gte nur, daß es bei den Vorſchriften über die Fürſorgeerziehung 
bester bleiben habe, ſofern zur Verhütung der Verwahrlosung hilfs⸗ 
fodürftiger Minderjähriger beſondere Leiſtungen durch die Ent⸗ 
0 aus der bisherigen Umgebung erforderlich ſeien. Dieſe Beſt. 
= raf alſo nicht die Frage der Verpflichtung des Fürſorgeverbandes 
* 5 Fürſorge für hilfsbedürftige Minderjährige als ſolche, ſondern 
ſohelte nur das gegenſeitige Verhältnis zwiſchen öffentlicher Für⸗ 
und Fürſorgeerziehung. Jufolgedeſſen kann auch der Fortfall 
zur 3 55 RIWoHTG. nicht die Verpflichtung des Fürſorgeverbandes 
10 Fürſorgeleiſtung aufheben, ſondern nur die Bedeutung haben, daß 
töglichkeit der Anordnung der vorbeugenden Fürſorgeerziehung 
m tert worden iſt. Fehlen aber die tatſächlichen Vorausſetzungen, 
Mn denen die vorbeugende Fürſorgeerziehung gem. 8 63 Abſ. 1 
„ RJ WohlfGG. angeordnet werden kann, jo behält es bei den all⸗ 
ſouneinen geſetzlichen Verpflichtungen des Fürſorgeverbandes zur Für⸗ 
betgeleiſtung ſein Bewenden, denen er ſich, wie das LG. mit Recht 
w ont, bei Vermeidung diſziplinariſcher und ſtrafrechtlicher Verant⸗ 
mn lichkeit des betreffenden Beamten nicht entziehen kann. Wollte 
5 der Anſicht des BeihwF. inſoweit folgen, jo wäre durch 8 63 
jah 1 Nr. 1 RI WohlfG. die Betreuung nur hilfsbedürftiger Minder⸗ 
ſt riger durch den Fürſorgeverband ſchlechthin ausgeſchloſſen, weil 
me Fürſorgeerziehung eingreifen müßte. Die Fürſorgeerziehung 
Ane . S. der Ausführungen des Beſchwỹ. verſtanden, gleichzeitig 
tin, allgemeine öffentliche Erſatzerziehung aller lediglich hilfsbedürf⸗ 
Ven Kinder. Das Geſetz bietet keinen Anhalt dafür, daß ihm dieſe 
dagweite vom Gefehgeber hat beigelegt werden ſollen. 
10 Es iſt alſo, wie der Senat bereits in feinen Beſchlüſſen. vom 
unte Febr. 1933 (1 a K 76/33) und v. 11. Mai 1934 (1 2 X 604/34) 
Ran Jaweis auf die Entſch. KJ. 48, 24 bemerkt hat, durch die 
den a O. v. 4. Nov. 1932 der gleiche Rechtszuſtand geſchaffen wor⸗ 
sm. wie er in Preußen nach der Nov. v. 7. Juli 1915 FürſckrzG. 
4 Rderjähriger beſtanden hat. Es iſt nicht der Sinn der VO. vom 
Kin ‘0b. 1932, daß alle bereits auf öffentliche Koſten untergebrachten 
ee ohne beſonderen Anlaß und ohne Beſtehen einer konkreten 
der ahrloſungsgefahr zur Fürſorgeerziehung zu bringen ſind, wobei 
Fü Umftand allein, daß der Fürſorgeverband feine bisher gewährten 
pe orgeleiſtungen einftelfen will, keine Verwahrloſungsgefahr in 
655 inne begründen kann. Sollte er ſeine Abſicht verwirklichen, 
10 iſt eg Aufgabe des geſetzlichen Vertreters der Minderjährigen und 
ihr BornGer,, dafür zu ſorgen, daß den den Kindern auf Grund 
d er Hilfsbedürftigkeit zuſtehenden Auſprüchen genügt wird. Wenn 
Ann nat in feinem Beſchluß v. 2. März 1934 (1 a K 220/34) die 
ge br ung der Fürſorgeerziehung eines auf öffentliche Koſten unter⸗ 
hen Minderjährigen zugelaſſen hat, fo war der Sachverhalt 
In Entſch. inſofern beſonders gelagert, als die Mutter des Kindes , 
haberin des Perſonenſorgerechtes war und mit ihrem Heraus⸗ 
ie erlangen gerechnet werden mußte, bei ihr jedoch das Kind einer 
ie nen Gefährdung im höchſten Maße ausgeſetzt war. Soweit jedoch 
1 5 Begründung des Beſchluſſes v. 2. März 1934 mit den Gründen 
r liegenden Entſch. nicht in Einklang ſteht, wird ſie nicht auf⸗ 
echterhalten. 
(ach, ZivSen. la, Beſchl. v. 15. Febr. 1935, 14 X 1607/4.) 
Ber. von KON. Heydtmann, Berlin. 
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90. § 66 RJugWohlfG. Das LG. kaun auf die Be⸗ 
ſchwerde gegen den gemäß § 66 Abſ. 1 RJug WohlfG. vom 
AG. erlaſſenen Ausſetzungsbeſchluß nur darüber entſchei⸗ 
den, ob die Ausſetzung begründet war oder nicht. Es kann 
nicht darüberhinaus ſelbſt die endgültigeFürſorgeerziehung 
des Minderjährigen anordnen. Wohl aber iſt es zur An- 
ordnung der nur vorläufigen Fürſorgeerziehung befugt. 

Das AG. hat auf Grund des 867 RJugWohlfch. den am 24. Jan. 
1918 geborenen Helmut St., einen Sohn der BeſchwF., der vor⸗ 
läufigen Fürſorgeerziehung überwieſen, dann aber durch einen wei⸗ 
teren Beſchluß das Verfahren bis zum 30. April 1935 ausgeſetzt und 
Schutzaufſicht angeordnet. 

Das LG. Wuppertal hat auf die von dem Jug A. Solingen 
gegen den zweiten Beſchluß des AG. rechtzeitig eingelegte ſofortige 
Beſchw. dieſen Beſchluß aufgehoben und den Minderjährigen auf Grund 
des § 63 Abſ. 1 Nr. 2 ZWohlfG. der Fürſorgeerziehung überwieſen. 

Die ſofortige weitere Beſchw. der Eltern hatte nur zum Teil Erfolg. 

Das LG. kommt zur Aufhebung der amtsgerichtlichen Entſch., 
weil es im Gegenſatz zum AG. der Überzeugung iſt, der Minderjährige 
jet ſchon in jo hohem Grade verwahrloſt, daß dieſe Verwahrloſung 
nicht ohne Anordnung der Fürſorgeerziehung beſeitigt werden könne, 
eine Ausſetzung des Verfahrens daher nicht aut Platze ſei. Es hat ſich 
aber nicht mit der Aufhebung des Ausſetzungsbeſchluſſes begnügt, viel⸗ 
mehr von ſich aus die Fürſorgeerziehung des Minderjährigen an⸗ 
geordnet. 

Soweit die BeſchwF., die den Beſchluß des LG. in vollem Um⸗ 
fange anfechten, ſich gegen die Aufhebung der Ausſetzung wenden und 
ihre Wiederanordnung beantragen, iſt ihre Beſchw. ohne weitere Sach⸗ 
prüfung zurückzuweiſen, weil ihnen inſoweit ein Beſchwerderecht nicht 
zuſteht. Ihre Beſchw. könnte inſoweit nur den Zweck haben, den 
Fortgang des ordentlichen Verfahrens zu hindern. Dazu haben aber 
die Eltern kein Recht, ſie können vielmehr nur die das Verfahren 
ſachlich abſchließenden Entſch., die die endgültige oder vorläufige Für⸗ 
ſorgeerziehung anordnen, anfechten. Dies hat der Senat bereits wieder⸗ 
holt ausgeſprochen (la X 143/26: ZB. XIX, 277; 1a X 1068/26: 
OLG. 46, 216). 

Dagegen iſt der Beſchw. inſoweit ftattzugeben, als das LG. von 
ſich aus die endgültige Fürſorgeerziehung angeordnet hat. Hierzu war 
es nicht befugt. Es war zwar auf die Beſchw. des Jug A. als BeſchwG. 
an die Stelle des AG. getreten, konnte aber zu einer Entſch. in der 
Sache nur im Rahmen der mit der Beſchw. angefochtenen Maßnahme 
des AG. kommen. Hat das AG. in der Sache durch Anordnung oder 
Ablehnung der Fürſorgeerziehung endgültig entſchieden, ſo iſt auch 
das Beim. unbeſchränkt in der Lage, nachzuprüfen, ob die Entſch. 
des Ach. zu billigen ſei. Hat aber das AG. eine ſolche abſchließende 
Sachentſch. nicht getroffen, vielmehr nur eine das Verfahren ſelbſt 
betreffende Anordnung erlaſſen, mit der der endgültigen Sachentſch. 
noch nicht vorgegriffen iſt, ſo darf das LG. auch nur dieſe Anordnung 
nachprüfen und nicht von ſich aus eine endgültige Sachentſch. treffen. 
Als eine ſolche nur das Verfahren betreffende Anordnung iſt die 
vom AG. beſchloſſene Ausſetzung des Verfahrens anzuſehen. 

Für das frühere preuß. Recht hat das KG. es allerdings für 
zuläſſig erklärt, daß das LG., wenn das AG. das Fürſorgeerziehungs⸗ 
verfahren ausgeſetzt hatte, ſeinerſeits die endgültige Fürſorgeerziehung 
anordne (KG J. 44, 55). Wenn in jener Entſch. geſagt iſt, das LG. 
könne die endgültige Fürſorgeerziehung nach Durchführung des in 
$4 PrFürſcErzGG. v. 2. Juli 1900 vorgeſehenen Verfahrens anordnen, 
ſo ſoll damit nur geſagt ſein, das AG. müſſe die Sache ſo weit ge⸗ 
klärt haben, daß das LG. ohne weitere eingehende Ermittlungen ſelbſt 
entſcheiden und nicht wegen mangelnder Aufklärung in erſter Inſtanz 
die Sache an das AG. zurückverweiſen müſſe, damit den Beteiligten 
nicht eine Tatſacheninſtanz verlorengehe. 

Die Ausſetzung war im übrigen in dem Präürj&rzb. nicht aus⸗ 
drücklich vorgeſehen, vielmehr erſt von der Nipr. für zuläſſig erklärt 
(KJ. 30, 60; 48, 45). Es war deshalb vor der Ausſetzung eine 
weitergehende Aufklärung erforderlich als jetzt, wo das JWohlfG. 
ausdrücklich die Ausſetzung für zuläſſig erklärt. 9 

Der Senat vermag jedenfalls den früher für das preuß. Recht 
eingenommenen Standpunkt dem JWohlfch. gegenüber nicht aufrecht⸗ 
zuerhalten. Zwar iſt auch jetzt die Ausſetzung des Fürſorgeerziehungs⸗ 
verfahrens nur beim Vorliegen beſtimmter fachlicher Vorausſetzungen 
zuläſſig. Das Verfahren darf einmal nicht von vornherein ausſichts⸗ 
los ſein, d. h. es darf nicht ſchon feſtſtehen, daß weder der Tatbeſtand 
des 8 63 Abſ. 1 Nr. 1 noch der der Nr. 2 gegeben ſei, und es muß 
andererſeits eine Beſſerung der Verhältniſſe erhofft werden können, 
die es angezeigt erſcheinen läßt, die endgültige Entſch. über Anordnung 
oder Ablehnung der Fürſorgeerziehung noch hinauszuſchieben. Nur in 
dieſem Sinne iſt der Ausſetzungsbeſchluß als eine das Verfahren zeit⸗ 
weilig abſchließende Sachentſch. anzuſehen. Seine eigentliche Bedeutung 
liegt aber auf verfahrensrechtlichem Gebiete. Das Verfahren vor dem 
AG. wird durch die Ausſetzung auf beſtimmte Zeit an ſeinem Fort⸗ 
gang gehindert, ſoll aber weiter bei dieſem Gericht anhängig bleiben. 
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Auch nur in dieſem Umfange wird das LG. als BeſchwG. mit der 
Sache befaßt. Es hat nur über die Frage zu entſcheiden, ob die Aus⸗ 
ſetzung zu billigen oder dem Verfahren — vor dem AG. — Fortgang 
zu geben ſei. Der von Fichtl (RJugWohlfG., 2. Aufl., 8 66 Anm. 7) 
ohne nähere Begründung vertretenen gegenteiligen Auffaſſung, daß 
das mit der Beſchw. gegen einen Ausſetzungsbeſchluß befaßte LG. ſelbſt 
die Fürſorgeerziehung anordnen könne, vermag der Senat daher 
nicht beizutreten. Sie würde zu dem praktiſch nicht zu billigenden 
Ergebnis führen, daß eine Endentſch. über Anordnung oder Ablehnung 
der Fürſorgeerziehung erginge, ohne daß das regelmäßig mit den 
örtlichen Verhältniſſen beſonders vertraute VormGer. die Sache ab⸗ 
ſchließend beurteilt hätte, womit den Beteiligten eine Tatſacheninſtanz 
genommen würde. 

Wenn hiernach das LG., das mit einer ſofortigen Beſchw. gegen 
einen Ausſetzungsbeſchluß des AG. befaßt iſt, zwar nicht ſeinerſeits 
die endgültige Fürſorgeerziehung anordnen kann, ſo ſteht es 
anders mit der Anordnung der vorläufigen Fürſorgeerziehung. 
Während in der Ausſetzung noch keine Stellungnahme zu der Frage 
liegt, ob Anordnung oder Ablehnung der endgültigen Fürſorgeerziehung 
zu erfolgen habe, iſt in der Ausſetzung zugleich immer eine Ab⸗ 
lehnung der vorläufigen Fürſorgeerziehung zu ſehen, die mit der 
Ausſetzung unvereinbar iſt. Will das LG. daher die vorläufige Für⸗ 
ſorgeerziehung anordnen, ſo iſt es hierzu in der Lage, da inſoweit 
ſchon eine, mindeſtens ſtillſchweigende Sachentſch. des AG. vorliegt. 

Nach alledem iſt die ſofortige weitere Beſchw. inſoweit zurück⸗ 
zuweiſen, als ſie ſich gegen die Aufhebung der Ausſetzung richtet; im 
übrigen iſt der Beſchluß des LG. inſoweit aufzuheben, als er die 
endgültige Fürſorgeerziehung des Minderjährigen anordnet. 

Einer Wiederherſtellung der Anordnung der vorläufigen Für⸗ 
ſorgeerziehung bedurfte es nicht, da das AG. (von feinem Standpunkt 
aus zu Unrecht) es abgelehnt hat, bei Anordnung der Ausſetzung 
den die vorläufige Fürſorgeerziehung betreffenden Beſchluß ausdrück⸗ 
lich aufzuheben, was zur Folge halle, daß die vorläufige Fürſorge⸗ 
erziehung beſtehen geblieben iſt. 


(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 15. März 1935, 14a WX 173/174/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


* 


91. 873 RIJWohlfcg. Iſt ein Minderjähriger nach 
ärztlichem Gutachten als erziehbar anzuſehen, ſo hat das 
Vormundſchaftsgericht vor Anordnung der Fürforgeere 
ziehung nicht zu prüfen, ob die Fürſorgeerziehungsbe⸗ 
hörde den Minderjährigen nach erfolgter Überweiſung 
zur Fürſorgeerziehung möglicherweiſe nach 873 Satz 2 RJ⸗ 
WohlfG. wieder entlaſſen wird, weil der Minderjährige 
an erheblichen geiſtigen oder ſeeliſchen Regelwidrigkeiten 
leidet und nach ihrer Anſicht mit Mitteln der Fürſorge⸗ 
erziehung nicht erzogen werden kann. 


Das AG. hat auf Grund des 8 63 Abſ. 1 und 2 NJugWohlfch. 
die am 21. Juni 1925 geborene Margot Sch. aus Weilburg, zur 
Zeit in einer Heilerziehungsanſtalt in Idſtein i. T., eine Tochter 
des Arbeiters Karl Sch. und ſeiner Ehefrau Berta Sch., der Für⸗ 
ſorgeerziehung überwieſen. Bereits durch einen früheren amts⸗ 
gerichtlichen Beſchluß war dem Vater die Sorge für die Perſon 
des Kindes gem. 8 1666 Abf. 1 BGB. entzogen und die Untere 
bringung des Kindes in der betr. Heilerziehungsanſtalt Calmenhof 
zur Beobachtung gem. 8 65 Abſ. 4 Rug WohlfG. ungeordnet worden. 

Das LG. in Limburg hat die von den Eltern der Minder⸗ 
jährigen und dem Oberpräſidenten (Verwaltung des Provinzial⸗ 
verbandes) in Wiesbaden gegen den erſteren Beſchluß des AG. 
rechtzeitig eingelegten ſoforkigen Beſchw. zurückgewieſen. 

Die hiergegen vom Kindesvater und vom Oberpräſidenten er⸗ 
hobenen ſofortigen weiteren Beſchw. hatten Erfolg. 

Die Fürſorgeerziehung der Minderjährigen kaun nach 8 63 
RI WohlfGh. in zwei verſchiedenen Fällen angeordnet werden, näm⸗ 
lich einmal, wenn die Vorausſetzungen des § 1666 oder des § 1838 
BGB. vorliegen und zur Verhütung einer nicht lediglich körper⸗ 
lichen Verwahrloſung der Minderjährigen ihre anderweite Unter⸗ 
bringung erforderlich iſt, eine nach dem Ermeſſen des VormGer. 
geeignete Unterbringung ohne Inanſpruchnahme öffentlicher Mittel 
aber nicht erfolgen kann (Ziff. J), ferner dann, wenn die Fürſorge⸗ 
erziehung zur Beſeitigung einer bereits beſtehenden Verwahr⸗ 
loſung wegen Unzulänglichkeit der Erziehung erforderlich iſt (Ziff. 2). 
Wenn das LG. ebenſo wie das AG. die Anordnung der Fürſorge⸗ 
erziehung des Kindes auf Grund dieſer beiden Beſt. für geboten 
hält, fo verkennt es, daß die beiden geſetzlichen Tatbeſtände ſich 
gegenſeitig ausſchließen. Iſt feſtzuſtellen, daß der Minderjährigen 
lediglich Berwahrloſung droht, fo kann nur die vorbeugende Für⸗ 
ſorgeerziehung des 8 63 Abſ. 1 Nr. 1 Rug Wohlfcz. in Betracht 
kommen. Iſt aber eine körperliche oder geiſtige Verwahrloſung der 
Minderjährigen bereits eingetreten, ſo kann nur die heilende Für⸗ 


ſorgeerziehung des § 63 Abſ. 1 Nr. 2 RJugWohlfG. angeordnet 
werden. Eine gleichzeitige Anwendung der beiden Geſetzesbeſtim' 
mungen iſt alſo rechtlich nicht möglich (JFG. 2, 108). Schon aus 
dieſem Grunde kann der angefochtene Veſchluß rechtlich nicht 9% 
billigt werden. 

Aber auch im übrigen ermöglichen die Feſtſtellungen, die das 
LG. in ſeiner Entſch. unmittelbar oder durch zuläſſige Bezugnahme 
auf die in der Sache bereits ergangenen Beſchlüſſe getroffen hat, 
keine rechtsbedenkenfreie Beurteilung der Frage, ob die Voraus?“ 
ſetzungen des 8 63 Abf. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 RJugWohlfG. vor⸗ 
liegen. Das LG. meint zwar in erſter Linie, daß die Minderjährige 
bereits körperlich verwahrloſt ſei, will alſo hieraus erſichtlich die 
Vorausſetzungen des 863 Abſ. 1 Nr. 2 Rug WohlfG. folgern. 
Von einer körperlichen Verwahrloſung der Minderjährigen kann 
jedoch nur dann geſprochen werden, wenn das körperliche Befin⸗ 
den des Kindes in einem beachtlichen Maße hinter dem normalen 
körperlichen Zuſtand zurückbleibt, den Minderjährige gleichen Alters 
und gleicher Veranlagung bei ſachgemäßer Pflege erreicht haben 
würden IFG. 4, 96). Die vom LG. in Bezug genommenen Feſt 
ſtellungen der Vorentſcheidungen laſſen in keiner Weiſe ausreichend 
erkennen, daß dieſe für die Annahme einer körperlichen Verwahr⸗ 
loſung des Kindes notwendigen tatſächlichen Vorausſetzungen hier 
gegeben ſind. Die inſoweit feſtgeſtellte Tatſache, daß das Kind ſich 
in ſehr unſauberem Zuſtand befunden hat, bevor es aus dem 
Elternhauſe herausgenommen wurde, genügt für ſich allein noch 
nicht, um die Annahme einer bereits beſtehenden körperlichen Vers 
wahrloſung des Kindes rechtsbedenkenfrei darzutun. Daß aber die 
körperliche Vernachläſſigung ſchon zu einer beachtlichen Beeinträch⸗ 
tigung der körperlichen Entwicklung des Kindes geführt hat, iſt 
nicht zu erſehen. 

Daß die Minderjährige bereits geiſtig verwahrloſt iſt, will 
das LG., ſoweit erſichtlich, nicht annehmen, da es den erfolgten 
Eintritt körperlicher Verwahrloſung in Gegenſatz zu der Möglich“ 
keit einer geiſtigen Verwahrloſung des Kindes ſtellt, auch die Wo!“ 
beſchlüſſe, insbeſ. v. 9. Jan. und 1. Febr. 1934, die es offenbar 
inhaltlich aufrechterhalten will, nur davon ausgehen, daß dem 
Kinde geiſtige Verwahrloſung drohe. Im übrigen ergeben die Bel“ 
ſtellungen des LG. auch in dieſer Richtung keine ausreichenden 
Anhaltspunkte dafür, daß der Schwachsinn des Kindes nicht nur 
als Folge ſeiner Veranlagung, ſondern auch als ſpäter ein“ 
getretene geiſtige Verwahrloſung angeſehen werden muß. 

Aber auch die Erforderniſſe des 863 Abſ. 1 Nr. 1 Rgug⸗ 
Wohlfch. find nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des LG. nicht 
weifelsfrei gegeben. Allerdings kann auf Grund der getrol” 
ſenen Feſtſtellungen, ſofern nicht etwa das Kind bereits als vet“ 
wahrloſt anzuſehen iſt, unbedenklich angenommen werden, daß ihm 
jedenfalls im Elternhauſe körperliche und geiſtige Verwahrlosung 
droht und ſeine anderweite Unterbringung zur Verhütung einer 
ſolchen Verwahrloſung notwendig iſt. Dieſe Annahme wird durch 
die zutreffenden vom Kindesvater zu Unrecht angegriffenen zeit 
ſtellungen über die außergewöhnliche Unſauberkeit des elterliche 
Haushalts, die Vernachläſſigung der Körperpflege der Minder 
jährigen und die Unfähigkeit der Eltern, dem Kinde eine ſeiner 
ſchwachſinnigen Veranlagung entſprechende Erziehung angedeihen 
zu laſſen, ausreichend gerechtfertigt. Auch iſt es unbedenklich Zu 
treffend, daß die anderweite Unterbringung des Kindes ohne SM 
anſpruchnahme öffentlicher Mittel nicht möglich iſt. Jedoch hat das 
LG. bei feiner Entſch. in dieſer Richtung nicht beachtet, daß dem 
Vater das Perſonenſorgerecht gem. § 1666 Abf. 1 BGB. bereite 
rechtswirkſam entzogen worden ift. Infolgedeſſen war bei der Pen 
fung der Frage, ob die vorbeugende Fürſorgeerziehung der Min 
derjährigen anzuordnen iſt, gem. § 63 Abſ. 1 Nr. 1 RJugWohlf. 
nicht mehr von $ 1666 BOB. auszugehen, ſondern eine Anordnung 
der vorbeugenden Fürſorgeerziehung nur möglich, wenn die *. 
ausſezungen des § 1838 BOB. vorliegen ſollten (338. 10, 30). 

Mit Rückſicht auf dieſe danach beſtehenden verſchiedenen 
Rechtsbedenken iſt eine nochmalige Prüfung der Sache durch 
LG. geboten. 

Der beſchwerdeführende Oberpräſident macht zur Begründung 
feiner weiteren Beſchw. ferner geltend, daß das LG. zu Unrecht 
die Erziehbarkeit der Minderjährigen angenommen habe. Allerding 
bedurfte hier die Frage der Erziehbarkeit einer beſonderen! in 
fung, da die Minderjährige nach den vorliegenden Berichten 
nicht unerheblichem Grade ſchwachſinnig, die Anordnung ihrer Fü 
ſorgeerziehung aber nur dann möglich iſt, wenn trotz des Schwa 40 
ſinns die Erziehbarkeit der Minderjährigen feſtſteht (JFG. 2, 10 
Das LG. hat das nicht verkannt, jedoch im Anſchluß an das ge 
865 Abſ. 4 RJugwWohlfch. herbeigeführte Gutachten der BET 
erziehungsanſtalt Calmenhof, nach dem die Minderjährige in 1 
Schwachſinnigenanſtalt mit ſpezieller Hilfsſchule als bildungs t 
erziehungsfähig anzuſehen iſt, die Erziehbarkeit des Kindes beiah- 
Der Oberpräſident ftellt die Nichtigkeit des Gutachtens nicht 
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Abrede, meint jedoch, daß aus ihm noch nicht die Erziehbarkeit 


fol Minderjährigen im Sinne der Fürſorgeerziehung 
9 Da nach § 73 Satz 2 RJugWohlfch. die Fürſorgeerziehungs⸗ 
we Minderjährige, die an erheblichen geiftigen oder ſeeliſchen 
555 gelwidrigkeiten leiden, aus der Fürſorgeerziehung entlaſſen 
. müſſe das Vormcker. vor der Anordnung der Fürſorge⸗ 
dtehung im Zweifelsfalle auch die weitere Frage prüfen, ob die 
en ahrlojung eines Minderjährigen Ausfluß einer derartigen Re⸗ 
Janidrigkeit ſei und, ſofern das zutreffe, von der Anordnung der 
Su lorgeerziehung abjehen. Denn es könne nicht der Abſicht des 
beredgebers entſprochen haben, daß das VormGer. Minderjährige 
Salt ein e zu überweiſen habe, deren Entlaſſung als⸗ 
Bee gem. § 73 NyugWohlfG. von der Fürſorgeerziehungsbehörde 
doloſſen werden dürfe. Hinzu komme ferner, daß für die An⸗ 
mit ang, der Fürſorgeerziehung auch dann kein Raum ſei, wenn 
ein großer Wahrſcheinlichkeit eine Beſeitigung der Verwahrloſung 
ert es Minderjährigen mit den Mitteln der Fürſorgeerziehung nicht 
vartet werden könne. 
prä ieſen Erwägungen, aus denen der beſchwerdeführende Ober⸗ 
fi ſident hier die Anordnung der Fürſorgeerziehung der Minder⸗ 
tigen für unzuläſſig hält, vermag ſich der Senat im weſentlichen 
9 t anzuſchließen. Was zunächſt den Umfang der Prüfung an⸗ 
E ob das Kind erziehbar iſt, ſo hat der Senat bereits in ſeiner 
ai ch. v. 5. Jan. 1934 (JFG. 11, 89) ausgeführt, daß auch nach 
. VO, des Rpräſ. über Jugendwohlfahrt v. 4. Nov. 1932 (RG⸗ 
jah I, 522) die Anordnung der Fürſorgeerziehung eines Minder⸗ 
Anden das Feſtſtehen ſeiner Erziehbarkeit im medi 
niſchen Sinne zur unbedingten Vorausſetzung hat, daß ſich 
nee Prüfung aber ebenſo wie nach der früheren Faſſung des Ge⸗ 
11 in der Feſtſtellung erſchöpft, daß das Handeln des Minder⸗ 
rigen nicht Ausfluß eines unabänderlichen mechaniſchen Trie⸗ 
. ondern eines zwar geſchwächten, aber doch durch Erziehung 
26 richtige Bahnen zu lenkenden Willens (vgl. IF. 2, 104; KJ. 
den. sz 32, A 68; Och 30, 90). Es kann bahingeftellt blet- 
jahr; ob § 73 Satz 2 JWohlfch., der die Entlaſſung eines Minder⸗ 
on tigen aus der Fürſorgeerziehung wegen erheblicher geiſtiger 
zieht ſeeliſcher Regelwidrigkeit zuläßt, hierunter ebenfalls nur Er⸗ 
Jehbarkeit in dieſem mediziniſchen Sinne verſteht (vgl. JFG. 11, 
W oder weitergehend, wie der Oberpräſident annimmt, auch ſolche 
lich etjährigen undaßt, die infolge erheblicher geiſtig oder ſee⸗ 
dach anormaler Veranlagung ſchwer erziehbar ſind. Selbſt wenn 
ang letztere richtig wäre, kann es nicht als Aufgabe des Gerichts 
senelehen werden, ſchon bei der Prüfung der Erziehbarkeit 
Chluſtellen, ob die geiſtigen oder ſeeliſchen Regelwidrigkeiten 
uch nderjährigen jo erheblich find, daß die Fürſorgeerziehungs⸗ 
laſſunde lroß beſtehender Erziehbarkeit ſich vielleicht jpäter zur Ent⸗ 
Rang des Minderjährigen aus der Fürjorgeerziehung gem. $ 73 
des 9WoHL5G. veranlaßt ſehen wird. Vielmehr muß das Gericht 
ſon t feſtſtehender Erziehbarkeit eines Minderjährigen und, wenn 
die Erforderniſſe des 8 63 RJugWohlfch. gegeben find, da⸗ 
Ver ausgehen, daß die Fürſorgeerziehungsbehörde mit den ihr zur 
die fügung ſtehenden umfaſſenden Macht⸗ und Erziehungsmitteln 
Mi den Erziehungsbedürfniſſen des wenn auch ſchwer erziehbaren 
ührerrlhrigen angepaßte Erziehungsform herausfinden und durch⸗ 
I en wird. Sofern ſich trotzdem die Undurchführbarkeit der Für⸗ 
geerziehung erweiſen ſollte, ſteht es dem Oberpräſidenten offen, 
feuhernilaſſuung des Minderjährigen auf Grund der gegenüber der 
W0 110 geſetzlichen Regelung erleichterten Beſt. des 8 73 RJug⸗ 
Vest fc. zu veranlaſſen. Weitere Bedeutung aber kommt dieſer 
zu Da Hinſicht auf die Anordnung der Fürſorgeerziehung nicht 
ziehb a das LG. nach den gleichen Gefichtspunkten über die Er⸗ 
1 arkeit der Minderjährigen befunden hat und im übrigen die 
ber teilung dieſer Tatfrage unter Berückſichtigung des vorliegen⸗ 
inf ärztlichen Gutachtens zu Rechtsbedenken keinen Anlaß gibt, ift 


oweit gegen den angefochtenen Beſchluß nichts einzuwenden. 
ziniſ Richtig iſt lediglich, daß neben der Erziehbarkeit (im medi⸗ 
onen Sinn) auch die Erfolgsausſicht (im pädagogiſchen Sinn) 
Anordnung der Fürſorgeerziehung Gegenſtand der 1 a des 
eher fein muß (IF. 11, 89). Während die Erfolgsausſicht 
8 ee nur bei Minderjährigen über 18 Jahren zu prüfen war, iſt 
1892 Prüfung nach 8 63 Abf. 2 i. d Faſſ. der VO. v. 4. Nov. 
nicht jetzt auch bei Minderjährigen, die das 18. Lebensjahr noch 
= vollendet haben, zuläfiig und geboten, wenn nach Lage der 
Ab de Zweifel in dieſer Richtung beſtehen. Nur genügt es nach 8 63 
prüfte, MJugWohlfG. nicht, daß, wie der beſchwerdeführende Ober⸗ 
udent meint, ein Erfolg der Fürſorgeerziehung „mit großer 
9 69 ſcheinlichbeit nicht zu erzielen ſein wird, ſondern es hat nach 
nuch mi 2 RJugWohlfcz. die Anordnung der Fürſorgeerziehung 
wen nicht 18 Jahre alter Minderjähriger nur dann zu unterbleiben, 
55 ſie offenbar keine Ausſicht auf Erfolg bietet. Es iſt der 
a Beſchw. des Oberpräſidenten zuzugeben, daß die land⸗ 
N ee Entfch. nicht mit genügender Klarheit erkennen läßt, ob 
achverhalt auch unter dieſem Geſichtspunkt geprüft und ge⸗ 


würdigt worden iſt. Auch inſoweit wird mithin eine Stellungnahme 
des LG. bei einer erneuten Entſch. notwendig fein. 
(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 1. Febr. 1935, 1a WX 123/124/35.) 
Ber. von FOR. Heydtmann, Berlin. 
* 


92. 874 RJugWohlfG. Beantragt die Fürſorgeer⸗ 
ziehungsbehörde die Erſtattung von Pflegekoſten für die 
auf ihre Veranlaſſung erfolgte Unterbringung eines Min⸗ 
derjährigen in einer Heilanſtalt mit der Begründung, die 
Unterbringung ſei auf Grund einer Anordnung des Ge⸗ 
richts aus 865 Abſ. 4 RJugWohlfG. erfolgt, und lehnt 
das AG. den Antrag ab, jo findet dagegen nur die Be⸗ 
ſchwerde im Aufſichtswege ſtatt. 

Das AG. hat durch Beſchl. v. 19. Okt. 1933 den Schüler 
Wilhelm K. aus Herne gem. § 67 RJugWohlfG. der vorläufigen 
Fürſorgeerziehung überwieſen. Nachdem der Minderjährige am 
23. Okt. 1933 durch die Fürſorgeerziehungsbehörde im Fürſorge⸗ 
heim Eickhof in Schweicheln untergebracht worden war, hat das 
AG. durch Beſchl. v. 2. Dez. 1933 gem. § 65 Abſ. 4 J Jug⸗ 
Wohlf GG. die ärztliche Unterſuchung und Beobachtung des Minder⸗ 
jährigen durch den Pſychiater Dr. R. angeordnet zum Zwecke der 
Feſtſtellung, ob der Minderjährige i. S. der Fürſorgeerziehung 
erziehungsfähig ſei. Für den Fall, daß der Pſychiater die Beob⸗ 
achtung des Minderjährigen in einer Anſtalt für erforderlich hal⸗ 
ten ſollte, iſt feine Unterbringung in einer zur Aufnahme jugend⸗ 
licher Pſychopathen geeigneten Anſtalt auf die Dauer von höch⸗ 
ſtens ſechs Wochen beſtimmt worden. Der Minderjährige iſt am 
3. Jan. 1934 dem Sachverſtändigen vorgeführt worden, im übri⸗ 
gen aber weiter im Fürſorgeheim Eickhof verblieben. Der Sach⸗ 
verſtändige hat ein ſchriftliches Gutachten erſtattet. Durch Beſchl. 
v. 30. Jan. 1934 hat das AG. den Minderjährigen gem. § 63 
Abſ. 1 Nr. 2 RJugWohlfG. endgültig der Fürſorgeerziehung 
überwieſen. 

Die Gebühren des Sachverſtändigen ſowie 10,40 Rh 
Transportkoſten, die dem Fürſorgeheim aus Anlaß der Vorfüh⸗ 
rung des Minderjährigen entſtanden ſind, ſind zur Erſtattung aus 
der Staatskaſſe vom AG. angewieſen worden. Der OPräſ. der 
Provinz Weſtfalen (Verwaltung des Provinzialverbandes) in 
Münſter i. W. hat jedoch außerdem den Antrag geſtellt, ihm 
auch die Pflegekoſten in Höhe von 68,46 S für die Zeit vom 
2. Dez. 1933 bis zum 12. Jan. 1934, in der die Beobachtung 
des Minderjährigen durchgefuhrt worden ſei, gem. § 74 RJug⸗ 
WohlfG. i. Verb. m. Abſchn. B IV Abſ. 1 der AV. des Juſt⸗ 
Min. v. 8. März 1926 (JMBl. 1926, 84) aus der Staats⸗ 
kaſſe zu erſtatten. 

Das AS. hat den Antrag abgelehnt. Die Beſchw. des OPräſ. 
gegen dieſe Entſch. iſt vom LG. zurückgewieſen worden. Die wei⸗ 
tere Beſchw. des OPräſ. hatte Erfolg. 

Das LG. geht ohne nähere Prüfung von der Annahme aus, 
daß gegen die Entſch. des As. über die Ablehnung des vom 
SBräf. geltend gemachten Anſpruchs die Sachbeſchwerde aus 319 
ReFürſcch. im Rahmen des gerichtlichen Fürſorgeverfahrens ges 
geben jet, und gelangt auf dieſem Wege, wenn auch aus anderen 
Gründen, zur Billigung der vom AG. getroffenen Entſch. Dieſer 
verfahrensrechtlichen Beurteilung der Sache vermag ſich der Senat 
nicht anzuſchließen. 

Nach der Vorſchr. des S 74 RJugWohlfcg., auf die das LO. 
feine Entſch. gründet, ſind die gerichtlichen Verhandlungen im 
Fürſorgeerziehungsverfahren gebühren⸗ und ſtempelfrei, und fal⸗ 
len die baren Auslagen der Staatskaſſe zur Laſt. Zu den Koſten 
des Verfahrens i. S. dieſer Beſt. gehören allerdings, wie die 
gleichfalls vom LG. angeführte Allg Vfg. des Juſt Min. v. 8. März 
1926 über das Fürſorgeerziehungsverfahren auf Grund des 
RJugWohlfcö. (1 3365) (JM Bl. 1926, 84) unter B IV klar⸗ 
ſtellt, auch die Koſten, die durch eine vom Gericht angeordnete 
Unterbringung eines Minderjährigen in einer zur Aufnahme von 
jugendlichen Psychopathen geeigneten Anſtalt oder in einer offent⸗ 
lichen Heil⸗ und Pflegeanſtalt bis zur Dauer von ſechs Wochen 
entſtehen, ſofern es ſich bei der Unterbringung um einen Teil 
einer Ermittlungsmaßnahme aus § 65 Abſ. 4 R Jug Wohlfch. 
handelt und nicht etwa eine von der Fürſorgeerziehungsbehörde 
veranlaßte Durchführungsmaßregel der vorläufigen Fürſorgeer⸗ 
ziehung in ihr zu ſehen iſt. Sofern letzteres der Fall tft, ſollen 
nach Maßgabe der vorerwähnten Allg fg. des JuſtMin. vom 
8. März 1926 die Koſten der ärztlichen Unterſuchung der Fürſorge⸗ 
erziehungsbehörde auch dann zur Laſt fallen, wenn das Ergebnis 
der ärztlichen Unterſuchung in dem Beſchluß des Gerichts über die 
Anordnung der endgültigen Fürſorgeerztehung verwertet wird. 
Aus dieſen Beſt., die die Verpflichtung zur Tragung der durch 
eine derartige Maßnahme entſtehenden Koſten regeln, ergibt ſich 
aber noch nicht, daß die zur fachlichen Entſch. im Fürſorgeerzie⸗ 
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hungsverfahren berufenen Inſtanzen auch zur Entſch. eines 
Streits der in Betracht kommenden Koſtenträger daruber, wem 
von ihnen die ſo entſtandenen Koſten zur Laſt fallen, zuſtändig 
find. § 74 RJugWohlfc. gibt nur inſoweit auch verfahrensrecht⸗ 
liche Vorſchr., als es ſich um die Erſtattung von Auslagen der 
nach § 65 Abſ. 2 RJug WohlfGd. zu hörenden Perſonen handelt, 
die nach Maßgabe der ZeugGeb O. entſchädigt werden ſollen. Nach 


Ss 20 Abſ. 2 dieſer Gebührenordnung ift in dieſem Fall die 


Beſchw. an das LG. nach den Vorſchr. der ZPO. möglich. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob nach den gleichen Vorſchr. auch über 
die Gebühren der Zeugen und die Gebühren und Auslagen der 
Sachverſtändigen zu befinden iſt, obgleich dies aus dem Wortlaut 
des § 74 Rug Wohlf G. nicht ohne weiteres folgt. Denn auch 
wenn dieſe Annahme berechtigt wäre, würde ſich doch der vorl. 
Streitfall nicht den Vorſchr. der ZeugGebO. unterordnen laſ⸗ 
ſen konnen. Es handelt ſich hier nicht um die Feſtſetzung von 
Auslagen, die dem Sachverſtändigen erwachſen find. Vielmehr 
ſoll die Frage entſchieden werden, ob die zunächſt von der Für⸗ 
ſorgeerziehungsbehörde veranlaßte Unterbringung des Minder⸗ 
jährigen für eine beſtimmte Zeit als Unterbringung auf Grund 
einer gerichtlichen Anordnung aus § 65 Abſ. 4 RJug Wohlfg. 
anzuſehen, für dieſe Zeit alſo die Fürſorgeerziehungsbehörde hin⸗ 
ſichtlich der Unterbringung gleichſam nur im Auftrage des Ge⸗ 
richts tätig geworden iſt, und infolgedeſſen die dadurch entſtan⸗ 
denen Koſten als Gerichtskoſten von der Staatskaſſe zu über⸗ 
nehmen und der Fürſorgeerziehungsbehörde zu erſtatten ſind. Für 
eine unmittelbare oder auch nur entſprechende Anwendung der 
Vorſchr. der ZeugGebO. auf dieſen Sachverhalt beſteht keine 
Möglichkeit. 

Mangels irgendwelcher anderen aus dem RJugWohlf Gh. ſich 
ergebenden verfahrensrechtlichen Vorſchr, für die Entſch. dieſes 
Streites hätte das LG. bei der Beurteilung der Frage der Zu⸗ 
ſtändigkeit davon ausgehen müſſen, daß die Anweiſung bon 
Koſten aus der Staatskaſſe nur im Rahmen des Haushalts und 
nach Maßgabe der Haushaltsvorſchriften zuläſſig iſt. Nach 8 28 
der zur Zeit des Erlaſſes der angefochtenen Entſch. geltenden 
Haushaltsvorſchriften für die Juſtizverwaltung kann jede Juſtiz⸗ 
behörde für die von ihr veranlaßten Maßnahmen über die Mit- 
tel „bare Auslagen“ verfügen, zu denen nach § 99 Ziff. 2 e) auch 
die Koſten der Unterbringung von Perſonen in Heil- oder Pflege⸗ 
anſtalten auf Gerichtsbeſchluß zur Beobachtung ihres Geiſteszu⸗ 
ſtandes gehören. Dieſe Beſt. eröffneten alſo dem Vormundſchafts⸗ 
richter die Möglichkeit, über die vom BeſchwF. beantragte Anwei⸗ 
ſung von Unterbringungskoſten zu befinden und im Rahmen der 
ſo gegebenen Zuſtändigkeit auch einen abweiſenden Beſcheid zu er⸗ 
laſſen. Gemäß § 44 der Haushaltsvorſchriften werden jedoch 
Beſchw. über Verfügungen, die die Verwaltung der Haushalts⸗ 
mittel betreffen, im Aufſichtswege erledigt, ſoweit nicht beſondere 
Beſt. etwas anderes vorſchreiben. Da das hier aber, wie bereits 
erörtert iſt, nicht der Fall iſt, hätte das LG. nicht auf die ihm 
vorgelegte Beſchw. entſcheiden dürfen, ſondern fie dem LG Präſ. 
als Aufſichtsbehördeinſtanz für den Vormundſchaftsrichter zum 
Befinden vorlegen müſſen (vgl. auch RdErl. d. Mf V. v. 20. Funi 
1929 — III F 2043/28 II — in VolksWzZ. 1929 Nr. 14 Sp. 633). 

Demgemäß muß die angefochtene Entſch., ohne daß zu ihr 
ſachlich Stellung zu nehmen iſt, aufgehoben und die Beſchw. des 
BeſchwF. dem Bräf. des zuſtändigen LG. zur weiteren Veranlaſ⸗ 
ſung vorgelegt werden. 


(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 12. April 1935, 1a Wx 539/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


93. S 11 Abſ. 3 PerſStG. v. 6. Febr. 1875. Gegen die 
gerichtliche Entſch., durch die der Standesbeamte auf An- 
trag der Beteiligten angewieſen iſt, eine von ihm abge- 
lehnte Amtshandlung vorzunehmen, ſteht der Aufſichts⸗ 
behörde auf Grund ihres Dienſtauſſichtsrechts kein Be⸗ 
ſchwerderecht zu. Kraft ihres Rechts auf richtige Führung 
der Standesregiſter kann ein Beſchwerderecht der Auf- 
ſichtsbehörde uur dann gegeben fein, wenn durch die Ein⸗ 
tragung, zu deren Vornahme der Standesbeamte ange- 
wieſen iſt, das Regiſter unrichtig werden und eine Be- 
richtigung der Eintragung in Frage kommen könnte. 

Der Arbeiter F. hat bei dem AG. beantragt, den Standes⸗ 
beamten in D. anzuweiſen, das Aufgebot und demnächſt die Ehe⸗ 
ſchließung des Antragſtellers mit der am 24. Dez. 1904 geborenen 
Roſa A. in Felsberg vorzunehmen, die Jüdin iſt. Der Standes⸗ 
beamte hatte die Vornahme des Aufgebots abgelehnt, weil der Wohn⸗ 
ſitz des F. in O. nur fingiert und er daher gem. 8 1320 BGB. nicht 
zuſtändig ſei, und weil die beabſichtigte Eheſchließung den Zielen der 
Reichsregierung über die Reinhaltung der deutſchen Raſſe widerſpreche. 

Das AG. hat den Antrag zurückgewieſen. Auf die Beſchw. des 
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F. hat das LG. unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes den 
Standesbeamten in D. angewieſen, die Vornahme des Aufgebots un 
der Eheſchließung des Arbeiters F. mit Fräulein Roſa A. nicht des⸗ 
halb abzulehnen, weil dieſe Jüdin iſt. 

Die weitere Beſchw. des Landrats in M. hatte mangels Be 
ſchwerderechts keinen Erfolg. 

Die Entſch. der Vorinſtanzen beruhen auf der Vorſchrift des 
8 11 Abſ. 3 PerſStGG. v. 6. Febr. 1875, die beſagt: 

„Lehnt der Standesbeamte die Vornahme einer Amtshandlung 
ab, ſo kann er dazu auf Antrag der Beteiligten durch das Gericht 
angewieſen werden. Zuſtändig iſt das Gericht erſter Inſtanz, in deſſen 
Bezirk der Standesbeamte ſeinen Amtsſitz hat. Das Verfahren und 
die Beſchwerdeführung regelt ſich nach den Vorſchriften, welche in 
Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit gelten.“ 

Aus dieſer Vorſchrift i. Verb. m. den Beſtimmungen in Abſ. 1 
u. 2 daſ., die von der Aufſicht über Amtsführung des Standesbeamten 
und von den Strafbefugniſſen der Aufſichtsbehörde handeln, hat das 
KG. in ſtändiger Praxis ein Beſchwerderecht der Aufſichtsbehörde 
gegen die Anweiſung an den Standesbeamten zur Vornahme einer 
Amtshandlung verneint, auch wenn ſie eine Eintragung in das Standes⸗ 
regiſter betraf, ſofern nicht die Beſchw. darauf geſtützt wurde, daß die 
dem Standesbeamten aufgegebene Handlung keine Amtshandlung 1.9 
des 8 11 Abſ. 3 PerfStG. ſei, und daß das Gericht bei der Anz 
weiſung die Grenzen feiner Befugniſſe überſchritten habe (KG J. 30, 
A 33; 40, 18; 51, 63; ZBFG. 14, 457). 

Die Verſagung des Beſchwerderechts iſt damit begründet worden, 
daß eigene Rechte der Aufſichtsbehörde i. S. des anzuwendenden 82 
FGG. durch die Anweiſung nicht verletzt würden, da im Falle des 
§ 11 Abſ. 3 eine Teilung des ſtandesamtlichen Aufſichtsrechts vorliege, 
und das Gericht hinſichtlich dieſes ihm zugewieſenen Teiles au die 
Stelle der Verwaltungsbehörde trete. Aus 88 65, 66 PerſStG. könne 
aber ein Beſchwerderecht nicht hergeleitet werden, weil das Aufſichts⸗ 
recht der Verwaltungsbehörde bei der Regiſterführung inſofern aus? 
reichend gewahrt ſei, als es ihr unbenommen bleibe, die Verichtigung 
einer nach ihrer Anſicht unrichtigen Eintragung mit der Begründung, 
daß fie auf einer inhaltlich unzutreffenden Anweiſung beruhe, gem. 
88 65, 66 PerſStG. zu betreiben. 

In dem Beſchl. v. 21. April 1921 (RZ. 102, 118) hat das 
RG. dieſen Standpunkt zwar inſofern gebilligt, als die Verſagung 
des Beſchwerderechts aus dem Geſichtspunkte hergeleitet iſt, daß durch 
eine Anweiſung des Standesbeamten ſeitens des Gerichts im Rahmen 
der ihm zuſtehenden Befugniſſe Dienſtaufſichtsrechte der Verwaltungs⸗ 
behörde nicht verletzt würden. Dagegen hat das RG., ſoweit die 
gerichtliche Anweiſung die Vornahme einer Berichtigung des 
Standesregiſters betrifft, der Verwaltungsbehörde, die hier nicht 
als Dienſtaufſichtsbehörde tätig werde, ein Beſchwerderecht zu. 
geſprochen, weil die Verwaltungsbehörde ein allgemeines Recht auf 
richtige Führung der Standesregiſter habe, umfaſſend nicht nur die 
Befugnis, für die Berichtigung einer unrichtigen Eintragung zu ſorgen, 
ſondern auch das Recht darauf, daß eine unrichtige Eintragung unter⸗ 
bleibe. Habe fie aber das Recht und die Pflicht, unrichtige Ein“ 
tragungen zu verhüten, ſolange und ſoweit dies bei dem vom Geſetze 
vorgeſchriebenen Verfahren möglich ſei, jo könne auch ihre Beſchwerde⸗ 
berechtigung nicht zweifelhaft ſein, wenn das AG. den Standesbeamten 
zur Vornahme einer Eintragung antweife, durch deren Vollziehung da 
Standesregiſter unrichtig werde. Denn das Recht, deſſen Beeinträch⸗ 
tigung nach § 20 FGG. zur Beſchw. berechtige, könne auch dem 
Gebiet des öffentlichen Rechts angehören. 9 

Aus dieſer Entſch. des RG. will anſcheinend Stölzel, PerſstG. 
in Aum. 13 zu 8 11 (S. 86) zwar nicht aus § 20 FGG., wohl aber 
aus 88 65, 66 PerfSt®. eine allgemeine Beſchwerdeberechtigung der 
Verwaltungsbehörde in den Fällen des 8 11 Abſ. 3 herleiten, weil 
ſie ein Recht auf richtige Führung der Standesregiſter habe. 

Auch Schlegelbergers, Anm. 27 zu 8 20 FGG. ſcheint 
dieſer Anſicht zu ſein, indem er ausführt, die Streitfrage ſei prak⸗ 
tiſch durch die Entſch. des RG. erledigt. Der Komm. von Sauer, 
Das Deutſche PerſStG., erklärt in Anm. 7 zu 8 11: der Aufſichts⸗ 
behörde wurde früher nach der Rſpr. des KG. im Falle des 81. 
Ab. 3 PerſStcG. kein Beſchwerderecht eingeräumt, ſofern nicht DIE 
Anweiſung in die Befugniſſe der Aufſichtsbehörde eingriff. Das N. 
bejahe nun dieſes Beſchwerderecht der Aufſichtsbehörde. Sauer 
a.a.D. führt zu der Eutſch. des RG. 102, 118 ferner eine bayer. 
Min Bek. v. 28. Juni 1921 an, die bemerkt, die Verwaltungsbehörbe 
könne im Berichtigungsverfahren (88 65, 66 PerjStG.) die Aufhebung 
eines Eintrags herbeiführen, daneben aber nicht bloß als ſtandes⸗ 
amtliche Aufjichtsbehörde, ſondern auch als Vertreterin anderer öffent⸗ 
licher Intereſſen tätig werden, bei deren Wahrnehmung die Voraus? 
fegungen des auſſichtlichen Einſchreitens nicht vorzuliegen brauchten, 
Damit biete ſich der Verwaltungsbehörde, wenn der nach ihrer An 
ſicht unrichtige Eintrag auf einer gerichtlichen Anweiſung beruhe, Dip 
Möglichkeit, auf die Berichtigung, oder falls der Eintrag noch nich 


64. Jahrg. 1935 Heſt 26] 


Rechtſprechung 


1891 


vollzogen ſei, auf deſſen Verhinderung hinzuwirken. Dies könne in 
orm einer Beſchw. gegen die gerichtliche Anweiſung geſchehen. Dieſe 
chelegungen der RGentſch. über den Umfang des der Verwaltungs⸗ 
1 zuſtehenden Beſchwerderechts gegen gerichtliche Anweiſungen 
1 Grund des 8 11 Abſ. 3 PerjSt®. find nach Anſicht des Senats 
wei weitgehend. Von einem allgemeinen Beſchwerderecht gegen An⸗ 
Tal ngen der gedachten Art iſt in dem Beſchluß des RG. Reine Rede. 
Ir NG, leitet vielmehr ein Beſchwerderecht nur aus dem Grundſatz 
Sta daß die Aufſichtsbehörde ein Recht auf richtige Führung der 
den desregiſter hat, und ihr deshalb auch ein Recht zugeſtanden wer⸗ 
e muß, unrichtige Eintragungen zu verhindern, die doch alsbald 
Berichtigung unterliegen würden. 
en Daraus folgt zunächſt einmal, daß Anweiſungen an den Standes⸗ 
as zen, zur Vornahme von Amtshandlungen, die der Eintragung in 
Auf Regiſter überhaupt nicht bedürfen, wie z. B. die Vornahme des 
dels, nicht mit der Beſchw. anfechtbar ſind. Weiter aber ſolgt 
und dieſen Darlegungen des RG., daß Erklärungen der Beteiligten 
or Handlungen des Standesbeamten, die entſprechend den Vorſchriften 
dase 517, 1318 BGB. bei der Eheſchließung abgegeben und den 
in lichen Vorgängen gemäß beurkundet find, das Standesregiſter 
— unrichtig machen können, und deshalb auch eine Berichtigung 
s Regiſters nicht in Frage kommen kann (vgl. 1a X 668/33). 
ſicht etrachtet man unter den vorſtehend erörterten rechtlichen Ge⸗ 
lihtspunkten den vorliegenden Fall, jo it folgendes feſtzuſtellen: Der 
Oo. hat als Landrat die staatliche Aufſicht ber die Amts- 
N 15408 des Standesbeamten in D. auszuüben (§ 11 Abſ. 1 PerſStch., 
84 Buft®. v. 1. Aug. 1883 i. d. Faſſ. des Gef. v. 3. Mai 1934 
dehz Abſ. 1 [GS. 256]). In ſeiner Eigenſchaft als Dienſtaufſichts⸗ 
aehörde ſteht ihm aber ein Beſchwerderecht gegen die Anweiſung des 
& ‚an den Standesbeamten, die Vornahme des Aufgebots und die 
zulelbließung des Antragſtellers F. mit Roſa A. nicht deshalb ab⸗ 
Aer weil dieſe Jüdin iſt, nicht zu, weil fein Recht auf ſtandes⸗ 
it iche Aufſichtsführung durch dieſe Anweiſung nicht beeinträchtigt 
A enn das dem Gericht in 8 11 Abſ. 3 eingeräumte Anweiſungs⸗ 
N ſtellt ſich als Teil des ſtandesamtlichen Aufſichtsrechts dar und 
10 in dieſer Abgrenzung an die Stelle des ſonſt der Verwaltungs⸗ 
5 e Aufſichtsrechts (Stölzel g. a. O., Anm. 13 zu 
- 


Geri Eine Überſchreitung der ihm zugewieſenen Befugniſſe ſeitens des 
denn ots, die ein Beſchwerderecht begründen könnte, liegt nicht vor, 
auf 9 die Amtshandlungen, zu deren Vornahme der Standesbeamte 
ſchli Intrag des Beteiligten angewieſen iſt, nämlich Aufgebot und Ehe⸗ 
8 oßung, find ihm durch 88 44 ff., 41 PerfStS. und 88 1316 ff. 
Recht bertragen, auch haben die Beteiligten auf ihre Vornahme ein 
cht (vgl. die Fußnote in KGJ. 39, A 33 Nr. 8). 
18 Ein aus dem Recht auf richtige Führung der Standesregiſter 
als 95 65, 66 PerfSt&. abgeleitetes Beſchwerderecht des Landrats 
Bef erwaltungsbehörde kommt gleichfalls nicht in Frage, weil die 
dung der Anweiſung niemals ein Standesregiſter unrichtig machen 
u Das Aufgebot wird übrigens nicht in eines der drei vom 
unddesbeamten zu führenden Regiſter eingetragen und die Beurkun⸗ 
Born der Eheſchließung in Gemäßheit der geſetzlich vorgeſchriebenen 
au 0 macht das Heiratsregiſter ſelbſt dann nicht unrichtig und kann 
eine dann nicht zu feiner Berichtigung führen, wenn die Ehe zwiſchen 
keit . Chriſten und einer Jüdin verboten und nichtig wäre. Nichtig⸗ 
e Ehe iſt zwar gem. § 55 VerjSt®. am Rande der über die 
läge lchließung bewirkten Eintragung zu vermerken, dieſer Vermerk 
Veri 855 die Haupteintragung unverändert und ſtellt deshalb keine 
aum. 1 5 0 95 der 88 65, 66 PerfStG. dar (Stölzel u. a. O., 
4 u 9). 
den 1 5 Rechtsmittel des BeſchwF. war hiernach wegen mangeln⸗ 
0 eſchwerderechts ohne weitere ſachliche Nachprüfung der angefoch⸗ 
n Entſch. zurückzuweiſen. 


(AG., Ziv Sen. 1 , Veſchl. v. 15. Febr. 1935, 1a W X 144/35.) 
Ber. von KON. Heydtmann, Berlin. 


* 


94. 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 36G.; 88 1837, 1886 BG B. 
lehn 15 Der Vater iſt beſchwerdeberechtigt gegen die Ab- 
et me feines Antrages, den für den Anfechtungsprozeß 
Ae ten Pfleger ſeines Kindes anzuweiſen, die Vornahme 
Wein Blutprobe an dem Mündel zu geſtatten und ihn im 
gerungsfalle zu entlaſſen. 
des 2: Die Feſtſtellung der blutmaßigen Zugehörigkeit 
Ar: zu einer beſtimmten Sippe liegt nach heutiger 
Wand dars im Intereſſe des Kindes, auch wenn es auf 
9550 id der von dem Vater erhobenen Anfechtungsklage für 
ehelich erklärt wird. 


0 „Die Ehe des Zimmerpoliers Bernhard Sch. mit Liesbeth geb. 


1995" durch rechtskräftiges Urteil des 2G. Berlin v. 4. Jan 
geſchieden. Die Ehefrau hat am 15. Mai 1934 ein Kind 


namens Eva geboren, deſſen Ehelichkeit der Vater im Klage⸗ 
wege angefochten hat. 

Zur Wahrnehmung der Rechte des Kindes in dieſem Pro⸗ 
zeß iſt von dem AG. Berlin der RA. Dr. D. als Pfleger be⸗ 
ſtellt worden. Die Anfechtungsklage des Vaters iſt in 1. Inſtanz 
abgewieſen. In der Ber Inſt. hat das KG. angeregt, bei dem 
VormGer. dahin vorſtellig zu werden, daß es den Pfleger ver⸗ 
anlaſſe, die Vornahme einer Blutprobe an dem Kinde zu ge⸗ 
ſtatten. Der Vater hat darauf einen entſprechenden Antrag bei 
dem VormGer. geſtellt, ſowie ferner beantragt, den Pfleger, falls 
er auf ſeiner bereits erklärten Weigerung beharre, zu entlaſſen 
und einen neuen Pfleger zu beſtellen. 

Das VBormGer. hat beide Anträge abgelehnt. Die Beſchw. 
des Vaters hiergegen hat das LG. zurückgewieſen. Seine weitere 
Beſchw. hatte aber Erfolg. 

Der Vater kann zwar in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher 
Vertreter des Kindes keine Beſchw. gegen die ablehnende amts⸗ 
gerichtliche Vfg. einlegen, da für die fragliche Angelegenheit ein 
Pfleger für das Kind beſtellt ift ($ 1628 BGB.), auch iſt ihm 
ein Beſchwerderecht aus § 20 FGG. nicht gegeben, da Rechte ſeiner 
Perſon 1. S. des § 20 FGG. nicht beeinträchtigt find. 

Dagegen ift ein Beſchwerderecht des Vaters aus § 57 Ab]. 1 
Nr. 9 FisG. anzuerkennen. Nach dieſer Vorſchr. ſteht die Beſchw. 
zu: gegen eine Verfügung, die eine Entſch. über eine die Sorge 
für die Perſon des Kindes oder des Mündels betreffende Angele⸗ 
genheit enthält, jedem, der ein berechtigtes Intereſſe hat, dieſe An⸗ 
gelegenheit wahrzunehmen. 

Das Beſchwerderecht iſt hier zwar zu eigenem Recht, aber nur 
im Intereſſe des Kindes verliehen. Es konnte daher den Anſchein 
haben, daß der Vater, der die Ehelichkeit ſeines Kindes anficht, 
mit dem Rechtsmittel nur eigene Intereſſen, nicht aber die des 
Kindes verfolgt. Das iſt aber nicht der Fall. Zwar führt die 
auf 88 1593 ff. BGB. geſtützte Klage des Vaters auf Anfechtung 
der Ehelichkeit im Falle des Erfolges dazu, daß das Kind die 
Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes und die damit verbundenen 
Rechte verliert. Dieſen rein perſönlichen Nachteilen ſtehen jedoch 
höhere Intereſſen der Allgemeinheit und des Staates an der Feſt⸗ 
ſtellung der wahren Abſtammung und Zugehörigkeit zu einer be⸗ 
ſtimmten Sippe gegenüber. Im heutigen nationalſozialiſtiſchen 
Staate iſt die Feſtſtellung der blutmäßigen Abſtammung für jeden 
deutſchen Reichsangehörigen von weittragender Bedeutung, z. B. 
für die Fähigkeit der Bekleidung von Amtern und für die Bauern⸗ 
fähigkeit. Das Kind hat daher in dem Anfechtungsprozeſſe an der 
ſachgemäßen Durchführung des Verfahrens und an einem mit 
dem wahren Sachverhalt ſich deckenden Urteil ein erhebliches In⸗ 
tereſſe, gleichviel, ob die Klage den vom Vater erſtrebten Erfolg 
hat oder nicht. Daß die Anfechtungsklage andererſeits, falls ſie 
durchdringt, auch dem Kinde Nachteile bringen kann, iſt nicht zu 
verkennen. Dieſe Nachteile müſſen aber gegenüber dem Intereſſe 
des Staates an der Feſtſtellung der wahren blutmäßigen Zugehö⸗ 
rigkeit zu einer beſtimmten Sippe zurücktreten. 

Demgemäß hat der Senat auch in dem Beſchl. v. 5. April 
1935 (La WX 413/35) einem Großvater das Recht der Beſchw. 
zugebilligt gegen die Ablehnung ſeines Antrages, dem Enkelkinde 
einen Pfleger zu beſtellen, damit feſtgeſtellt werde, daß der Vater, 
der das Kind legitimiert hatte, nicht der Erzeuger des Kindes 
ſei. Auch dort iſt betont, daß nach heutiger Auffaſſung vom 
Weſen der Blutsbande in erſter Linie das Intereſſe des Kindes 
ſtehe an der Feſtſtellung, ob es der Sippe ſeines Vaters oder 
der Sippe ſeiner Mutter angehöre, und daß demgegenüber alle 
anderen Geſichtspunkte zurücktreten müſſen. 

Das Beſchwerderecht des Vaters iſt hiernach zu bejahen. 
Der Beſchw. iſt auch in ſachlicher Hinſicht der Erfolg nicht zu 
verſagen. Das Lg. geht zutreffend davon aus, daß ein Ein⸗ 
ſchreiten des VormGer. gegen den Pfleger durch geeignete Ge⸗ 
bote oder Verbote nur wegen Pflichtwidrigkeiten zuläſſig tt 
(51837 BGB.). Zu Unrecht meint es jedoch, daß eine ſolche hier 
nicht vorliege. Zwar wird von einer Pflichtwidrigkeit des Pfle⸗ 
gers dann nicht die Rede ſein können, wenn es ſich bei der von 
ihm zu treffenden Entſch. lediglich um die. Ausübung ſeines freien 
ſelbſtändigen Ermeſſens ſowie darum handelt, ob eine von ihm 
vorzunehmende Handlung oder zu gewährende Erlaubnis für das 
Mündel zweckmäßig iſt oder nicht. Stehen dagegen rechtserheb⸗ 
liche Intereſſen des Mündels in Frage, dann muß der Pfleger 
feine Bedenken gegenüber dieſen Intereſſen zurückſtellen. Tut er 
das nicht, dann kann ſeine Handlungsweiſe ſehr wohl als pflicht⸗ 
widrig angeſehen werden und das Vormcher. muß in dieſem 
Falle gem. § 1837 BOB. gegen ihn einſchreiten. Die Vornahme 
der Blutprobe, deren Geſtattung der Vater hier in dem Anfech⸗ 
tungsprozeſſe von dem Pfleger auf Anregung des Berufungs⸗ 
ſenats des KG. verlangt, bringt keinerlei Gefahren für das Kind 
mit ſich. Die Blutprobe iſt nach dem heutigen Stande der medi⸗ 
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ziniſchen Wiſſenſchaft praktiſch jo gut wie ausnahmslos geeignet, 
Aufſchluß über die wahre Abſtammung des Kindes zu erbringen. 
Wie oben dargelegt, liegt auch die Feſtſtellung der blutmäßigen 
Zugehörigkeit des Kindes zu einer beſtimmten Sippe nach heutiger 
Auffaſſung unbedingt im Intereſſe des Kindes. Würde daher der 
Pfleger, nachdem er von dieſer oberſtrichterlichen Rſpr. unter⸗ 
richtet iſt, weiter auf ſeiner Weigerung beharren, die Vornahme 
der Blutprobe an dem Mündel zu geſtatten, ſo müßte ihn das 
Vormcger. hierzu durch eine entſprechende Anordnung anhalten 
und bei weiterer Zuwiderhandlung gem. § 1886 BGB. ent aſſen, 
weil die Fortführung des Amtes durch dieſen Pfleger das In⸗ 
tereſſe des Mündels gefährden würde. 

Eine Weigerung des Pflegers könnte höchſtens dann be⸗ 
gründet ſein, wenn die Anfechtungsklage des Vaters ganz offen⸗ 
ſichtlich nur mutwillig erhoben und deshalb von vornherein aus⸗ 
ſichtslos iſt. Ob das hier zutrifft, iſt in der jetzigen Inſtanz nicht 
zu entſcheiden. Bemerkt ſei jedoch, daß der Berufungsſenat des 
KG. Wert auf die Vornahme der Blutprobe legt. 

(KG., ZivSen. La, Beil. v. 26. April 1935, la WX 534/35.) 
Ber. von RER. Heydtmann, Berlin. 
* 

95. 88 850, 850b IRED. 

1. Der notwendige Unterhalt des Schuldners beträgt 
wöchentlich 24 RX netto. 

2. Hierbei iſt jedoch bei der relativen Pfändungsbe— 
ſchränkung des § 850 Abſ. 3 3 PO. eine gezahlte Verjor- 
gungsrente anzurechnen. 

Nach 8 850 b Abſ. 2, 850 Abſ. 3 ZPO. iſt dem Schuldner auch 
bei der Pfändung wegen der Unterhaltsanſprüche der Betrag zu be⸗ 
laſſen, deſſen er zum eigenen notwendigen Unterhalt 
uſw. bedarf. 

Die weitere Frage, ob dabei hier die Verſorgungsrente des 
Schuldners (It. Beſcheinigung des Verſorgel. 1 Berlin v. 19. Febr. 
1935 monatlich 24,60 RA ab 1. März 1935) ihm auf dieſen note 
wendigen Unterhalt anzurechnen iſt oder ob der notwendige Unter⸗ 
haltsbetrag ſchlechthin vom Lohn frei zu laſſen iſt, muß mit 
dem LG. im erſteren Sinne beantwortet werden. 

Die relative Pfändungsbeſchränkung des 8 850 Ab ſ. 3 88D. 
muß anders beurteilt werden als die regelmäßige abſolute Pfän⸗ 
dungsbeſchrankung nach 8 850 b Abſ. 1 ZPO. Hier iſt bei den 
ſtarren, nur durch den Geſetzgeber veränderten Zahlengrenzen jeder 
Zugriff auf den unterhalb der Grenze befindlichen Lohnbetrag 
dem Gläubiger abſolut verſagt. Irgendeine Modifikation durch das 
Gericht und damit jede Berückſichtigung ſonſtigen Vermögens oder 
Einkommens des Schuldners iſt grundſätzlich ausgeſchloſſen. Wenn 
8850 Abſ. 3 ZRO. die Entſch. auf den „notwendigen Unter⸗ 
Halt“ und auf das „Bedürfen“ abſtellt, fo liegt demgegen⸗ 
über hier gerade die Anordnung einer relativen Prüfung durch 
das Gericht vor. Denn beide Vorausſetzungen ſind individuell zu 
prüfen. Sie bedingen auch, da in ſolchen Fällen eben ein Bedürfen 
nicht vorliegt, die Berückſichtigung des außerhalb des Lohnes 
vorhandenen Einkommens bzw. Vermögens. Dabei wird an ſich 
auch zu berückſichtigen fein, ob die neben dem Gehalt oder Lohn 
gegebene Einnahmequelle dauernd oder vorübergehend iſt bzw. 
regelmäßig oder unregelmäßig dem Schuldner zur Verfügung ſteht. 

Eines Eingehens auf die damit zuſammenhängenden Fragen 
bedarf es jedoch hier nicht. Denn jedenfalls iſt die Verſorgungs⸗ 
rente des Schuldners eine regelmäßige Einnahmequelle, die ohne 
weiteres als Dauereinnahme veranſchlagt werden kann. Infolge⸗ 
deſſen „bedarf“ inſoweit der Schuldner in der Tat nicht des 
Lohnes. Hieraus folgt die Anrechnung. Ihre Höhe hat das LG. 
zutreffend angeſetzt. Die Gläubigerin irrt, wenn fie 6,15 AH an 
rechnet. Sie zählt dabei offenſichtlich den Monat zu 4 anſtatt zu 
4¼ Woche. Dementſprechend muß es, da das LG. mit Recht den 
notwendigen Unterhalt auf 24 / berechnet, bei der von ihm 
ausgeſprochenen Pfändung ab 1. März 1935 bewenden. 

Für die frühere Zeit die Beſchlüſſe der Vorinſtanzen zu än⸗ 
dern, beſtand keine Veranlaſſung. Die Löhne ſind offenſichtlich 
gezahlt, eine rückwirkende Anderung iſt demnach für die Glau⸗ 
bigerin ohne materielles Intereſſe und jeden Rechtsſchutzbedürf⸗ 
niſſes bar. 

K., 8. ZivSen., Beſchl. v. 29. März 1935, 8 W 1821/35.) 
Ber. von LGDir. Dr. Heiſe, Berlin. 
* 


96. § 850e 3PO. gilt für arbeitnehmerähnliche Per⸗ 
ſonen, z. B. für Proviſionsagent. Der Gläubiger muß die 
anderweitigen Verdienſtmöglichkeiten des Schuldners dar- 
legen und beweiſen. 

Der Glaubiger hat die Forderungen des Schuldners auf Zah⸗ 
lung von Proviſionen, Aufwandsentſchädigungen und ſonſtigen Be⸗ 


zügen gegen eine Firma, für die der Schuldner als Proviſionsagent 
tätig iſt, pfanden und ſich überweiſen laſſeu. 0 

Das AG. hat die Erinnerung des Schuldners gegen den Pfän⸗ 
dungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß mit der Begr. zurückgewieſen, der 
Schuldner ſtehe in keinem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis, ſondern 
fer jelbftändig, daher ſeien feine Forderungen gegen feinen Arbeit“ 
geber voll pfändbar. 

Auf die Beſchw. des Schuldners hat das LG. den Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß dahin eingeſchränkt, daß die Forderungen 
des Schuldners, ſoweit fie nach dem 1. Jan. 1935 fällig werden, nur 
in Höhe des 137,15 AM monatlich überſteigenden Betrages gepfändet 
und überwieſen werden. 2 

Gegen dieſe Entſch. richtet ſich die weitere ſofortige Beſchſw. des 
Gläubigers. 

Die Beſchw. ift nicht begründet. § 850 e 3PO. iſt vom LG. 
mit Recht angewandt worden. Dieſe Beft. fol gerade Perſonengruppen 
ſchützen, die in einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis ſtehen. Ein 
ſolches Verhältnis liegt hier vor. 

Nach § 850 e 3. find die ſonſtigen Verdienftmöglichkeiten des 
Schuldners frei zu ſchätzen. Inwieweit zu dieſem Punkt der Gläu⸗ 
biger oder Schuldner darlegungs- und beweispflichtig ist, richtet ſich 
nach dem einzelnen Fall. Der Schuldner wird ſich in der Regel er“ 
klären müſſen, ob er neben dem in Frage ſtehenden arbeitsähnlichen 
Verhältnis ſonſtige Verdienftmöglichkeiten hat. Seine Erklärung, daß 
dies nicht der Fall ſei, wird aber in der Regel als ausreichend ber 
trachtet werden müſſen. Es erſcheint nicht angängig, ohne Vorliegen 
beſonderer Umſtände dem Schuldner einen Beweis aufzuerlegen, den 
er als für eine rein negative Tatſache erfordert regelmäßig nicht wird 
führen können. Es iſt vielmehr Sache des Gläubigers darzulegen, daß 
der Schuldner noch andere Verdienſtmöglichkeiten habe, und erſt au 
dieſe Darlegungen muß ſich der Schuldner wieder erklären. 

(KG., 8. Ziv Sen., Beſchl. v. 5. Febr. 1935, 8 W 541/35.) 
Ber. von LODir. Dr. Heiſe, Berlin. 


* 
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97. 81717 Abi. 1 BGB. Zur Einrede des Mehrver“ 
kehrs. Zum Begriff: „Feile Dirne“ und „Eine in hohem 
Maße der Geſchlechtsluſt ergebenen Frauensperſon“. 


BeſchwF. iſt vom AG. zur Unterhaltsleiftung an ſein 
uneheliches Kind verurteilt worden. Die Ber. wurde vom LG. als 
unzuläſſig verworfen, da ſein mit der Einlegung beauftragter NA. 
ſie nicht rechtzeitig begründet hatte. BeſchwFF. begehrt das Armen“ 
recht, um gegen ſeinen RA. Schadenserſatzanſprüche gem. 88 675, 
611, 276 BGB. geltend zu machen. LG. hat das Armenrecht ver? 
ſagt, da auch eine ordnungsmäßig eingelegte Ber. Ausſicht auf 
Erfolg nicht gehabt hätte. Die Beſchw. konnte keinen Erfolg haben. 
In den Gründen führt der Senat u. a. aus: 

Was den Beweis des Mehrverkehrs anlangt, ſo gehen 
ſowohl das AG. in feinem Urteil als das LG. in ſeinem da 
Armenrecht verſagenden Beſchluß zutreffend davon aus, daß der 
Beweis einer weiteren Beiwohnung i. S. des 
1717 BGB., ohne daß die einzelne Handlung und 
der Name der betreffenden Mannsperſon feſt⸗ 
geſtellt zu werden braucht, ſchon dann als ge 
führt zu erachten iſt, wenn nach den Umſtänden 
— weil es ſich um eine feile Dirne oder eine 
der Geſchlechtsluſt in hohem Maße ergebene 
Frauensperſon handelt — mit Sicherheit oder einer an 
Sicherheit grenzenden Wahrſcheinlichkeit angenommen werden 
kann, daß ſie während der Empfängniszeit mit mehreren Mann? 
perſonen Geſchlechtsverkehr hatte (RGRKomm. 3 zu § 1717; LG. 
Mannheim: JW. 1927, 2588; LG. Darmſtadt: JW. 1933, 2663; 
Hei. 1932 Sp. 252, 253). g 

Daß es ſich bei der Kindesmutter nicht um eine feile 
Dirne handelt, kann nicht zweifelhaft fein. Das Kennzei⸗ 
chen der Dir ne beſteht in der Ausübung des Geſchlechtsver⸗ 
kehrs als Gewerbe, d. h. um ſich durch die wiederholte Are 
übung eine Einnahmequelle zu verſchaffen. Davon kann aber be 
der Kindesmutter nicht die Rede ſein. Weder hat ſie ein Entgelt 
gefordert, noch erhalten, noch hat ſie zum Ausdruck gebracht, baß 
ſie für den Geſchlechtsverkehr eine Gegengabe verlange. Wo ſie ſic 
hingab tat ſie dies freiwillig und bedingungslos. 4 

Bleibt weiter die Frage zu prüfen, ob es ſich bei der Kindes⸗ 
mutter nicht um eine in hohem Maße der Geſchlechts⸗ 
luſtergebene Frauensperſon handelt. AG. und LG. 
haben die Frage zutreffend verneint. Es iſt zunächſt darauf hint. 
weiſen, daß an das genannte Erfordernis mit Rückſic 
auf die weitgehenden Folgerungen, die daraus gezogen werden, el 
ſtrenger Maßſtab anzulegen iſt. Es genügt nicht, daß 
nachgewieſen wird, die Kindesmutter ſei eine dem Geſchlech ts 5 
verkehr leicht zugängliche Perſon, die auch wieder 
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h dielmehr um eine Perſon handeln, die wahllos auf Ge⸗ 
et ne 
ander verkehrt (fo die ſtändige Praxis des LG. Darmſtadt, 


demmungslos und ohne das geringſte moraliſche Bedenken hingibt, 
10 beſonders wählerisch zu ſein und die ſich, um ihre Geſchlechts⸗ 
Mi zu befriedigen, auch kein Gewiſſen daraus macht, mit mehreren 
beten ern nebeneinander zu verkehren, die kurz geſagt einen Hang 
Be fie bereit ſein läßt, ihren Körper zu jeder Zeit 
* Geſchlechtsluſt hinzugeben, ähnlich wie dies eine Dirne 


(Jannten Vorausſetzungen bei der Kindesmutter nicht zutreffen. 


lich als nachgewieſen angenommen werden, daß es ſich bei dem von 


einen 
derlichen Kauſalzuſammenhanges die Schadenserſatzpflicht des RA. 
(Och. Darmſtadt, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 18. Mai 1935, 3 W 62/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 
* 


10 98. 5 1635 A bſ. 1 Satz 2 BGB. Zum Begriff der „Be- 
uderen Gründe im Intereſſe des Kindes“. 

Die Eheleute S. find aus § 1567 Ziff. 1 BGB. geſchieden, 
5 Ehefrau für alleinſchuldig erklärt. Der aus der Ehe hervor⸗ 
Vaangene ſiebenjährige Sohn befindet ſich bei der Mutter. Der 

eier hat ſich bis jetzt nicht um ihn gekümmert. Der Vater 
orde heiraten, ſeine Braut (Haushälterin ſeines Vaters) wird als 

dentliche Perſon bezeichnet. Er verlangt von ſeiner 
beate ran die Herausgabe des Kindes. Die Ehefrau 
de nttagte beim AGG. (Vormizer.), daß dem Vater die Sorge für 
AG. erſon des Kindes entzogen und das Kind ihr belaſſen werde. 
ab entſprach ihrem Antrag, LG. hob auf und wies den Antrag 

Be Auf die weitere Beſchw. hob das OLG. den landgerichtlichen 
Gate auf und ſtellt den des AG. wieder her. Aus den 

den: 

eine Nach § 1635 Ab ſ. 1 S. 2 BOB. kann das Vormsger. 
wer von Ab 1 S. 1 abweichende Anordnung treffen, 
effe eine ſolche aus beſonderen Gründen im Inter⸗ 
vn des Kindes geboten iſt. Die Auslegung, die das LG. 
St geſetzlichen Beſt. gegeben hat, iſt nicht frei von Rechtsirrtum. 
nicht RG. verkennt, daß für die Annahme ſolcher beſonderen Gründe 
ſte 4 tatſächliche Gründe allgemeiner Natur genügen, wie 
au Kindern aus geſchiedenen Ehen regelmäßig vor⸗ 
e gen pflegen (Odch. 31, 406). Vielmehr muß es ſich um 
des en artige Fälle handeln in dem die Intereſſen des Kin⸗ 
welubei dem zunächſt ſorgeberechtigten Elternteil zufolge irgend⸗ 
nötz der anormaler Umſtände ausnahmsweiſe nicht den 
benden Schutz finden. Der Entſch. des LG. wäre deshalb un⸗ 
ſund klich zuzuſtimmen, wenn es ſich vorliegendenfalls um ein ge⸗ 

es Kind normaler Konſtitution handelte (vgl. den Fall in 
10, 287). Das trifft aber nicht zu. Vielmehr ſteht feſt, daß 
um ein ſchwächliches, nervöſes, zu Bettnäſſen neigendes 
andelt, das beſonders liebevoller und ſorgfältiger Pflege 

Eine ſolche Pflege aber kann das Kind nur bei der 
egel ichen Mutter finden, die in dieſer Hinſicht für den 
geh fall wenigſtens als unbedingt zuverläſſtg anzufehen ift. Es 
eitszodenfalls nicht an, das Kind bei ſeinem geſchilderten Geſund⸗ 
de zuſtand dem Riſiko einer ſtiefmütterlichen Be⸗ 


es fig 
Su 
bedarf. 
bleibt 


Sicher ung auszuſetzen, von der jedenfalls keineswegs mit 
glei erheit feſtſteht, daß fie derjenigen durch die leibliche Mutter 
Abf. Neben wird Es find biernach die Vorausſetzungen des 8 1635 
1 S. 2 882. gegeben. 
(Oe. Darmſtadt, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 16. Jan. 1935, 1 W 340/34.) 
Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darmftadt. 
* 


verbo 88 9, 10 Abſ. 2 GK. Unterſtützt ein Fürſorge⸗ 
assſchn den Großvater des Kl. dauernd, und hat der Kreis⸗ 
mon huß den Kl. für verpflichtet erklärt, dem Verbande 

atlich einen beſtimmten Teil der Unterſtützungsgelder 


zu zahlen, ſo iſt für die negative Feſtſtellungsklage des 
Kl. nicht der 12½ fache, ſondern der einjährige Betrag als 
Wert feſtzuſetzen. 

Der beklagte Fürſorgeverband unterſtützt ſeit längerer Zeit den 
Großvater des Kl. mit monatlichen Unterhaltszahlungen. Auf Antrag 
des Fürſorgeverbandes hat der Kreisausſchuß den Kl. für verpflichtet 
erklärt, als Beitrag zu den Unterſtützungskoſten v. 1. Nov. 1933 ab 
monatlich 22 % an den Fürſorgeverband zu zahlen. Gegen dieſen 
Beſchluß hat der Kl. den ordentlichen Rechtsweg im Jan. 1934 be⸗ 
ſchritten und beantragt, den Beſchluß des Kreisausſchuſſes aufzuheben. 
Der Bekl. hat im Laufe des erſten Rechtszuges ſeine Forderung von 
22 Nell auf 16 RA monatlich herabgeſetzt, im übrigen aber Klage⸗ 
abweiſung beantragt. Das AG. hat der Klage ſtattgegeben. Der Bell. 
hat Berufung eingelegt und zunächſt beantragt, die Klage abzuweiſen, 
dann aber durch Schriftſatz v. 13. Nov. 1934 beantragt, den Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes inſoweit aufrechtzuerhalten, als der Kl. zur Er⸗ 
ſtattung von monatlich 11,60 N. v. 1. Nov. 1933 bis 30. Sept. 
1934, insgeſamt alſo zur Zahlung von 127,50 RM für verpflichtet 
erklärt worden iſt. 

Das BG. hat den Streitwert für die BerInſt. zunächſt durch 
Beſchl. v. 27. Nov. 1934 auf 100150 AM feſtgeſetzt. Gegen dieſen 
Beſchluß haben die Prozeß bevollmächtigten des Kl. Beſchwerde einge⸗ 
legt und beantragt, den Streitwert für die Zeit bis zur Ermäßigung 
des Auſpruchs auf 127,50 RM unter Berückſichtigung des SI 3PO. 
auf den zwölfeinhalbſachen Jahresbetrag, d. h. auf 16 mal 12 mal 
12½ feſtzuſezen. Das LG. hat daraufhin ſeinen Beſchl. v. 27. Nov. 
1934 dahin abgeändert, daß der Streitwert für die Zeit bis zum 
15. Nov. 1934 auf 192 RM, für die ſpätere Zeit auf 127,50 N. 
feſtgeſetzt werde. Die Prozeßbevollmächtigten des Kl. haben ihre Be⸗ 
ſchwerde aufrechterhalten. Unſtreitig iſt daher, daß der Streitwert der 
Ber Inſt. v. 15. Nov. 1934 ab 127,50 RA beträgt, und zu entſcheiden 
iſt nur darüber, ob für die Höhe des Streitwertes vorher gemäß 8 10 
Abſ. 2 ENG. der einjährige Streitwert mit 12 mal 16 = 192 N.. 
oder gemäß 89 ZPO. der zwölſeinhalbfache Betrag dieſes Jahres⸗ 
wertes feſtzuſetzen iſt. Der vom LG. eingenommene erſtere Standpunkt 
iſt der richtige. Die Beſchwerde konnte im weſentlichen daher keinen 
Erfolg haben. 

Der 89 ZRD., nach dem der Wert des Rechts auf wiederkehrende 
Nutzungen oder Leiſtungen auf den zwölfeinhalbfachen Betrag des ein⸗ 
jährigen Bezuges zu berechnen iſt, wenn der künftige Wegfall des 
Bezugsrechts gewiß, die Zeit des Wegfalls aber ungewiß iſt, wäre 
für den vorliegenden Fall nur maßgebend, wenn nicht gemäß 8 9 
Abſ. 1 Gch. im Geh. eine Sonderregelung getroffen wäre, d. h., 
wenn nicht die beſondere Vorſchrift des 8 10 Abſ. 2 GKG. Platz 
greift. Das aber iſt der Fall. Nach dieſer Beſtimmung iſt bei An⸗ 
ſprüchen auf Erfüllung einer anf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden 
Unterhaltspflicht der Wert des Rechts auf wiederkehrende Leiſtungen, 
falls nicht der Geſamtbetrag der geforderten Leiſtungen geringer iſt, 
auf den Betrag des einjährigen Bezuges zu berechnen. Tatſächlich 
handelt es ſich um einen ſolchen Anſpruch. 

Der Anwendung des 8 10 Abſ. 2 GKG, ſteht nicht entgegen, 
daß der vorliegende Prozeß nicht unmittelbar zwiſchen dem Unterhalts⸗ 
pflichtigen und dem Unterhaltsbedürftigen geſchwebt hat. Die in dem 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes gemäß 8 23 Abſ. 2 FürſpflVO. vom 
13. Febr. 1924 i. d. Faſſ. der Not VO. v. 5. Juni 1931 (Teil 5 
Kap. VIII Art. 1) getroffene Feſtſtellung, daß der Kl. und Ber Bell. 
zu dem dort näher bezeichneten Betrage unterhaltspflichtig ſei, beruht 
auf 8 21a FürſpflB O., der den geſetzlichen Übergang der dem Hilfs⸗ 
bedürftigen gegen den Unterhaltspflichtigen zuſtehenden Forderung 
vorſieht. Mit dem Übergang der Unterhaltsforderung müſſen dem 
Fürſorgeverband aber auch alle ſich aus dieſer ergebenden Vorteile 
zugute kommen. Ein ſolcher Vorteil liegt aber darin, daß der Streit- 
wert bei einer auf Erfüllung der Unterhaltsverpflichtung gerichteten 
Klage ſich auf den einfachen und nicht auf den zwölfeinhalbfachen Be⸗ 
trag des einjährigen Unterhaltsbezuges berechnet. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich nun wörtlich allerdings 
nicht um die Klage eines Fürſorgeverbandes auf „Erfüllung“ des 
kraft Geſetzes auf ihn übergegangenen Unterhaltsanſpruches; der Für⸗ 
ſorgeverband iſt vielmehr in die Stellung eines Bell. gedrängt, weil 
er es vorgezogen hat, den nach 8 23 FürſpflVoO. vorgeſehenen Ver⸗ 
waltungsweg einzuſchlagen und demgemäß die Zahlungspflicht des Kl. 
durch den Beſchluß des Kreisausſchuſſes feſtſtellen zu laſſen, auf deſſen 
Aufhebung der Klageantrag des Kl. in dem vorliegenden Prozeſſe ge⸗ 
richtet war. Da der Bezirlisfürſorgeverband jedoch, wie der Wortlaut 
des 823 FürſqpflVO. ergibt, nach ſeinem Ermeſſen entweder den Ver⸗ 
waltungsweg oder ſogleich den ordentlichen Rechtsweg wählen kann, 
fo muß ihm in jedem Falle der durch 8 10 GRG. gewährte Vorteil 
zugute kommen, mag er nun Kl. oder — weil der von ihm beantragte 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes ergangen iſt — Bekl. ſein. Anderenfalls 
würde es der Bezirksfürſorgeverband wegen des beträchtlichen Unter⸗ 
ſchiedes zwiſchen den beiden in Betracht kommenden Streitwerten jter3 
vorziehen müſſen, den ordentlichen Rechtsweg ſtatt des Verwaltungs⸗ 
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weges einzuſchlagen. Dies kann aber keineswegs dem Willen des 
Geſetzgebers entſprechen, der dem Bezirksausſchuß den Verwaltungs⸗ 
weg gerade zu dem Zwecke gegeben hat, damit die Frage der Unter⸗ 
haltsverpflichtung ſchneller und leichter erledigt werde. § 10 Abi. 2 
GKG. iſt demnach im vorliegenden Falle anwendbar (ſo auch OLG. 
Marienwerder: JW. 1931, 139136; OLG. Königsberg: FW. 1929, 
13947; OLG. Breslau: JW. 1930, 1016 12). 

Das LG. hat demnach inſoweit den Streitwert für die Zeit vor 
der mündlichen Verhandlung v. 15. Nov. 1934 mit Recht auf 16 mal 
12 = 192 AM als den Betrag des einjährigen Bezuges feſtgeſetzt. 
Zu dieſem Betrag müſſen aber auch die in der BerInſt. noch rechts⸗ 
hängig geweſenen, vor der Klagerhebung rückſtändig gewordenen Raten 
für die Monate Nov. und Dez. 1933 ſowie Jan. 1934 gemäß 8 5 
ZPO. mit 16 mal 3 = 48 RM hinzugerechnet werden (vgl. KG.: 
JW. 1923, 6143; RG. 58, 294). 

(OLG. Kiel, 1. ZivSen., Beſchl. v. 12. Jan. 1935, 1 W 25/35.) 
Ber. von Dr. Grunau, Kiel. 


x 
München 

100. Der Unfruchtbarzumachende muß in dem Ver⸗ 
fahren vor dem ErbgeſGer. einen geſetzlichen Vertreter 
haben, wenn er geſchäftsunfähig iſt oder wenn Zweifel an 
der Geſchäftsfähigkeit beſtehen. Der Amtsarzt hat ein 
ſelbſtändiges Beſchwerderecht, wenn fein Antrag auf Be- 
ſtellung eines Pflegers abgewieſen iſt. 

Der Bezirksarzt der Landeshauptſtadt München hat am 
16. Nov. 1934 beim ErbgeſGer. München die Unfruchtbarmachung 
des volljährigen H. beantragt. Gleichzeitig hat er beim VBorm&er. 
München den Antrag geſtellt, für H. einen Pfleger zu ſeiner Ver⸗ 
tretung in dieſem Verfahren aufzuſtellen, weil die Pſychiatriſche 
und Nervenklinik in München erklärt hatte, H. ſei geſchäftsunfähig 
und eine Verſtändigung i. S. des § 1910 BGB. mit ihm nicht 
möglich. Das AG. München hat durch Beſchl. v. 5. Jan. 1935 
dieſen Antrag abgewieſen. Die vom Bezirksarzt hiergegen einge⸗ 
legte Beſchw. wies das LG. München 1 mit Beſchl. v. 4. Febr. 
1935 zurück. Ohne zur Frage der Geſchäftsfähigkeit des H. Stel⸗ 
lung zu nehmen, hielt es ein Bedürfnis für die Anordnung einer 
Pflegſchaft nicht für gegeben. Gegen dieſe Entſch. hat der Bezirks⸗ 
arzt ſchriftlich weitere Beſchw. erhoben. 

Das Rechtsmittel iſt in förmlicher Beziehung nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Die Beſchwerdeſchrift mußte nicht von einem RA. unter⸗ 
zeichnet ſein, weil nach Lage des Falles der Amtsarzt ſelbſt, nicht 
lediglich der Stadtrat, als Behörde i. S. des § 29 Abſ. 1 Fc. an⸗ 
zuſehen iſt. Nach §S 3 Nr. 1 ErbkrNachwGeſ. v. 14. Juli 1933 
(RGBl. I, 529) kann auch der beamtete Arzt die Unfruchtbar⸗ 
machung beantragen. Als beamteter Arzt gilt u. a. der örtlich zu⸗ 
ſtändige Amtsarzt (Art. 3 AusfVO. v. 5. Dez. 1933 [RGBl. I, 
10210). Der BeſchwF. war zur Stellung des Antrages auf Un⸗ 
fruchtbarmachung zuſtändig, weil H. in deſſen Amtsbezirk ſeinen 
Wohnſitz hat (8 4 VO. der Bayer. JuſtMin. und des Md JJ. zum 
Vollzuge des ErbkrNachwöGeſ. v. 21. Dez. 1933 [GVBl. 522]). Die 
ſelbſtändige Stellung der beamteten Arzte im Verfahren wegen 
Unfruchtbarmachung ergibt ſich ferner aus den Vorſchr. der §§ 4, 
8, 9, 11 Abſ. 2 und 12 Abſ. 1 des Geſetzes. Sie ſind in dieſem 
Verfahren alſo Organe, die unter öffentlicher Autorität ſelbſtändig 
für Zwecke tätig werden, deren Förderung zu den Aufgaben des 
Staates gehört. Soweit ſie eine Tätigkeit im Rahmen dieſer Zu⸗ 
ſtändigkeit entfalten, haben ſie die Eigenſchaft einer ſelbſtändigen 
Behörde (vgl. ObsGZ. 30, 305). Die Aufftellung eines Pflegers 
für das Unfruchtbarmachungsverfahren hängt eng mit dieſem zu⸗ 
ſammen. Deshalb weiſt die Entſchließung des Bay Md J. v. 27. Juli 
1934 (Reg Anz. Nr. 211) die Amtsärzte und Anſtaltsleiter an, 
wenn ſie die Unfruchtbarmachung eines erbkranken Volljährigen 
beantragen, auch zu prüfen, ob die Beſtellung eines Pflegers gem. 
8 1910 Abſ. 2 BGB. erforderlich iſt, und gegebenenfalls fie zu be⸗ 
antragen, d. h. anzuregen, weil es eines förmlichen Antrages nicht 
bedarf. Dadurch iſt ihr ſelbſtändiger amtlicher Wirkungs⸗ 
kreis auch auf dieſe Anregung und die ihrer Durchſetzung dienen⸗ 
den Rechtsmittel ausgedehnt worden. Daß ein im übrigen unſelb⸗ 
ſtändiger Beamter auf einem beſtimmten Gebiete die Eigenſchaft 
einer Behörde beſitzen kann, iſt anerkannt (vgl. für den gem. Geſ. 
v. 23. Febr. 1908 (GVBl. 85) beſtellten Berufsvormund: Obs. 
19, A 9 und 12; ferner KG.: NO. 42, A 35). 

Die Vorſchr. des § 29 Abſ. 1 JG bezweckt, der unrichtigen 
Begr. von RBeſchw. vorzubeugen. Von den Amtsärzten und An⸗ 
ſtaltsleitern, die die Unfruchtbarmachung beantragen und betrei⸗ 
ben dürfen, iſt zu erwarten, daß ſie auch die ſachlichen und ver⸗ 
fahrensrechtlichen Vorſchr. über die Anordnung einer Pflegſchaft 
beherrſchen und ſich zu eigen machen. . 

Der Bezirksarzt konnte infolgedeſſen die weitere Beſchw. 
ſchriftlich einlegen. 


Sein Beſchwerderecht kann allerdings wohl kaum auf 8 20 
Abſ. 1 FGG. geſtützt werden. Die Vorausſetzungen des § 20 Abſ. 2 
388. find nicht gegeben. Dagegen iſt er nach § 57 Abſ. 1 Nr. 3 
FSB. beſchwerdeberechtigt; denn er hat ein rechtliches Intereſſe an 
der Aufſtellung eines Pflegers für das von ihm beantragte um 
fruchtbarmachungsverfahren und eine Verſtändigung mit H. . 
nach dem fachärztlichen Gutachten, an deſſen Richtigkeit zu zwer⸗ 
feln vorerſt kein Anlaß beſteht, ausgeſchloſſen. 5 

Der Beſchw. iſt auch der Erfolg nicht zu verſagen. Das LG. 
hat die Frage, ob H. geſchäftsfähig iſt, offen gelaſſen. Es iſt alſo 
ſeine Geſchäftsunfähigkeit, die auch das ärztliche Gutachten für ge⸗ 
geben anſieht, ſehr wohl möglich. Dann kann das Bedürfnis nach 
Aufſtellung eines Pflegers nicht ohne Rechtsirrtum verneint wer 
den. Der Anſpruch auf rechtliches Gehör imm Unfruchtbarmachungs? 
verfahren iſt nur dann voll gewährleiſtet, wenn dem H. zur Ar? 
klärung des Sachverhaltes und zur Wahrung feiner Belange ein 
Pfleger zur Seite ſteht. Bei der Wichtigkeit und Tragweite der be⸗ 
antragten Maßnahme iſt die Sicherſtellung des rechtlichen Gehörs 
unbedingt nötig (vgl. insbeſ. ErbgeſObGer. Darmiſtadt: JW. 1935, 
2141; OLGR. Dr. Grunau: JW. 1935, 3; Maßfeller: 
Deutſche Juſtiz 1934, 512, 1579, 1581). 50 

Zur Erfüllung der dem Pfleger obliegenden Aufgaben wir 
ſich in der Regel ein Rechtskundiger beſſer eignen als ein Arzt. 

Dazu kommt, daß bei Geſchäftsunfähigen der Beſchluß nur 
dem geſetzlichen Vertreter wirkſam zugeſtellt werden kann & 
Satz 5 mit § 2 Abſ. 1 des Geſetzes) und nur dieſer beſchwerdebe, 
rechtigt iſt (§ 9 des Geſetzes). Der Beſchluß könnte ſomit nich 
rechtskräftig werden. Solange für den Volljährigen kein Vormune 
vorhanden iſt, läßt ſich deshalb die Beſtellung eines Pflegers nich 
umgehen (vgl. AV. des PrJuſt Min. v. 4. Juni 1934; Deutſche 
Juftiz 1934, 725). Aus den gleichen Gründen erſcheint bie Yu 
ſtellung eines Pflegers aber auch ſchon dann geboten, wenn ZIEH 
fel an der Geſchaftsfähigkeit eines Volljährigen beſtehen. 

Infolgedeſſen war der augefochtene Beſchluß aufzuheben und 
die Sache an das LG. zur anderweitigen Entſch. zurückzuverweiſen. 

(Os. München, Beſchl. v. 2. März 1935, Reg III Nr. 30/35.) 
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Berlin 
101. 85 BGB. Zurückweiſung des Geſuchs auf Voll, 
jährigkeitserklärung aus erbgeſundheitlichen Gründen. 1) 
Durch den angef. Veſchl. (des AG. Berlin) iſt der Antrag 
des Beſchw§. auf Volljährigkeitserklärung zurückgewieſen worden, 
da der Minderjährige noch nicht die geiſtige Reife beſitze, durch — 
Volljährigkeitserklaͤrung auch nicht fein Beſtes gefördert werde 
würde. 
Hiergegen richtet ſich die aus den 88 19, 20 Rich. zuläſſtge 
Beſchw. des Minderjährigen. Ihr war der Erfolg zu verſagen, PT 
die beantragte Volljährigkeitserklärung weder in wirtſchaftliche 
noch in ſittlicher Hinſicht das Beſte des Minderjährigen fördert. m 
Der BeſchwF. kennt feine Braut feit faſt 2 Jahren. Cie ! 
in dem Bericht des Jugendamts zwar günſtig geſchildert. Inzwischen 
hat fie aber ein von dem BeſchwF. erzeugtes Kind geboren. Da 
mit iſt der Hauptgrund für den Antrag des Beſchwỹ. weggefallen, 
ihn für volljährig zu erklären, damit das Kind als ehelich gebote! 
werde. Wenn der Beſchwß. auch jetzt noch die feſte Abſicht hat, 
ſeine Braut zu ehelichen, ſo ſtehen dieſer beabſichtigten Eheſchle. 
ßung doch in wirtſchaftlicher und bevölkerungspolitiſche 
Hinſicht gewichtige Bedenken entgegen. 4984 
Der Beichivg. iſt bei der Firma K. erſt ſeit dem 10. Juli 195 
als Spanner beſchäftigt und bezieht ein wöchentliches Einkommen 
von 29— 44 N. . Wenn auch ſeine Führung bei diefer Firma Di f 
her einwandfrei war und bei weiterem zuverläſſigen ordentliche 
Verhalten die Möglichkeit zu einer regelmäßigen Beſchäftigung 
beſteht, fo iſt doch eine Gewähr hierfür ſelbſtverſtändlich nicht, 946 
geben. Mangels Vorhandenſeins irgendwelchen Vermögens 17.5 
es ſomit an einer ſicheren Exiſtenzgrundlage für die beabſichtig 
Heirat, auch wenn berückſichtigt wird, daß der Beſchw§. nach K 
Bericht des Jugendamts und der Beſtätigung feines Onkels 5 


Zeit ſehr fleißig und arbeitſam iſt, ganz feiner Braut lebt er 
nach ſeiner Eheſchließung mit dieſer in der mütterlichen Wohn 


würde verbleiben können, da die Mutter ſich verheiraten und I 
eine neue Wohnung einrichten will. Beſondere Bedenken beſtehe 
aber in bevölkerungspolitiſcher Hinficht gegen die vol 
Beſchw§. beabſichtigte Eheſchließung. „ 

In dem polizeilichen Führungszeugnis iſt bereits eine Sn 
von allerdings nur 20 RA wegen fahrläſſiger Körperverletzunt 
vermerkt, die am 15. März 1933 verhängt und inzwiſchen bezah 
worden iſt. 
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boch Wenn auch dieſe Tatſache nicht allzu ſchwer wiegt, verbietet 
erb insbeſ. die Tatſache, daß der BeſchwF. keine Gewähr für einen 
jäh gefunden Nachwuchs bietet, die von ihm beantragte Voll⸗ 
18 AOkeitserklärung. Der Beſchw§. hat zwar in dem Termin vom 
für Jan. 1935 eine amtsärztliche Beſcheinigung der Beratungsſtelle 
i und Raſſenpflege des Geſundheitsamts P. v. 11. Dez. 
Be vorgelegt, in welcher Medizinalrat Dr. H. die Eignung des 
Img. zur Ehe beſcheinigt und daß von ärztlicher Seite keine 
55 enken beſtehen, die dieſe Verheiratung des BeſchwF. nicht als 
Ar terefie der Volksgemeinſchaft liegend erſcheinen laſſen. Dieſer 
Apllaſſung kann ſich die Kammer aber nach Kenntnisnahme der 
Akten des Bezirksjugendamts nicht anſchließen. Ausweislich dieſer 
en beſtand i. J. 1927 bei dem BeſchwF. Somnambulismus. Auch 
— ſpäteren ärztlichen Gutachten ſprechen von nervöſen Störungen 
Rat von erhöhter Reizbarkeit, Hautausſchlag am Kopf, von vom 
at er ererbter verſchleppter Gonorrhöe ſowie Debilität und Pſycho⸗ 
age des Beſchwef, Dieſe Diagnoſen erſtrecken ſich zwar nur bis 
Sch das Jahr 1931. Nach dem von dem BeſchwF. vorgelegten 
Hef eiben des praktiſchen Arztes Dr. G. v. 13. Dez. 1934 leidet der 
eee aber auch jetzt noch an Haarausfall, hervorgerufen durch 
ne retoriſche Drüſenſtörung. Er muß zufolge des Verhand⸗ 
undd berichtes v. 18. Sept. 1934 dauernd eine Schutzkappe tragen 
ſchl deshalb, falls er nicht ſchwerere Folgen, wie z. B. Gehirn⸗ 
Rag, erleiden will, dauernd in ärztlicher Behandlung verbleiben. 
am Auf Grund der angeführten Tatſachen hat dann das Jugend⸗ 
— 9 mit Antrag v. 13. Okt. 1934 ſeine Akten ſogar dem Geſund⸗ 
na aim mit der Bitte überſandt, den Antrag auf Unfruchtbar⸗ 
chung des Beſchwß. zu ſtellen. 
jahr; Bei der geſchilderten Sachlage dient die beantragte Voll⸗ 
insbigkeitserklärung nicht dem Beſten des Beſchw§. und kann 
we eſ. vom bevölkerungspolitiſchen Standpunkt nicht verantwortet 
ben en, auch wenn berückſichtigt wird, daß der Stadtarzt ſchließlich 
ha Antrag auf Unfruchtbarmachung des Beſchw§. nicht geſtellt 
Se und daß nach dem von dem Veſchwỹ. im Termin vorgelegten 
neben des praktiſchen Arztes Dr. G. v. 13. Dez. 1934 die Wut⸗ 
erſuchung einen Normalbefund ergeben hat. 
fs; Aus den angeführten Gründen muß die beabſichtigte Ehe⸗ 
21 ießung der eigenen Entſch. des BeſchwF. nach Erreichung ſeines 
Lebensjahres anheimgeſtellt werden. 
ant Hiernach war ſeine Beſchw. gegen die Ablehnung der be⸗ 
zagten Volljährigkeitserklärung unter Anwendung des 8 93 
6 8 wie geſchehen, zurückzuweiſen. 
(88. Berlin, 38. ZK., Beſchl. v. 8. April 1935, 238 T 15183/34.) 


Ber. von RA. Dr. Elsholz, Berlin. 


Nur Anmerkung: Dem Beſchluß ift in feinem Ergebnis zuzuſtimmen. 
erbt muß darauf aufmerkſam gemacht werden, daß es eine er⸗ 
Ai Gonorrhöe nicht gibt. Dieſe Krankheit iſt eine Infektions⸗ 
kunt Der Beſchluß hätte in feiner Begr. zwiſchen Infektions⸗ 
müſſetheiten und möglichen Erbkrankheiten ſcharf unterſcheiden 
ſen. Dr. Ruttke. 
* 
Göttingen 
Nr 102. 81333 BGB. Eine Ehe kann für nichtig erklärt wer⸗ 
8 wenn ein Ehegatte bei Eingehung der Ehe die damals 
anf Nicht erkennbare Anlage zu einer Erbkrankheit (Erb- 
Berge zur Schizophrenie) in ſich trug. Maßgebend für den 
inn der Anfechtungsfriſt iſt nicht die Kenntnis von den 

der Eheſchließung aufgetretenen Krankheitserſchei⸗ 
gen, ſondern der Zeitpunkt der Erkenntnis, daß dieſe 
ukheitserſcheinungen auf Anlagen beruhen, die bereits 
* der Eheſchließung vorhanden, vererblich und damit 

te Nachkommenſchaft gefährlich waren. 
Lac, Göttingen, 2. 3 k., Urt. v. 8. Febr. 1935, 2 R 48/34) 

Ber. von Ref. Clever, Naumburg a. S. 
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Garmiſch 


geſtonp s 89 256, 644 3 PO. Iſt der außereheliche Erzeuger 
erben, ohne daß deſſen Vaterſchaft feſtgeſtellt wurde, 
ann das uneheliche Kind gegen die Erben des Erzeu⸗ 
8 Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft klagen. f) 
Betr Der Kl. behauptet, der uneheliche Sohn des Erblaſſers der 
und Sr ſein. Sein Erzeuger habe dies auch nie in Abrede geſtellt 
Vaberſchg reichlich für ihn geſorgt. Die formelle Anerkennung der 
wegen daft ſe nur deshalb unterblieben, weil dies ſeinem Vater 
weſer deſſen exponierter Stellung im ſtaatlichen Leben peinlich ge⸗ 

en wäre. Der Kl. will nun aber nach dem Tode ſeines Er⸗ 


nun 
Kra 
zur 
für 


gerg 


zeugers deſſen uneheliche Vaterſchaft feſtgeſtellt haben, weil er 
wegen ſeiner Stellung innerhalb der NSDAP. und wegen einer 
etwaigen Anſtellung im Staatsdienſt den urkundlichen Nachweis 
ſeiner ariſchen Abſtammung erbringen muß. 

Es handelt ſich im vorl. Fall nicht um das Beſtehen, ſon⸗ 
dern um das Beſtanden⸗ haben eines Rechtsverhältniſſes, da 
zwiſchen dem unehelichen Kind und den Erben des Erzeugers als 
ſolchen kein Rechtsverhältnis beſteht. Die SS 256, 644 ZPO. find 
nicht unmittelbar anwendbar. Doch iſt eine analoge Anwendung 
dieſer Vorſchr. geboten, da von dem Beſtandenhaben des Rechts⸗ 
verhältniſſes der unehelichen Vaterſchaft weittragende Rechtsfolgen 
für die Gegenwart abhängen, nämlich Zulaſſung zum Staats⸗ 
dienſt, zur Rechtsanwaltſchaft, Mitgliedſchaft bei der NS DAP. 

(AG. Garmiſch⸗Partenkirchen, Urt. v. 6. Febr. 1935, A 483/34.) 
Ber. von Ref. v. Scheurl, Garmiſch. 


Anmerkung: Die Frage, ob das uneheliche Kind gegen die 
Erben des Erzeugers auf Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft 
klagen kann, iſt nach zwei Richtungen hin zu prüfen. Die grund⸗ 
ſätzliche Zuläſſigkeit einer Klage auf Feſtſtellung der unehelichen 
Vaterſchaft ergibt ſich unſtreitig aus §S 256 ZPO. Es kann ſich alſo 
einmal nur darum handeln, ob das Rechtsverhältnis zur Zei der 
Klagerhebung bzw. Erlaſſung des Urteils noch beſtehen muß. 
Daß die Klage nicht zuläſſig iſt, wenn nur möglicherweiſe in der 
Zukunft einmal das feſtzuſtellende Rechtsverhältnis zur Entſtehung 
gelangt, iſt der Faſſung des § 256 klar zu entnehmen. Dagegen 
muß die Feſtſtellungsklage dann als zuläſſig erachtet werden, wenn 
zwar der Anſpruch erſt in der Zukunft entſteht, das Rechtsverhält⸗ 
nis jedoch, aus dem ſich der künftige Anſpruch ableitet, zur Zeit 
bereits vorhanden iſt. Soweit es ſich um ein Rechtsverhältnis 
handelt, das im Zeitpunkt der Klagerhebung bzw. der Urteils⸗ 
erlaſſung nicht mehr beſteht, etwa weil der Erzeuger, deſſen 
Vaterſchaft feſtgeſtellt werden ſoll, nicht mehr lebt, kann die Zu⸗ 
läſſigkeit der Feſtſtellungsklage aus § 256 nicht beſtritten werden. 
Es iſt daher in Rſpr. und Rechtslehre anerkannt, daß dieſe Klage 
auch auf nicht mehr beſtehende Rechtsverhältniſſe ſtattfindet, wenn 
daraus Rechtsfolgen für die Gegenwart und Zukunft abgeleitet 
werden (vgl. Stein⸗Jonas, Anm. II 4 zu § 256 ZPO.). 

Streitig kann demnach nur ſein, ob ein rechtliches Intereſſe 
an der alsbaldigen Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes gegeben iſt. 
In einem Urt. v. 14. Nov. 1916 ſtellte ſich das LG. Aſchaffenburg 
auf den Standpunkt, die Feſtſtellung der Vaterſchaft ſei nur wich⸗ 
tig für den Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes; wenn je⸗ 
doch der Erzeuger ohne Hinterlaſſung eines Vermögens geſtorben 
ſei, beſtehe ein Intereſſe an der Feſtſtellung der unehelichen Vater⸗ 
ſchaft überhaupt nicht mehr (JW. 1916, 1594). Mit Recht wurde 
gegen dieſes Urteil in JW. 1917, 277 Stellung genommen und 
darauf hingewieſen, daß durchaus Fälle denkbar ſeien, in denen 
ſich das Intereſſe des unehelichen Kindes an der Feſtſtellung der 
Vaterſchaft nicht erſchöpft in ſeinem Unterhaltsanſpruch gegenüber 
dem unehelichen Vater oder deſſen Erben. Ein ſolches rechtliches 
Intereſſe iſt auch tatſächlich dann anzunehmen, wenn ſich aus der 
Abſtammung des Kindes von einem beſtimmten Erzeuger Rechts⸗ 
folgen öffentlich oder privatrechtlicher Natur für das Kind ab⸗ 
leiten laſſen. Das iſt nicht nur der Fall, wenn es ſich um die 
Anwendung der SS 1310, 1719 oder 1723 BGB. handelt, ſondern 
neuerdings in beſonderem Maß zur Feſtſtellung der Abſtammungs⸗ 
verhältniſſe auf Grund der Raſſengeſetzgebung. Danach kommt es 
nicht auf die rechtliche, ſondern auf die biologiſche Verwandt⸗ 
ſchaft an, was vor allem in § 1 Abſ. 2 der Richtlinien des AMD. 
v. 8. Aug. 1933 (RG Bl. I, 575) für die Durchführung des Gel. 
v. 30. Juni 1933 zum Ausdruck kommt, wonach als Abſtammung 
i. S. des §S 1 a Abſ. 3 NBeamtG. auch die außereheliche Abſtam⸗ 
mung gilt. Ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung 
der unehelichen Vaterſchaft wird daher immer dann vorliegen, 
wenn es ſich darum handelt, ob das uneheliche Kind t. S. der 
Raſſengeſetzgebung als Arier oder Nichtarier anzuſprechen iſt. 

Die Entſch. des AG. Garmiſch entſpricht daher nicht nur den 
Vorſchr. der SS 644, 256 ZPO., ſondern auch den praktiſchen Be⸗ 


dürfniſſen. RA. Dr. Ferd. Mößmer, München. 
| Arbeitsgerichte | 
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104. Geſ zur Abänderung des ArbG. v. 20. März 1935. 
Ein jüdiſcher Anwalt kann als Prozeßbevollmächtigter 
vor dem Arbeitsgericht nicht zugelaſſen werden. 

Mit Beſchl. v. 5. April 1935 iſt der RA. F. auf Grund des 
Geſetzes zur Abänderung des ArbcßG. v. 20. März 1935 (RG Bl. J, 
386) als Prozeßbevollmächtigter der Bekl. zugelaſſen. 


1896 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
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. 

Gegen dieſen Beſchluß hat ſich der Prozeßbevollmächtigte der 
Kl. gewandt und angeregt, die Frage der Zulaſſung des jüdiſchen 
RA. F. nochmals einer Prüfung zu unterziehen. Dieſe Nachprü⸗ 
fung mußte zu einer Aufhebung des oben genannten Beſchluſſes 
führen. Der Vorſttzende der Arbg. iſt befugt, in jedem Stadium 
des Verfahrens die Frage der Zulaſſung oder der Ablehnung der 
Zulaſſung eines Prozeßbevollmächtigten erneut zu prüfen, und 
demgemäß auch einen evtl. bereits ergangenen Beſchluß abzu⸗ 
ändern. 

Für die Zulaſſung des RA. F. war bei Erlaß des Beſchl. 
v. 5. März 1935 von der irrtümlichen Auffaſſung ausgegangen 
worden, daß einem ariſchen Anwalte die Vertretung einer jüdiſchen 
Partei nicht geſtattet ſei. Auf Grund des ſeinerzeit dem Vorſitzen⸗ 
den des ArbGG. nicht bekannten Erlaſſes des Stellvertreters des 
Führers (abgedruckt in der Naumburger Kammerzeitung Nr. 1 
vom Januar 1935, S. 2) iſt inzwiſchen feſtgeſtellt, daß ariſchen 
Anwälten grundſätzlich die Vertretung einer jüdiſchen Partei nicht 
verboten und nur in beſonderen Ausnahmefällen, die in dieſem 
Erlaß einzeln aufgeführt ſind — wenn der ariſche Anwalt NS⸗ 
DA P.⸗Mitglied iſt — dieſe Vertretung unterſagt iſt. 

Nach dem Geſetz v. 20. März 1935 kann der Vorſitzende des 
ArbGG. einen RA. oder eine andere geeignete Perſon als Prozeß⸗ 
bevollmächtigten für die Partet zulaſſen. Ob eine derartige Zulaſ⸗ 
ſung im einzelnen Falle zu erfolgen hat, unterliegt allein dem 
pflichtgemäßen Ermeſſen des Vorſitzenden, für das im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat allein nationalſozialiſtiſche Grundſätze maß⸗ 
gebend ſein müſſen. Dagegen beſteht nach dem Geſetz ein Recht 
irgendeiner Perſon, insbeſ. eines Anwaltes, auf Zulaſſung als 
Vertreter oder Beiſtand einer der Prozeßparteien nicht. 

Bei den ArbGG. waren bisher nur RA. zugelaſſen, die im 
Einzelfalle von ſeiten der DAF. zur Vertretung einer Partei er⸗ 
mächtigt waren. Die Rechtsberatungsſtelle der DAF. ermächtigte 
aber grundſätzlich nur ariſche Anwälte zur Vertretung vor den 
ArbG. Durch das Gef. v. 20. März 1935 ift nun die Frage der 
Vertretung vor den Arbcß. durch Anwälte einer Neuregelung 
unterzogen worden. Auch jetzt noch wird in den meiſten Fällen die 
Ermächtigung der RA. zur Vertretung einer Partei vor den 
ArbGG. von der DAF. erteilt. Nur in dem Falle, daß die Prozeß⸗ 
vertretung einer Partei durch die Rechtsberatungsſtellen der DAT. 
nicht in Frage kommen, kann ausnahmsweiſe auch der Vorſttzende 
des ArbG. einen RA. oder eine andere geeignete Perſon als Pro⸗ 
zeß bevollmächtigten oder Veiſtand für die Partei zulaſſen. Es ſind 
jedoch auch bei dieſer Zulaſſungsart dieſelben Geſichtspunkte zu 
berückſichtigen, die für die Rechtsberatungsſtelle der DAF. bei 
der Erteilung von Ermächtigungen an Anwälte maßgebend ſind. 
Es ſollten durch die Neuregelung nur gewiſſe Härten beſeitigt 
werden, die dadurch entſtehen können, daß zwar die Vertretung 
einer Partei vor dem Arb®. geboten iſt, die betr. Partei aber nicht 
Mitglied der DAF. iſt und daher die Erteilung der Ermächtigung 
durch die DAF. nicht in Betracht kommt. 

Bisher iſt die Vertretung vor den Ard&. ausſchließlich ari⸗ 
ſchen Anwälten überlaſſen geweſen. Es liegt kein Grund vor, hierin 
in Zukunft eine Anderung eintreten zu laſſen. Gerade das Gebiet 
des Deutſchen Arbeitsrechts iſt eine Angelegenheit, die nur durch 
Deutſche Rechtswahrer gehandhabt werden kann. Nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung iſt die Arbeitskraft kleine Ware, wie dies 
römiſch⸗xechtlicher Auffaſſung entſprach. Bisher war maßgebend 
eine materialiſtiſche vermögensrechtliche Auffaſſung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes und der gegenſeitigen Pflichten der Rechtsgenoſſen. Über- 
haupt war das ganze Tarifvertragsſyſtem auf den Kampf der 
Volksgenoſſen gegeneinander, insbeſ. auf den Gegenſatz von Ar⸗ 
beitgeber und Arbeitnehmer, abgeſtimmt. Streiks und Ausſper⸗ 
rungen waren erlaubte Mittel im Arbeitskampf. Selbſt auf die 
Lebensnotwendigkeiten der Volksgemeinſchaft wurde dabei keine 
Rückſicht genommen. Es handelte ſich einfach um die brutale Aus⸗ 
tragung von Wirtſchaftskämpfen, ohne Rückſicht auf das Volks⸗ 
ganze. Hierin trat im Verfolg der nationalſozialiſtiſchen Revolu⸗ 
tion eine grundlegende Anderung ein. Die Arbeit ſteht jetzt im 
Mittelpunkt des ſtaatlichen Lebens. Es iſt fortan auszugehen von 
der ganz beſonderen Wertung der Arbeitskraft und ihres Trägers 
im nationalſozialiſtiſchen Staate. Die Grundlagen für das Weſen 
und den Inhalt des neuen Arbeitsvertrages ſind vor allem der 
Gemeinſchafts⸗, Führer⸗, Perſönlichkeits⸗ und Treuegedanke. „Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſind beide Be⸗ 
auftragte und Sachwalter der geſamten Volksgemeinſchaft“ (Hit⸗ 
ler, Mein Kampf, S. 676). 

Das neue Arbeitsrecht wird beherrſcht von der arteigenen 
Auffaſſung des alten Deutſchen Rechts von der beiderſeitigen 


Treuepflicht der Gefolgsmänner und der Gefolgsherren im Gegen? 
ſatz zu dem früher maßgeblichen Kollektivgedanken. Nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung iſt ein Dienſtvertrag ein Vertrag Im 
Leiſtung von Dienſten, der ein Rechtsverhältnis ſchafft, deſſen 
Weſen auf der gegenſeitigen Treue beruht. Die richtige Durchfüb. 
rung dieſer Auffaſſung kann nur von Volksgenoſſen gehandhab 
werden, die blut⸗ und artgemäß mit ihrem Volke verbunden find. 
Wie Bung im „Deutſchen Recht“ v. 25. Febr. 1935 auf S. 104 
ausführt, iſt das Recht eine Ausdrucksform unſerer Weltanſchau⸗ 
ung, der Zentralbegriff unſerer Weltanſchauung aber iſt die Raſſe. 
Daraus folgt zwingend, daß das Recht im Dienſte der Raſſe zu 
ſtehen hat, und daß Deutſches Recht nur von Deutſchblütigen ger 
ſtaltet werden kann. Wenn auch aus befonderen Gründen einigen 
Juden vorläufig noch die Anwaltstätigkeit geſtattet iſt, ſo han 
delt es fi) dabei nur um Ausnahmen vorübergehender Natur, 
die aber an der grundſätzlichen Einſtellung nichts zu ändern ver⸗ 
mögen. Auf jeden Fall iſt den Juden die Mitwirkung an der 
Rechtspraxis auf das geſetzlich unumgängliche Maß zu beſchränken. 
Ihre Zulaſſung muß indeſſen überall da verweigert werden, 
ihre Mitwirkung nicht bindend vorgeſchrieben iſt. Dieſe Grund 
ſätze, die a. a. O. ganz allgemein für die Zulaſſung von jüdiſchen 
Anwälten bei den Deutſchen Gerichten überhaupt aufgeſtellt ſind ; 
müſſen um ſo mehr für die Haag ihrer Zulaſſung bei den Arbe, 
gelten. Hier ift ſchon jetzt in beſonderem Maße rein deutſches Rech 
in Anwendung zu bringen. Es kommt auch darauf an, gera 
auf dieſem Rechtsgebiete auch die letzten Reſte der materjaliſiſchez 
marxiſtiſchen Auffaſſung der Vergangenheit über das Weſen de 
Arbeitsvertrages zu beſeitigen, um ein wahrhaft nationalſozialiſth 
ſches Arbeitsrecht aufzubauen. Es gilt, den jüdiſchen Einfluß, der 
ſich bis 1933 gerade in den Gewerkſchaften und auch in der heo 
rie des Arbeitsrechtes beſonders verhängnisvoll ausgewirkt 9 
für alle Zeiten von dieſem für die Volksgemeinſchaft ſo überaus 
wichtigen Rechtsgebiet völlig fernzuhalten. Dieſelben Erwägun 
gen, die den Geſetzgeber dazu veranlaßt haben, die jüdiſchen An' 
wälte von jeder Mitarbeit bei der Durchführung des Erbhof 
auszuſchließen, müſſen daher den deutſchen Richter dazu führen, 
dieſe auch von der Vertretung der Parteien vor den Arb öh. aus” 
zuſchließen. Auf keinen Fall kann es Sinn und Zweck der 
änderung des ArbGG. geweſen ſein, den jüdiſchen Anwälten, 
denen vorläufig im neuen Reiche nur noch ein ſehr beſchränkt 
Betätigungsfeld offenſteht, ein neues Gebiet ihrer Tätigkeit zu 
eröffnen, zumal auf einem Rechtsgebiet, auf dem ihre Betätigung 
9 1 erwünſcht iſt, wie gerade auf dem des Deutſchen Arbeits 
rechts. 

An dieſen grundſätzlichen Erwägungen ändert nichts die, Tat 
ſache, daß die Bekl. ebenſo wie RA. F., Angehöriger des jüdiſchen 
Volkes find. Vom nationalſozialiſtiſchen Stand 
punktaus hat eine jüdiſche Partei keinerlei AN’ 
ſpruch darauf, von einem jüdiſchen Anwalt v 
treten zu werden, da anderenfalls notwendigerweiſe a 1 
in Zukunft ſtets dem Prozentſatz der jüdiſchen Bevölkerung en 
ſprechend eine Anzahl jüdiſcher Anwälte bei den deutſchen G 
richten zugelaſſen ſein müßte. Eine ſolche Regelung iſt aber an 
geſichts des Ausnahmecharakters der noch geduldeten Zulaſſung 
einzelner jüdiſcher RA. unter beſonderen Umſtänden vom natig 
nalſozialiſtiſchen Standpunkt aus abzulehnen. Darüber hinaus ! 
eine derartige Forderung, daß jüdiſche Parteien durch jüdiſche R 5 
vertreten werden müſſen, auch deshalb abzulehnen, weil bei der 
Frage der Zulaſſung eines Prozeßbevollmächtigten für das Arbe 
weniger die Tatſache des Vertreters einer Partei, als die des 
Rechtswahrers zur Findung deutſchen Rechtes, insbeſ. eines natıd“ 
nalſozialiſtiſchen, von allen fremden Einflüſſen völlig unabhan 
gigen deutſchen Arbeitsrechts maßgebend iſt. Unter dieſen Umſtän 
den aber kann bei den ArbG. nur die Zulaſſung eines ariſchen 
Anwaltes auch bei jüdiſchen Parteien in Frage kommen. 


(Arbch. Magdeburg, Beſchl. v. 25. Mai 1935, 4 Ca 91/35.) 
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Berichtigungen 
Die JW. 1935, 1722 Ziff. 61 veröffentlichte Entſcheidung des 
OLG. Düſſeldorf v. 28. Febr. 1935 trägt das Aktenzeichen: 1 W 65/897 


JW. 1935, 1568, linke Spalte, Nr. 13 muß in Zeile 1 des 
Rechtsſatzes das Wort „Verfügung“ erſetzt werden durch „ 5 
führung“. 
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